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Mediale Kompetenzen

Mehr und mehr wird bei vielen Gelegenheiten der Ruf nach
journalistischen Kernkriterien laut, welche die Gewißheit nach
Wahrheitsgehalt, Faktizität und struktureller Richtigkeit
überprüf- und ermittelbar macht. Eine Quelle beispielsweise durch eine
weitere und möglichst dazu noch durch eine unabhängige Bestätigung für
eine Behauptung, für einen Bericht oder für eine Beschreibung zu
hinterfragen und zu sichern, wäre ein solches Kriterium.

Die gründliche Recherche und die Berücksichtigung von
Gegenstandpunkten gehört da selbstverständlich ebenso zum Arbeitsset
wie der Blick auf weitreichendere Zusammenhänge. Zur Überprüfung
solcher publizistischer Selbstverständlichkeiten wird schlußendlich
sogar für diesen Bewertungs- und Beurteilungszweck mit dem Gedanken an
eine entsprechende wissenschaftliche Instanz gespielt.

Selbst Fakten können jedoch auf unterschiedlichere Art erlebt,
erfahren, erlitten und bewältigt worden sein, als es eine gezielte
Lesart oder ein bestimmtes Übermittlungsinteresse zugestehen würde.

Auch die Wahrheit wäre, auf ihre sprachgeschichtliche Urfunktion
zurückgeführt, doch lediglich eine unter Umständen bevorzugte Sicht
welcher Dinge oder Ereignisse auch immer.

Wie hergeholt und konstruiert erscheint da ein Kriterienstrangulat,
das bei allgemein medialer Verarbeitung so etwas wie Gültigkeit und
Ungültigkeit in die Arena des Austausches zu bringen versucht. Es muß
schon eine große Furcht vor demokratischen Prozessen im Spiele sein,
wenn dazu übergegangen wird, eine Kapelle gegen den Wind aufzurichten,
um über diese gemauerte Fessel die freie Luft auf die eigene Seite zu
zwingen.

Schattenblick-Redaktion


9. März 2018
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ATOM/153: Halbwertzeit - und das neue Wettrüsten ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative (BI) "Kein Atommüll in Ahaus"

Natur- und Umweltschutzverein (NUG) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Pressemitteilung, 12. März 2018

30. März / Karfreitag: Auftakt der NRW-Ostermärsche in Gronau

• Ostermarsch zur Gronauer Urananreicherungsanlage

• Urananreicherung stoppen und Atomwaffen ächten



Am Karfreitag, 30. März, veranstaltet das Aktionsbündnis Münsterland
gegen Atomanlagen wieder einen Ostermarsch zur Gronauer
Urananreicherungsanlage (UAA) des internationalen Urenco-Konzerns. Die
Auftaktkundgebung beginnt um 13 Uhr am Bahnhof Gronau (Westf.),
anschließend geht es zur Urananreicherungsanlage, wo es vor dem Haupttor
eine Abschlusskundgebung gibt. Thematischer Schwerpunkt sind in diesem
Jahr Atomwaffen - und das nicht nur aufgrund der ständigen Provokationen
und dem angekündigtem Wettrüsten zwischen den USA, Nordkorea und
Russland. "Auch die Urananreicherungsanlage in Gronau und das Ahauser
Atommülllager stehen in direktem Zusammenhang mit der weltweiten
Bedrohung durch Atomwaffen," so Udo Buchholz vom Vorstand des
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

Auch in diesem Jahr ist der Gronauer Ostermarsch der Auftakt der
Ostermärsche in NRW. Die Planungen erfolgen in Zusammenarbeit mit den
Friedensorganisationen, die auch den Ostermarsch Rhein-Ruhr organisieren.

Urencos Hilfe für Atomwaffenprogramme



Die Urananreicherungstechnik spielt eine wichtige Rolle bei der
Entwicklung und dem Bau von Atombomben. Das pakistanische,
nordkoreanische und auch iranische Atomprogramm basieren auf Unterlagen
des Urenco-Konzerns, die in den 1970er-Jahren bei der Schwesteranlage
der UAA Gronau in Almelo (NL) entwendet wurden.

In den letzten Jahren sind die Lieferungen von angereichertem Uran von
Gronau in die USA massiv gewachsen. Es gibt sogar Lieferverträge
zwischen Urenco und dem US-AKW-Betreiber TVA, der in zwei AKW wichtige
Spaltprodukte (Tritium) für die Instandhaltung und die von US-Präsident
Trump angekündigten Neuentwicklungen von Atomwaffen produziert. Hiermit
wird die Grenze von der zivilen Nutzung der Anreicherung zur
militärischen Nutzung klar überschritten!

Atombomben-Material im Atommülllager Ahaus



Trotz massiver Sicherheitsbedenken hält die bayrische Landesregierung an
den Plänen fest, Atommüll mit bis zu 87,5% angereichertem Uran aus dem
Garchinger Forschungsreaktor in Ahaus einzulagern. "Wenn dies passiert,
müsste das Ahauser Atommülllager zu einem militärischen
Hochsicherheitsbereich ausgebaut werden, da dieser Atommüll mit
besonders einfachen Mitteln für den Bau von Atombomben genutzt werden
kann," so Felix Ruwe von der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus".

Atomwaffen und Urananreicherung ächten



Auf dem Gronauer Ostermarsch am Karfreitag wird unter anderem ein
Vorstandsmitglied der Friedensnobelpreisträgerin ICAN sprechen. Die
Organisation hat in den vergangenen Jahren maßgeblich Einfluss auf die
Initiierung des UN-Atomwaffenverbotsvertrags gehabt. "Wir fordern mit
dem Gronauer Ostermarsch, dass die Bundesrepublik Deutschland dem
Atomwaffenverbotsvertrag beitritt und dementsprechend die
Urananreicherung, Uranexporte und die Lagerung von US-Atomwaffen in
Deutschland beendet," erklärte Peter Bastian vom Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen. Die alte Bundesregierung weigerte sich
bisher, dem UN-Vertrag beizutreten. Von der neuen Bundesregierung
fordern die Initiativen und der BBU eine rasche Kurskorrektur sowie die
Stilllegung der Urananreicherungsanlage Gronau.

Die OrganisatorInnen des Ostermarsches in Gronau hoffen auf eine rege
Beteiligung, um ein deutliches Zeichen für friedliche Konfliktlösungen
und gegen weitere Eskalationen durch deutsche Uran- und Waffenexporte zu
setzen. Auch eine Vertreterin der atomkritischen Ärzteorganisation IPPNW
wird auf dem Ostermarsch sprechen. IPPNW setzt sich seit Jahren aus
zivilen wie militärischen Gründen für einen Ausstieg aus der
Urananreicherung ein."Alle, die sich für diese Ziele einsetzen wollen,
sind herzlich zur Teilnahme am Gronauer Ostermarsch eingeladen. Neben
Rede-Beiträgen wird es auch wieder Musik des Kölner Liedermachers Gerd
Schinkel geben und die VolXküche sorgt für das leibliche Wohl," so Peter
Bastian.Zur Teilnahme an dem Gronauer Ostermarsch rufen u. a. der
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau, die BI "Kein Atommüll in Ahaus", das
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen, der AKU Schüttorf und der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) auf.


Hintergrundinformationen:

www.ostermarsch-gronau.de 

http://www.ostermarsch-ruhr.de 

https://www.friedenskooperative.de 

https://www.icanw.de

https://www.ippnw.de 

http://www.zeit.de/2017/35/nordkorea-atomwaffen-pakistan-abdul-qadeer-khan

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/254: Hambacher Forst - Waldhelden vor Gericht ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Pressemitteilung vom 13. März 2018

"Prozess in Kerpen gegen Hambach-Aktive - "The mine is not a
sandpit."



Kerpen, 13. März 2018. Seit einer Barrikadenräumung im Hambacher Forst
am 22. Januar sitzen vier Personen in Untersuchungshaft. Ihnen wird
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte vorgeworfen, zweimal in besonders
schwerem Fall. Haftgrund ist Fluchtgefahr - da die Beschuldigten ihre
Personalien verweigerten, soll durch die U-Haft die Durchführung des
Strafverfahrens gesichert werden. Der Prozess gegen die vier weiterhin
den Strafverfolgungsbehörden unbekannten Personen findet am 15. März um
14 Uhr vor dem Amtsgericht Kerpen statt.

Der Polizeieinsatz Anfang Januar diente dazu, die Räumungsarbeiten der
Waldwege durch RWE vor Protesten zu sichern. Am Abend musste der Versuch
aufgegeben werden, ohne alle Wege geräumt zu haben. Vielleicht auch deswegen
möchte der Staat seine Macht demonstrieren und nutzt mehr Mittel, um
repressiv vorzugehen. Eines davon ist die Verhängung von Untersuchungshaft
und Anklage auf Grund einer unüblich weit gefassten Auslegung des Vorwurfs
des Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte. Symptomatisch für das Abwerten
des Widerstands gegen Braunkohle durch Justiz, Politik und Polizei ist auch
die Äußerung der Richterin bei der Haftprüfung: "Das hier ist kein
Kindergarten." Die unbekannte Person 3 kommentierte das in ihrem offenen
Brief: "And the mine is not a sandpit." (Und der Tagebau ist kein
Sandkasten.) Damit macht die Angeklagte deutlich, dass sowohl die
entschlossenen Aktionen für den Erhalt des Hambacher Forsts und gegen den
Tagebau als auch die damit zusammenhängenden Risiken bewusst entschieden
sind. Braunkohleabbau trage zum Klimawandel bei und zerstöre auch lokal
durch die Abholzung des Hambacher Forsts und eine hohe Feinstaubbelastung
viel.

Aus Solidarität mit den Gefangenen gingen in den letzten Wochen an zwei
Aktionstagen hunderte Menschen aus Deutschland und darüber hinaus auf die
Straßen. "Unverständnis und Entsetzen über die sieben Wochen Haft sind
teilweise sehr hoch. Empörung sollte sich nicht nur gegen die
Einzelentscheidungen richten, sondern gegen Staat und Justiz, die mit
diesen ihre Aufgabe von der Aufrechterhaltung der Ordnung - in der unter
anderem RWE Braunkohle abbauen darf - erfüllen. Die Gesetze die gegen uns
angewendet werden, wurden von Menschen gemacht und gerade werden sie
verschärft", so Unterstützer*innen auf ihrem Blog.




Hintergrundinformationen:

hambacherforst.org,

abcrhineland.blackblogs.org

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/253: Hambacher Forst - Sägemühlen mahlen langsam ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 13. März 2018

Hambacher Wald: BUND will vors Oberverwaltungsgericht



Düsseldorf, 13. März 2018 | Der Rechtsstreit um den Schutz des Hambacher
Waldes vor dem Braunkohlentagebau geht weiter. Der nordrhein-westfälische
Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat
heute beim Verwaltungsgericht Köln beantragt, die Berufung gegen das am 24.
November 2017 verkündete Urteil (14 K 1282/15) zuzulassen. Wird dem Antrag
stattgegeben, muss das Oberverwaltungsgericht des Landes in Münster über
die BUND-Klage entscheiden.

Das Verwaltungsgericht Köln hat erst unlängst die schriftliche Begründung
für das November-Urteil vorgelegt. Gegenstand des Verfahrens waren die
Zulassungen des Hauptbetriebsplans bis 2017 und des 3. Rahmenbetriebsplans
von 2020 bis 2030. Der Hauptbetriebsplan erlaubt unter anderem die sog.
Vorfeldräumung und Waldrodung. Er erfasst Teile des Hambacher Waldes. Das
Gericht wollte der BUND-Argumentation nicht folgen, wonach im
Zulassungsverfahren eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) hätte
durchgeführt werden müssen. Daneben, so die BUND-Überzeugung, untersteht
der Hambacher Wald auch wegen des dortigen Vorkommens des Lebensraumtyps
Sternmieren-Eichen-Hainbuchenwald und der Bechsteinfledermaus bzw. anderer
Arten dem Schutz eines potentiellen FFH(Flora-Fauna-Habitat)-Gebiets.

Unmittelbar nach der Klageabweisung hatte der BUND beim
Oberverwaltungsgericht (OVG) eine Zwischenverfügung für einen Rodungsstopp
im Hambacher Wald erwirkt. Das OVG sah 'gewichtige fachliche Anhaltspunkte'
für die Existenz eines FFH-Gebietes im Hambacher Wald. In der Folge hatte
das Land NRW keine neue Rodungserlaubnis erteilt.

Der BUND ist optimistisch, dass die Berufung zugelassen wird. Zum einen
bestünden ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des erstinstanzlichen
Urteils. Zum anderen weise die Rechtssache besondere rechtliche
Schwierigkeiten auf und habe grundsätzliche Bedeutung. Bis zum 4. Mai hat
der BUND nun Zeit, seinen Antrag zu begründen.

Ungeachtet dessen hat die RWE Power AG bei der Bezirksregierung Arnsberg
eine neue bergrechtliche Erlaubnis beantragt. Hintergrund ist, dass die
Verlängerung der alten Hauptbetriebsplanzulassung am 31. März ausläuft. Der
BUND hat diesen Antrag angefordert, allerdings von der Bergbehörde bislang
noch nicht übermittelt bekommen.

Alle Infos zur Klage:

www.bund-nrw.de/hambach_klage

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13. März 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/30 20 05-22, Fax: 0211/30 20 05-26

Redaktion: Dirk Jansen, Pressesprecher

E-Mail: dirk.jansen@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/252: Hambacher Forst - und es folgt die nächste Runde ... (Michael Zobel)


47. monatlicher Waldspaziergang im Hambacher Wald - Rote Linie am
Sonntag, 18. März

von Michael Zobel, 12. März 2018






[image: Flyer für die Rote Linie am 18. März -Quelle: Michael Zobel]

Quelle: Michael Zobel



Guten Tag zusammen,

Rodungsstopp bis Oktober 2018! Noch nie waren wir dem Ziel so nah, den
kleinen Rest des einstmals so stolzen Waldes retten zu können. Dazu haben
viele Menschen beigetragen, die Führungen sind ein kleiner Baustein auf dem
Weg zum großen Ziel...

Den sensationellen Rodungsstopp haben wir alle in erster Linie den nicht
nachlassenden juristischen Bemühungen des BUND NRW zu verdanken. Aber auch
der Bewegung, zu der wir mittlerweile geworden sind, unter anderem der
Petition und den vielen Menschen, die an den Rote Linien Aktionen
teilgenommen haben. Ein ganz dickes Dankeschön dafür!

Doch der Wald ist noch längst nicht sicher vor der Zerstörungswut von RWE.
Sowohl die aktuelle Landesregierung als auch die neue Bundesregierung sind
alles andere als ambitioniert in Sachen Klima Schutz und Kohleausstieg.

Auf zum nächsten Waldspaziergang - kommt mit am 18.3.2018


Die Sonntagsspaziergänge im Hambacher Wald werden fortgesetzt. Mehr als
11.900 Menschen haben in den vergangenen vier Jahren an fast 150 Führungen
teilgenommen, ein unfassbarer Erfolg!

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 18. März, 15. April, 13. Mai, 10. Juni,
15. Juli...

Sonntag, 18. März, Rote Linie- Wald statt Kohle - 47 Monate
Waldspaziergang... 

Die erste Rodungs-Verhinderungs-Saison ist zu Ende. Nach zwei schlimmen
Tagen im November ist kein weiterer Baum gefallen, zum ersten Mal seit 40
Jahren! Sorgen wir dafür, dass das so bleibt, setzen wir erneut ein Zeichen
der Unterstützung für die Waldschützer, die mit ihrer Anwesenheit eine
wertvolle Arbeit für uns alle leisten.

Frühjahr im Hambi, wir werden erneut zeigen, warum auch der kleine Rest des
ehemals stolzen Waldes unbedingt schützenswert ist.

Sonntag, 18. März, 47. Waldspaziergang im Hambacher Wald - Rote Linie -
es ist wieder so weit

Zwischen Morschenich, den Baggern und dem Hambacher Wald werden wir erneut
ein eindrucksvolles Zeichen setzen. Rot gekleidet, mit roten Transparenten
und Bannern sagen wir "bis hierher und nicht weiter", wie 2016 und 2017
werden viele Menschen im und um den Wald unterwegs sein, rot, unüberseh-
und unüberhörbar. Bitte ab sofort rote Kleidung, rote Banner, rote
Utensilien zurechtlegen, am 18. März ab 11.30 Uhr werden wir sie brauchen.

Kommt um 11:30 Uhr nach Morschenich. Jede/r Einzelne von Euch war und ist
wichtig und wir freuen uns auf ein Wiedersehen oder erstes Kennenlernen,
denn

Wir haben was zu FEIERN....

• Die erste erfolgreiche Rodungsverhinderungssaison seit 40 Jahren [1]

• Über 67.000 Petitionsunterzeichner*innen für den Erhalt des
Hambacher Waldes [2]

• Über 12.000 Teilnehmer*innen bei fast 150 Waldspaziergängen in 4
Jahren und über 5.000 Teilnehmer*innen bei der Roten Linien am Hambacher
Wald [3]

• 'Welcome back, bats!' Bechsteinfledermäuse & Co dürfen bleiben [4]

• Sensationelle 6 Jahre Waldbesetzung [5]

 ... und sagen DANKE!

Wir freuen uns, Euch am Sonntag, am Hambacher Wald in roter Kleidung, mit
roten Kopfbedeckungen und Accessoires und festem Schuhwerk begrüßen zu
dürfen. Sitzunterlage und Geschirr fürs Picknick nicht vergessen.

Treffpunkt ist die Unterstrasse in Morschenich (52399 Merzenich) in
Richtung Tagebaukante. Dort werden Euch liebe Menschen freudig erwarten und
den Weg weisen.

S-Bahn Haltestelle: Buir, von dort verkehrt ein Shuttlebus

Veranstalter: Michael Zobel und Eva Töller + Bündnis gegen Braunkohle +
Initiative Buirer für Buir

#SeidieRoteLinie #betheredline #endcoal #hambibleibt #hambacherforst

Sagt es weiter! Verbreitet es weiter! Seid dabei!

Danke für die großartige Unterstützung auf unserem gemeinsamen Weg in eine
kohlefreie und gerechtere Zukunft.

Mit freundlichen Grüßen, bis Sonntag,

Michael Zobel, Eva Töller, Antje Grothus, Todde Kemmerich und viele weitere
Menschen, die sich für das Ende der Braunkohleverstromung und die Rettung
des Hambacher Forstes einsetzen

Anmeldung und weitere Infos bei Michael Zobel per Mail info@zobel-natur.de.

Weitere Informationen:

Das MobiVideo:

https://vimeo.com/257992910

Und mehr: 

https://www.facebook.com/events/605830509749492/

http://bündnis-gegen-braunkohle.de/rote-linien/rote-linie-gegen-kohle-18-03-2018/

http://www.buirerfuerbuir.de/

Verweise:

[1] https://www.bund-nrw.de/themen/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/bund-klage-gegen-hambach/

[2] https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

[3] https://www.youtube.com/watch?v=seW1mUtXnlo

[4] https://www.youtube.com/watch?v=oyyfcHzVwqA

[5] https://hambacherforst.org/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 12. März 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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AKTION/7131: Stuttgart - Quantenphysik zum Staunen, öffentliche Festveranstaltung am 22.03.18


idw - Pressemitteilung: Universität Stuttgart

Quantenphysik zum Staunen

Verleihung des Quantum Futur-Award 2018 mit Festvortrag, Science Slam
und Experimenten zum Mitmachen



Geht es um den technischen Fortschritt der Zukunft, kommt man an der
Quantentechnologie nicht vorbei. Um ihre Entwicklung und
Zukunftsperspektiven sichtbar zu machen, startete das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) das Quantum
Futur-Programm. Beteiligt ist auch das Zentrum für Integrierte
Quantenwissenschaft und -technologie IQST, ein Verbund der
Universitäten Stuttgart und Ulm sowie des Max-Planck-Instituts für
Festkörperforschung. Das BMBF und das IQST laden am 22. März zu einer
öffentlichen Festveranstaltung an die Universität Stuttgart. Verliehen
wird der Quantum Futur-Award 2018. Prof. Wolfgang Schleich, Leiter des
Instituts für Quantenphysik der Universität Ulm, gibt in seinem
Festvortrag Einblick in die wunderliche Welt der Quanten und zwei
Science Slammer beschreiben auf unterhaltsame Weise Forschungsgebiete
der Quantentechnologie. Darüber hinaus gibt es faszinierende
Experimente zum Staunen und Mitmachen.

Auf das Publikum wartet ein spannender Abend rund um die
Quantentechnologie. Neben dem Festvortrag von Prof. Wolfgang Schleich
"Die wunderliche Welt der Quanten - von den Grundlagen zur Anwendung"
überraschen zwei Science Slammer auf unterhaltsame Weise mit
Präsentationen über Quantenphysik. Darüber hinaus laden im Foyer des
Hörsaals 17.01 zwei faszinierende Experimente zur Quantenphysik zum
Mitmachen ein. Bei einem Minigolfspiel, das auf quantenmechanischen
Effekten basiert - gibt es einen überraschenden Effekt: Der Golfball
befindet sich an mehreren Orten gleichzeitig. Interessierte können
versuchen, den Ball trotzdem ins Loch zu bringen. Bei dem zweiten
Experiment geht es um den Prototyp eines Quantenmagnetometers und
dessen Einfluss von Magnetfeldern auf Spin-basierte Quantensysteme.

Festveranstaltung und Verleihung des Quantum Futur-Award 2018

Das BMBF und das IQST laden die interessierte Öffentlichkeit herzlich zu der Festveranstaltung ein.

Datum: 22. März 2018, 19:00 bis 22:30 Uhr

Ort: Universität Stuttgart, Campus Stadtmitte, Keplerstr. 17, Hörsaal 17.01

Die Teilnahme ist kostenfrei und ist ohne Anmeldung möglich.

Erstmalige Auszeichnung

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und das Zentrum
für Integrierte Quantenwissenschaft und -technologie IQST verleihen am
22. März 2018 in Stuttgart zum ersten Mal den Quantum Futur-Award. In
Anwesenheit der Öffentlichkeit und geladenen Gästen aus Politik,
Wissenschaft und Industrie werden die jungen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler für ihre herausragenden und innovativen
Abschlussarbeiten zur anwendungsorientierten Quantentechnologie
ausgezeichnet. Aus den Abschlussarbeiten von insgesamt 25
Bewerberinnen und Bewerbern nominierte die Fachjury jeweils die fünf
besten Arbeiten in den Kategorien "Masterarbeiten" und
"Promotionsarbeiten". Das Themenspektrum reicht dabei von einem
realisierten Handheld zur Quantenverschlüsselung über Simulationen zu
supraleitenden Qubits bis hin zu einem neuartigen Quantensensor zur
Charakterisierung von hochwertigen elektronischen Komponenten.

Das Quantum Futur Programm

Zum Programm gehört neben dem Quantum Futur-Award auch die Quantum
Futur-Akademie, eine Praxiswoche, die erstmals Studierenden der
Ingenieur- und Naturwissenschaften deutscher Hochschulen die
Möglichkeit bietet, einen exklusiven Einblick in angewandte
Quantentechnologie zu gewinnen. Der Quantum Futur-Award wird im Rahmen
der Akademie zukünftig jährlich verliehen. Nachwuchs für diese
Zukunftstechnologie zu gewinnen, Karrierechancen in der Forschung und
Wirtschaft zu eröffnen sowie ein nationales und internationales
Netzwerk für den Berufseinstieg zu schaffen, ist das Ziel. Das
Programm richtet sich an Schülerinnen und Schüler, Studierende, junge
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler - aber auch Quanten-Start-
ups, Maker und an die interessierte Öffentlichkeit. 

Weitere Informationen unter www.photonikforschung.de/campus/quantum-
futur.html.

IQST

Im Zentrum für Integrierte Quantenwissenschaft und -technologie IQST
haben sich die beiden Universitäten Ulm und Stuttgart zusammen mit dem
Max-Planck-Institut für Festkörperforschung (MPI FKF) zusammen
geschlossen, um aus abstrakter Quantenphysik neue technologische
Ansätze zu entwickeln.

www.iqst.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, Andrea Mayer-Grenu, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4025: Stuttgart - Éric Vuillard, Die Tagesordnung, 27.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Freitag, 27.04.18, 20.00 Uhr

Die Tagesordnung

Éric Vuillard

Lesung und Gespräch,

Moderation: Nicola Denis



"All seinen Büchern gelingt es, großen geschichtlichen Ereignissen
Facetten abzuringen, deren Bedeutung sich erst durch eine
literarische Aufarbeitung erschließt." Metropolis, ARTE

20. Februar 1933: Auf Einladung des Reichstagspräsidenten Hermann
Göring finden sich 24 hochrangige Vertreter der Industrie zu einem
Treffen mit Adolf Hitler ein, um über mögliche Unterstützungen für
die nationalsozialistische Politik zu beraten: Krupp, Opel, BASF,
Bayer, Siemens, Allianz - kaum ein Name von Rang und Würden fehlt an
den glamourösen runden Tischen der Vermählung von Geld und Politik.
So beginnt der Lauf einer Geschichte, die Vuillard fünf Jahre später
in die Annexion Österreichs münden lässt. Bild- und wortgewaltig
führt er den Leser in die Hinterzimmer der Macht, wo in
erschreckender Beiläufigkeit Geschichte geschrieben wird. Dabei
erzählt er eine andere Geschichte als die uns bekannte, er zeigt den
Panzerstau an der deutschen Grenze zu Österreich, er entlarvt
Schuschniggs kleinliches Festhalten an der Macht, Hitlers abgründige
Unberechenbarkeit und Chamberlains gleichgültige Schwäche. Mit der
ihm eigenen virtuosen Eindringlichkeit und mit satirischem Biss
seziert Vuillard die Mechanismen des Aufstiegs der
Nationalsozialisten und macht deutlich: Die Deals, die an den runden
Tischen der Welt geschlossen werden, sind faul, unser Verständnis von
Geschichte beruht auf Propagandabildern. In "Die Tagesordnung"
zerlegt Éric Vuillard diese Bilder und fügt sie virtuos neu zusammen:
Ein notwendiges Buch, das eine überfällige Geschichte erzählt und
damit den wichtigsten französischen Literaturpreis erhielt.

In Zusammenarbeit mit dem Institut francais Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4024: Stuttgart - Reihe 'Das gute Buch', Erotika, mit A. Steidele, D. Scheck, S. Richter, 17.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Dienstag, 17.04.18, 20.00 Uhr

Erotika

Angela Steidele, Denis Scheck, Sandra Richter

Veranstaltungsreihe: Das gute Buch

Lesung und Gespräch



Wäre sie ein Mann gewesen, müsste man sie Frauenheld, Schwerenöter,
Lüstling oder einfach nur Schuft nennen: Frauen pflasterten Anne
Listers Weg und ihre amourösen Verwicklungen im präviktorianischen
England lassen keine Fragen mehr offen über Sex zwischen Frauen. Anne
Lister (1791-1840) betete sie an, begehrte, belog und betrog sie,
ging ihnen an die Wäsche und ans Geld. Noch unerhörter als ihr
Liebesleben sind ihre fiebernden Tagebücher lesbischer
Leidenschaften, in denen die englische Landadlige ihre zahllosen
Abenteuer schildert. Anhand dieser Quellen zeichnet Angela Steidele
das Porträt dieser schillernden Persönlichkeit nach. Mit der Autorin
ins Gespräch kommen Sandra Richter, Professorin für
Literaturwissenschaft an der Universität Stuttgart und designierte
Chefin des Literaturarchivs Marbach und der Fernsehliteraturkritiker
Denis Scheck.

In der Literaturhausreihe "Das gute Buch" werden Anne Lister
thematisch drei weitere Bücher zur Seite gestellt: der erotische
Briefroman von John Cleland aus dem Jahr 1749, "Fanny Hill", das
feministische Standardwerk "Die Imaginierte Weiblichkeit" der
kürzlich verstorbenen Literaturwissenschaftlerin, Autorin und
Essayistin Silvia Bovenschen sowie der jüngst erschienene Roman
"Töchter" der Schriftstellerin und gebürtigen Hamburgerin Lucy
Fricke.

In Zusammenarbeit mit dem Christopher Street Day Stuttgart.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4023: Stuttgart - Fernando Aramburu, Patria, 16.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Montag, 16.04.18, 20.00 Uhr

Patria

Fernando Aramburu

Veranstaltungsreihe: Europa lesen

Lesung und Gespräch,

Moderation: Denis Scheck

Deutsche Lesung: Sandra Gerling



"Neun Uhr abends. In der Küche steht das Fenster offen, damit der
Geruch von gebratenem Fisch nach draußen ziehen kann. Im Fernsehen
beginnen die Nachrichten mit der Meldung: Schluss mit dem bewaffneten
Kampf." Fernando Aramburu

Mario Vargas Llosa sagt über diesen Bestseller aus Spanien: "Ich habe
seit langem kein so überzeugendes und bewegendes Buch gelesen."
"Patria" heißt Vaterland, Heimat. Aber was ist Heimat? Die beiden
Frauen und ihre Familien, um die es in Fernando Aramburus von der
Kritik gefeierten und mit den größten spanischen Literaturpreisen
ausgezeichneten Roman geht, sehen ihre Heimat mit verschiedenen
Augen. Ein epochemachender Roman über Schuld und Vergebung,
Freundschaft und Liebe, der zeigt, wie Terrorismus den inneren Kern
einer Gemeinschaft angreift und wie lang es dauert, bis die Menschen
wieder zueinander finden. Fernando Aramburu wurde 1959 in San
Sebastian im Baskenland geboren. Seit Mitte der achtziger Jahre lebt
er in Hannover. Für seine Romane wurde er mit zahlreichen Preisen
ausgezeichnet und zuletzt für "Patria" mit dem bedeutendsten
spanischen Literaturpreis, dem Premio Nacional de Narrativa 2017.
Willi Zurbrüggen hat den Text ins Deutsche übertragen.

In Zusammenarbeit mit dem Schauspiel Stuttgart und dem

Generalkonsulat Spanien.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart
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LESUNG/4022: Stuttgart - Andreas Reckwitz, Die Gesellschaft der Singularitäten, 10.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Dienstag, 10.04.18, 20.00 Uhr

Die Gesellschaft der Singularitäten

Andreas Reckwitz

Veranstaltungsreihe: Kulturtheorien

Lesung und Gespräch,

Moderation: Ulrich Bröckling



In den Ländern des Westens vollzog sich in den 1960er, 70er Jahren
eine beispiellose Bildungsexpansion, und es entstand eine neue,
universitär gebildete Mittelklasse. "Ein Drittel Akademiker - das gab
es zuvor nicht. Diese große neue Gruppe forciert einen Wertewandel.
Plötzlich wurde die Konformität der bisherigen Gesellschaft
attackiert. Das neue, dem entgegengesetzte Ideal war das des gegen
Widerstände sich selbst entfaltenden Individuums, eine alte Tradition
seit der Romantik. Es ging um das "gute Leben". Dieser Begriff steckt
auch heute noch im postromantischen Erbe der
Selbstverwirklichungsgesellschaft", erläutert Andreas Reckwitz im
Gespräch mit der ZEIT. In der Gegenwartsgesellschaft zählt nun nicht
mehr das Allgemeine, sondern das Besondere, das Singuläre, so seine
These. Ob Märkte, Arbeitswelt oder Lebensstil: Nur wem es gelingt,
sich in seiner Einzigartigkeit, Originalität und Attraktivität zu
profilieren, wird prämiert. Der für den Preis der Leipziger Buchmesse
nominierte Soziologe Andreas Reckwitz untersucht diesen Prozess der
Singularisierung, wie er sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts in
Ökonomie, Arbeitswelt, digitaler Technologie, Lebensform und Politik
herausbildet. Im Gespräch mit dem Freiburger Soziologen Ulrich
Bröckling stellt er die Voraussetzungen für diesen Prozess heraus,
analysiert seine widersprüchliche Dynamik und zeigt seine Kehrseiten
auf.

Andreas Reckwitz hat die Professur für Vergleichende Kultursoziologie
an der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt/Oder inne. Ulrich
Bröckling ist Professor für Kultursoziologie an der
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg.

In Zusammenarbeit mit dem Internationalen Zentrum für Kultur- und
Technikforschung der Universität Stuttgart, mit der Stadtbibliothek
Stuttgart und der Berthold Leibinger Stiftung

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart
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TAGUNG/2359: Saarbrücken - "Träume von Geburt und Tod", 21.-23.03.18


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Internationale Tagung über "Träume von Geburt und Tod" an der Saar-Uni 



Im Traum Geborenwerden und Sterben - diesem Phänomen sowie seinen
künstlerischen Darstellungen widmet das Saarbrücker Graduiertenkolleg
"Europäische Traumkulturen" eine internationale Tagung. "Träume von
Geburt und Tod. Traumdarstellungen körperlicher Grenzerfahrungen in
Literatur, bildender Kunst, Musik und Film" lautet der Titel der
internationalen Konferenz, die vom 21. bis 23. März 2018 an der
Universität des Saarlandes stattfindet (Graduate Centre, Gebäude C9
3). Tagungssprachen sind Deutsch, Englisch und Französisch. Die
interessierte Öffentlichkeit ist herzlich willkommen. Um Anmeldung
wird gebeten: traumkulturen@uni-saarland.de.

Geburt und Tod sind verstörend und bedrohlich, weil sie jeden Menschen
unausweichlich betreffen. Zugleich passieren sie jenseits des
Erinnerbaren: Sie ereignen sich zu früh oder zu spät, um als eigene
authentische Erfahrung mitgeteilt zu werden. Hingegen können Träume
Erfahrungsräume für diese extremen körperlichen Übergänge eröffnen.
Ihre Darstellung fordert die künstlerische Gestaltung in besonderem
Maße heraus - muss sie doch Wege und Ausdrucksmöglichkeiten finden, um
das Abwesende, Unvorstellbare zu vermitteln. Von der klassischen
Antike bis in die Gegenwart hinein finden sich unzählige Träume in
Literatur, Kunst, Musik, Theater und Film, bei denen die Erfahrung von
den Grenzen des Lebens im Mittelpunkt steht.

Rund 50 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Deutschland,
Frankreich, England, der Schweiz und den USA diskutieren in
Saarbrücken drei Tage lang über das geträumte Geborenwerden und
Sterben sowie seine künstlerischen Darstellungen. Auf dem Programm
stehen 22 Beiträge, darunter ein Abendvortrag von Prof. John
Deathridge, einem weltweit anerkannten Wagnerexperten vom Londoner
King's College, über Richard Wagners "421 recorded dreams of a
composer from Germany".

Die Mitglieder des DFG- Graduiertenkollegs "Europäische Traumkulturen"
forschen seit 2015 zu den Beziehungen zwischen Traumästhetik, Kultur
und Wissensgeschichte. Sie untersuchen, wie Träume im europäischen
Kulturraum vom Mittelalter bis in die Gegenwart in Kunst und Kultur
dargestellt werden, beispielsweise in Romanen und Gedichten, auf der
Bühne, im Film, im Computerspiel oder in Gemälden. Den Schwerpunkt der
interdisziplinären Forschungsarbeit bilden die jeweiligen
Wechselwirkungen zwischen Traumästhetik, Wissenspoetik, Kunst und
Kultur in den unterschiedlichen europäischen Kontexten.

Weitere Informationen zur Tagung finden Sie unter:

http://www.traumkulturen.de/veranstaltungen/konferenzen-co.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Gerhild Sieber, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1115: Stuttgart - Comicbuchpreis, Tim Dinter, Thomas Pletzinger, Blåvand, 23.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Montag, 23.04.18, 18.00 Uhr

Blåvand

Tim Dinter, Thomas Pletzinger

Veranstaltungsreihe: Comicbuchpreis

Ausstellungseröffnung, Preisverleihung



Erstmalig geht der Comicbuchpreis der Berthold Leibinger Stiftung an
ein Autoren- und Zeichnerteam: Thomas Pletzinger und Tim Dinter
erhalten für ihre gemeinsame Arbeit "Blåvand" den diesjährigen, mit
15.000 Euro dotierten Preis. "Dass sich ein renommierter
Schriftsteller und ein Zeichner zusammentun, ist in der
deutschsprachigen Comicszene immer noch ungewöhnlich. Wenn dabei ein
derart spannendes Projekt über das ebenso brisante wie selten
behandelte Thema Entwicklungshilfe entsteht, hervorragend
recherchiert, erzählt und gezeichnet, dann verspricht das ein
Glücksfall für den deutschsprachigen Comic zu werden", begründet
Thomas von Steinaecker die Entscheidung der Jury.

Thomas Pletzinger wurde 1975 in Münster geboren, studierte
Amerikanistik in Hamburg sowie am Deutschen Literaturinstitut Leipzig
und lebt heute mit seiner Familie in Berlin. Er arbeitet als freier
Autor, Journalist, Dozent und Übersetzer. In Kürze erscheint seine
Reportage in Buchform über den Basketballspieler Nowitzki.

Tim Dinter, 1971 in Hamburg geboren, zeichnete regelmäßig für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung und den Tagesspiegel. Zu seinen
Publikationen gehören u.a. "Cargo" und "Alte Frauen"; zuletzt
erschien seine Bearbeitung von Sven Regeners Roman "Herr Lehmann".

Für den Comicbuchpreis 2018 hatten sich 67 Autor*innen und
Zeichner*innen aus Deutschland, der Schweiz und Österreich beworben;
er wird seit 2014 jährlich ausgeschrieben und im Literaturhaus
Stuttgart für einen hervorragenden, noch unveröffentlichten
deutschsprachigen Comic verliehen. Darüber hinaus prämiert die Jury
unter dem Vorsitz von Andreas Platthaus neun Finalistenarbeiten mit
einer Auszeichnung in Höhe von je 1.000 Euro.

Mit der Preisverleihung eröffnet zugleich die begleitende
Comicausstellung im Literaturhaus, die im Anschluss in Berlin im
Literarischen Colloquium zu sehen sein wird.

In Zusammenarbeit mit der Berthold Leibinger Stiftung

Einlass nur nach Anmeldung unter

veranstaltungen@leibinger-stiftung.de

oder per Telefon unter 07156-303 35208

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart
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TREFF/1114: Stuttgart - Walter Sittler, Hegel Quartett, Wo bleibt denn mein Leben?, Szenisches Konzert, 11.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Mittwoch, 11.04.18, 20.00 Uhr

Wo bleibt denn mein Leben?

Walter Sittler, Hegel Quartett

Szenisches Konzert



Musik: "Kreutzersonate" von L. v. Beethoven und der "Kreutzersonate"
von L. Janacek, Zypressen von A. Dvoràk

Texte: "Kreutzersonate" von Lew Tolstoj, "Eine Frage der Schuld" von
Sofia Tolstaja und Gedichte von Antonin Dvoràk zu den Zypressen

In seiner Novelle "Kreutzersonate" (1890/91) erzählt Lew Tolstoi vom
Mord eines Mannes an seiner Ehefrau. In rasender Eifersucht glaubt
der Ehemann, dass sie, unter dem Einfluss sinnenreizender Musik,
nämlich Beethovens Kreutzersonate, ihre schon längst ruinierte Ehe
durch ein sexuelles Abenteuer mit einem jungen Musiker gebrochen
habe. L. Janacek erstes Quartett wiederum nimmt auf diesen Text
musikalisch Bezug; es geht ihm dabei insbesondere um das moralische
Problem von Tolstois Novelle, den vermeintlichen Ehebruch einer Frau.
Anders als der Schriftsteller, der über seine Heldin den Stab der
bürgerlichen Moral bricht, schlägt sich Janacek musikalisch auf ihre
Seite. Seine Musik ist ein leidenschaftliches Plädoyer für die
Sehnsucht der Frau nach Unabhängigkeit in der Gesellschaft. Das
Ineinandergreifen von Musik und Text findet auch in der Aufführung
von "Wo bleibt denn mein Leben" seine Fortsetzung. Im szenischen
Konzert zu hören sein werden: Natalie Chee (Violine, 1.
Konzertmeisterin des SWR Symphonieorchesters), Emily Körner (Violine,
2. Violine des SWR Sinfonieorchesters), Paul Pesthy (Viola, 1.
Solobratscher des SWR Symphonieorchesters), Elena Cheah (Violoncello,
Professorin für Violoncello an der Hochschule für Musik Freiburg) und
Walter Sittler (Texte).

Eintritt: Euro 15,-/10,-/7,50

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart
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VORTRAG/8302: Bremen - "Schwarze Raucher und Leben an untermeerischen Vulkanen", 22.03.18


idw - Pressemitteilung: Jacobs University Bremen gGmbH

Geowissenschaftlerin entführt in die Welt der Unterwasser-Vulkane



"Schwarze Raucher und Leben an untermeerischen Vulkanen" Darüber
spricht Andrea Koschinsky, Professorin für Geowissenschaften, am
Donnerstag, 22. März in der Reihe "Jacobs Uni trifft Bürgerhaus". Der
Vortrag im Bürgerhaus Vegesack beginnt um 19 Uhr, in Raum E.03. Der
Eintritt ist frei.

Heiße Quellen am Meeresboden, sogenannte hydrothermale Quellen, sind
aus vielen geologisch aktiven Bereichen der Ozeane bekannt. An den
Nahtstellen der ozeanischen Platten und an Vulkanen am Meeresgrund
sprudelt an vielen Stellen heißes mineralreiches Wasser in das
umgebende Meerwasser hinein und nährt eine reiche exotische
Lebenswelt.

Auf einer Expedition mit dem deutschen Forschungsschiff Sonne ist ein
internationales Team unter der Leitung von Andrea Koschinky der Frage
nachgegangen, ob solche heißen Quellen das Leben in der
lichtdurchfluteten Oberflächenzone des Meeres beeinflussen können.
Mithilfe des Tiefseeroboters Quest vom MARUM, dem Zentrum für Marine
Umweltwissenschaften der Universität Bremen, untersuchten sie vier
solcher Vulkane am Kermadec-Vulkanbogen nördlich von Neuseeland. Was
sie dort fanden, wird Andrea Koschinsky am 22. März verraten.

In der Reihe "Wissenschaft für alle - Jacobs Uni trifft Bürgerhaus"
geben Professoren der privaten Universität interessierten Bürgern
Einblicke in ihre Forschungsgebiete. Die Reihe ist im vergangenen Jahr
erfolgreich als Kooperation zwischen dem Bürgerhaus Vegesack und der
Jacobs University auf den Weg gebracht worden. Sie soll mit spannenden
Themen 2018 genauso erfolgreich fortgesetzt werden.

Bis zum Jahresende sind monatlich Vorträge (mit kleiner Sommerpause)
eingeplant. Unter anderem wird es im zweiten Halbjahr auch Beiträge im
Rahmen des Bremer Raumfahrtjahres "Sternstunden 2018" geben. Allen
Referenten ist daran gelegen, ihre Forschungen für jedermann
verständlich zu erklären und - wenn möglich - einen Bezug zu den
eigenen Lebenswelten herzustellen: "Wissenschaft für alle" eben.

Weitere Informationen:

https://www.jacobs-university.de/news/forscher-untersuchen-spektakulare-heisse-quellen-am-meeresboden

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution698

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH, Thomas Joppig, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BIBLIOTHEK/638: Öffentliche Bibliotheken im Ausverkauf (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin / Budapest

Öffentliche Bibliotheken im Ausverkauf

Pressemitteilung von Gemeingut in BürgerInnenhand vom 6. März 2018



Auf der letztwöchigen Fachtagung "Zukunft der Öffentlichen
Bibliotheken in Berlin" wurde die umstrittene Neuausrichtung der
Zentral- und Landesbibliothek Berlin (ZLB) diskutiert. ZLB-Direktor
Volker Heller hatte im September 2017 mit seinen Vorstandskollegen dem
Großbuchhändler Hugendubel den Zuschlag erteilt, in den nächsten
Jahren den Großteil der Medienbeschaffung für die Bibliothek zu
übernehmen. Gleichzeitig wurde die Anzahl der hausinternen
Bibliothekare und Fachlektoren reduziert und ihre Kernaufgabe darauf
beschränkt, allgemeine Bedarfsprofile zur Orientierung für die Auswahl
der Medien zu erstellen.

Ulrike von Wiesenau, Kulturreferentin von Gemeingut in BürgerInnenhand
(GiB), kommentiert diese Entwicklung wie folgt: "Die Privatisierung
der Buch- und Medienauswahl der öffentlichen Bibliotheken bedeutet den
Verlust ihrer inhaltlichen Kompetenz. Denn ein differenziertes Konzept
kann nur mit fachlich qualifizierten und inhaltlich spezialisierten
Fachlektoren realisiert werden. Dieses inhaltliche Rückgrat der
Bibliothek wird nun gebrochen. Die Bibliothekare werden einem Prozess
der Dequalifizierung ausgesetzt, das Know-How der Bibliothek wird
vernichtet. Ökonomische Kriterien und eine rein
betriebswirtschaftliche Logik sollen darüber entscheiden, welches
Wissen für uns verfügbar gehalten wird."

GiB kritisiert auch die Ausrichtung der Veranstaltung. Nach
Einschätzung von GiB sollte die gestrige Veranstaltung weniger einer
fachlichen Diskussion mit offenem Ausgang dienen als vielmehr der
Legitimation der Privatisierung der Medienbeschaffung an der ZLB und
des von Heller verfolgten Konzepts. Alle sieben geladenen Redner
teilten offenbar die Position von Heller. Einzig der
Personalratsvorsitzende der ZLB, Lothar Brendel, erhielt zehn Minuten
die Gelegenheit, die fachliche Sicht der überwiegenden Mehrheit der
Belegschaft darzustellen, die eine Gegenposition darstellte. Eine
weitere Kritikerin des Konzepts, die zuständige
Gewerkschaftssekretärin von ver.di, Jana Seppelt, war als Rednerin
abgelehnt worden.

Lothar Brendel, Personalratsvorsitzender der Zentral- und
Landesbibliothek Berlin (ZLB), vertrat die Sache des Gemeinguts der
Öffentlichen Bibliotheken: "Dieses Vorgehen der Berliner
Kulturverwaltung ist ein kulturpolitischer Offenbarungseid, denn nach
den Bezirksbibliotheken wird nun auch noch mit der ZLB fast der
gesamte Erwerbungsetat der öffentlichen Bibliotheken Berlins an
Hugendubel und EKZ vergeben. Eine schwere Schädigung der vielen
Fachbuchhändler in der Stadt und ein Schlag gegen die Buchkultur in
Berlin. Soll dieses quicklebendige geistige Biotop, in dem sich die
unterschiedlichsten Interessen und Niveaus mischen, in dem jeder
Bücher entdecken kann, die er nicht erwartet hat, demnächst
ausgetrocknet werden und auf eine Monokultur ausschließlich populärer,
durch Kennzahlen ermittelte Bücher beschränkt werden?"

Nach den Darlegungen von Brendel können Kennzahlen wie etwa
Ausleihzahlen zwar Hinweise für die Ausrichtung des
Bibliotheksangebots liefern, aber keineswegs hinreichende. Denn vorher
müssten die inhaltlichen Ziele, das Profil der Bibliothek, bestimmt
werden. Und das seien bei einer gemeinnützigen, steuerfinanzierten
Einrichtung wie der ZLB Maßstäbe der Vermittlung von Bildung und
Wissen für alle Bevölkerungsschichten als Ergänzung zu den Angeboten,
die in den Bezirksbibliotheken vorhanden sind. Wer allein auf hohe
Ausleihzahlen setze, verfolge im Grunde ein rein kommerzielles Prinzip
wie in Supermärkten, wo es nur auf den maximalen Umsatz pro
Quadratmeter ankommt.

GiB befürchtet: Bei der anstehenden Fragestellung geht es nicht nur um
die ZLB, sondern um alle öffentlichen Bibliotheken Berlins. Das
Privatisierungsmodell könnte an Deutschlands öffentlichen Bibliotheken
Schule machen. Offenbar werden auch schon Pflöcke für den künftigen
Bibliotheksentwicklungsplan eingeschlagen. Der Chef der Abteilung der
Hugendubel Fachinformation, die bereits den größten Teil der
Medienbeschaffung in den Berliner Bezirksbibliotheken und der ZLB in
der Hand hat, trat persönlich auf.

Der Schriftsteller Ingo Schulze schrieb dem Kulturreferat von GiB:
"Ich wünsche mir Bibliothekarinnen und Bibliothekare, die ihre eigene
Kompetenz achten und diese im Sinne des Gemeinwesens auch
verantwortlich nutzen dürfen, und Bibliotheksleiter und -leiterinnen,
die nicht Hoheitsrechte des Gemeinwesens veruntreuen und an der
Selbstabschaffung ihrer Institution und ihres Berufes arbeiten."


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MESSE/642: Youtube-Stars begeistern für Politik (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 14. März 2018

Leipziger Buchmesse: Youtube-Stars begeistern für Politik

Bundeszentrale für politische Bildung mit umfassendem Programm zu Politik
und Medienbildung



Die Youtuber Jan Schipmann (INFORMR) und Mirko Drotschmann (MrWissen2go)
kommen zur Leipziger Buchmesse. Im Rahmen von "Leipzig diskutiert" - dem
Programm der Bundeszentrale für politische Bildung auf der Leipziger
Buchmesse - sprechen die beiden Akteure darüber, wie sie mit Webvideos
Kinder und Jugendliche für Politik begeistern. Der Auftritt am 15. März, 12
Uhr ist das Eröffnungspanel im neuen "Forum Politik und Medienbildung".

In weiteren Lesungen und Diskussionen treffen Besucher Frank Richter, Mely
Kiyak, die Preisträgerin des Leipziger Buchpreises der Verständigung Åsne
Seierstad, den Philosophy-Slamer Dominik Erhard und viele mehr.

Das neue "Forum Politik und Medienbildung" befindet sich in Halle 2, Stand
D310/C311 und richtet sich gezielt an Kinder und Jugendliche. Mit
spannenden Formaten möchten die Veranstalter - die Leipziger Buchmesse, die
Bundeszentrale für politische Bildung, Helliwood und die TINCON - Einblick
in Themen wie Zivilcourage, demokratische Bildung oder Digitalisierung
geben.

Das Programm der Bundeszentrale für politische Bildung finden Sie im Detail
unter: 

www.bpb.de/leipzig-diskutiert.

Das gesamte Programm des "Forums Politik und Medienbildung" finden Sie
hier: 

http://www.leipziger-buchmesse.de/ll/reihe/76


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 23. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse
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INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





MESSE/641: Inspirierendes Bücherfest (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 14. März 2018

Inspirierendes Bücherfest

Leipziger Buchmesse feiert mit Wortkünstlern und Büchermachern aus 46
Ländern



Vom 15. bis 18. März 2018 begrüßt die Leipziger Buchmesse so viele
Wortkünstler und Büchermacher wie nie zuvor: Insgesamt 2.635 Aussteller aus
46 Ländern (2017: 2.493 aus 43 Ländern) und damit gut fünf Prozent mehr als
im Vorjahr präsentieren in Leipzig ihre Frühjahrsbücher. "Ein erfreulicher
Zuwachs, der auch im Auslandsgeschäft spürbar ist", erklärt Martin 
Buhl-Wagner, Geschäftsführer der Leipziger Messe. "Im nichtdeutschsprachigen
Ausland hat sich längst rumgesprochen, dass an keinem anderen Ort an vier
Tagen so viele Leser erreicht werden können wie in Leipzig."

Entsprechend international sind auch die Gäste des Lesefestes Leipzig
liest. Gut 3.400 Mitwirkende aus 46 Ländern gestalten 3.600 Veranstaltungen
an 550 Orten. Darunter sind klanghafte Namen wie Åsne Seierstad, Jojo Moyes
oder Maja Lunde. Letztere wird von der Buchbotschafterin Norwegens, Ihrer
Königlichen Hoheit Kronprinzessin Mette-Marit begleitet.

"Leipzig wird in den kommenden Tagen von einem Fest der Literatur bewegt -
so groß und einzigartig, wie es das kein zweites Mal auf der Welt gibt",
sagt Oliver Zille, Direktor der Leipziger Buchmesse. "Wir freuen uns sehr
auf ein aufregendes, inspirierendes, diskussionsfreudiges und friedliches
Literaturerlebnis."

"Romania.Zoom in"

Inspiration für neuen Lese- und Denkstoff liefert ganz sicher Rumänien -
das Schwerpunktland der diesjährigen Leipziger Buchmesse. Unter dem Titel
"Romania. Zoom in" lädt das Land in mehr als 70 Veranstaltungen dazu ein,
die Vielfalt seiner Prosa und Poesie kennen zu lernen und über 40
Neuübersetzungen zu entdecken. Die gemeinsamen Auftritte der
Schriftstellerin Herta Müller und Sängerin Ada Milea, der beiden Autoren
Norman Manea und Michael Krüger, der Schriftsteller Mircea Cartarescu und
Navid Kermani sind nur einige der Höhepunkte des rumänischen Programms. Das
Zentrum des Gastlandauftritts ist der von Stararchitekt Attila Kim
spektakulär gestaltete rumänische Stand in Halle 4, E 501.

Mirel Talos, Vize-Präsident des Rumänischen Kulturinstituts betont: "Die
eben nach Leipzig geworfene rumänische Kulturbrücke ist konzipiert, um die
Tage der Buchmesse bei weitem zu überdauern. Wir fassen nicht allein die
momentane Präsenz ins Auge, obgleich wir uns im Blick auf eine gelingende
Selbstbehauptung und die Entwicklungsbilanz im letzten Jahrhundert
befinden. Wir wünschen uns dennoch, dass die Autoren und neuen Bücher, die
das Publikum in Leipzig entdecken kann, ein neues Tor zur rumänischen
Kultur öffnen, das die Menschen im Land der Dichter und Denker künftig
vermehrt und immer wieder gern durchschreiten mögen. Aber das nicht nur in
Deutschland, sondern auch bei uns zu Hause, in Rumänien selbst."

Europa21: Ideen für die Zukunft des Kontinents

Einen kritischen Blick auf das Grundverständnis europäischer
Gesellschaften, ihre historischen Entwicklungen und auf gegenwärtige
politische Streitfragen werfen die Gäste von Europa21. Unter der
Überschrift "Sind wir wirklich die Besten?" öffnet zum dritten und letzten
Mal der Denk-Raum für die Gesellschaft von morgen der Robert Bosch Stiftung
GmbH und der Leipziger Buchmesse seine Tore. Kurator Mohamed Amjahid
begrüßt rund 25 internationale Gaaus Zivilgesellschaft, Kultur,
Wissenschaft und Medien in sechs Podiumsgesprächen und zwei Europaduellen,
um Ideen für die Zukunft des Kontinents zu entwickeln.

10 Jahre TRADUKI mit Sigmar Gabriel und Christoph Ransmayr

Vor genau zehn Jahren wurde das europäische Literaturnetzwerk TRADUKI in
Leipzig ins Leben gerufen. Mittlerweile gestalten siebzehn
Trägerinstitutionen in elf Ländern Austausch und Begegnung von Dichtern und
Denkern. Das Jubiläumsprogramm mit 30 Autoren dreht sich unter dem Titel
"Aus dem Leben der Anderen" um europäische Minderheiten. Zum Jubiläum
gratulieren am 16. März der geschäftsführende Bundesaußenminister Sigmar
Gabriel, die albanische Kulturministerin Mirela Kumbaro-Furxhi und der
österreichische Schriftsteller Christoph Ransmayr.

Leipziger Buchpreis zur Europäischen Verständigung 2018 ehrt Åsne
Seierstad 

In der Öffentlichkeit wird immer wieder für das gegenseitige Verständnis in
Europa geworben. Der Leipziger Buchpreis zur Europäischen Verständigung
ehrt seit 1994 jährlich Persönlichkeiten, die sich in Buchform tatsächlich
um das gegenseitige Verständnis in Europa verdient gemacht haben. Heute
Abend erhält die norwegische Autorin und Journalistin Åsne Seierstad den
renommierten Preis im Rahmen der Eröffnung der Leipziger Buchmesse im
Gewandhaus zu Leipzig.

Preiswürdige Literatur

Für die Nominierten des Preises der Leipziger Buchmesse in den Kategorien
Belletristik, Übersetzung und Sachbuch/Essayistik geht das Zittern bis
morgen weiter. Zwischen 16:00 und 17:00 Uhr verkündet die siebenköpfige
Jury unter der Leitung von Kristina Maidt-Zinke die drei diesjährigen
Gewinner in der Glashalle des Leipziger Messegeländes.

Neues Forum Politik- und Medienbildung

Mit 316 (2017: 269) Fachveranstaltungen und rund 300 bildungsaffinen
Ausstellern (2017: 269) ist die Leipziger Buchmesse eine der größten
Bildungsmessen Deutschlands. Erstmals in diesem Jahr öffnet in Halle 2 das
Forum zu Politik und Medienbildung mit dem Ziel, Kinder und Jugendliche für
Politik zu begeistern und an eine offene Diskussionskultur heranzuführen.
Die Leipziger Buchmesse und ihre Partner, die Bundeszentrale für politische
Bildung und TINCON, setzen dabei auf junge Akteure wie der Politikerin June
Tomiak und auf neue Veranstaltungsformate wie den Democracy Slam oder
fragen nach der Rolle von YouTube für das Demokratieverständnis. Außerdem
widmet sich ein digitales Lernlabor der Frage "Wie könnten wir morgen
lesen?". Helliwood vom Förderverein für Jugend und Sozialarbeit e.V. zeigt
mit verschiedenen Schulklassen, wie ein raum- und zeitunabhängiges Lernen
funktionieren kann. Am Nachmittag sowie am Wochenende wird das Lernlabor
zum Gesprächscafé. Experten und Pädagogen diskutieren mit dem Publikum zum
Thema "Lernen mit digitalen Medien".

Innovative Buchmesse

Literaturvermittlung findet schon längst nicht mehr nur zwischen zwei
Buchdeckeln statt. Immer mehr Unternehmen entwickeln junge, frische,
technologiegetriebene und kreative Ideen, um das Lesen und Lernen, aber
auch das Arbeiten mit Literatur zu erleichtern. Insgesamt 13 ausgewählte
Unternehmen stellen in Leipzig am 16. und 17. März im Innovationsareal
Neuland 2.0 in der Messehalle 5 der Leipziger Buchmesse ihre
Neuentwicklungen vor.

Junge Buchmesse

An die Leser von morgen richten sich die rund 500 Veranstaltungen des
großen Kinder- und Jugendbuchprogramms der Leipziger Buchmesse. In Halle 2
und zahlreichen städtischen Bühnen können die jungen Leser und Hörer
spannende Abenteuer erleben, ihre Protagonisten kennenlernen, mitreißende
Konzerte genießen oder bei einer der zahlreichen Mitmachaktionen aktiv
werden.

5. Manga-Comic-Con erstmals ausgebucht

Seit fünf Jahren hat die Szene rund um Comic, Manga, Cosplay, Anime, Japan
und Games mit der Manga-Comic-Con (MCC) in der Messehalle 1 einen eigenen
Treffpunkt. Pünktlich zum kleinen Jubiläum ist die Manga-Comic-Con erstmals
komplett ausgebucht. Neben den 327 (2017: 294) Ausstellern feiern
zahlreiche Ehrengäste aus Japan, den USA, Italien, Spanien, Frankreich und
Deutschland gemeinsam mit den Fans gezeichneter Geschichten fünf Jahre MCC.
Anlässlich des Jubiläums ehrt die MCC zudem die Ehrengäste der vergangenen
Jahre in der Sonderausstellung "Walk of Fame". Absolutes Highlight der
Veranstaltung sind aber einmal mehr die Cosplayer, die mit ihren Kostümen
ihrer Literaturbegeisterung Ausdruck verleihen.

Treffpunkt der Buchbranche

Die Zukunft im Blick hat das Fachprogramm der Leipziger Buchmesse für
Verleger, Buchhändler, Autoren, Lektoren, Übersetzer und Blogger. Sie
erhalten bereits ab dem 14. März in Expertenrunden, Vorträgen und Workshops
Gelegenheiten für intensiven Austausch und vielfältige Inspirationen. Neu
im Programm ist das Leipziger Ideenforum für Marketing, Vertrieb und
Digitales mit dem Titel "Zukunft.Verlage". Für den Buchhandel steht die
Stadt als Inspirationsort 4.0 auf dem Plan. Autoren finden im Programm
autoren@leipzig unter anderem mit der 6. Leipziger Autorenrunde
Wissenswertes, um von der Idee zum Werk zu kommen. Um Einfluss, Relevanz
und Profil drehen sich die buchmesse:blogger sessions 18.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 23. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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ASIEN/758: Rückzug der Philippinen vom Internationalen Strafgerichtshof


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. März 2018

Präsident Duterte zementiert Kultur der Straflosigkeit

• Neue deutsche Bundesregierung muss den Strafgerichtshof stärken

• Ohne ein Ende von Straflosigkeit gibt es keinen Respekt für
Menschenrechte



Göttingen, den 14. März 2018 - Nach dem angekündigten Rückzug der
Philippinen vom Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) mehr Engagement Deutschlands
für den weltweiten Kampf gegen Straflosigkeit gefordert. "Dringend
sollte die neue deutsche Bundesregierung darüber beraten, wie der
IStGH und dessen weltweiter Kampf gegen Straflosigkeit mehr gestärkt
werden können. Als eines der engagiertesten Gründungsmitglieder des
Gerichtshofes darf Deutschland nicht länger zuschauen, wie sich immer
mehr Staaten enttäuscht von dem Gericht abwenden. Denn Menschenrechte
können nur verbindlich weltweit durchgesetzt werden, wenn auch der
Kampf gegen Straflosigkeit ernst genommen wird", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen.

So regte die Menschenrechtsorganisation an, die stark überlasteten
Ermittlungsbehörden des IStGH finanziell zu stärken, um
glaubwürdigere und kompetentere Ermittlungen zu ermöglichen. "So
könnte man wirksam der Kritik afrikanischer Staaten begegnen, die dem
IStGH vorwerfen, zu einseitig auf Afrika fixiert zu sein", sagte
Delius.

"Die Abkehr der Philippinen vom IStGH ist fatal und ein falsches
Signal. Vor allem indigene Völker auf der umkämpften Insel Mindanao
verlieren dadurch die Hoffnung auf ein Ende von Gewalt und
Rechtlosigkeit. Denn die Justiz der Philippinen kennt keine
Gerechtigkeit für diese Lumad-Völker. Dutzende Angehörige von Armee
und Milizen bleiben straflos für ihre Verbrechen an Lumad, weil kein
Gericht auf den Philippinen es wagt sie zu verurteilen. Die
Entscheidung Präsident Dutertes zementiert die Kultur der
Straflosigkeit in dem Land", sagte Delius. Duterte hat heute
angekündigt, sein Staat werde sich mit sofortiger Wirkung aus dem
IStGH zurückziehen. Der Präsident zieht damit Konsequenzen aus der
Einleitung von Ermittlungen des IStGH wegen des gewaltsamen Todes von
mehr als 10.000 Menschen im Rahmen des Anti-Drogen-Kampfes auf den
Philippinen.

Der aus Mindanao stammende Duterte brüstet sich oft, ein Freund der
Lumad zu sein. Doch seit seiner Wahl im Juni 2016 hat sich die Lage
der Indigenen auf Mindanao nur weiter verschlimmert. Als kürzlich die
philippinische UN-Sonderberichterstatterin für indigene Völker
Victoria Tauli Corpuz ein Ende der Straflosigkeit für Verbrechen an
Lumad forderte, beschimpfte Duterte sie so wüst, dass der
UN-Hochkommissar für Menschenrechte Zeid Ra?ad Al Hussein ihm einen
Besuch beim Psychiater empfahl.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/5993: Stuttgart - Preis der Literaturhäuser 2018. Jaroslav Rudis, Preisverleihung, 26.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Donnerstag, 26.04.18, 20.00 Uhr

Preis der Literaturhäuser 2018

Jaroslav Rudis

Veranstaltungsreihe: Preis der Literaturhäuser

Preisverleihung und Lesung,

Laudatio: Andreas Platthaus



Der diesjährige Preis der Literaturhäuser wird an den tschechischen
Schriftsteller und künstlerischen Tausendsassa Jaroslav Rudis
verliehen. 1972 im nordböhmischen Turnov geboren, lebt Rudis heute in
Berlin und nahe der tschechischen Stadt Jicín. Rudis hat nicht nur
durch seine Romane für Aufsehen gesorgt, von Eva Profousova
hervorragend ins Deutsche übersetzt, sondern ebenso Theaterstücke,
Hörspiele, Opernlibretti und Essays verfasst. Frisch zur Leipziger
Buchmesse 2018 erschien jüngst in der Edition Thanhäuser sein um
Holzschnitte ergänzter Kurzprosaband unter dem Titel "Der Besuch von
Herrn Horvath". Und für März 2019 ist sein neuer, erstmals auf
Deutsch verfasster Roman im Luchterhand Verlag geplant. Zum letzten
Roman "Nationalstraße" entstanden Theaterfassungen in Bremen und
Dresden, die Filmfassung wird 2018 in die Kinos kommen. Damit noch
nicht genug: Gemeinsam mit dem Künstler Jaromír Svejdík alias Jaromír
99 entstand die Graphic Novel "Alois Nebel" (2012, Voland & Quist),
auf dessen Basis das Literaturhaus Stuttgart eine große
Comicausstellung konzipierte, die durch Deutschland und Europa
tourte. Ein anderer Grenzgang führt den leidenschaftlichen Bahnfahrer
und Bierkenner Rudis immer wieder zur Musik. 2013 gründete er mit
Jaromír 99 die "Kafka Band", mit der er eine CD zu Franz Kafkas
Romanfragment "Das Schloss" einspielte, mit Konzertauftritten in ganz
Europa und einer inszenierten Fassung am Theater Bremen 2015. Sein
literarisches Werk ist in Mitteleuropa verortet, getragen von
sympathischen, oft schrägen und tragikkomischen Anti-Helden, die
schon mal die Asche von Verstorbenen über die Grenze schmuggeln, mit
der Tram durch das Revolutionsjahr 1989 fahren. Und immer wieder
taucht in den Geschichten des Autors die doppelbödige
deutsch-tschechische Geschichte auf. Mit dem Preis der
Literaturhäuser 2018 wird Jaroslav Rudis für sein literarisches Werk,
seine cross-over-Arbeiten durch die Künste hindurch und für seine
herausragenden Leistungen als Literaturvermittler geehrt.

In Zusammenarbeit mit dem Netzwerk der Literaturhäuser und dem Haus
der Heimat des Landes Baden-Württemberg Der Preis besteht aus einer
Lesereise durch die Literaturhäuser des Netzwerks und ist mit EUR
15.000 dotiert

Eintritt: Euro 10,- / 8,- / Mitglieder frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/5992: Stuttgart - zwischen/miete, Josefine Riecks, Serverland, 25.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Mittwoch, 25.04.18, 20.00 Uhr

Serverland

Josefine Riecks

Veranstaltungsreihe: zwischen/miete.

Junge Literatur in Stuttgarter WGs

Lesung und Gespräch



Für die Reihe zwischen/miete werden Stuttgarter WGs zur Lesebühne:
Autor*innen aus der jüngsten Schriftstellergeneration mieten sich
ein, um aus ihren Texten zu lesen und sie ins Gespräch zu bringen.
Pro Jahr realisiert das zwischen/miete-Team des Literaturhauses
Stuttgart sechs bis acht Lesungen in wechselnden WGs.

Josefine Rieks, geboren 1988, entwirft in ihrem Debütroman
"Serverland" gekonnt eine utopische Welt ohne Internet. Das Leben im
Nach-dem-Netz-Zeitalter ist wieder wie zuvor: analog und offline. Ein
Leben ohne Google? Reiner kennt es nicht anders. Er ist Mitte
zwanzig, sammelt Computer aus einer längst vergangenen Zeit und
durchsucht sie nach den digitalen Überresten ihrer ehemaligen
Besitzer. Aufbruchsstimmung beginnt, als er auf den stillgelegten
Google-Servern die Daten der Netzgeneration findet und damit ein Tor
zu einer vergessenen Welt aufstößt. Lässt sich das Netz tatsächlich
wieder herstellen?

Rieks studierte Philosophie und erhielt 2017 das Alfred-Döblin-
Stipendium. Sie lebt in Berlin.

Ort: Tübingerstrasse 91, Stuttgart

Nur Abendkasse (ab 19.30 Uhr), begrenzte Platzzahl

Eintritt: 5,- Euro inklusive Bier und Brezel

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/5991: Stuttgart - Das Junge Literaturhaus, Lesestunde, Friedrich Schiller, Don Karlos, 09.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Montag, 09.04.18, 19.00 Uhr

Don Karlos - Friedrich Schiller

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



Drama am spanischen Königshof! Der schier unermesslichen Liebe des
jungen Thronfolgers Don Karlos steht ausgerechnet einer im Weg: sein
Vater. Ohne Rücksicht auf Verluste hat er die einst dem Sohn
versprochene Elisabeth von Valois zur Frau genommen und damit Karlos'
Verlobte zu seiner Schwiegermutter gemacht. Als wäre dies nicht schon
verwirrend genug, rücken dazu noch weitere Figuren auf den Spielplan:
die eifersüchtige Prinzessin Eboli, die den Prinzen für sich gewinnen
will und alle Register der Intrigen zieht, und Karlos' Jugendfreund
Marquis von Posa, der ganz eigene politischen Interessen hegt und
Pläne schmiedet. Innerhalb der fünf Akte, die das klassische Drama zu
bieten hat, entwickelt Friedrich Schiller so ein beinahe
unentwirrbares Intrigengeflecht, bei dem so leicht keiner mehr
durchschaut, wer die Fäden in der Hand hat. Wir machen uns ans
Entwirren und knüpfen uns Schillers Klassiker vor!

Eintritt: Euro 3,-/Mitglieder frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart
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LESUNG/5990: Hamburg - Hardy Krüger »Ein Buch von Tod und Liebe«, Komödie Winterhuder Fährhaus 15.04.18


Hardy Krüger: Zum 90. Geburtstag

SONNTAG, 15. APRIL 2018

Komödie Winterhuder Fährhaus, Hamburg

Großer Saal | Beginn: 11.30 Uhr | Eintritt: ab 20,-



Für »Ein Buch von Tod und Liebe« wurden Geschichten ausgewählt, die
Hardy Krügers bewegtes Leben widerspiegeln. Zwischen dem
brasilianischen Urwald und einem irischen Dorf, im Schwarzwald, in
Nairobi, New York und Berlin begegnen sich Männer und Frauen. Dicht
und poetisch erzählt Hardy Krüger vom Anfang und Ende der Liebe, und
von ihren leisen Zwischentönen.

Über die Erzählungen sagt Hardy Krüger selbst: »Es sind solche, die
ich vor fünfzig Jahren schrieb. Die sich abenteuerlich ergaben, wenn
ich als Pilot von Einmotorigen zu Menschen andrer Kontinente flog.
Wenn ich über den Abschied von einer Geliebten hab erzählen müssen,
die in den Trümmern einer Bombennacht gestorben war. Wenn ein Tropfen
in Irlands Regen rätselt, ob er sich mit andren Regentropfen teilen
will. Wenn ein Fremder im Sudan, der nie mit einem andren Menschen
glücklich war, zu sich selbst von Zweisamkeiten spricht.«

Hardy Krüger, Jahrgang 1928, erlernte sein Handwerk auf deutschen
Bühnen und startete schon früh eine internationale
Schauspielerkarriere, wurde - mit bislang 16 Büchern - erfolgreicher
Schriftsteller und schrieb mit der Reportagereihe »Weltenbummler«
Fernsehgeschichte. Fast zwanzig Jahre lang lebte Krüger im
afrikanischen Busch zu Füßen des Kilimandscharo, wo er während
der Dreharbeiten zu dem Filmklassiker »Hatari« die Farm Momella
kaufte. Er ist Offizier der französischen Ehrenlegion und Träger des
Großkreuzes des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland.
Bei HOFFMANN UND CAMPE erschien zuletzt sein Bestseller »Was
das Leben sich erlaubt. Mein Deutschland und ich«.

Bettina Tietjen gehört seit 1993 zum Moderatoren-Team des NDR
Fernsehens. Als Gastgeberin auf dem Roten Sofa der Sendung
»DAS!« ist sie bereits eine Institution, außerdem moderierte sie
viele unterschiedliche Informations- und Unterhaltungssendungen. Seit
1997 talkt Bettina Tiejten einmal im Monat an der Seite von Alexander
Bommes am Freitagabend im NDR Fernsehen.

Hardy Krüger »Ein Buch von Tod und Liebe«

ist erschienen bei Hoffmann und Campe.

Karten: (040) 480 680 80

www.komoedie-hamburg.de

 * 

Quelle:

Komödie Winterhuder Fährhaus GmbH

Nina Tapken, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Hudtwalckerstrasse 13, 22299 Hamburg

Telefon: 040 / 480 680 13

Telefax: 040 / 480 680 10

E-Mail: presse@komoedie-hamburg.de

Internet: www.komoedie-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1025: Stuttgart - Das Junge Literaturhaus, Rundgang durch die Museen des Literaturarchivs Marbach, 29.04.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Sonntag, 29.04.18, 11.00 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Rundgang durch die Literaturmuseen

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/stopp = Exkursion



Rund 1400 Vor- und Nachlässe von Schriftstellern und Gelehrten
schlummern in den Regalen des Deutschen Literaturarchivs in Marbach.
Darunter das Romanmanuskript zu Kafkas "Prozess" und sein
Abi-Zeugnis, Tucholskys Liebesbriefe und Hesses Fotoalben,
Morgensterns "Galgenlieder" und Mörikes Petrefaktensammlungen. Den
Anfang aber machte Friedrich Schiller, der 1759 in Marbach geboren
wurde und dessen Originale heute in einer eigenen Dauerausstellung im
Schiller-Nationalmuseum zu sehen sind: Von seinen Briefen und
Manuskripten bis zu seinen Locken und blau-weiß-gestreiften Socken
reichen die Hinterlassenschaften. Sie zeigen den Dichter beim Denken,
Lesen, Schreiben... und Tüfteln, denn Schiller hat seine Dramen meist
strategisch vorausgeplant, To-Do-Listen angefertigt und selbst
mögliche Schwierigkeiten bereits im Voraus durchdacht und zu Papier
gebracht. Wir fahren mit der S-Bahn in Schillers Geburtsstadt,
erklimmen die Schillerhöhe und sehen uns in den Literaturmuseen
genauer um.

Eintritt: 7,- Euro + Bahnfahrt

Treffpunkt: Stuttgart Hauptbahnhof, Gleis 102 am Kiosk

Anmeldung: U35@literaturhaus-stuttgart.de

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1024: Stuttgart - Tilman Rau, Tilman Wörtz, Stationen einer Reportage, Gespräch, 13.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Freitag, 13.04.18, 20.00 Uhr

Stationen einer Reportage

Tilman Rau, Tilman Wörtz

Veranstaltungsreihe: Literatur und ihre Vermittler

Gespräch



Jede Geschichte beginnt in Weinstadt. Zumindest für den Reporter
Tilman Wörtz. Denn in Weinstadt sitzt die Agentur Zeitenspiegel.
Hinter diesem Namen verbirgt sich ein Kollektiv aus Journalist*innen
und Fotograf*innen, die von hier aus buchstäblich die ganze Welt
bereisen, recherchieren, Geschichten sammeln, sie aufschreiben,
bebildern und dann diversen Zeitungen und Zeitschriften anbieten.
Regelmäßige Abnehmer sind DER SPIEGEL, Focus, DIE ZEIT und GEO, um
nur einige zu nennen. Tilman Wörtz ist einer der
Zeitenspiegel-Geschäftsführer. Im vergangenen Jahr hat er für eine
Reportage ein christliches Kloster im bürgerkriegsgeplagten Syrien
besucht. Er hat sich auch schon mal mit Sarah Wagenknecht zu einer
Partie Monopoly getroffen. Auf seiner Suche nach guten Geschichten
und - vor allem - nach Wahrheit setzt sich Wörtz auch konkreten
Gefahren eines Kriegsgebietes aus. Manchmal sind die
Herausforderungen indes andere. Dann geht es um Themensuche, den
richtigen Einstieg in den Text und die Frage, wie man aus einem Berg
Recherchematerial eine brauchbare Geschichte erzählt.

Gefördert vom Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg

Eintritt: Euro 15,-/12,-/7,50

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8215: Und morgen, den 15. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.03.2018 bis zum 16.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8215 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Kalt wird es sein

mit gut vier Grad,

Jean friert am Bein

auf Traumes Pfad.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/352: Friedensordnungen nach 1918 - Am DHI Washington diskutieren Historiker Ursprünge heutiger Konflikte (idw)


Max Weber Stiftung - Deutsche Geisteswissenschaftliche Institute im
Ausland - 12.03.2018

Friedensordnungen nach 1918: Am DHI Washington diskutieren Historiker
Ursprünge heutiger Konflikte



100 Jahre nach Ende des Ersten Weltkriegs beschäftigen sich vom 22. bis
24. März 2018 40 Historikerinnen und Historiker aus 10 Ländern am
Deutschen Historischen Institut (DHI) Washington mit dessen
Langzeitfolgen. Unter dem Titel "Settlement and Unsettlement: The Ends of
World War I and their Legacies" diskutieren sie ein Thema von höchster
Relevanz: Wie und warum erwuchsen aus dem langjährigen Bemühen um einen
nachhaltigen Frieden in Europa und der Welt zugleich Konflikte, die in
vielen Fällen - wie im Nahen Osten - bis heute einer Lösung harren.

Das DHI Washington organisiert die vierte Stiftungskonferenz der Max Weber
Stiftung in Kooperation mit den beiden größten Historikerverbänden der
Gegenwart und dem National History Center.

Der Waffenstillstand vom 11. November 1918 gilt gemeinhin als Ende des
Ersten Weltkriegs. Am DHI Washington zeigen nun international renommierte
Historikerinnen und Historiker, dass er kaum mehr als ein Mosaikstein in
einem langwierigen Friedensbildungsprozesses war, an dessen Ende
Entscheidungen mit weitreichenden politischen und diplomatischen
Konsequenzen standen. Die Zerschlagung multiethnischer und multinationaler
Imperien, die - wie das Habsburger und das Osmanische Reich aber auch das
Deutsche Kaiserreich - der europäischen Geschichte bis 1918 ihren Stempel
aufgedrückt hatten, war ein zentraler Faktor für die Entstehung einer
neuen Weltordnung. Inspiriert von der im Kern revolutionären Prämisse,
dass Nationen ein Selbstbestimmungsrecht zukomme, schufen Politiker und
Diplomaten zahlreiche neue Staaten und Grenzen. Ausgehend vom Ideal
ethnisch homogener Nationalstaaten entstanden so erstmals nationale
Minderheiten und damit einhergehend Bevölkerungsbewegungen von
beispiellosem Ausmaß - und dies nicht nur in Ost- und Ostmitteleuropa. So
begann mit dem griechisch-türkischen Bevölkerungsaustausch nach dem
Lausanner Vertrag von 1923 ein Jahrhundert der Massenvertreibungen. Auch
die Unterteilung des Nahen Ostens in mehrere Proto-Nationalstaaten steht
für die zum Ende des Ersten Weltkrieges erfolgte Neuvermessung der
politischen Welt, die im Zentrum der großen Tagung steht.

Diese Tagung ist bereits die vierte Stiftungskonferenz der Max Weber
Stiftung - Deutsche Geisteswissenschaftliche Institute im Ausland (MWS).
Die Stiftung unterhält weltweit derzeit zehn Institute wie dasjenige in
Washington sowie weitere Forschungsgruppen und Büros in ausgewählten
Ländern. Mit diesen Forschungsinfrastrukturen ist sie ein zentraler Akteur
in der internationalen Exzellenzforschung in den Geistes- und
Sozialwissenschaften. Das Format der Stiftungskonferenzen bringt
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aller Institute einmal im Jahr
zusammen, um mit Forschenden aus aller Welt zentrale historische Fragen
international vergleichend und interdisziplinär zu diskutieren. Die
Bedeutung des Formats lässt sich an den Partnern ablesen, auf die
Institute der MWS zählen können. In Washington sind es der Verband der
Historiker und Historikerinnen Deutschlands (VHD), die American Historical
Association (AHA) und das National History Center Washington (NHC), das
für die amerikanische Geschichtswissenschaft eine öffentliche Bühne
bietet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution787

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max Weber Stiftung - Deutsche Geisteswissenschaftliche Institute im Ausland,

Hanna Pletziger, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KURSE/443: Trier - ScienceCamp für Mädchen vom 30. Juli bis 2. August 2018


Universität Trier

ScienceCamp für Mädchen 

Mädchen können in den Ferien mit Wissenschaft die Natur erleben



In den Sommerferien bietet das AdaLovelaceProjekt der Universität
Trier und der Hochschule Trier im Zeitraum vom 30. Juli bis 2. August
2018 ein ScienceCamp in der Jugendherberge Hermeskeil für Mädchen im
Alter von 11 bis 13 Jahren an.

Die Teilnehmerinnen können einiges erleben: Geocaching, mit Mathematik
einen Kriminalfall lösen, ihr Traumhaus oder Traumzimmer wie eine
Architektin gestalten, elektronische Tischleuchten löten, Kosmetik
herstellen und LEDLeuchtkarten basteln sowie eine Nachtwanderung
mitmachen. Dabei finden die Mädchen heraus, wie viel Spaß die
MINTFächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik)
machen können.

Wer teilnehmen möchte, kann vier Tage mit pädagogisch ausgebildeten
MINT Studentinnen im ScienceCamp verbringen. Die Kosten für drei
Übernachtungen und Vollverpflegung (bei eigener Anreise) betragen 130
Euro.

Weitere Informationen zum Programm und zur Anmeldung
www.adalovelace.com/events/sciencecampmitwissenschaftdienaturerleben
oder telefonisch bei Sarah Oesch unter 0651/2013504 (ada@uni-trier.de).

Das AdaLovelaceProjekt wird durch das Ministerium für Familie, Frauen,
Jugend, Integration und Verbraucherschutz und das Ministerium für
Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur sowie dem Europäischen
Sozialfonds gefördert.

 * 

Quelle:

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9407: Frankfurt - STARMAN by Franz Aumüller, 23.03.-20.04.2018


Künstlergruppe Gotensieben GmbH - Pressemitteilung

STARMAN by Franz Aumüller 

Kunsthalle Ludwig · Königsteiner Straße 61a · 65929 Frankfurt

Vernissage am 23.03.2018 / 19.00 Uhr



Das Universum ist unendlich und die Zeit, die man warten muss, bis ein
Kunstwerk von Franz Aumüller fertig ist, auch!

Der Mann ist ein Genie und hat so gar keine Lust, das zu zeigen. Franz
Aumüller geht es ausschließlich darum, Kunst zu machen. Sie
auszustellen, oder auch nur einen Satz dazu zu sagen, ist ihm ein
Graus.

Die Mitglieder der Künstlergruppe Gotensieben erlösen ihn von dem
Zwang, selbst sichtbar zu werden. Unter den tausenden von Werken haben
Sie, ganz subjektiv nach eigenen Geschmack, ein paar besonders
spannende Arbeiten ausgesucht. Zu jedem der Bilder hat
 der Künstler nur einen Satz zu sagen: "Ist noch nicht fertig!"

Und während wir hier gar nicht erst anfangen, die Kunst von Franz
Aumüller zu beschreiben, dehnt sich das Universum weiter aus und kommt
nie an sein Ende. Genau wie Franz Aumüller.

Mit seinen Werken dehnt Franz Aumüller den kreativen Raum der Malerei
und Bildhauerei immer wieder aufs Neue aus und erfindet dabei neue
Gestaltungsformen und Techniken. So entstehen mehrdimensionale Objekte
in einer selbstentwickelten "3-D Copy&Paste"-Technik aus Pappe, Holz
und Kunststoff, großformatige Kollagen, hypnotische Fotomontagen sowie
Gemälde und Objekte mit großer Farbtiefe.

Visualisierung von Musik ist eines von Franz Aumüllers großen Themen.
Er ist u.a. Mitbegründer des Visual Music Awards, einem
Kreativ-Wettbewerb für Visualisierung von Musik und Ton. Der
mittlerweile international bekannte Wettbewerb für audiovisuelle Werke
und musikalische Animationen findet seit über 10 Jahren statt.
Aumüllers Recherchen ist es auch zu verdanken, dass der
Trickfilmpionier Oskar Fischinger, der u.a. für Walt Disney und dessen
Film Fantasia (1939) arbeitete, wieder verstärkt ins Bewusstsein der
Öffentlichkeit gerückt ist. Seine Arbeiten gelten als Vorläufer des
modernen Videoclips.

Franz Aumüller prägt die Kreativ-Szene in Deutschland seit den 1970er
Jahren, gründete u.a. 1984 "Trust Corporate Culture", eine der
erfolgreichsten deutschen Agenturen der 90er und produzierte mit dem
"Instant Media Lab" als Musikvideo-Pionier u.a. Clips für Brian Eno,
Sven Väth, Snap!, Jam & Spoon und Trailer für die Musiksender MTV und
VIVA. Für das großformatige Kultmagazin "INSTANT" fungierte er als
Herausgeber und Artdirektor. Er gestaltete die legendären Flyer des
Frankfurter Techno-Clubs Omen und entwickelte Logos für die BMG-Music
Group und Sony Music. Im Jahr 2005 wechselte Franz Aumüller als
musikalischer und gestalterischer Berater zum seinerzeit weltweit
angesagtesten Club, dem Cocoon in Frankfurt.

Insgesamt gestaltete Franz Aumüller über 500 Schallplattencover,
produzierte über 100 Musikvideos, gab 60 Instant-Hefte heraus und
veröffentlichte selbst über zehn Musikalben.

Gezeigt werden in der Kunsthalle Ludwig Gemälde und Skulpturen aus
allen Schaffensperioden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.03.2018

Künstlergruppe Gotensieben GmbH

Klaus Reichert

Gotenstraße 5-7, 65929 Frankfurt

Tel: +49 69 78 99 50-35

email: kr@medien-consultants.de

Internet: www.gotensieben.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9406: Mainz - Pavel Feinstein, "Tiere und Akte. Zeichnungen", 15.03.-29.06.2018


Pavel Feinstein

Tiere und Akte: Zeichnungen

Vernissage: Donnerstag, 15. März 2018, 18 Uhr

Akademie der Wissenschaften und der Literatur| Mainz

Geschwister-Scholl-Straße 2, 55131 Mainz

in Kooperation mit dem Essenheimer Kunstverein



Die Akademie lädt ein zur Eröffnung der Ausstellung "Tiere und Akte:
Zeichnungen" von Pavel Feinstein am 15. März 2018 um 18 Uhr. Andreas
Preywisch stellt den Künstler vor und führt ein Gespräch mit ihm.

Der 1960 in Moskau geborene Maler Pavel Feinstein hat sich der
Figuration verschrieben und besticht in seinen Bildern durch eine
außergewöhnliche Auswahl, Zuordnung, Beleuchtung, Handlung und
Komposition. Mit altmeisterlicher Technik zeichnet er Stillleben in
großem Format, die jedoch ihre eigene, vom Künstler selbst bestimmte
Ordnung besitzen. Die Utensilien der Stillleben tauchen auch wieder in
den Figurenbildern auf, die durch biblische Szenen aus dem Alten
Testament geprägt sind und durch die dunkle Farbgebung an Traumszenen
erinnern. Tiere wie Ziegen, Affen oder Löwen fügen sich in diese
Bilder ein. In Mainz wird er neuere Zeichnungen von Tieren und Akten
präsentieren.

Pavel Feinstein studierte 1980-1985 an der Hochschule der Künste in
Berlin. Seitdem lebt und arbeitet er dort. Seine Bilder wurden in
zahlreichen Galerien ausgestellt, u.a. in der Galerie Taube (Berlin),
im Willy-Brandt-Haus (Berlin) oder im Jüdischen Museum Berlin.

Ausstellung: 16. März bis 29. Juni 2018

Mo-Do 9-16 Uhr | Fr 9-13 Uhr

Akademie der Wissenschaften und der Literatur| Mainz

Geschwister-Scholl-Straße 2, 55131 Mainz

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Akademie der Wissenschaften und der Literatur

Geschwister-Scholl-Str. 2, 55131 Mainz

Petra Plättner, Referentin der Klasse der Literatur und der Musik

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel. 06131/577102, Fax 06131/577103

E-mail: Petra.Plaettner@adwmainz.de

Internet: www.adwmainz.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6595: Britische Premierministerin stellt Russland Ultimatum


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Britische Premierministerin stellt Russland Ultimatum

Von Laura Tiernan

14. März 2018



Die britische Premierministerin Theresa May erklärte vor dem Unterhaus,
Russland sei "höchstwahrscheinlich" verantwortlich für den Einsatz eines
"militärischen Nervengases" gegen den Doppelagenten Sergej Skripal. Sie
nannte das "einen willkürlichen und unverantwortlichen Akt gegen das
Vereinigte Königreich".

May hielt ihre Rede nach einem Treffen des Nationalen Sicherheitsrats, der
über Großbritanniens Reaktion auf den Giftanschlag auf Skripal und seine
Tochter vor einer Woche diskutierte.

May behauptete: "Es ist jetzt klar, dass beim Anschlag auf Skripal und
seine Tochter ein militärisches Nervengift eingesetzt wurde, das in
Russland entwickelt wurde. Es gehört zu einer Klasse von Nervengiften, die
man unter dem Namen Novitschok kennt."

May hielt ihre Rede, nachdem die Medien sowie das politische und
militärische Establishment eine Welle von antirussischer Hysterie
verbreitet hatten. Dazu gehörte auch die Mobilmachung von 180 Soldaten in
der Domstadt Salisbury.

May lieferte keinerlei Beweise für ihre Behauptung, Russland habe den
chemischen Kampfstoff entwickelt, der in Salisbury benutzt wurde. Sie
behauptete schlichtweg, weil Russland eine solche Chemikalie herstellen
könne und wegen "Russlands Geschichte von staatlich unterstützten
Attentaten sowie aufgrund unserer Einschätzung, dass Russland einige
Überläufer als legitime Ziele für Mordanschläge ansieht ... ist die
Regierung zu dem Ergebnis gekommen, dass höchstwahrscheinlich Russland für
den Anschlag auf Sergej und Julia Skripal verantwortlich ist."

May erklärte: "Es gibt deshalb nur zwei plausible Erklärungen für das, was
in Salisbury am 4. März passiert ist. Entweder war es ein direkter Anschlag
des russischen Staats auf unser Land. Oder die russische Regierung hat die
Kontrolle über dieses potentiell katastrophal schädigende Nervengift
verloren und erlaubt, dass es in die Hände von Anderen geraten ist."

Außenminister Boris Johnson hat "den russischen Botschafter ins Außen- und
Commonwealth-Ministerium einbestellt und ihn aufgefordert zu erklären,
welche der beiden Möglichkeiten zutrifft".

Die Regierung hat ein 24-stündiges Ultimatum gestellt, das am Dienstag um
Mitternacht endet. Bis dahin soll die Russische Föderation "vor der
Organisation für das Verbot chemischer Waffen das Novitschok-Programm
umfassend und vollständig offenlegen".

Dieses leichtisinnige Vorgehen von Mays Regierung bringt Großbritannien an
den Rand eines Kriegs mit Russland.

May begründete ihre Haltung mit der Reaktion auf "ein gängiges Muster
russischer staatlicher Aggression" überall in Europa und im Nahen Osten.
Sie erklärte: "Russlands illegale Annexion der Krim war das erste Mal seit
dem II. Weltkrieg, dass in Europa ein souveräner Staat sich mit Gewalt
Territorium eines anderen angeeignet hat." Sie beschuldigte Russland, "den
Konflikt im Donbas zu schüren, wiederholt den nationalen Luftraum mehrerer
europäischer Länder verletzt zu haben" und eine "Cyber-Spionage- und
Stör-Kampagne zu führen". Das sei verbunden mit "der Einmischung in Wahlen
und Hackerangriffen auf das dänische Verteidigungsministerium sowie den
Bundestag, neben viele anderen Aggressionen".

May fuhr fort: "Während seiner Rede zur Lage der Nation hat Präsident Putin
Videografiken von Raketenabschüssen, Flugbahnen und Explosionen gezeigt,
einschließlich des Modells eines Angriffs auf die Vereinigten Staaten mit
einer Reihe von Sprengköpfen, die in Florida einschlagen."

Am Mittwoch erklärte sie vor dem Unterhaus, ihre Regierung werde "sich die
Antwort des russischen Staats im Detail ansehen. Sollte es keine
glaubwürdige Antwort geben, werden wir daraus schließen, dass dieser Akt
eine widerrechtliche Gewaltanwendung des russischen Staates gegen
Großbritannien war. Und ich werde wieder vor dieses Haus treten und die
gesamte Palette an Maßnahmen darlegen, die wir als Reaktion darauf
ergreifen werden."

Wenige Stunden vor Mays Rede erklärte Konteradmiral Alex Burton, der
ehemalige Kommandeur der britischen Seestreitkräfte, der auch die "schnelle
Eingreiftruppe" der Nato-Seestreitkräfte befehligte, Großbritannien drohe,
seinen Status als "glaubwürdige Militärmacht" zu verlieren. Er führte die
Bedrohung durch Russland an und forderte eine deutliche Erhöhung der
Militärausgaben auf mindestens 2,5 Prozent des BIP, d.h. zusätzliche 7,7
Milliarden Pfund im Jahr.

Die damit verbundenen Gefahren werden durch die Äußerungen aus der
russischen Botschaft in London unterstrichen. Sie beschuldigt die britische
Regierung "ein sehr gefährliches Spiel" zu spielen, das "die Gefahr von
ernsten langfristigen Konsequenzen für unsere Beziehungen in sich birgt".

Mays Äußerungen werden wohl in enger Zusammenarbeit mit mächtigen Teilen
des militärischen und politischen Establishments der Vereinigten Staaten
ausgearbeitet worden sein, mit Betonung auf der Demokratischen Partei, die
auf eine Konfrontation mit Russland drängt. Die Trump-Regierung hat dem
bisher einen gewissen Grad an Widerstand entgegengesetzt.

Als Reaktion darauf hat der Direktor der nationalen Sicherheitsdienste Dan
Coats letzte Woche bei einer Anhörung vor dem Verteidigungsausschuss des
US-Senats erklärt, er habe bisher keine Beweise für den Versuch einer
russischen Einmischung in die Zwischenwahlen von 2018 gesehen, aber es sei
"sehr wahrscheinlich", dass Moskau das versuchen werde. Er ging davon aus,
dass das US-Finanzministerium noch diese Woche Sanktionen gegen Russland
verkünden werde. Finanzminister Steven Mnuchin äußerte sich in ähnlicher
Weise, und betonte, Trump "unterstütze" die Maßnahmen "voll und ganz".

Am Montag verkündete die Europäische Union, sie habe die Sanktionen gegen
Russland, die nach der russischen Annexion der Krim verhängt worden waren,
um weitere sechs Monate verlängert.

Am Dienstag stellte sich auch die Bundesregierung hinter die britische
Regierung. Es sei an Russland, "rasche Antworten auf die berechtigten
Fragen der britischen Regierung zu geben", erklärte Regierungssprecher
Steffen Seibert nach einem Telefonat von Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) mit May.

In Antwort auf May erklärte der Labour-Führer Jeremy Corbyn, das gesamte
Parlament verurteile den "zutiefst besorgniserregenden Anschlag" in
Salisbury, und die russischen Behörden müssten vollständig Rechenschaft
ablegen.

Er forderte May auf, härtere Sanktionen gegen russische Oligarchen zu
verhängen, die ihr Geld in Großbritannien verstecken, und bemerkte, es habe
mehr als 800.000 Pfund an Spenden für die Konservative Partei von
"russischen Oligarchen und ihren Partnern" gegeben.

Obwohl Corbyn Mays Kriegshetze nicht infrage stellte, mahnte er die
Regierung: "Wir müssen auch weiterhin versuchen, einen robusten Dialog mit
Russland anzustreben, über alle Fragen, die unsere Länder entzweien, sowohl
national als auch international, statt einfach jeden Kontakt abzubrechen
und die Spannungen und Spaltungen einfach größer werden zu lassen und
potentiell gefährlicher."

Seinen diplomatischen Mahnungen begegnete die Tories mit Rufen wie
"Schande!" und "Skandal!", und auch für die Kriegshetzer in seiner eigenen
Partei waren sie zu viel.

Eine ganze Reihe von Labour-Abgeordneten, darunter Yvette Cooper, Chris
Leslie und John Woodcock, schlossen sich den Tories an und forderten eine
"geschlossene Reaktion". Sie wiederholten damit die Position des Torys Iain
Duncan Smith, der die "Beschwichtiger" verurteilt und Corbyn beschuldigt
hatte, "Parteipolitik zu betreiben".

Der ehemalige Labour-Schattenkanzler Chris Leslie betonte, dass es "einfach
nicht angemessen" sei, "parteipolitische Differenzen" auszutragen, wenn
"unser Land möglicherweise angegriffen wird".

Sein Kollege Mike Gapes betonte, "alle Abgeordneten müssen zusammenhalten"
und brandmarkte den Giftanschlag von Salisbury als "terroristischen Akt".

Der ehemalige Labour-Chefsekretär im Schatzamt Liam Byrne erklärte: "Die
Premierministerin sollte wissen, wenn sie Mittwoch beschließt, dass wir
tatsächlich angegriffen werden, dann wird sie im gesamten Parlament bei der
Abwehr einer gemeinsamen Bedrohung Einheit und Entschlossenheit vorfinden."

Der ehemalige Schatten-Verkehrsminister John Woodcock, der früher schon
Corbyn nicht als Premierminister unterstützen wollte, sagte, der 
Labour-Führer in Downing Street Nr. 10 wäre eine Gefahr für die nationale
Sicherheit Großbritanniens.

Er erklärte: "Die Entschlossenheit, welche die Premierministerin heute im
Sitzungssaal zum Ausdruck gebracht hat, hat lange auf sich warten lassen,
ist aber sehr willkommen. Tatsächlich würde es unsere nationale Sicherheit
einem großen Risiko aussetzen, wenn wir von jemandem geführt würden, der
die Schwere der Bedrohung nicht verstehen würde, die Russland für unser
Land darstellt."

Stephen Doughty, Labour-Abgeordneter von Cardiff South und Penarth,
erklärte: "Ich möchte die Premierministerin auffordern, mit dem Minister
für Kultur, Medien und Sport über eine Überprüfung der Sendelizenz für
Russia Today [RT] zu sprechen. Und mit den Zuständigen im Parlament darüber
zu reden, ihre Sendungen in diesem Gebäude zu blockieren."

Der ehemalige Arbeitsminister Chris Bryant, Abgeordneter für Rhondda,
forderte: "Können wir vielleicht einfach dafür sorgen, dass die Verbreitung
von Propaganda durch Russia Today in diesem Land gestoppt wird?"
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Deutsche Post bereitet Lohnkürzungen vor

Von Gustav Kemper und Dietmar Henning

14. März 2018



Die Deutsche Post plant, zum 1. Mai die Brief- und Paketzustellung mit der
Billig-Tochter DHL Delivery GmbH in einem neuen Gesamtunternehmen
zusammenzufassen. Das berichtete die Welt am Montag gestützt auf ein
ihr vorliegendes internes und vertrauliches Strategiepapier.

Die bei der Post angestellten Zusteller werden bisher noch nach dem
Haustarif bezahlt. Doch im Frühjahr 2015 war es der Deutschen Post
gelungen, einen Teil der Paketzusteller in die neu gegründete Tochterfirma
"DHL Delivery GmbH" auszugliedern, nachdem die Gewerkschaft Verdi einen
wochenlangen Streik [1] ausverkauft hatte.

Die Ausgliederung verfolgte das Ziel, die Lohnkosten zu senken.
Klaus-Dieter Nawrath von der Post-Pressestelle in München erklärte damals
der Münchener Abendzeitung: "Wir haben seit Jahren einen
signifikanten Wettbewerbsnachteil, weil die Löhne bei uns doppelt so hoch
sind wie beim Wettbewerb."

Nun folgt der nächste strategische Schritt der Deutschen Post. Der geplante
Zusammenschluss der 130.000 bei der Muttergesellschaft verbliebenen Brief-
und Paketzusteller mit den 11.000 Beschäftigten der bundesweit 46 
Delivery-Regionalgesellschaften leitet die schrittweise Angleichung der Löhne nach
unten ein.

Laut der Fachzeitschrift  Deutsche Verkehrs-Zeitung (DVZ) erklärte
das Unternehmen, "nur der teilweise Ausstieg aus dem Konzerntarifvertrag
ermögliche es", gegenüber der Konkurrenz dauerhaft wettbewerbsfähig zu
sein. Außerdem sei der schrumpfende Briefmarkt bei den Preisen streng
reguliert - "dies erschwere auch höhere Lohnzahlungen".

Die Delivery GmbH bezahlt nicht nach dem bundesweiten Haustarif der Post,
sondern nach den - ebenfalls von Verdi ausgehandelten - regional
unterschiedlichen Tarifverträgen der Logistikbranche. Diese liegen bis zu
25 Prozent unter dem Haustarif der Post, vor allem im Osten Deutschlands.
Außer dem niedrigeren Grundlohn gibt es bei der Delivery GmbH eine um 1,5
Stunden längere Wochenarbeitszeit, kürzere Pausen und geringere
Überstundenzuschläge.

In Zukunft dürften alle Neueinstellungen von Brief- und Paketzustellern zum
Lohntarif der Delivery erfolgen. Die langjährigen und damit "teuren"
Beschäftigten werden unter Druck gesetzt, das Unternehmen zu verlassen.
Aufgrund der hohen körperlichen Belastung für Paket- und Briefzusteller
wird die Post Wege finden, die ohnehin hohe Fluktuation zu erhöhen.

Die Zeit schreibt außerdem von "gewissen Doppelstrukturen in der
Verwaltung", die durch den Zusammenschluss wegfallen könnten.

Ein Paketfahrer der Post berichtete in einem Kommentar unter dem
Welt-Artikel, in seiner DHL-Zustellbasis, die zur Post AG gehöre,
sei Platz für 50 Touren. "Derzeit haben wir nur 30 Touren (weil die Bezirke
so groß geschnitten sind, das heißt mehr Straßen = mehr Pakete), sodass 20
Touren an der Halle frei sind." Ab dem 1. Mai würden die 20 Tore, die
derzeit ohne Funktion seien, von "Billigarbeitern der Delivery" besetzt.
"Den Rest könnt ihr euch denken."

Christina Dahlhaus, Bundesvorsitzende der Fachgewerkschaft DPVKOM, sprach
gegenüber der Welt von einem "Einstieg in die weitere Aushöhlung der
Tarifverträge der Deutschen Post AG".

Die größere DGB-Gewerkschaft Verdi veröffentlichte erst einen Tag später
eine Pressemitteilung. Darin behauptet die stellvertretende 
Verdi-Vorsitzende Andrea Kocsis, die Unternehmensleitung erkenne "nach zwei
Jahren Betriebspraxis, dass die Doppelstruktur von Regionalgesellschaften
und Deutscher Post AG ein Irrweg" sei. Sie rät dem Management, die
Beschäftigten der Regionalgesellschaften in den bestehenden Haustarif der
Deutsche Post AG zu überführen. Denn "der Gemeinschaftsbetrieb ist
tarifpolitisch äußerst brisant", so Kocsis.

Womöglich liegt hier auch der Grund für das ungewöhnliche Verfahren Verdis
in den laufenden Tarifverhandlungen [2] für rund 130.000 Beschäftigte der
Deutschen Post AG. Als die Post Ende Februar ein miserables Angebot
vorlegte, beschloss die Gewerkschaft, die Mitglieder darüber abstimmen zu
lassen, ohne dass die Tarifkommission Stellung bezog. Die Abstimmung dauert
noch bis Anfang April.

Klar ist, dass Kocsis als stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende der
Post AG in alle wichtigen Unternehmensentscheidungen einbezogen war. Sie
muss schon seit Wochen, wenn nicht seit Monaten von dem Zusammenschluss
gewusst haben. Die Welt berichtet, in dem ihr vorliegenden Papier
stehe, Gespräche mit Verdi über die Regelungen für gemeinsame Betriebsräte
seien bereits vorbereitet. "Eigens dafür wurde bereits eine Gruppe mit 107
Vertretern aus allen möglichen Teilen der Deutschen Post zusammengestellt."

Die Zusammenlegung der beiden Unternehmensteile ist nicht die Korrektur
eines "Irrwegs", wie Kocsis weismachen möchte, sondern der nächste Schritt
bei der Senkung der Lohnkosten.

Die Gewerkschaft steht dabei auf der Seite der Konzernspitze, und das nicht
erst in jüngster Zeit, sondern seit der Privatisierung des früher
staatlichen Unternehmens. 1995 wurde es in eine Aktiengesellschaft
verwandelt und im Jahre 2000 an die Börse [3] gebracht. Die Deutsche Post
DHL-Gruppe hat sich inzwischen zum größten Logistikkonzern der Welt
entwickelt. Sie steht mit den Unternehmen FedEx und UPS im Kampf um die
Beherrschung des Weltmarktes. Diese drei kontrollieren den Löwenanteil des
weltweiten Express-Geschäfts.

Die Post DHL-Gruppe steht unter dem Konkurrenzdruck anderer Anbieter, die
ihre Fahrer extrem ausbeuten und zu 98 Prozent über Subunternehmer
beschäftigen.

DPD hat überhaupt keine eigenen Paketboten. Die 10.000 Zusteller des
Unternehmens in Deutschland sind für knapp 1000 Subunternehmen unterwegs.
Ähnlich verhält es sich bei Hermes. Vor der Weihnachtszeit berichteten
Zeitungen von osteuropäischen Fahrern, die für 1600 Euro brutto sechs Tage
die Woche jeweils 12 Stunden schufteten - und so einen Stundenlohn von etwa
fünf Euro erzielten.

"Oft werden die Kosten für die Unterbringung [200 Euro monatlich für ein
Zimmer] noch vom Salär abgezogen", berichtete die Süddeutsche
Zeitung. Überall wird die Expansion durch Senkung der Löhne und
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen erkauft.

Die Post ist der größte Akteur in diesem internationalen Konkurrenzkampf.
Im abgelaufenen Jahr 2017 hat sie einen Gewinn von 3,74 Milliarden Euro
erwirtschaftet. Für das laufende Jahr ist ein Gewinn von 4,15 Milliarden
Euro geplant. Bis 2020 rechnet die Deutsche Post damit, den Gewinn jedes
Jahr um etwa acht Prozent zu steigern. Der Großteil der Gewinne geht an die
Aktionäre sowie die Manager.

Die strategische Zielsetzung des Konzerns, die Beherrschung des Weltmarkts,
wird von allen Mitgliedern des Aufsichtsrates mitgetragen. In dem Gremium
sitzen die Verdi-Vertreter Andrea Kocsis und Rolf Bauermeister, der
Vorsitzende des Konzernbetriebsrats Thomas Koczelnik sowie weitere sieben
Betriebsräte und Gewerkschaftsvertreter. Die elf Gewerkschaftsvertreter im
Aufsichtsrat der Post werden für ihre Mitarbeit in den Ausschüssen und ihre
Unterstützung der Konzernstrategie fürstlich bezahlt, allein Kocsis erhielt
im letzten Jahr 266.000 Euro.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2015/07/08/post-j08.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/03/02/post-m02.html

[3] http://www.wsws.org/de/articles/2000/11/post-n16.html
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Im Jahrhundert der Wölfe 

Ein biographischer Essay von H.C. Buch über Pablo Neruda

von Christoph Ludszuweit



Erstmals legt der Berliner Autor Hans Christoph Buch mit seinem
Bild-Text-Band "Pablo Neruda" ein literarisches Portrait vor, das
Fotos, die nicht von ihm stammen, mit einfühlsamen Texten unterlegt,
wobei die Bilder für sich selber sprechen. Er erinnert an den großen,
ungemein belesenen und schöpferischen Dichter und Nobelpreisträger
Pablo Neruda, der 1904 in Chile als Sohn eines Lokomotivführers mit
dem Namen Neftali Reyes Basoalto geboren wurde. Neruda wurden später
sein Pseudonym. Entscheidende Impulse verdankt Neruda seinem
Aufenthalt als junger Konsul in Südasien (Birma und Sri Lanka), wohin
ihn die chilenische Regierung geschickt hatte. Er besuchte Rangoon,
Singapor, Ceylon und Batavia.

Hans Christoph Buch begab sich für seinen biographischen Essay auf
Spurensuche nach Chile, getreu dem Goethe'schen Motto aus
Westöstlicher Diwan: "Wer den Dichter will verstehen, muss in Dichters
Lande gehen".

Sein Band macht eindrucksvoll deutlich: Pablo Neruda verlieh dem
südamerikanischen Kontinent Stimme und Gewicht.

Durch sein Werk machte er auf ein bis dahin fast unbekanntes Universum
weltweit aufmerksam.

In dem schon von der Aufmachung her beeindruckenden Bildband verfolgt
H.C. Buch die Lebensstationen des Dichters, in allen Facetten,
kenntnisreich und akribisch. Er verweist auf den Einfluss der
spanischen Barockdichtung und des französischen Surrealismus, die
metaphernreiche Gestaltungsweise bis hin zu seinem Spätwerk, die
Modernität und Qualität seines umfangreichen Werks.

Es beinhaltet Geschichte, Politik und Utopie, die Vor- und
Frühgeschichte, Natur, Fauna und Flora des südamerikanischen
Kontinents, den antikolonialen Befreiungskampf und den Spanischen
Bürgerkrieg. Im Auftrag der chilenischen Regierung sollte Neruda
übrigens 1939 republikanische Spanier, die nach der Niederlage nach
Frankreich geflüchtet waren, aus Lagern und Bedrohung ins Asylland
Chile bringen.

Es gelang ihm tatsächlich, rund 3000 spanische Flüchtlinge, darunter
viele Schriftsteller und Intellektuelle, zu retten. Nerudas Texte
enthalten auch zahlreiche, die Fülle des Lebens feiernde Oden und
Liebesgedichte. Buch unterschlägt dabei nicht die dunkleren Seiten
Nerudas, wenn er ihn in einer bestimmten Zeit auch als "Homer im
Parteiauftrag" bezeichnet, der Stalin-Hymnen schrieb und sich der
Partei in einer Zeit der Tyrannei andiente, die den einzelnen
gedemütigt und erniedrigt hat, in diesem "Jahrhundert der Wölfe" (N.
Mandelstam).

Der litauisch-polnische Dichter und Nobelpreisträger Czeslaw Milosz
schrieb dazu: "Mag der große Dichter Lateinamerikas, Pablo Neruda,
getrost für sein Volk kämpfen. Es wäre aber schlimm um ihn bestellt,
wenn er alle Stimmen, die ihn aus Mittel- und Osteuropa erreichen, für
Manifestationen eines überholten Nationalismus und für das Wehgeschrei
einer grollenden Reaktion halten wollte. Augen, die gesehen haben,
dürfen sich nicht verschließen; Hände, die berührt haben, dürfen nicht
vergessen, wenn sie zur Feder greifen." (Aus: Verführtes Denken).

Neruda singt ein Loblied auf die ohnmächtige Macht der Poesie, wenn er
zur Dichtkunst bemerkt:

"Der Dichter, der nur irrational ist, wird lediglich von seinem
eigenen Ich und seiner Geliebten verstanden, das ist ziemlich
trostlos.

Der Dichter, der nur rational ist, wird sogar von den Eseln
verstanden, und auch das ist reichlich trostlos. Gott und Teufel
führen in der Poesie einen unablässigen Kampf, und die Schlacht
gewinnt mal der eine, mal der andere - aber die Poesie selbst darf
niemals unterliegen."

Vor seinem Haus in Isla Negra, inzwischen ein Museum, liegt er
begraben. Mit Meeresblick.



Hans Christoph Buch: Pablo Neruda, Deutscher Kunstbuch Verlag, Berlin
2018, 80 Seiten mit 54 Schwarzweiß- und Duplexabbildungen, 21 x 28 cm,
22 Euro, ISBN 978-3-422-07368-5
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Was bleibt von der SPD?

Mit dem Ende der DDR und dem der Sowjetunion änderte sich die Funktion
der SPD, genauer: Sie wurde überflüssig. Die Oktoberrevolution, die
kommunistische Weltbewegung, die Existenz der sozialistischen Länder
hatten bis 1989 für sozialpolitische Zugeständnisse des Kapitals
gesorgt, die vor allem von der SPD durchgesetzt wurden. Damit war nun
Schluß. Das Etikett SPD blieb zwar, aber dahinter mußte sich
zwangsläufig ein Wandel einstellen. Die deutsche Sozialdemokratie,
deren Führung sich am 4. August 1914 für den Sozialimperialismus, für
Krieg plus soziale Almosen, entschied, hatte die Partei schon damals
zugunsten nationalistischer, chauvinistischer Strömungen mit sozialem
Anstrich überflüssig gemacht. Deren Publizisten proklamierten
"Kriegssozialismus" und "Volksgemeinschaft". Ihre Hauptaufgabe sah die
SPD-Führung nach 1917 in der Bekämpfung von Kommunismus und
Revolution.

Als die faschistische Diktatur Sozialdemokraten wie Kommunisten
gleichermaßen in Gefängnisse warf und ermordete, war es für
Korrekturen zu spät. Erst die Vereinigung von SPD und KPD zur SED zog
1946 im Osten Deutschlands aus der epochalen Katastrophe von 1914 die
nötige Konsequenz.

Die SPD-Führung der Westzonen verhinderte dies mit Hilfe der
Westalliierten. Sie setzte der Spaltung Deutschlands durch
Währungsunion und Gründung der Bundesrepublik nur geringen Widerstand
entgegen, der Wiederaufrüstung noch weniger und trat schließlich 1966
zum ersten Mal in eine Koalition mit CDU und CSU ein. So wurde die
verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit im Bundestag erreicht, mit der
die noch heute gültigen Notstandsgesetze gegen den Widerstand von
Gewerkschaften und Millionen Menschen durchgesetzt werden konnten.

Als die USA und die NATO in den 60er Jahren ihre Doppelstrategie von
Abschreckung und Entspannung konzipierten, nutzte die SPD die
Gelegenheit, um bessere Beziehungen zwischen BRD und DDR herzustellen,
ohne an der Aufrüstung Abstriche zu machen. In der Raketenkrise der
80er Jahre kam es sogar zu einer Annäherung von SPD und SED und dem
Papier von 1987 über den Streit der Ideologien und die gemeinsame
Sicherheit.

Das hatte sich nach 1989 in mehrfacher Hinsicht erledigt: Krieg wurde
erstmals nach 1945 von einem sozialdemokratischen Bundeskanzler wieder
zum festen Bestandteil deutscher Außenpolitik. Gerhard Schröder nannte
das "Enttabuisierung des Militärischen". Am Bedeutungsverlust der SPD
für das deutsche Kapital änderte das nichts.

Dieser setzte bei der Zerschlagung der DDR und ihrer Gesellschaft ein.
Im Eifer, deren soziale Errungenschaften zu zerstören, unterschied
sich die SPD kaum von den anderen Anschlußparteien, im Gegenteil. Ihr
Spitzenpersonal in Ostdeutschland stammte aus evangelischen
Pfarrhäusern, mit der deutschen Arbeiterbewegung und ihren Traditionen
waren diese Leute im Gegensatz zu vielen westdeutschen
Sozialdemokraten nicht verbunden, mehr noch: Haß auf diese Tradition
und die DDR, der größten Errungenschaft in der Geschichte der
deutschen Arbeiterbewegung, war ihr einziger Programmpunkt. Das
ermöglichte in den 90er Jahren in Ostdeutschland einen sozialen
Kahlschlag, der zum Vorbild für die gesamte Bundesrepublik und sehr
bald deutscher Export"schlager" für die EU wurde.

Die damalige SPD-Führung unter Hans-Jochen Vogel stimmte 1990 den
Diktatverträgen zur Wirtschafts- und Währungsunion von DDR und BRD zu,
während sie der SPD-Kanzlerkandidat zu den ersten Wahlen nach dem
Anschluß vom 3. Oktober 1990, Oskar Lafontaine, ablehnte. Er
skizzierte im damaligen Wahlkampf ziemlich genau die vorhersehbaren
verheerenden sozialen Folgen dieser Politik für die Ostdeutschen. Die
glaubten ihm nicht und stimmten mehrheitlich für die CDU. Bereits 1994
meinte der Sozialdemokrat Egon Bahr, es sei in der Geschichte noch nie
eine Bevölkerung so ausgeplündert worden wie die ostdeutsche.

Bemerkenswert aus heutiger Sicht war damals das schlechte Abschneiden
der Neonaziparteien in Ostdeutschland: Sie erreichten z.B. 1990 und
1994 in keiner sächsischen Gemeinde zusammen fünf Prozent. Das änderte
sich bis 1998. Damals erreichte die DVU z.B. in Sachsen-Anhalt 12,9
Prozent, die vom Verfassungsschutz offenbar besonders geförderte NPD
faßte unter ostdeutschen Jugendlichen Fuß.

Der reale Sozialismus war weg, es bestand kein Anlaß mehr für soziale
Almosen. Daraus zog zuerst die SPD-Führung unter Gerhard Schröder die
Konsequenz. Sie profitierte 1998 von der verbreiteten Unzufriedenheit
mit den Ergebnissen der Anschlußpolitik Helmut Kohls und stellte sich
in neuer Funktion zur Verfügung: Sie wollte nicht mehr Partei des
sozialen Ausgleichs sein, sondern an der Spitze des Klassenkampfes von
oben stehen. Ihre "Agenda 2010" schuf in der Bundesrepublik ein
soziales Unrechtsregime, das in den entwickelten Industriestaaten
seinesgleichen sucht. Entsprechend wurde es in verschärfter Form
anderen EU-Staaten, insbesondere Schuldnerstaaten Deutschlands,
auferlegt.

Nach den Bundestagswahlen vom 24. September 2017 steht die SPD vor dem
Scherbenhaufen dieser Politik. Der Funktionswandel half nicht ihr,
sondern Konservativen und Rechten. Sie hat die Hälfte ihrer Mitglieder
und Wähler verloren, gab die Ostpolitik Willy Brandts auf und schloß
sich unter Frank-Walter Steinmeier und Sigmar Gabriel der neuen
aggressiven NATO-Strategie gegenüber Rußland an. Statt Abschreckung
plus Entspannung, also Anstreben von Abrüstungsverhandlungen, heißt es
heute: Abschreckung und "Dialog", d.h. keine Verhandlungen, sondern
bestenfalls "Informationen" über die eigenen Absichten. Dabei handelte
es sich, soweit es überhaupt Gespräche gibt, zumeist um
Täuschungsmanöver des Westens etwa über sein Raketenabwehrsystem oder
den von ihm angestrebten Bruch des INF-Vertrages von 1987 über das
Verbot von landgestützten Mittelstreckenraketen in Europa.

Mehr denn je stellt die SPD lediglich den Flügel einer die
Bundesrepublik regierenden Einheitspartei dar. Das macht sie jederzeit
regierungsfähig und wird sie wahrscheinlich auch in eine neue
Koalition mit CDU und CSU führen. Auf der anderen Seite gefährdet es
ihre Existenz als Partei.

Vor diesem Hintergrund hat Oskar Lafontaine nach der Bundestagswahl
mehrfach angeregt, über eine linke Sammlungsbewegung nachzudenken. Am
30. Dezember 2017 veröffentlichte z.B. die "Neue Osnabrücker Zeitung"
ein Interview mit ihm, in dem er erklärte: "Diejenigen, die über die
Parteigrenzen hinaus wieder mehr soziale Gerechtigkeit in Deutschland
wollen, müßten eine neue linke Sammlungsbewegung gründen. Diese
Bewegung sollte nicht nur die klassischen Parteien, sondern auch
Gewerkschafter, Sozialverbände, Wissenschaftler, Kulturschaffende und
andere umfassen. Daß es eine Basis für eine solche sich aus der
Gesellschaft entwickelnde Bewegung gibt, zeigt der anfängliche Hype um
Martin Schulz. Leider ist die SPD dieser Erwartungshaltung im
Bundestagswahlkampf nicht gerecht geworden."

Das aber kann und wird die SPD auch nicht leisten - bei allem Schmerz
alter Sozialdemokraten über den Kurs ihrer Partei, den Lafontaine hier
zum Ausdruck bringt. Unausgesprochener Kern seiner Idee ist aber
zugleich: Die Partei Die Linke spielt entweder in einer solchen
Bewegung eine entscheidende Rolle oder sie wird ebenfalls
bedeutungslos. Lafontaine selbst nennt Jeremy Corbyn in
Großbritannien, Podemos in Spanien, "La France insoumise" in
Frankreich als Vorbilder für eine Sammlung "all derjenigen, die mehr
soziale Gerechtigkeit wollen und für eine friedliche Außenpolitik
eintreten".

Angesichts der Gefahren für den Weltfrieden, angesichts von
NATO-Kriegspolitik und Aufrüstung, angesichts der immer tieferen
sozialen Spaltung in der Bundesrepublik und weltweit, angesichts der
Welle von Nationalismus und Faschismus, angesichts des Scheiterns der
SPD und anderer sozialdemokratischer Parteien ist eine solche Bewegung
dringend nötig, vielleicht hätte sie sogar eine historische Chance.
Sie könnte sich relativ rasch entfalten, wie die von Lafontaine
angeführten Beispiele zeigen. Ob sie länger Bestand hat, Einfluß
gewinnen oder gar dem Durchmarsch der reaktionärsten Kräfte des
Monopolkapitals Einhalt gebieten kann, wird nicht zuletzt vom
Engagement von Kommunisten und Sozialisten abhängen.

Arnold Schölzel
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24. Friedensratschlag: Gegen weltweite Aufrüstung

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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INF-Abrüstungsvertrag in Gefahr?

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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100 Jahre Armee für den Frieden

"Jeder Mensch, der die Freiheit liebt, schuldet der Roten Armee mehr,
als er jemals bezahlen kann."

In diesen Worten des US-amerikanischen Schriftstellers Ernest
Hemingway wird die Wahrheit über den Charakter, die Aufgaben und Ziele
jener Armee treffend ausgesprochen, die wenige Monate nach der
Oktoberrevolution 1917 in Rußland geschaffen werden mußte und in
diesen Tagen ihren 100. Geburtstag begehen könnte.

Wo liegen die Gründe dafür, daß die neue Volksmacht der russischen
Republik, deren Geburtsurkunde das "Dekret über den Frieden" war,
schon im Februar 1918 seine Söhne zu den Waffen rief? Zu diesem
Zeitpunkt hatte der deutsche Imperialismus das im Dezember 1917 mit
Sowjetrußland geschlossene Waffenstillstandsabkommen gebrochen und
wollte in einer großangelegten Offensive die russische Republik
zerschlagen. Innerhalb weniger Tage besetzten die deutschen Truppen
Lettland und Estland, einen beträchtlichen Teil der Ukraine und
Belorußlands. Die Gefahr des Untergangs der jungen Sowjetmacht war
groß. Die Schaffung regulärer Streitkräfte zur Verteidigung der jungen
Sowjetrepublik wurde zur Überlebensfrage.

Unter der Losung: "Das sozialistische Vaterland ist in Gefahr!" riefen
W.I. Lenin und die sowjetische Regierung die Arbeiter und Bauern des
ganzen Landes zum freiwilligen Eintritt in die Rote Armee auf. Am 23.
Februar 1918 stoppten sie kurz vor Petrograd die Truppen des
kaiserlichen Deutschland. Diese erste geschichtliche Bewährungsprobe
wurde zur eigentlichen Geburtsstunde der Roten Armee.

Es war eine Armee entstanden, die, nur notdürftig ausgerüstet und ohne
ausgebildete Heerführer, den imperialistischen Heeren dennoch
überlegen war, weil sie die erste Armee einer
Arbeiter-und-Bauern-Macht war, vom Volk mit dem einzigen Auftrag
hervorgebracht, die gerechteste Sache der Welt, die Freiheit und
Unabhängigkeit des neuen sozialistischen Vaterlandes, zu verteidigen.
In den folgenden jahrelangen Auseinandersetzungen gegen die
hochmodernen Armeen von 14 imperialistischen Staaten, die sich zur
bewaffneten Intervention gegen die Sowjetrepublik vereinigt hatten,
bewiesen die sowjetischen Soldaten immer wieder ihre Überlegenheit.
Kommunisten traten an die Spitze der Kämpfer. Mitten im Feuer
entwickelten sich aus Arbeiter- und Bauernsöhnen mutige und
kampfentschlossene Heerführer wie Budjonny, Tschapajew, Frunse,
Woroschilow und viele andere.

Schon zwei Jahrzehnte nach der erfolgreichen Verteidigung ihrer Heimat
gegen die Interventen mußte sich die Rote Armee erneut bewähren. Im
Sommer 1941 überfiel die Hitlerwehrmacht die Sowjetunion. Mordend,
raubend und plündernd überzogen die Faschisten das Land, drangen bis
nach Moskau vor, gelangten an die Wolga und das Vorgebirge des
Kaukasus und belagerten Leningrad. Trotz riesiger Verluste an
Menschen, Industrieanlagen, Rohstoffen, Lebensmitteln und
Kampftechnik, die in der ersten Phase des Krieges von den Faschisten
vernichtet oder geraubt wurden, gelang es dem sowjetischen Volk und
seinen Streitkräften, dem deutschen Faschismus einen Strich durch
seine Weltherrschaftspläne zu machen. Dieser Befreiungskampf kostete
27 Millionen sowjetische Menschen das Leben. Sie gaben es nicht nur
für die eigene Freiheit und Unabhängigkeit, sondern für alle Völker,
die vom Faschismus unterdrückt und ausgeplündert wurden.

Mit großer Anerkennung würdigten die Völker die Leistungen der
sowjetischen Armee. So erklärte General de Gaulle im Dezember 1944:
"Die Franzosen wissen, was Sowjetrußland für sie tat, sie wissen, daß
gerade Sowjetrußland bei ihrer Befreiung die Hauptrolle spielte." Und
die "New York Herald Tribune" schrieb im Juni 1945: "Die Rote Armee
war faktisch eine Armee, die Europa und die halbe Welt befreite, weil
ohne diese Armee und ohne die grenzenlosen Opfer, die das russische
Volk brachte, die Befreiung vom grausamen Joch des Faschismus einfach
unmöglich gewesen wäre."

Die Zerschlagung des Faschismus durch die Sowjetunion gehört nach der
Oktoberrevolution zu den bedeutendsten Ereignissen des vergangenen
Jahrhunderts und beeinflußte nachhaltig die internationale
Entwicklung. Dieser Sieg wurde zum Ausgangspunkt für die Entstehung
eines sozialistischen Weltsystems, für den völligen Zusammenbruch des
Kolonialsystems und für einen Aufschwung des Kampfes der
Arbeiterklasse in den Hochburgen des Kapitalismus.

Die hundertjährige Geschichte der Roten Armee widerlegt die Lüge der
bürgerlichen Propaganda von einer angeblichen "roten Gefahr". Die
sowjetischen Streitkräfte hatten einzig und allein die Aufgabe, die
sozialistische Gesellschaftsordnung vor ihren Feinden zu schützen.

Wenn die Völker Europas bis 1990 über vier Jahrzehnte in Frieden leben
konnten, dann war das der militärischen Stärke der Sowjetunion genauso
zu verdanken wie ihrer konsequenten Friedenspolitik.

Gestützt auf die UZ
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Von Berlin ins Museum der Weltmeere in Kaliningrad

Für den Berliner Jürgen Brühmann, Mitglied u.a. der GRH und des
RF-Fördervereins, war der 31. Oktober 2017 ein ganz besonderer Tag.
Bei einer feierlichen Zeremonie in der Botschaft der Russischen
Föderation in Berlin überreichte er im Beisein des Botschafters
Wladimir Grinin der Direktorin des Museums der Weltmeere in
Kaliningrad Svetlana Sivkova aus seiner umfangreichen Sammlung von
Miniaturen 53 Modelle von Kriegsschiffen. Die Originalschiffe und
-boote waren von 1945 bis 1990 unter der Flagge der Baltischen Flotte,
der polnischen Seekriegsflotte und der Volksmarine der DDR auf Wacht
für den Frieden in der Ostsee im Einsatz. Sie werden seit dem 15.
September auf dem ehemaligen Feuerschiff "Irbenskij" präsentiert - im
Rahmen des Museums der Weltmeere und dessen Sonderausstellung "Baltic
Fleet on Guard of Peace".

Seit über 60 Jahren sammelt der gelernte Spitzendreher aus Eisenach
Schiffe, Flugzeuge und andere Fahrzeuge als Miniaturen. Mehr als 1500
Modelle drängen sich dicht an dicht auf etwa 15 m² seiner Wohnung.

Der passionierte Sammler hat sich auf Schiffe der russischen und
sowjetischen Kriegsflotte spezialisiert - als Miniaturnachbauten im
Maßstab 1:1250. 1580 Schiffe befahren die spiegelnden Glasböden der
Vitrinen, und es sieht tatsächlich so aus, als schwimmen sie auf dem
Wasser. Die selbstkonstruierte "Hauptvitrine" geht nach vorn zu und
vermittelt den Eindruck einer Kommandobrücke, der Fußboden sieht aus
wie der Boden auf einem Schiff. Jürgen Brühmann weiß genau, welche
Modelle bei ihm vertreten sind: 550 russische und sowjetische von der
Mitte des 19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart, 157 der Volksmarine der
DDR, 103 der Handelsmarine der DDR, 168 von der Bundesmarine, 429 von
den deutschen Kriegsflotten bis 1945. Dazu kommen 177 Schiffsmodelle
anderer Länder, Handelsschiffe, Passagierschiffe und Fähren. RF

 * 

Appell von PVP und KPI

Wir dokumentieren nachstehend eine aus dem Englischen übersetzte
gemeinsame Erklärung der Palästinensischen Volkspartei (PVP) und der
Kommunistischen Partei Israels (KPI):

Die Palästinensische Volkspartei und die Kommunistische Partei Israels
verurteilen entschieden die Entscheidung des US-Präsidenten Donald
Trump vom 6. Dezember 2017 über Jerusalem, die eine eklatante
Verletzung der Rechte des palästinensischen Volkes sowie einen
schweren Schlag gegen die Grundlagen eines gerechten Friedens
entsprechend der von den meisten Ländern und einer überwältigenden
Mehrheit der Völker weltweit unterstützten UN-Resolutionen darstellt.

Die US-Politik der Unterstützung der israelischen Besatzung der seit
1967 besetzten palästinensischen Gebiete wird nur zu einer
Verschärfung von Chaos und Instabilität in der Region und auf der Welt
führen. Sie belegt die Tatsache, daß die Vereinigten Staaten ein Teil
des Problems und nicht der Lösung sind. Es gibt keine andere Lösung
als die Beendigung der Besatzung und die Erfüllung des Rechts des
palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung sowie die Etablierung
eines unabhängigen palästinensischen Staates mit Ost-Jerusalem als
seiner Hauptstadt und die Lösung der Flüchtlingsfrage entsprechend der
UN-Resolution 194.

Die Entscheidung widerspricht und negiert vollständig das
internationale Recht, Resolutionen des Sicherheitsrates sowie die
einhellige internationale Meinung, die Jerusalem als besetztes Gebiet
betrachtet. Das verpflichtet uns zu weiteren Anstrengungen, diese
Politik zu isolieren und diese Entscheidung durch die internationale
Gemeinschaft zu kippen.

Die Dreierallianz aus dem von den USA geführten globalen
Imperialismus, dem von den Siedlern und der Annexionsregierung
repräsentierten Zionismus und den reaktionären arabischen Kräften
steht den nationalen und historisch unveräußerlichen Rechten des
palästinensischen Volkes feindlich gegenüber. Das Scheitern der Pläne
dieser Allianz für die Region - insbesondere in Syrien und im Jemen -
hat sie dazu gebracht, die palästinensische Karte zu spielen und die
palästinensische Führung zu einem von ihr so genannten "Deal des
Jahrhunderts" zu bewegen.

Um uns dieser Allianz entgegenzustellen, müssen wir die internationale
Solidarität mit der Sache Palästinas und dem palästinensischen Volk
verstärken und ausweiten, um den Druck auf die Okkupationsregierung zu
verstärken. Die PVP und die KPI rufen die kommunistischen und
Arbeiterparteien weltweit und alle fortschrittlichen und
demokratischen Kräfte auf, den Kampf gegen die israelische Besatzung
zu verstärken und die Solidarität mit dem palästinensischen Volk und
seinen legitimen Rechten auszuweiten, für einen gerechten Frieden in
der Region auf der Grundlage des Respekts für die Rechte der Völker
auf Freiheit und Unabhängigkeit.

12.12.2017

Gestützt auf "RedGlobe"
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Wider den Mißbrauch des Begriffs Antisemitismus

Der deutsch-jüdische Autor und Verleger Abraham Melzer kritisiert die
Unterstützung Israels durch die deutsche Politik und wird deswegen
selbst häufig als Antisemit bezeichnet - zu Unrecht, wie er sagt.

Dazu hat er nun das Buch "Die Antisemitenmacher - Wie die neue Rechte
Kritik an der Politik Israels verhindert" geschrieben. Das Buch sei
eine Anklage, erklärt Melzer. "Ich klage damit nicht nur die Täter,
also diejenigen, die uns diffamieren, verleumden und beleidigen, an,
sondern ich klage auch unsere Gesellschaft und die Presse an, daß sie
darüber schweigt."

Melzer ist vehementer Kritiker der Besatzungs- und Siedlungspolitik
Israels. Dazu sagt er: "Meine Kritik an der Politik des Staates Israel
wird von vielen Leuten, besonders von Zionisten oder Vertretern der
jüdischen Gemeinde, als antisemitisch deklariert. Ich hasse nicht etwa
Juden, sondern ich kritisiere die Politik des Staates Israel."

Um sein Buch zu vermarkten, hatte Melzer bei einer städtischen
Wohnungsbaugesellschaft in Frankfurt am Main einen Raum für die
Buchmesse gemietet. Dieser Raum wurde ihm jedoch ohne Angabe von
Gründen kurz vor der Veranstaltung gekündigt. Der Autor erzählt: "In
dem Kündigungsschreiben stand: 'Nach eingehender Recherche'. Was für
eine Recherche das war und bei wem recherchiert wurde, stand nicht
drauf. Als ob der Grund 'eingehende Recherche' genügen würde, zu
kündigen. Ich habe dann eine einstweilige Verfügung beantragt und habe
sie sofort bekommen. Die Begründung des Gerichts war sehr kurz, aber
sie haben gesagt, daß das nicht in Frage kommt, natürlich hat Abraham
Melzer das Recht, auf seinem Vertrag zu bestehen."

Den Vorwurf des Antisemitismus weist Melzer weit von sich.
Antisemitismus bedeute, "Juden zu hassen, nur weil sie Juden sind und
aus keinem anderen Grund". Er betont: "Dieser Antisemitismus macht mir
so lange keine Angst, solange er nicht staatlich verordnet wird. Der
Antisemitismus wird erst dann gefährlich, wenn er zu einer
staatlichen Doktrin wird."

In München wurde 2016 sein Vortrag mit dem Titel "Antisemitismus
heute" aufgrund einer E-Mail der Vorsitzenden der jüdischen
Kultusgemeinde München, Charlotte Knobloch, abgesagt. In dieser E-Mail
hieß es, Melzer sei "für seine antisemitischen Äußerungen regelrecht
berüchtigt". Auf Antrag von Melzer untersagte das Landgericht München
Frau Knobloch diese Behauptung. Man würde in Deutschland sehr oft von
Meinungsfreiheit und dem Grundgesetz reden. Immer jedoch, wenn es zum
Problemkreis Palästina- und Israelkonflikt komme, werde die
Meinungsfreiheit eingeschränkt. Dies geschehe, so Melzer, sowohl auf
Druck von jüdischen Gemeinden wie auch auf Druck der israelischen
Regierung und von deutschen Politikern, die glaubten, sie müßten
"zionistischer sein als die Zionisten selbst".

Mit seinem Buch will Melzer bewirken, daß man über "diese Situation,
diese Unfreiheit, in der wir hier agieren, diese Verletzung des
Grundgesetzes und der Meinungsfreiheit spricht und es nicht
verschweigt. Ich kritisiere schon so lange die Politik des Staates
Israel. Ich war immer ein einsamer Rufer in der Wüste, und wir hatten
nie eine richtige Resonanz in der Presse, nie eine richtige Resonanz
in der Gesellschaft, und ich wollte die Gesellschaft und die Presse
wecken und sagen: Leute, hier ist etwas, darüber müßt ihr auch mal ab
und zu schreiben."

Eine Lösung des Nahostkonfliktes sieht Melzer nicht, das müßten wir
Menschen akzeptieren. Schuld sei die aktuelle zionistische Politik. Er
erläutert: "Die Geschichte hätte anders verlaufen können, wenn es
vernünftigere Zionisten gegeben hätte. Es gab ja auch in der
zionistischen Bewegung Leute, die gesagt haben: So geht es nicht. Das
Land Palästina war ja nicht leer. Darüber hat die zionistische
Bewegung nicht genug nachgedacht. Die Folge ist, daß wir heute ein
unlösbares Problem haben. In der Geschichte ist alles möglich, aber da
muß schon wirklich ein Wunder passieren." S. N.


Abraham Melzer: Die Antisemitenmacher. Wie die neue Rechte
Kritik an der Politik Israels verhindert. Westend-Verlag, Frankfurt a.
M. 2017, 288 S., 18 €
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Aslı Erdoğan erhielt den Stuttgarter Friedenspreis

Am 10. Dezember 2017 hat der Stuttgarter Verein AnStifter e.V. der
zur Zeit mit noch ungeklärtem Aufenthaltsstatus im Exil in Deutschland
lebenden türkischen Schriftstellerin Aslı Erdoğan seinen
Friedenspreis 2017 für ihren Mut, über die Wahrheit zu schreiben,
verliehen. Im Stuttgarter Theaterhaus nahm ihr Verleger Wolfgang
Ferchl den Preis entgegen, da Aslı Erdoğan verhindert war.
Die Moderation der Preisverleihung hatte Sidar Carman von der DIDF
(Föderation Demokratischer Arbeitervereine) übernommen.

Wir bringen hier Auszüge aus der Laudatio von Elisabeth Abendroth,
Sozialwissenschaftlerin und Tochter des Antifaschisten und Sozialisten
Wolfgang Abendroth (1906-1985).

Aslı Erdoğan ist aus der Kälte zu uns gekommen. Im Sommer
2016, am 16. August, stürmten Polizisten ihre Wohnung in Istanbul. Sie
schleppten sie auf die Polizeiwache. Dort und danach im
Frauengefängnis Bakirköy war sie monatelang eingesperrt. Schreckliche
Haftbedingungen, Selbstmordgedanken. Aber auch das Erlebnis von
Solidarität, unter den Frauen im Gefängnis und außerhalb der Mauern,
auch außerhalb der Türkei. Daß die berühmte Schriftstellerin ausreisen
konnte und heute hier sein kann, beweist: Solidarität kann etwas
bewirken.

Das ist eine Ermutigung, heute, am 10. Dezember, dem internationalen
Tag der Menschenrechte. Fast sieben Jahrzehnte nach der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte durch die Vereinten Nationen sind diese
von ihrer Verwirklichung meilenweit entfernt. Der Kampf für die
Menschenrechte ist eine Sisyphusarbeit. Nicht nur in türkischen
Kerkern wird die Menschenwürde täglich mit Füßen getreten. Aslı
Erdoğan hat viele Mitstreiterinnen im Gefängnis zurücklassen
müssen. Aber daß sie heute den Stuttgarter Friedenspreis
entgegennehmen kann, ist "ein kleiner Sieg für eine neue, freie
Generation", wie es in Hersh Gliks berühmtem jiddischem Partisanenlied
heißt.

Aslı Erdoğan ist eine Ermutigung für uns - der Stuttgarter
Friedenspreis ist eine Ermutigung für sie, um sie in schrecklichen
Zeiten ... "daran zu erinnern, daß alles, was wir besitzen, zu dem wir
gehören, bei dem wir dabeisein oder mittendrin sein wollen, mit einem
bestimmten Wort untrennbar verbunden ist ... Frieden." Das sind
Aslı Erdoğans eigene Worte. Ich habe sie gefunden in ihrem
allerjüngsten Buch, dem Essay-Band "Nicht einmal das Schweigen gehört
uns noch", der im Oktober zweisprachig, auf deutsch und türkisch,
erschienen ist. Sie werden gleich noch weitere Zitate aus diesem Buch
hören, denn anders als die junge Frau aus Hersh Gliks Partisanenlied,
die mit einer kleinen Pistole den Feind aufhält, kämpft Aslı
Erdoğan mit einer - wenn Sie mir dieses Paradoxon verzeihen -
pazifistischen, aber genauso treffgenauen Waffe gegen das Unrecht: mit
ihrer kraftvollen, klugen, mitfühlenden Sprache.

Ich habe eben übrigens die drei Punkte mitgelesen, die Aslı
Erdoğan vor das Wort "Frieden" gesetzt hat. Sie, die alles
Unrecht, das Menschen zugefügt wird, am eigenen Leib spürt, verteidigt
auch die eigene, verletzliche Haut, wenn sie die richtigen Worte
sucht. Sprache als Überlebensmittel. Sprache, die Unsagbares in Worte
faßt, von denen jedes einzelne genau erspürt, erdacht, schwer
erarbeitet, erkämpft werden muß. Das kostet viel Kraft. Da braucht es
zuweilen Atempausen, Schweigen, ... "wo die Begriffe am harten Felsen
der Wahrheit abprallen", drei kleine Punkte bis zum nächsten Wort. ...
"Denn ist Schreiben letztlich nicht von Anfang an ein
Befreiungsversuch, die hartnäckige Suche nach der Freiheit, die sich
früher oder später erschöpft?", fragt Aslı Erdoğan - und
fügt hinzu: "Krieg dagegen ist ein unwiderrufliches Urteil."

Schreiben gegen den Krieg. ... "Sätze aneinanderreihen. Sich Mördern
stellen, Opfern Sprache verleihen." Aslı Erdoğan setzt die
Wahrheit der Unterdrückten gegen die Lügen der Herrschenden, die
Freiheit gegen Krieg, gegen Haft und Folter. Das hat sie ins Gefängnis
gebracht. Nicht nur sie. Weil sie die Wahrheit geschrieben haben,
sitzen in der Türkei Journalistinnen und Journalisten, Schriftsteller
und Wissenschaftler im Gefängnis. Jeden Tag werden es mehr. Wir dürfen
sie nicht vergessen. Immer wieder müssen wir laut ihre Freilassung
fordern. Aslı Erdoğan, die große Autorin, ist zum Symbol für
sie alle geworden. Daß sie im laufenden Gerichtsverfahren freikam und
ausreisen konnte, zeigt: Es gibt eine Chance, den Eingekerkerten zu
helfen, wenn wir nicht aufhören, an jede einzelne, jeden einzelnen von
ihnen zu erinnern.

"Ich bin im Gefängnis, weil ich über die Abscheulichkeiten geschrieben
habe, welche die Türkei begangen hat - es ist meine Pflicht, über
Abscheulichkeiten zu schreiben", hat Aslı Erdoğan in einem
Brief aus dem Gefängnis geschrieben. In ihrem Essay "Wir sind
schuldig" lesen wir, über welche Abscheulichkeiten: "Wir haben in
unserem Land ein furchtbares Verbrechen begangen, von dem die
Überlebenden nur verschwommen als 'große Katastrophe' sprechen dürfen,
wir haben die Wurzeln eines Volkes ausgerissen. (...) Ein
unvergleichliches Verbrechen, einem Menschen sogar noch seinen Schmerz
abzuerkennen und zu entreißen. Die Überlebenden der Lüge zu
bezichtigen und sie für das, was ihnen widerfahren ist, auch noch zu
beschuldigen ..." Aghet, die Katastrophe, die vor mehr als hundert
Jahren geschah, ist im kollektiven Gedächtnis der Armenier bis heute
tief eingegraben: der Genozid, der systematische Massenmord an mehr
als eineinhalb Millionen armenischen Kindern, Frauen, Männern,
planvoll organisiert und durchgeführt von der Regierung des
Osmanischen Reiches. Von der türkischen Regierung bis heute geleugnet.

Wir kennen das in Deutschland. Auch hierzulande hat es viele Jahre,
zum Teil bis in diese Tage gedauert, bis unsere Abscheulichkeiten, bis
die ungeheuerlichen Verbrechen des deutschen Faschismus öffentlich zur
Sprache gebracht werden konnten. Jahre des Beschweigens der
Entrechtung, Beraubung, Vertreibung, Einkerkerung, Folter, schließlich
des systematischen Genozids an den europäischen Juden, an den
überfallenen Völkern des Ostens und an den Sinti und Roma. Jahre des
Beschweigens des Massenmords an Gehandicapten, an Anderslebenden,
Andersliebenden, Andersdenkenden. Jahre der Lüge, die die überlebenden
Opfer und ihre Nachkommen ein zweites Mal tief verletzt haben.

Dazu eine persönliche Bemerkung: Mein Vater Wolfgang Abendroth wurde
1937 monatelang in deutschen Gefängnissen gefoltert. Sein Leben lang
war er physisch schwer krank. Er war ein heiterer, kämpferischer
Mensch, aber auch er ging ... mit so vorsichtigen, unsicheren
Schritten, als könnte ihm jederzeit die ganze Welt unter den Füßen
wegrutschen - "Man muß doch vergeben können!" wird mir auch noch
vorgehalten. ... "Wem sollen sie vergeben können und wie, und vor
welchem Gericht ... Folterern kann vielleicht manchmal von manchen
Leuten vergeben werden, aber der Folter selbst?" schreiben Sie,
verehrte Aslı Erdoğan. Wenn Sie nichts anderes geschrieben
hätten, schon für diese Worte bin ich Ihnen sehr dankbar.

Es führt eine direkte Spur vom Musa Dagh nach Auschwitz. Und von dort
nach Diyabakir, nach Cizre.

"An einem Verbrechen nicht Mittäter zu sein, ist mehr als ein Recht
oder eine Pflicht, unser eigentlicher Daseinsgrund", schreibt
Aslı Erdoğan. "Wir Heutigen begehen unser eigentliches
Verbrechen dadurch, daß wir weghören und schweigen. Nicht nur zu den
Ereignissen von 1915 und 1938, sondern auch zu dem, was heute
geschieht, in dieser Stunde ..."

Aslı Erdoğan will und kann nicht weghören und schweigen.
Gemeinsam mit anderen fährt sie nach Cizre. Aus gesundheitlichen
Gründen muß sie vor dem Ziel umkehren. Sie veröffentlicht eine
Kolumne, in der kein Satz von ihr stammt: eine Montage aus Berichten
über das, was geschehen ist - und überall in den Kurdengebieten
täglich geschieht: Frauen werden vergewaltigt, gefoltert, Männer
erschossen, Kinder verbrennen in Kellern, in denen sie Zuflucht suchen
vor den Angriffen des türkischen Militärs. Ein Mädchen berichtet, wie
man ihr einen Plastikbeutel mit Fleisch und Knochen in die Hand
drückt: "Das ist dein Vater." ... Die Kolumne erscheint in der
kurdischen Tageszeitung "Özgür Gündem". Aber die Wahrheit hätte nicht
gedruckt werden dürfen. Keiner soll darüber sprechen, keiner darüber
schreiben, niemand davon lesen. Im August 2016 wird "Özgür Gündem"
verboten. Im August 2016 wird Aslı Erdoğan verhaftet.

In jenen fürchterlichen Tagen des türkischen Terrors wurde im
September 2015 in Cizre das Mädchen Cemile von türkischen
Scharfschützen erschossen. Unter dem permanenten Feuer konnte lange
niemand ihre Leiche bergen. Als dies der Familie endlich gelang, mußte
sie ihre ermordete Tochter in der Tiefkühltruhe aufbewahren. ... "In
jedem Gedächtnis ist nun eine Tiefkühltruhe, dort bewahren wir die
Leichen auf, auch unsere eigene", schreibt Aslı Erdoğan. ...
Aus der Eiseskälte kommt Aslı Erdoğan zu uns. Zugleich kommt
sie aus unerträglicher Hitze, aus einem brennenden Haus, voller Rauch,
ohne Ausweg: aus der Türkei. Aus einem Land, in dem der Staat
Verbrechen anordnet und begeht, aus einem Land der Willkür und der
Unterdrückung. Wie es ein Land mit den Menschenrechten hält, kann man
gut daran erkennen, wie es mit seinen Frauen umgeht.

Ihr Wert wird von der herrschenden AKP nach der Zahl ihrer Kinder
bemessen. Jede zweite Frau hat in ihrer Ehe schon massive Gewalt
erlebt. Die Zahl der Femizide (Tötung von Frauen, weil sie Frauen
sind) steigt. All dies im Namen einer reaktionären,
antiaufklärerischen Variante von Religion. Klerikalfaschismus, das ist
wohl der richtige Name dafür. Schon in der Vergangenheit sind deutsche
Regierungen mit klerikalfaschistischen Regimen oft allzu freundlich
umgegangen.

Aslı Erdoğan kommt aus der Kälte, sie kommt zugleich aus den
großen Wüsten, den brennenden Wäldern, aus denen die Menschen nach
Europa fliehen müssen. Sie kommt zu uns von der mörderischen Grenze,
die uns von Afrika trennt, aus dem dunklen, violetten Mittelmeer, in
dem ... "nicht einmal Herkules gegen diese Strömung ankommen könnte".
Jeden Tag ertrinken dort Kinder, Frauen, Männer. Vielleicht auch
jetzt, in dieser Stunde. ... Jeden Tag werden Frauen, Kinder, Männer
versklavt in den libyschen Lagern, die Europa abschirmen sollen. Jeden
Tag werden hungernde Kinder krank, in unerträglicher Kälte, in Dreck
und Schmutz, im Flüchtlingslager Moria, auf Lesbos, in der
malerischen, griechischen Ägäis. Vielleicht auch jetzt, in dieser
Stunde. - Aber es gibt auch Hoffnung: Die griechischen Familien auf
Lesbos haben selbst nicht viel, aber es gibt doch immer wieder
jemanden, der an den Zaun geht und von seinem Wenigen Milch, Käse,
Seife und Windeln bringt, für die Flüchtlingskinder. Aslı
Erdoğan kommt aus dem Gefängnis in Istanbul, in dem viele Frauen
willkürlich eingekerkert sind, manche schon länger als zehn Jahre. Und
sie haben es doch geschafft, in Teebeuteln und Eierschalen eine kleine
Pflanze zu ziehen.

"Wir fühlten alle, wie tief und furchtbar die äußeren Mächte in den
Menschen hineingreifen können, bis in sein Innerstes, aber wir fühlten
auch, daß es im Innersten et was gab, was unangreifbar war und
unverletzbar", schrieb Ende der dreißiger, Anfang der vierziger Jahre
des vergangenen Jahrhunderts eine Kollegin von Aslı Erdoğan,
Anna Seghers, in ihrem Roman "Das siebte Kreuz". - Das Innerste, das
unverletzbar ist, verleiht den Menschen Mut. Den Mut zur Flucht aus
dem Konzentrationslager und den Mut, dem Flüchtenden zu helfen.

Aslı Erdoğan beschreibt genau und mit großer Sprachkunst,
wie tief und furchtbar die äußeren Mächte in den Menschen
hineingreifen können. Gerade dadurch zeigt sie uns den unangreifbaren,
unverletzbaren Schatz, den wir alle in unserem Inneren tragen. Den
Schatz, der uns den Mut gibt, nein zu sagen zum Unrecht - und ... "den
Glauben in uns lebendig (zu) halten, daß man die Welt verändern kann
­..." - Dafür, für Ihren großen Mut, für Ihre wunderbare
Sprachkunst, ganz einfach für Ihre Menschlichkeit danke ich Ihnen von
ganzem Herzen, liebe verehrte Aslı Erdoğan.

 * 

Spanien: PCE wieder bei Marx und Lenin

Eine Partei für die Aktion, ein Projekt für die Revolution" - unter
diesem Motto kamen Anfang Dezember vergangenen Jahres in Madrid rund
300 Delegierte zum 20. Parteitag der Kommunistischen Partei Spaniens
(PCE) zusammen. Um Zeit zu sparen, hatte die Antragskommission in den
Wochen vor dem Kongreß intensive Gespräche mit den regionalen
Föderationen geführt und sich bemüht, die zahlreichen Anträge in
Konsensformulierungen zu überführen. So mußte in Madrid nur noch über
solche Vorschläge abgestimmt werden, deren Initiatoren sich in den
vorgeschlagenen Passagen nicht wiederfanden. Das waren wenige, obwohl
die Dokumente strategische Fragen aufwarfen, über die sich die
Mitglieder der PCE teilweise seit Jahrzehnten die Köpfe heißgeredet
hatten. Weitgehend einig sind sich Spaniens Kommunisten in der
Ablehnung der Europäischen Union. Der Bruch mit der EU und dem Euro
sei eine Forderung, die von der PCE schon lange erhoben werde, hieß
es. Eine Reform dieses imperialistischen Pols sei nicht möglich.
Intensiv diskutiert wurde auch das Verhältnis der PCE zum
Parteienbündnis "Vereinte Linke" (IU), in der die Kommunistische
Partei nominell die stärkste Kraft ist. Tatsächlich aber steht die IU
medial im Schatten der Linkspartei Podemos, mit der sie bei den
letzten Parlamentswahlen ein Bündnis "Unidos Podemos" gebildet hatte.
Die IU müsse eine eigenständige soziale Bewegung werden, so der Tenor
auf dem Kongreß. Tatsächlich agiere sie jedoch oft als Partei und
nehme damit Aufgaben wahr, die Sache der PCE sein müßten.

Eine ähnliche Diskussion gab es auch um das Verhältnis zu den
Gewerkschaften. Die Mehrheit bekräftigte, an der Orientierung auf den
größten Dachverband Comisiones Obreras (CCOO) festzuhalten. Die PCE
trete für die Einheitsgewerkschaft ein. Der Kongreß legte fest, daß
die PCE die Arbeit in den Betrieben nicht den Gewerkschaften
überlassen dürfe, sondern sich wieder auf den Aufbau von
Betriebszellen konzentrieren müsse. Der strategisch entscheidende
Beschluß des 20. Parteitags war die fast einstimmig gefaßte
Entscheidung, die Partei wieder als marxistisch-leninistisch zu
definieren - vierzig Jahre, nachdem dieser Begriff im Zuge der
eurokommunistischen Phase unter Santiago Carrillo aus allen Dokumenten
der PCE gestrichen wurde. Die Delegierten entschieden zudem, den neuen
Kurs auch symbolisch sichtbar zu machen: Das Symbol der Partei soll
künftig nicht mehr nur aus Hammer und Sichel bestehen, sondern auch
den fünfzackigen roten Stern beinhalten, als Zeichen der
internationalistischen Solidarität der Arbeiterbewegung auf allen fünf
Kontinenten. Die Führung der PCE heißt künftig nicht mehr
"Bundeskomitee", sondern nennt sich wieder Zentralkomitee.

Internationale Delegationen konnte die PCE diesmal aufgrund der
komplizierten Umstände des Parteitags nur wenige begrüßen, unter ihnen
neben Gästen aus Venezuela, Kuba, Palästina und der Westsahara auch
einen Vertreter der DKP. In Beschlüssen verurteilten die Delegierten
die Repression in Honduras sowie die Sanktionen der EU gegen
Venezuela, forderten die Bildung eines demokratischen und
laizistischen Staates auf dem gesamten Gebiet des historischen
Palästina und verlangten die Befreiung der Westsahara von
marokkanischer Besatzung sowie ein Ende des Krieges in Syrien.

Gestützt auf einen Bericht der UZ

 * 

Wie der Islam an den Hindukusch kam

Die archäologischen Funde, die der US-Forscher Louis Dupree 1965 in
Nordafghanistan machte, deuten darauf hin, daß schon zwanzigtausend
Jahre vor unserer Zeitrechnung (v.u.Z.) Menschen auf dem Territorium
des heutigen Afghanistan gelebt haben. Das Land am Hindukusch war
dabei stets Kreuzweg unterschiedlicher Kulturen. Die südliche
Seidenstraße nach China und der Weg nach Indien waren nur durch
Afghanistan möglich. Alle Eroberer, Händler und Reisende haben ihre
Spuren hinterlassen, wozu auch ihre jeweilige Religion gehörte. Vor
der Islamisierung hatten die Völker dieser Region an verschiedene
Gottheiten geglaubt. Sie wurden geachtet und existierten friedlich
nebeneinander.

Von 250 bis 135 v.u.Z. waren u.a. griechische Götter, die Lehre von
Zarathustra (Sardascht), der Buddhismus, der Hinduismus, der
Brahmanismus und der Mithras-Kult vertreten. Im nordafghanischen
früheren Baktrien befand sich der bedeutende zoroastrische Feuertempel
"Naubahar". Die buddhistische Religion fand ab 305 v.u.Z. Eingang in
Afghanistan. Nachfolgend war etwa die Hälfte des Landes südlich des
Hindukusch im Osten und später bis zum zentral gelegenen afghanischen
Bamian buddhistisch.

Der Islam wurde erst im siebten Jahrhundert durch arabische
Eroberungskrieger nach Afghanistan gebracht. Zum ersten Mal überfielen
die Araber, von Westen kommend, im Jahre 642 zur Zeit des 2. Kalifen
Omar das Land. Wegen des massiven Widerstands der afghanischen
Völkerschaften haben sie erst nach zwanzig Jahren des Kampfes, nun
unter dem 3. Kalifen Osman (Ottman), im Jahre 650/651 West- und
Nordafghanistan unter ihre Kontrolle gebracht. Die Eroberungen des
Landes durch die Araber dauerten von 650 bis etwa 750. Trotzdem gelang
es ihnen nicht, ganz Afghanistan zu islamisieren. Weite Regionen des
zentralafghanischen Berglandes und die südlichen Hindukusch-Täler
wurden erst später nach und nach durch lokale Herrscher und Könige
islamisiert. Die Bevölkerung Kafiristans, des heutigen Nuristan
(nordöstliches Afghanistan), wurde erst im Jahre 1895/1896 durch den
Despoten Abdul Rahman gewaltsam islamisiert.

Um ihre Macht abzusichern, duldeten die arabischen Herrscher zunächst
die bestehenden Religionen gegen Zahlung einer "Religionssteuer"
(Djasra). Da die afghanischen Völkerschaften, im Gegensatz zu den
arabischen Beduinen, über eigene hochentwickelte Kulturen verfügten,
die mit ihrem jeweiligen Glauben eng verbunden waren, gibt es nicht
wenige aufgeklärte Afghanen, die heute noch den Islam als Religion des
arabischen Kolonialismus ansehen.

Der Islam hat keine hierarchisch organisierten Strukturen wie die
Kirchen im Christentum hervorgebracht. Auch nicht in Afghanistan. Die
Geistlichen (Mullahs) und die Moscheen (Gebetshäuser) werden durch die
Gemeindemitglieder unterhalten.

Etwa 99 % der afghanischen Bevölkerung bekennen sich zum Islam, davon
etwa 80 % zum sunnitischen und etwa 19 % zur schiitischen
Glaubensrichtung. Während die Sunniten an Mohammad als Prophet und die
vier Kalifen, Abu Bakr, Omar, Osman und Ali, glauben, geben die
Schiiten dem vierten Kalifen Ali, der auch Schwiegersohn von Mohammad
war, eine größere Bedeutung. Sie sind der Meinung, daß Ali eher der
legitime Nachfolger Mohammads gewesen wäre.

Unter den restlichen etwa 1 % befinden sich Menschen hinduistischen,
jüdischen, Bahai und christlichen Glaubens. Bis 2001 gab es in
Afghanistan keine Christen. Seit den politischen, militärischen und
wirtschaftlichen Maßnahmen der westlichen Länder nutzen religiös
motivierte Hilfsorganisationen ihre Arbeit auch für eine gezielte
Missionierung am Hindukusch aus. Dadurch hat sich inzwischen eine
kleine christliche Gemeinde herausgebildet.

Der Islam in Afghanistan war stets eine liberale Variante dieser
Glaubensrichtung. Erst während des Bürgerkrieges ab 1973 und besonders
nach der sowjetischen Intervention vom Dezember 1979 wurde er durch
externe Faktoren, vor allem durch das Engagement von Geheimdiensten
und des im konservativen Saudi-Arabien vorherrschenden Wahabismus
radikalisiert. Auf diesem Wege wurden Al-Qaida und Taliban nach
Afghanistan gebracht. Ohne diese von außen gesteuerte Einflußnahme
hätte sich nie ein islamischer Fundamentalismus bzw. eine
Internationale des Islamismus und des islamischen Terrorismus diesen
Ausmaßes entwickelt.

Die etwa 2500 Jahre bestehende Geschichte der Juden in Afghanistan
geht bis auf das 7. Jahrhundert v.u.Z. zurück. Im Jahre 1080 wird ihre
Zahl mit 40.000 angegeben, im 12. Jahrhundert sollen etwa 80.000 Juden
in Afghanistan gelebt haben. Durch die Invasion Tschingis Khans im
Jahre 1222 nahm ihre Zahl ab. Wegen einer Fluchtwelle aus Persien
wuchs die jüdische Gemeinde 1839 auf 40.000. Seit 1870 verfolgten
Behörden die Juden mit dem Ziel, sie aus Afghanistan zu vertreiben.
Tatsächlich verließen bis 1948 etwa 5000 von ihnen das Land. Da ab
1951 die legale Auswanderung erlaubt wurde, wanderten sie in großer
Zahl nach Israel aus, so daß 1969 die jüdische Gemeinde nur noch etwa
300 Mitglieder hatte. Ab 1979 begann eine weitere Auswanderungswelle,
die nach der Machtübernahme der Islamisten dann 1992 so weit zunahm,
daß 1996 nur noch zehn afghanische Juden im Lande verblieben. Seit
2008 lebt nur noch ein einziger Jude, der Rabbiner Zebulon Simentov,
in Kabul.

Die Hindus sind infolge der britischen Kolonialpolitik in Indien und
in Afghanistan als Händler an den Hindukusch gezogen. Sie ließen sich
dort nieder und arbeiteten als Geschäftsleute in den größeren Städten.
Als religiöse Minderheit wurden sie gegen eine "Religionssteuer"
geduldet und waren verpflichtet, sich mit gelben Pünktchen auf der
Stirn kenntlich zu machen. Zum Staatsdienst wurden sie bis 1978 nicht
zugelassen, obwohl sie seit Generationen in Afghanistan gelebt hatten.
Ihre Zahl wird mit 200.000 angegeben (1991). Ihre religiösen Bräuche,
vor allem die Einäscherung der Toten, war den in Gesellschaft und
Politik konservativen Kräften, vor allem den Mullahs, ein Dorn im
Auge. Als die islamisch-fundamentalistischen Mudjahedin ("Heilige
Krieger") 1992 in Kabul die Macht übernommen hatten, verfolgten sie
die Hindus gnadenlos. Sie wurden beraubt, ihre Güter beschlagnahmt und
ihre Töchter mit Kommandanten der Modjahedin zwangsverheiratet.
Dadurch wurden manche in den Selbstmord getrieben, andere verließen
das Land. Anfang 2011 lebten noch 130 Familien, d.h. insgesamt 3000
Hindus, in der Hauptstadt Kabul.

Mit dem Bürgerkrieg ab 1978 kamen viele arabische Mujahedin nach
Afghanistan, die zunächst gegen die Linksregierung unter der Führung
der Demokratischen Volkspartei Afghanistans (DVPA) kämpften, um deren
Reformen zu verhindern. Ab 1980 nahmen sie am Kampf gegen die
sowjetische Armee, die Ende 1979 in Afghanistan interveniert hatte,
teil. Mit den arabischen Jihadisten wurde die konservative islamische
Ideologie des saudischen Wahabismus nach Afghanistan exportiert. Damit
wurde der im Land relativ liberale Islam zurückgedrängt. Die
reaktionäre wahabitische Variante gewann die Oberhand.

Die aktuelle Auseinandersetzung und die Verfolgung der schiitischen
Minderheit der Hasarah in Afghanistan sind Folgen der Offensive der
ideologischen wahabitischen Expansion am Hindukusch. Diese extrem
reaktionäre und fundamentalistische Strömung ist inzwischen so weit in
den Köpfen der verschiedenen Schichten und Klassen der Bevölkerung
verankert, daß sie auf absehbare Zeit nicht mehr wegzudenken zu sein
scheint. Damit ist das soziale, ethnische und religiöse Klima in
Afghanistan stark vergiftet. Die so geschaffenen Ressentiments
innerhalb der afghanischen Völkerschaften werden auf lange Sicht
weiterbestehen.

Dr. Matin Baraki
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Wir brauchen eine gerechte Gesellschaft

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Der Krieg hätte im Januar 1918 beendet werden können ...

Am 4. Februar 1918 folgten die meisten Streikenden dem Aufruf des
Aktionsausschusses und nahmen die Arbeit wieder auf. In dem als
Munitionsarbeiterstreik in die Geschichte eingegangenen Streik
beteiligten sich allein in Berlin mehr als 500.000 Arbeiter,
vorwiegend aus der Rüstungsindustrie, in ganz Deutschland waren es
mehr als eine Million.

Der Streik hatte am 28. Januar 1918 begonnen, nachdem die
Revolutionären Obleute und die Spartakusgruppe zum Generalstreik
aufgerufen hatten. Gründe für den Streik waren die Hungersnot, eine
Desillusionierung über die weitere Entwicklung des Krieges und die
Oktoberrevolution in Rußland, die Hoffnungen auf eine revolutionäre
Entwicklung auch in Deutschland entfachte. An verschiedenen Stellen
Berlins, in Charlottenburg, Mariendorf, Marienfelde, Spandau und
Tempelhof demonstrierten Arbeiter für Frieden und Brot. Die ersten
Großbetriebe, die in Berlin total bestreikt wurden, waren die
Daimler-Motoren-Gesellschaft, der Betrieb C.P. Goerz, die
Auergesellschaft, die AEG-Turbinenfabrik, die
Argus-Motoren-Gesellschaft, die Schwartzkopff-Werke und die
Kugellagerfabrik Riebe.

Am Nachmittag des 28. Januar bildeten die in Betrieben gewählten 414
Vertrauensleute den Groß-Berliner Arbeiterrat. Dieser stellte folgende
Forderungen: Sofortiger Friede ohne Annektionen und Entschädigungen
entsprechend den sowjetrussischen Vorschlägen, Hinzuziehung von
Arbeitervertretern zu den Friedensverhandlungen, ausreichende
Lebensmittelversorgung, Aufhebung des Belagerungszustandes,
Freilassung aller politischen Gefangenen, Demokratisierung der
Staatseinrichtungen und Einführung des allgemeinen Wahlrechts in
Preußen. Zur Führung des Streiks wählte der Arbeiterrat einen
Aktionsausschuß unter Leitung des Sozialdemokraten Richard Müller, in
den elf Mitglieder aus dem Kreis der revolutionären Obleute gewählt
wurden. Es wurde beschlossen, in den Arbeitsausschuß außerdem je drei
Vertreter des Zentralkomitees der USPD und des Parteivorstandes der
SPD einzubeziehen. Von der USPD waren das Wilhelm Dittmann, Hugo Haase
und Georg Ledebour, von der SPD Otto Braun, Friedrich Ebert und
Philipp Scheidemann. Das erwies sich als verhängnisvoll.

Friedrich Ebert machte das in einem Prozeß, der vom 9. bis zum 23.
Dezember 1924 in Magdeburg stattfand, deutlich. Ebert, inzwischen
Reichpräsident, klagte gegen den Redakteur eines nationalistischen
Provinzblattes Erwin Rothardt, der ihm vorwarf, wegen seiner Rolle im
Januarstreik 1918 Landesverrat begangen zu haben. Im Prozeß wurde er
aber durch die Zeugenaussagen der führenden Sozialdemokraten Gustav
Bauer, Eduard David, Hermann Müller, Gustav Noske, Philipp Scheidemann
und Otto Wels entlastet. Sie stellten fest, daß sich die Führung der
SPD ausdrücklich für die Stärkung der "Landesverteidigung" eingesetzt
habe. Ebert sagte: "Ich bin mit der bestimmten Absicht in die
Streikleitung eingetreten, den Streik zum schnellsten Abschluß zu
bringen." Philipp Scheidemann erklärte: "Wenn wir nicht in das
Streikkomitee hineingegangen wären, wäre der Krieg und alles andere
meiner festen Überzeugung nach schon im Januar erledigt gewesen ...
Durch unser Wirken wurde der Streik bald in geregelte Bahnen gelenkt."
Auch der kaiserliche General Wilhelm Groener sagte unter Eid aus, daß
Friedrich Ebert und andere leitende Sozialdemokraten den Arbeitern in
den Rücken gefallen waren. Das Gericht verurteilte Rothardt zu einer
geringen Strafe und stellte trotzdem fest, daß Ebert durch seine
Tätigkeit in der Streikleitung im strafrechtlichen Sinne Landesverrat
begangen habe. Das ist bezeichnend für den reaktionären
antirepublikanischen Charakter der Justiz in der Weimarer Republik.

Nun ist natürlich nicht sicher, ob dieser Streik tatsächlich zur
Beendigung des Krieges geführt hätte. Aber immerhin bestand diese
Möglichkeit. Das schändliche Verhalten der führenden Sozialdemokraten
im Januar 1918 ist eines von mehreren Beispielen dafür, daß Siegmar
Gabriel die Unwahrheit sagt, wenn er behauptet, seine Partei habe in
der Geschichte keine Fehler gemacht.

Am 29. und 30. Januar verbreiterte sich die Streikfront in Berlin. Die
Belegschaften kleiner und mittlerer Betriebe schlossen sich an. In
Berlin wurde das öffentliche Leben fast lahmgelegt. Der Streik
breitete sich auf fast alle industriellen Zentren Deutschlands aus.
Die Streikwelle erreichte unter anderem Brandenburg, Bremen, Breslau,
Danzig, Gotha, Halle (Saale), Jena, Köln, Leipzig, Magdeburg,
Mannheim, Mühlheim (Ruhr) und München. Während des Streiks wurden zum
ersten Mal in breiterem Umfang Arbeiterräte gewählt. Die Streiks
nahmen enorme Ausmaße an.

Der "Oberbefehlshaber in den Marken" (eine Kommandobehörde der
Preußischen Armee in den Jahren zwischen 1848 und 1920), Generaloberst
Gustav von Kessel, verbot am 29. Januar jede Betätigung in der
Streikleitung und alle Versammlungen. Trotzdem gab es täglich
Aufmärsche und spontane Demonstrationen.

Am 31. Januar fanden an verschiedenen Orten in Berlin
Massenkundgebungen statt, gegen die Polizei und Gendarmerie gewaltsam
vorgingen. Am Alexanderplatz, in Charlottenburg und insbesondere in
Moabit kam es zu blutigen Zusammenstößen. Im Humboldthain und in den
angrenzenden Gebieten sprengten berittene Polizisten in die dort
versammelte Menge und schlugen mit Säbeln auf die Demonstranten ein.

Am Abend des 31. Januar erfolgte die Verhängung des verschärften
Belagerungszustandes über Berlin, Charlottenburg, Lichtenberg,
Neukölln, Schöneberg, Spandau, Wilmersdorf und über die Landkreise
Niederbarnim und Teltow-Beeskow. Generaloberst Kessel ließ
Großbetriebe wie die Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken, die
Schwartzkopff-Werke, die Borsig-Werke, die AEG-Fabriken in Hennigsdorf
und die Argus-Werke militärisch besetzen. Den Arbeitern wurde unter
Androhung schwerster Strafen befohlen, bis zum 4. Februar um 7 Uhr die
Arbeit wieder aufzunehmen. Etwa 50.000 Arbeiter erhielten in Berlin
die Einberufung zum Militärdienst und wurden an die Front geschickt.
Dieses Schicksal traf auch den Vorsitzenden der Streikleitung Richard.
Erst im September 1918 konnte er sich vom Militärdienst befreien.
Tausende wurden verhafte, über 200 zu Zuchthausstrafen verurteilt. Das
traf auch den bayerischen USPD-Vorsitzenden Kurt Eisner, der in
München den Streik organisiert hatte.

Als am 4. Februar der Streik faktisch beendet wurde, war keine der
Streikforderungen erfüllt worden. Doch der Januarstreik 1918 war die
größte Friedensaktion der deutschen Arbeiterklasse während des Ersten
Weltkrieges. W.I. Lenin bezeichnete den Streik als "eine Tatsache von
erstrangiger Bedeutung und einen Wendepunkt in den Stimmungen des
deutschen Proletariats".

Dr. Kurt Laser

 * 

Das Anti-Kriegs-Museum Ernst Friedrichs

Ernst Friedrich, der Gründer des Anti-Kriegs-Museums in Berlin, wurde
am 25.2.1894 in Breslau geboren und engagierte sich schon früh in der
Arbeiterjugend. Nach einer abgebrochenen Buchdruckerlehre wurde er
1911 Mitglied der SPD. 1916 schloß er sich der antimilitaristischen
Arbeiterjugend an und wurde aufgrund eines Sabotageaktes in einem
kriegswichtigen Betrieb zu einer Gefängnisstrafe verurteilt.

Als führender Kopf des "Junganarchismus" konzentrierte er sich auf den
Kampf gegen Militarismus und Krieg, gegen Polizei- und Justizwillkür.
In Berlin übernahm er 1919 das Jugendheim der "Freien Sozialistischen
Jugend" (FSJ), das er zum Treffpunkt sowohl der antiautoritären Jugend
als auch der revolutionären Künstler machte.

Neben der Organisation von Ausstellungen rezitierte er auf zahlreichen
Deutschlandreisen auch aus Werken von Autoren wie Erich Mühsam, Maxim
Gorki, Fjodor Dostojewski und Leo Tolstoi.

 * 

Vor 85 Jahren wurde der Reichstag in Brand gesteckt

Am 27. Februar 1933, wenige Minuten nach 21 Uhr, stand in Berlin das
Reichstagsgebäude in Flammen. Schon kurze Zeit nach Ausbruch des
Feuers waren die führenden Nazis Göring, Goebbels und Hitler zur
Stelle. Vor Presseleuten beschuldigte Hitler sofort nach seinem
Eintreffen die Kommunisten der Brandstiftung. Er titulierte den Brand
als ein "von Gott gegebenes Zeichen", das ihn ermächtige, "die
Kommunisten mit eiserner Faust zu vernichten".

Tatsächlich hatte ein faschistisches Sonderkommando im Auftrag der
führenden Männer um Hitler den Reichstag angezündet. Die führenden
Nazis und die hinter ihnen stehenden reaktionärsten Monopole brauchten
diese Provokation als Vorwand für die sofort einsetzende Verfolgung,
Verhaftung und politische Ausschaltung der Antifaschisten, vor allem
der Kommunisten. Noch in der gleichen Nacht wurden in Berlin über 1500
Kommunisten, Sozialdemokraten und andere Demokraten verhaftet; im
ganzen Reich waren es mehr als 10.000. Die Reaktion griff zur
Provokation, weil die wenigen Wochen seit dem Regierungsantritt der
Nazis am 30. Januar 1933 gezeigt hatten, daß die Kommunistische Partei
trotz Verbots ihrer Presse, trotz Unterdrückung von Versammlungen und
Kundgebungen nicht aus dem politischen Leben zu verdrängen war.
Besonders der Wahlkampf zu den bevorstehenden Reichstagswahlen machte
offenkundig, daß es der Hitlerregierung nur schwer gelingen würde, die
absolute Mehrheit zu gewinnen.

Einen Tag nach dem Reichstagsbrand erließ Reichspräsident von
Hindenburg eine "Verordnung zum Schutz von Volk und Staat". Mit ihr
wurde faktisch die Weimarer Verfassung beseitigt. Solche
demokratischen Grundrechte wie das Recht auf persönliche Freiheit, das
Recht der freien Meinungsäußerung, die Pressefreiheit, das Vereins-
und Versammlungsrecht, das Brief-, Post- und Telefongeheimnis wurden
aufgehoben.

Eine Provokation der reaktionärsten Kräfte war zum Auftakt für zwölf
Jahre politische Rechtlosigkeit eines ganzen Volkes geworden.
RF


Georgi Dimitroff: Reichstagsbrandprozeß. Dokumente. Briefe
und Aufzeichnungen. Dietz-Verlag, Berlin 1953

Karl Heinz Biernat: Der Reichstag brennt. Hintergründe und
Auswirkungen der faschistischen Reichstagsbrandprovokation.
Dietz-Verlag, Berlin 1960


Siehe auch Horst Schneider: Als die Faschisten im
Reichstagsbrandprozeß den kürzeren zogen 

(RF 183, S. 3) und Lutz Jahoda: Der Historikerstreit geht weiter (RF
218, S. 9)

 * 

Buchtips

- Alfred Kosing: Aufstieg und Untergang des realen Sozialismus

Zum 100. Jahrestag der Oktoberrevolution 1917 markiert eine Zäsur in
der Menschheitsgeschichte. Zum ersten Male eröffnete sich die
Perspektive für eine Welt ohne Ausbeutung und Krieg. Die Frage, warum
aus dieser Option nicht dauerhaft Wirklichkeit wurde, beschäftigt seit
Jahrzehnten viele Menschen. Lag es an der falschen Theorie, an den
Personen, hat der Kapitalismus vielleicht doch das bessere
gesellschaftliche Konzept? Auch der Marxist Alfred Kosing sucht seit
Jahren nach Antworten. Er studierte Quellen, las Schriften neu,
kritisch und selbstkritisch, und befreite die Geschichte des
Sozialismus von Legenden und Mythen, die von Anhängern wie Gegnern
über den Bolschewismus, über Lenin, Trotzki, Stalin ebenso wie über
die KPdSU verbreitet wurden und werden. Kosing nennt sein Buch einen
Versuch, zu einem tieferen Verständnis der Geschichte zu gelangen und
sich der relativen Wahrheit weiter zu nähern.

Verlag am Park, Berlin 2017, 630 S., 39,99 €


- Beate Landefeld: Revolution

Der 500. Jahrestag der Reformation und der 100. der Oktoberrevolution
bieten Anlässe für die Frage, was Revolutionen ausmacht. Ob
"friedliche Revolution von 1989"oder diverse "Farbenrevolutionen" - in
der Mediensprache hat sich "Revolution" als beschönigendes Wort für
Intervention und "Regime Change" etabliert. Sind Revolutionen
richtungslose Umwälzungen? Oder sind sie, wie Marx sagt, "Lokomotiven
der Geschichte"? Beate Landefeld versteht darunter die Errichtung
einer neuen Gesellschaftsordnung mit dem Ziel, die Arbeit und Mühsal
zu verringern, die nötig sind für ein gutes Leben aller Menschen, und
es diesen möglich zu machen, ihre Geschichte bewußt zu gestalten.
Revolutionen brachten den fragilen und keineswegs geradlinigen
Fortschritt zum Abbau von Ungleichheit in Schüben voran. Anhand der
Vorgeschichte und des Verlaufs der großen Revolutionen der Neuzeit
beschreibt Landefeld, wer die sozialen Triebkräfte und was die
Resultate waren. Gegen einen sozial entkernten Revolutionsbegriff
stellt sie den sozialen Inhalt von Revolutionsverläufen in den
Vordergrund.

PapyRossa-Verlag, Köln 2017, Reihe Basiswissen, 146 S., 9,90 €



- Hartmut König: Warten wir die Zukunft ab

Hartmut König wurde 1947 in Berlin geboren. In den sechziger Jahren
ist er mittendrin in der entstehenden Beatszene. Als Liedermacher
tritt er vor der UNO-Vollversammlung auf, im eigenen Land provoziert
er manchen mit seinen Texten. Doch nicht für die künstlerische
Laufbahn entscheidet er sich, sondern für die Politik. So wie er sich
einst mit seinem Lied "Sag mir, wo du stehst" positionierte, ist auch
sein Buch von politischer und menschlicher Ortung bestimmt. Er
berichtet über Begegnungen mit internationalen Künstlern und
Politikern und läßt gleichzeitig tief in die DDR-Kulturpolitik und in
Vorgänge hinter den Kulissen blicken. König erzählt sein Leben; eng
verzahnt mit den politischen Ereignissen ergibt das eine kleine,
ebenso subjektive wie informative Geschichte der DDR - insbesondere
aus kultureller Perspektive.

Verlag Neues Leben, Berlin 2017, 560 S., 24,99 €


- Wolfgang Harich: Zur Kritik der revolutionären Ungeduld
 

Eine Abrechnung mit dem alten und dem neuen Anarchismus

Diese 1971 erstmals erschienene Schrift Harichs gehörte lange zu den
vergriffenen Büchern. Der Philosoph (1923-1995) schrieb den Text 1969
als Sympathisant der "neuen Linken", der Anlaß zur Einmischung sah:
Obwohl sich bis dahin kaum jemand aus der linksradikalen Bewegung im
Westen zum Anarchismus bekannt hatte, erkannte Harich den Anarchismus
als die dort "dominierende Tendenz". Es drängte ihn, "den
antiautoritär gesinnten Genossen warnend vor Augen zu führen, daß ihre
vermeintlich taufrischen Lieblingsideen und bevorzugten Praktiken in
Wahrheit weder originell sind noch sich jemals bewährt haben - bewährt
im Sinne der herbeigesehnten Revolution". So legte der Kommunist ein
polemisches Buch vor, das gleichwohl auf eine solidarische Kritik
hinauswollte. Es wurde aus Anlaß des 75. Geburtstages Wolfgang Harichs
im Jahre 1998 neu herausgegeben und ist noch lieferbar.

Verlag 8. Mai, Berlin 1998, 176 S., 8,60 €

 * 

Stalingrad - ein Wendepunkt des zweiten Weltkriegs

In diesen Tagen jährt sich zum 75. Mal das Ende der Schlacht um
Stalingrad, um die Stadt an der Wolga, die heute den Namen "Wolgograd"
trägt. Am 2. Februar 1943 ergibt sich das Oberkommando der 6.
deutschen Armee: Feldmarschall Paulus und 23 seiner Generäle. Die
Entscheidung an der Wolga ist ein Wendepunkt des zweiten Weltkriegs.

Vor Stalingrad traten zwei Gesellschaftsordnungen zu einem Kampf auf
Leben und Tod an. Der räuberische deutsche Imperialismus, die Spitzen
der Konzerne und Banken, ihr Werkzeug Hitler und der faschistische
Generalstab gingen ihr Hauptziel an: die Vernichtung des ersten
sozialistischen Staates der Erde.

Das imperialistische Kriegsziel war Raub. Die deutschen Imperialisten
sprachen zwar vom Abendland, meinten aber Kuban-Weizen, Donez-Stahl,
und Kaukasus-Öl. Sie suchten im Osten ihr Kolonialreich und wollten
sich an den Kornkammern, den Industrie- und Rohstoffgebieten der
Sowjetunion "gesundstoßen". Der Vormarsch des deutschen Imperialismus
mit seiner mächtigen Militärmaschinerie, der den Überraschungseffekt
ausnutzte, erfolgte im Blitzkriegstempo. Aber der Schein trog. Nach
den Rückschlägen vor Moskau wurden die Armeen Hitlers auf dem Wege zu
den Erdölfeldern von Baku vor Stalingrad an der Wolga gestoppt. Der
unaufhaltsame Raubzug der "Welteroberer" wurde bei Stalingrad
aufgehalten.

Stalingrad, eine aufblühende Stadt mit über 500.000 Einwohnern und den
bekannten Traktorenwerken, erstreckt sich 35 Kilometer lang und nur 4
bis 5 Kilometer breit auf dem westlichen Wolga-Ufer. Im August 1942
stehen deutsche Truppen vor Stalingrad und sehen die Wolga. Erreicht
haben sie sie nie.

2000 Einsätze der deutschen Luftflotte eröffnen den Sturm auf die
Stadt. Der Feuerterror kann den Widerstand der Stadt nicht lähmen. Das
Stahlwerk "Roter Oktober" arbeitet weiter, im Traktorenwerk werden
Panzer geschweißt, bis die Maschinen zerstört sind. Die Stadt wird von
der Roten Armee und den Arbeitern heldenhaft verteidigt, um jeden
Quadratmeter wird verzweifelt gekämpft. Dabei wird sie dem Erdboden
gleichgemacht. Stalingrad wird zu einem großen Massengrab.

Die Schlacht um Stalingrad fordert furchtbare Blutopfer von
sowjetischen Menschen, die den schmalen Streifen vor der Wolga
erfolgreich verteidigten. Von den Bewohnern der Stadt überleben nur
wenige. 142 Tage rast ein Feuerorkan durch Werkhallen und Wohnblocks.
Im Toben der größten Schlacht, der sich Menschen erinnern können,
sprach die Geschichte selbst das Urteil. Seitdem ist Stalingrad mehr
als ein Name. Der Sozialismus erwies sich militärisch und moralisch
stärker als der Imperialismus.

Am 19. November 1942 beginnt die sowjetische Gegenoffensive. Die
sowjetischen Verbände vereinigen sich nach der Zerschlagung der
ungarischen, rumänischen und italienischen Armeen etwa 100 Kilometer
westlich von Stalingrad. Eingeschlossen sind insgesamt 22 deutsche
Divisionen mit 330.000 Mann. Großmäulig verspricht Göring die
Versorgung aus der Luft. Sie erweist sich als Fehlschlag. Die tägliche
Brotration wird bis auf 50 Gramm herabgesetzt. Der eiserne Ring wird
immer enger. Das Angebot des sowjetischen Oberkommandos für eine
ehrenvolle Kapitulation wird abgelehnt.

Der menschenverachtende deutsche Imperialismus trieb in nur drei
Monaten in Stalingrad über 200.000 junge deutsche Menschen in einen
sinnlosen Tod. Ihr Ende war furchtbar. Minus 40 Grad zeigte das
Thermometer Anfang Januar. Von den Eingekesselten sind 30.000
verwundet, krank, von Hunger und Erfrierungen geschwächt. Sie
verzehren die letzten steinhart gefrorenen Pferdekadaver und kochen
sich Suppe aus Motorenöl und Sägemehl. Gelbsucht und Ruhr gehen um.
Mancher Tote trägt Spuren des Kannibalismus.

Grauenvoll ist das Schicksal der Verwundeten und Kranken. Auf dem Weg
zum angeblich rettenden Flugplatz Pitomnik sind 14.000 in der Steppe
liegengeblieben, unbekannt und unbeerdigt, mitleidig vom Schnee
überweht. Standgerichte und Hinrichtungskommandos haben Hochbetrieb.
Ende Januar senkt sich Schweigen über die Steppe. Der Schlachtenlärm
ist verstummt. Verstummt sind auch die Schreie jener, deren erstarrte
Leiber zu Tausenden die Bunker in den Schluchten füllen. Die
imperialistische Führung in Berlin hatte die 6. Armee längst
abgeschrieben und zum Untergang verurteilt. Sie mußte sterben.

90.000 der schon vom Tode gezeichneten ausgehungerten deutschen
Soldaten der 6. Armee traten den Marsch in die Auffanglager an. Die
"Bolschewisten" erschossen ihre Gefangenen nicht, wie es die
Goebbels-Propaganda behauptet hatte. Sie geben ihnen Brot in einer
Zeit, da Millionen Bürger in der Sowjetunion Hunger leiden. Die
Verwundeten und Kranken werden mit Medikamenten versorgt.

Trotzdem brechen in den Auffanglagern die Seuchen des Kessels voll
aus: Fleckfieber, Ruhr und Diphtherie. Viele der entkräfteten Soldaten
sterben hier. Auch sowjetische Ärzte und Schwestern bezahlen ihre
aufopferungsvolle Pflege der Kranken oft mit dem Leben. Dieser
Humanismus öffnete manchem die Augen.

Der deutsche Imperialismus erlitt in Stalingrad seine schwerste
Niederlage, von der er sich lange nicht wieder erholen konnte. Die
Geschichte entschied gegen die fremden Eindringlinge. Es siegten die
Verteidiger des gesellschaftlichen Fortschritts. So wurde der Weg frei
für die Befreiung ganz Europas vom faschistischen Joch. Über Warschau
führte der Marsch bis zur Reichskanzlei in Berlin und an die Elbe. Die
danach folgende Periode des Friedens, die längste, die Europa je
erlebte, nahm ihren Anfang. Frieden hat auch die Stadt an der Wolga
zurückerobert. Schöner denn je erhebt sie sich am Ufer des großen
Stroms. Die Schlacht an der Wolga ist Legende geworden. Aber die
Lehren wurden nicht überall gezogen.

Kaum zehn Jahre nach Stalingrad wurde in der Bundesrepublik unter dem
CDU-Kanzler Adenauer ein Mitverantwortlicher für das imperialistische
Verbrechen an der Wolga, der Chef des faschistischen Oberkommandos des
Heeres, Hitlers General Heusinger, damit beauftragt, die Bundeswehr
aufzubauen. Die Bonner Parteien machten die Bundeswehr zur stärksten
Militärmacht in der NATO. CSU-Chef Strauß propagierte offen den "Fall
rot". Antikommunismus und Antisowjetismus spielen immer noch eine
verderbliche Rolle - heute in Gestalt der Rußland-Phobie und des
"Anti-Putinismus".

Die internationale Entspannungspolitik stieß auf den verbissenen
Widerstand ihrer Gegner. Die imperialistischen Kreise steigern die
antirussische Hysterie. Mächtige imperialistische Interessengruppen
sind dabei, die Bundesrepublik in die Zeit des kalten Krieges
zurückzuzerren.

Die bitteren Erfahrungen von Stalingrad aber lehren uns, daß die
Feindschaft zu Rußland von den arbeitenden Menschen unseres Landes mit
Gut und Blut bezahlt wurde. Heute gilt es darum, auf den Weg der
Normalisierung der Beziehungen zurückzukehren, wie er 1970 vom
Moskauer Vertrag zwischen den Regierungen der Bundesrepublik und der
Sowjetunion eröffnet wurde. Normale und gutnachbarschaftliche
Beziehungen dienen der Entspannung und Friedenssicherung.

Wir treten darum entschieden gegen antirussische Hetze und statt
dessen für gute Beziehungen zu diesem mächtigen Land ein. Wir sind
auch bemüht, die Wahrheit über die historischen Leistungen des
russischen und des ganzen Sowjetvolkes bei der Vernichtung der
faschistischen Barbarei zu verbreiten. Das gehört zu den Lehren der
Schlacht an der Wolga und zum Vermächtnis der Toten von Stalingrad.
Damit sich niemals wiederholt, was damals geschah.

Gestützt auf UZ

 * 

Vor 75 Jahren wurden die Geschwister Scholl hingerichtet

Widerstand gegen den Faschismus im Namen der "Weißen Rose"

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Die Wirklichkeit begreifen

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Thomas Joseph Dunning: 300 Prozent ...

"Das Kapital hat einen Horror vor Abwesenheit von Profit oder sehr
kleinem Profit, wie die Natur vor der Leere. Mit entsprechendem Profit
wird Kapital kühn. Zehn Prozent sicher, und man kann es überall
anwenden; 20 Prozent, es wird lebhaft; 50 Prozent, positiv waghalsig;
für 100 Prozent stampft es alle menschlichen Gesetze unter seinen Fuß;
300 Prozent, und es existiert kein Verbrechen, das es nicht riskiert,
selbst auf Gefahr des Galgens."

Dieser Text stammt nicht von Karl Marx selbst, wie oft angenommen
wird. Marx zitiert hier vielmehr den englischen Gewerkschafter Thomas
Joseph Dunning. Er belegt mit diesen wohl von ihm selbst übersetzten
Worten seine Feststellung, daß "das Kapital von Kopf bis Zeh, aus
allen Poren, blut- und schmutztriefend" zur Welt gekommen ist. (MEW,
23/788)

Das Originalzitat (Capital eschews no profit, or very small profit,
just as nature was formerly said to abhor a vacuum. With adequate
profit, capital is very bold. A certain 10 per cent. will ensure its
employment anywhere; 20 per cent. certain will produce eagerness; 50
per cent. positive audacity; 100 per cent. will make it ready to
trample on all human laws; 300 per cent., and there is not a crime at
which it will scruple nor a risk it will not run, even to the chance
of its owner being hanged.) findet sich in Dunnings 1860
erschienenem Buch "Trades' Unions And Strikes: Their Philosophy And
Intention".

 * 

FORTSETZUNG EINER NOTWENDIGEN DEBATTE

Über Arbeitsproduktivität und Systemvergleich

Das Gedenken des 100. Jahrestages der Oktoberrevolution war wieder
vielen Rednern Anlaß, sich in dieser Frage eines Defizits der
Sowjetunion und anderer europäischer Länder des Sozialismus zu
versichern. In einem Rede-Exposé von Georg Fülberth aus diesem Anlaß
ist z. B. zu lesen, die "nach 1917 hergestellte Kombination aus
Staatseigentum und Parteidiktatur war die einzige Sozialismusform, die
bislang über mehrere Jahrzehnte hin Bestand hatte, bis sie schließlich
an der Unreife ihrer Ökonomie und ihrer Unterlegenheit in der
Systemauseinandersetzung zugrunde ging". Und weiter: Aus der als
"Frühsozialismus (oder verfrühter Sozialismus)" zu
"bezeichnenden Gesellschaftsform"... "wird kaum etwas für einen
etwaigen zukünftigen Sozialismus gelernt werden können" (in:
"junge Welt", 1.11.2017, Sonderbeilage Oktoberrevolution, S. 14).

Erstaunlich finde ich immer, daß dieser "Frühsozialismus" dieses
Desaster nicht an seinem Beginn, sondern erst am Schluß seiner inneren
Entwicklung erfährt, als er Dutzende kapitalistische Staaten längst
ökonomisch überholt hatte - und eben nur einige noch nicht. Und ein
zweiter Einwand, der aus dem ersten folgt: Daß der Gesichtspunkt der
Arbeitsproduktivität am Schluß so sehr problematisiert wird - deutet
das nicht viel eher auf einen Umstand hin, der sich erst zu diesem
späten Zeitpunkt, ab etwa 1980, für die sozialistischen Staaten ergab?
Der also gar nichts mit dem allgemeinen Stand wie der Fähigkeit an
sich, die Arbeitsproduktivität dieser Länder zu entwickeln, zu tun
hat? Ich nenne hier den gewiß verzweifelten Kampf um Gleichstand in
der militärischen Ökonomie, der eine besondere Form, die eines
Bereichs der Steigerung von Produktivkraft und Produktion erforderte,
die nur zu Lasten der allgemeinen Entwicklung der
Arbeitsproduktivität, aller Bereiche der Produktion gehen konnte.

Und, hat die UdSSR in diesem Kampf bestanden? Aber gewiß doch! Noch
heute zehren wir von diesem Gleichstand, noch heute können wir uns
gewiß sein, daß eine multipolare, also eher gleichberechtigte Zukunft
in der Geschichte der Menschheit und damit auch eine alternative
Gesellschaftsordnung zum Kapitalismus möglich ist.

Wäre es aber an sich, per Entwicklung, auf ein solches Desaster
zugelaufen, hätte man von einer wachsenden Schwierigkeit zu sprechen,
den Rückstand zum Kapitalismus aufzuholen; das ist aber absurd, denn
die UdSSR begann ja erst mit der Industrialisierung nach 1930, als
folglich die Arbeitsproduktivität am geringsten erst entwickelt sein
konnte; sie hätte, wenn das Argument richtig wäre und Rückstand in der
Arbeitsproduktivität zum Zusammenbruch führt, schon 1930
"zusammenbrechen" müssen; oder 1989 weniger als 1930. So gesehen muß
aber an "1989" etwas problematischer gewesen sein als an "1930".

Doch zum Thema: Wie weiß man überhaupt rein formell, daß die
Sowjetunion / der "Frühsozialismus" mit seiner Ökonomie nicht zu Rande
kam und in der Arbeitsproduktivität "hinter dem Kapitalismus (dem
entwickelten!, mehr nicht) zurückblieb" ... noch zurückblieb? In
dieser Frage wird viel mit Vorurteilen, schnellen, zu schnellen
Urteilen gearbeitet, aber wenig reelles Wissen vermittelt.

So kann ein Kapitalismus ökonomisch hochentwickelt sein - und schickt
dennoch Millionen seiner Arbeiter in ein Hartz-IV-System - und kann
ein Sozialismus geringer ökonomisch entwickelt sein, und gestattet
dennoch seinen Bürgern schon einen Vorgriff auf den kommenden
Kommunismus - beispielsweise ein kostenloses Gesundheitssystem.


Wie mißt man Arbeitsproduktivität, wie wird man sich überhaupt
der Arbeitsproduktivität bewußt, wie weiß man, daß diese steigt (nicht
sinkt, nicht stagniert)? So daß ein Vergleich über Länder und auch
Systeme hinweg überhaupt möglich ist? Antwort: durch ein
Arbeitszeit:Gebrauchswert-Verhältnis. Man kann auch sagen: durch
ein Verhältnis von energetischem Aufwand und stofflichem Ergebnis, zum
Beispiel: 1 Stunde Arbeit = ein Rock. Einwandfrei funktioniert dieses
Verhältnis aber nur, wenn a) der energetische Aufwand genau gemessen
worden ist oder gemessen werden kann, die Stunde also wirklich eine
Stunde, eine mit der Uhr gemessene Zeit ist (Wertformen der
Zeitbestimmung dagegen, wie in einer Warenökonomie üblich, sind
ungenau bis fälschend), und b) das stoffliche Ergebnis bestimmbar
bleibt; und das ist nur der Fall, wenn der stoffliche Bezug derselbe
bleibt. Steigerung der Produktivität findet also statt, wenn es
anstelle von 1 Stunde Arbeit = 1 Rock nunmehr 1 Stunde Arbeit = 2
Röcke heißt. Dann ist der Ausgangspunkt - Zeit, derselbe, und worin
der produktive Charakter wie Anstieg der Arbeit in dieser Zeit
erscheint, ist mit "2 Röcke" gegeben.

Aber die Darstellung dieses Verhältnisses Zeit:Gebrauchswert endet
schon, wenn ein anderer Gebrauchswert dazukommt. 2 Röcke plus 1 Auto
sind ... ja was? Sind 2 Röcke und 1 Auto. Röcke sind addierbar, 1 Auto
ist aber nicht ein Mehrfaches von Rock. D. h. es gibt keinen
allgemeinen Ausdruck des stofflichen Anstiegs bei steigender
Produktivkraft der Arbeit. Man kann die energetische Seite der Arbeit
in einer allgemeinen Form fassen: 1 produktiv arbeitender Arbeiter
oder 10 Millionen produktiv arbeitende Arbeiter, oder 1 Arbeiter = 8
Stunden, 10 Millionen Arbeiter = 80 Millionen Stunden, aber so
erscheint nur das größere Volumen an Arbeitszeit, nicht deren
stoffliches Volumen bzw. nicht dessen Wachstum. Denn, so Marx, "die
Produktivkraft gehört der konkreten Seite der Arbeit an", sie hat mit
dem energetischen Ausdruck der Arbeit, ihrer abstrakten Seite, nichts
zu tun. Vergleiche der Produktivkraft sind also in jedem Fall auf
jeweilige Produkte beschränkt, einen allgemeinen stofflichen Ausdruck
des Anstiegs der produktiven Kraft der Arbeit gibt es nicht, kann es
nicht geben. Man weiß nur, daß dem energetischen Reichtum, den man
messen kann, ein stofflicher Reichtum gegenübersteht, den man nicht
messen kann.

Wie weiß man denn aber, daß der Kapitalismus dem Sozialismus in der
Frage der Arbeitsproduktivität "überlegen war"? Nun vielleicht, indem
man eine Reihe konkreter, produktbezogener Vergleiche anstellt, um
davon ausgehend auf eine allgemeine Lage zu schließen. Weil der
Kapitalismus in Tonnen Stahl, Tonnen Butter, Stück Auto usw.
produktiver war, war er deshalb allgemein produktiver. Das kann
stimmen - muß aber nicht stimmen. Es gibt ja auch entscheidende
Produktionszweige, vorrangig bediente Produktionen, und hier kann
Gleichstand entstanden sein, sogar Überlegenheit des Sozialismus
(siehe obigen Einwand). Woran man eben mißt, ist auch eine Ermessens-,
eine politische resp. ideologische Frage.

Es kann in dieser Beziehung auch ein Bauchgefühl entstehen. Man mißt
z. B. ausschließlich an Konsumtionsmitteln oder an hochentwickelten,
revolutionierenden Produktionsmitteln, also an einem qualitativen
Vorsprung des einen vor dem anderen. Was sagen wir denn zur
"sozialistisch-kommunistischen ökonomischen Fähigkeit", wenn China an
Deutschland oder gar an den USA demnächst vorbeizieht? Dieses Land
wird doch bei der Vergleichsanalyse in Sachen Ökonomie völlig außer
acht gelassen.

Würde das BIP (Bruttoinlandsprodukt) tatsächlich, wie von einer
Warenökonomie eigentlich verlangt, den Wert, also Arbeitsaufwand in
abstrakter Hinsicht, zum Ausdruck bringen, müßte es - ist das
extensive Wachstum an produktiv Arbeitenden eines Volkes ausgeschöpft,
die Frage der Mehrproduktion also zu einem Problem der
Intensivierung der Arbeit geworden - bei steigender
Arbeitsproduktivität sinken! Denn nicht jede Steigerung der
Produktivität führt zu einem stofflichen Anstieg der Produktion,
sondern ebensosehr auch zu einer Freisetzung von produktiv Arbeitenden
- wie jede Statistik ausweist. Auch per weniger Arbeitszeit kann man
mehr Stofflichkeit produzieren.

Doch sowohl der Sozialismus als auch der Kapitalismus wiesen/weisen
das Phänomen auf, daß der energetische Aufwand, gemessen im BIP,
steigt. Warum erscheint im stofflichen Anstieg des BIP nicht deren
sinkendes Wertvolumen? Warum wird im Widerspruch zur Realität -
sinkender Anteil an produktiver Arbeit - ein anderes Erscheinungsbild
produziert? Antwort: Weil die Preise, als Ausdrucksformen des
energetischen Aufwands, eben nicht mehr (!) mit den Werten sinken, wie
noch im Frühkapitalismus, sondern entweder konstant bleiben
(planwirtschaftlicher Realsozialismus) oder gar nominell/inflationär
ansteigen (imperialer Kapitalismus). Logisch, daß es damit zu einem
Summenanstieg des BIP der Preisform nach mit dem stofflichen Wachstum
der Produktion kommt.

Vermittelte der Frühkapitalismus mit seinem Bild sinkender Preise bei
steigender Produktivität kein schlüssiges Bild über den stofflichen
Anstieg der Produktion, so ist es jetzt genau umgekehrt: Ein System
konstanter Preise resp. sogar nominell steigender Preise vermittelt
kein schlüssiges Bild mehr über den energetischen Abstieg der
Produktion. Um jetzt ein Verhältnis von Zeit und Menge
gesellschaftlich, allgemein, für eine Aussage des gesellschaftlichen
Standes wie Vergleichs der Arbeitsproduktivität zu bestimmen, muß man
die Gesamtzahl der produktiv, also Güter produzierenden Arbeiter,
deren geleistete Arbeitszeit bestimmen, und die so erarbeitete
Zeitsumme ins Verhältnis setzen zur Summe der Preise der produzierten
Stofflichkeit, also Güter, deren Anstieg jetzt, bei konstant
bleibenden Preisen im einzelnen, ja zum allgemeinen Ausdruck für den
stofflichen Anstieg der Produktion geworden ist. Endlich, bei
konstanten Preisen, hat dieser Anstieg, auch dieser, einen
("schielenden", Friedrich Engels) Ausdruck.

Bei System-, also Kapitalismus-Sozialismus-Vergleichen, hätte nun
allerdings noch die Kaufkraft jeweiliger Währung, Rubel/DDR-Mark usw.
und Dollar/D-Mark usw. verglichen werden müssen. Hier hätten die UdSSR
und die DDR immer besser abgeschnitten als die USA und die BRD,
unterschied sich ihr Preissystem von westlichen Systemen doch durch
Ausbleiben des inflationären Aspekts. Ihr BIP stieg also nicht auch
nominell, per bloßem Geldausdruck, sondern im Prinzip nur stofflich
substantiell.

Jedenfalls hat dieser Wechsel in dem gegenwärtig allgemein gültig
gewordenen Preissystem (Wert tritt in den Hintergrund, wenn im Preis /
der Preissumme der stoffliche Aspekt in den Vordergrund tritt) zum
Beispiel dazu geführt, daß China zu den Spitzenmächten der
Weltwirtschaft aufgerückt ist, obwohl es im Verhältnis seines BIP zu
seiner Bevölkerung, also im Produktivitätsvergleich pro Kopf der
Beschäftigten bzw. sogar der Bevölkerung, bisher nicht über einen
Mittelplatz hinausgekommen ist. So kann sich das äußere Bild resp. die
Bedeutung unseres obigen Arguments von der Arbeitsproduktivität
verschieben, wenn man statt von der Wertproduktion von der stofflichen
Produktion eines Landes ausgeht - und damit wohl auch von der
politischen Beurteilung eines gesellschaftlichen Systems.

Weiter: Kapitalisten expandieren auch in ihrem Eigentumsverhältnis,
darunter über Ländergrenzen hinaus, der Sozialismus hatte diesen Trieb
nicht. Der Kapitalismus hat folglich ein höheres
Produktivitäts-Steigerungsbedürfnis als der Sozialismus! Und ein ganz
verwegener Gedanke: Der Sozialismus kann auch ein Desinteresse an der
Steigerung der Produktivität, besonders ihrer absoluten Form: dem
Sinken der Zahl von produktiv Arbeitenden, haben. Warum? Weil er die
Arbeit als Lebensbedürfnis der Menschen erhalten will. Sollten einmal
10 % der Arbeitsfähigen dasselbe an Stofflichkeit leisten können wie
heute sagen wir 90 %, welcher Tätigkeit gehen dann die 80 % anderen
nach?

Sodann: Wenn das Argument stimmt, daß im Zurückbleiben in der
Steigerung der Arbeitsproduktivität der mögliche Untergang lauert, d.
h. wenn es nicht bloß ein Unterschied ist, mehr nicht, dann müßte er
doch nicht nur für den Sozialismus gelten, sondern auch für den
Kapitalismus. Zwischen Kapitalisten existiert Konkurrenz, weil - in
noch immer gewissen Grenzen - auch ein offener Markt existiert.
Verdrängung des einen durch den anderen ist möglich. Daß dasselbe
Problem aber auch für den Sozialismus existiert, setzte doch voraus,
daß zwischen Kapitalismus und Sozialismus ein ebenso offener Markt
existierte wie zwischen kapitalistischen Staaten. Das war aber nicht
der Fall. Wenn es zu keiner anderen Form "direkter Berührung" kam, wie
zum Beispiel in einem Krieg, wie/warum dann also "Zusammenbruch"?

Als allerdings innerer Grund wäre immer nur eine Konterrevolution in
Frage gekommen, oder - wir nähern uns wieder eines ganz anderen
Umstandes: eine politische Überlegung, einem von außen auf das Land
eindringenden Druck zu entgehen, der auf andere als direkt
konfrontative ökonomische Art dennoch die Ökonomie herausfordert,
herausgefordert hat (muß man im Falle der Sowjetunion ja sagen): das
der Parallelität der Rüstung, besonders in atomaren Waffen und Raketen
für Angriff und Abwehr. Quantitativ gesehen muß dieser Rüstungsaufwand
in Ländern geringerer Arbeitsproduktivität größer ausfallen als in
höher produktiven Ländern, die Last, die auf der Sowjetunion lag,
größer gewesen sein als die Last, die auf den USA lag. Es kam aber
nicht zum Zusammenbruch der Sowjetunion, sondern "nur" zum
Zusammenbruch des Sozialismus in der Sowjetunion. Man bestimme bitte
den Gegenstand richtig. Insofern war der "Zusammenbruch des Systems
Sozialismus" der Weg, dem Zusammenbruch des Staates Rußland zu
entgehen; die ausgewählte Form des "Zusammenbruchs" also ein relativer
Sieg Rußlands über die USA. (Wie einst Brest-Litowsk.)

Auf alle Fälle hat das "neue" Rußland den Stand der
Arbeitsproduktivität der Sowjetunion erst einmal geerbt - und bricht
nicht zusammen, jedenfalls spricht auch Georg Fülberth nicht davon,
daß das heutige Rußland eigentlich ein zusammengebrochenes Land ist.


Sollen diese Überlegungen dazu dienen, den Aspekt der
Arbeitsproduktivität bei einem Vergleich sozialistischer und
kapitalistischer Ökonomien herunterzureden? Nein, gewiß nicht, aber er
hat nicht den absoluten Charakter, der ihm, um das Beendigen des
sozialistischen Systems in Europa zu erklären, beigemessen wird.
Der Sozialismus brach nicht wegen Rückstandes noch in der
Produktivität zusammen. Er ist überhaupt nie aus ökonomischen Gründen
"zusammengebrochen". Wie soll denn ein solcher Zusammenbruch
ausgesehen haben? Es hätte doch mindestens "plötzlich" zu einem
gewaltigen Rückgang der Produktion kommen müssen - nicht erst 1989/90,
sondern schon davor. Aber einige solcher "Rückgänge", und wodurch und
durch wen veranlaßt, sind bekannt. Sie sind in ihrer Bedeutung für die
Existenz des Sozialismus auch einzuschätzen. Der eigentliche Grund für
das Ende lag eben nicht in der Ökonomie, sondern im Interesse einer
Politik, die sich nur einer ökonomischen "Begründung" bemächtigte, um
für glaubwürdiger und erfolgverheißender genommen zu werden. Bleiben
wir richtigerweise bei einem differenzierenden Bild in der Frage des
Ökonomie-Vergleichs.

Hermann Jacobs, Berlin


Jürgen Kuczynski: Das große Geschäft.

Verlag Neues Leben, Berlin 1967
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Lenins Vorlesung "Über den Staat" vom Juli 1919

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Der Triumph des Manifestes

Vortrag im "Berliner Rundfunk" vom 18. Februar 1958

Bitte Satz einfügen:

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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170 Jahre Manifest der Kommunistischen Partei

Karl Marx und Friedrich Engels haben im Manifest der Kommunistischen
Partei geschrieben: "Diese Arbeiter, die sich stückweise verkaufen
müssen, sind eine Ware wie jeder andere Handelsartikel, und daher
gleichmäßig allen Wechselfällen der Konkurrenz, allen Schwankungen des
Marktes ausgesetzt." Sie haben wissenschaftlich exakt nachgewiesen,
daß das Wesen der kapitalistischen Ausbeutung in der unbezahlten
Mehrarbeit des Arbeiters liegt.

Wen will es wundern, daß das Manifest solcher Sätze wegen das
meistgehaßte Buch in den Kreisen der Bourgeoisie und ihrer
Parteigänger ist?

Die Wissenschaft von der notwendigen Veränderbarkeit der Gesellschaft
in die Köpfe von Arbeitern zu senken - das ist sicher nicht von der
herrschenden kapitalistischen Klasse zu erwarten. Mit dem gleichen
Recht könnte man dann annehmen, daß kirchliche Dogmen - die den
Ergebnissen der Naturwissenschaft widersprechen - aufgehoben würden.

Natürlich ist die Existenz des Kapitalismus spätestens seit der
Geburtsstunde des Kommunistischen Manifests von 1848 als
anachronistisch, entwicklungshemmend und menschheitsfeindlich
entlarvt. Aber die Erkenntnisse der beiden großen Denker und
Revolutionäre Marx und Engels haben sich in einem Teil der Welt nur im
erbitterten Kampf durchgesetzt - wie sie sich auch künftig nur im
härtesten Klassenkampf gegen die imperialistische Ideologie
durchsetzen werden.

Mancher Wissende ist unbefriedigt darüber, daß bei Vorhandensein einer
wissenschaftlichen Analyse des ahumanen Wesens der kapitalistischen
Gesellschaft, bei dem Wissen um die Mittel zum Aufbau einer wahrhaften
Menschengemeinschaft noch immer soziale Unsicherheit und
Unterdrückung, Unfrieden und Krieg die Völker terrorisieren. Das ist,
als ob die Mittel gegen Pocken, Pest und Tuberkulose auf dem Tisch
liegen, aber man würde sie ungenutzt lassen und sein Heil im
Gesundbeten suchen.

Was Virchow, Koch und Röntgen in der Medizin und Physik entdeckten,
das hat sich die herrschende kapitalistische Klasse längst zu eigen
gemacht. Was Marx und Engels in der Gesellschaftswissenschaft
entdeckten, das läßt die regierenden Herren und die Spießer aller
Schattierungen eine Gänsehaut bekommen. Schon von der Drucklegung des
Manifests an mobilisierten sie ihre Polizei, verfolgten sie Text und
Verfasser, verbreiteten sie Verdrehungen und Verleumdungen.

Doch für die wissenschaftliche Wahrheit des Kommunistischen Manifests
trifft zu, was Bertolt Brecht einmal so formulierte: Niemand kann auf
die Dauer zusehen, wie ein Stein fällt, und sagen, er fällt nicht. Das
heißt, daß solche durch Gesetzmäßigkeiten begründeten Behauptungen
einfach stimmen und nicht für alle Ewigkeit geleugnet werden können.
Der Kapitalismus bringt seinen Totengräber - eben die Arbeiterklasse -
selbst hervor; der Kapitalismus zeugt Anarchismus; der Kapitalismus
vernichtet die Freiheit der Persönlichkeit; im Kapitalismus wird die
Ausbeutung des Menschen verewigt; im Kapitalismus liegt - aus dem
gesetzmäßigen Zwang, Profit zu machen - die Ursache aller Kriege
unserer Zeit; der Kapitalismus ist unfähig, Wirtschaftskrisen zu
verhindern. Aus eben diesen Gründen ist der Kapitalismus dazu
verurteilt, vom Schauplatz der Geschichte abzutreten. Das alles steht
seit 170 Jahren im Kommunistischen Manifest - und die tägliche
gesellschaftliche Praxis bekräftigt die Richtigkeit jeder dieser
Aussagen.

So hat die Geschichte längst ihr Urteil über eine wissenschaftliche
Kampfschrift getroffen, an der sich Ignoranten und Arbeiterfeinde wie
Bismarck, Hitler und Adenauer die Zähne ausbissen. Auch heute hat die
Bourgeoisie ganze Regimenter ihrer Ideologen aufgeboten, um die
Geburtsurkunde des wissenschaftlichen Sozialismus zu verteufeln, sie
als veraltet und überholt abzutun oder sie totzuschweigen.

Aber das Kommunistische Manifest lebt! Ganze Völker richten sich nach
seiner Lehre, Kommunisten sorgen in der ganzen Welt für seine
Verbreitung, und seine Ideen finden Eingang in die Köpfe von
Arbeitern. Nicht, weil die Revolution exportiert wird, sondern weil
sich die Wirkungsweise objektiver gesellschaftlicher Gesetze im
Klassenkampf unaufhaltsam durchsetzt.

Je mehr die Arbeiterklasse sich mit den Ideen des Manifests vertraut
macht, desto mehr wächst ihre Kraft im Kampf für eine bessere Zukunft.
Diese Einsicht und die daraus folgenden Konsequenzen auch unter
komplizierten Bedingungen zu verbreiten, bemüht sich der "RotFuchs"
seit seiner ersten Ausgabe im Februar 1998.

Helmut Hellge

 * 

Karl Marx in Hamburg

Nach einer überfüllten Diskussionsveranstaltung am 7. September 2017
im Kaisersaal des Hamburger Rathauses hatte Michael Joho Gelegenheit,
Jürgen Bönig, den Autor des Buches "Karl Marx in Hamburg. Der
Produktionsprozeß des 'Kapitals'" zu interviewen.

Michael Joho: Ist Hamburg für Karl Marx überhaupt wichtig gewesen
außer durch die Veröffentlichung des "Kapitals" vor 150 Jahren im
Verlag Otto Meissner?

Jürgen Bönig: Das hat mich auch sehr überrascht, daß Marx
tatsächlich nach Hamburg gereist ist, nicht nur beim Überbringen des
Manuskripts des "Kapitals" im April 1867, sondern insgesamt fünfmal
und das zu für ihn überaus wichtigen Anlässen. Im Mai 1845 wollte er
bei Julius Campe in Hamburg in der Schauenburgerstraße 59 seine
Schrift "Die Heilige Familie" unterbringen und verabredete Artikel für
den "Telegraph für Deutschland" im Verlag Hoffmann & Campe aus dem
Kommunistischen Korrespondenzbüro in Brüssel. Im Mai 1849 kam er nach
Hamburg, um für die "Neue Rheinische Zeitung" Aktionäre zu gewinnen,
kehrte nach Köln zurück und erfuhr seine Ausweisung, so daß die "Neue
Rheinische" als letzte rote Sondernummer erscheinen mußte. Dabei hat
er in Hamburg Theodor Hagen persönlich kennengelernt, Mitglied des
Bundes der Kommunisten, Komponist, Musikkritiker und Theatersekretär
am Stadttheater Hamburg am Dammtor, der späteren Staatsoper, der Marx
ermöglichte, daß 1850 eine Fortsetzung der "Neuen Rheinischen
Zeitung", die "Politisch-Ökonomische Revue" bei dem Musikalienhändler
Schuberth & Co. in der Bergstraße erscheinen konnte, welche die Bilanz
der Revolution und Konterrevolution nicht nur in Deutschland zieht.

1865 kam der Vertrag über "Das Kapital" mit Otto Meissner zustande,
weil der Verleger unbedingt Friedrich Engels' Schrift "Die preußische
Militärfrage und die Arbeiterpartei" veröffentlichen wollte. 1867,
1869 und 1874 begab sich Marx in die stark wachsende Stadt an der Elbe
mit ca. 200.000 Einwohnerinnen und Einwohnern, weil er seinen Verleger
besuchen wollte (in der Bergstraße 26), um das Manuskript des Ersten
Bandes des "Kapitals" abzuliefern und die Veröffentlichung weiterer
Bücher zu besprechen.

Hat Hamburg bei der Ausarbeitung der ökonomischen Theorie von Marx
und Engels eine Rolle gespielt?

Zu meinem Erstaunen begann Marx sich intensiver mit der Ökonomie zu
beschäftigen, als die schlesischen Weber im Juni 1844 einen Aufstand
machten. Heinrich Heine schrieb dazu das Gedicht "Die armen Weber",
das einen Monat nach der Niederschlagung dieser Rebellion gegen die
Verarmung im "Vorwärts! Pariser Deutsche Zeitschrift" unter der
Redaktion von Marx erschien. Auch "Deutschland. Ein Wintermährchen"
kam in dieser Zeitschrift in Fortsetzungen heraus, und Heine hatte
auch für die "Deutsch-Französischen Jahrbücher" ein schön
beleidigendes Gedicht über Ludwig von Bayern geschrieben.

Die Frage, was die Betroffenen beim Einsatz neuer Maschinen tun
sollten, stellten sich Marx und Engels nach der Niederschlagung des
Aufruhrs der schlesischen Weber, die Opfer der industriellen
Revolution wurden, die sie hervorgebracht hatte. Sie hatten die
Landwirtschaft aufgegeben und webten im Verlagssystem Tuche, weil die
Spinnmaschinen in England dauerhaft, zuverlässig und billig Garn
lieferten, und waren plötzlich mit billigen Stoffen konfrontiert, die
auf neuen Webmaschinen entstanden. Hoffmann & Campe, der Verlag, in
dem Heinrich Heine seine Texte veröffentlichte und der die Weber
unterstützte, war deshalb Ziel des ersten Besuches von Marx in
Hamburg, und bereits zu diesem Zeitpunkt lebte der künftige Verleger
des "Kapitals" Otto Meissner seit 1842 in Hamburg.

Gab es politische Gründe, warum Marx so häufig nach Hamburg kam?


Ja, mir scheint, daß Marx so oft zu wichtigen Anlässen nach Hamburg
kam, weil hier seit 1838 die erste und einzige Gruppe des "Bundes der
Gerechten" auf dem Kontinent bestand, die auf Rat von Wilhelm Weitling
einen "Bildungsverein für Arbeiter" gegründet hatte. Seit 1844 agierte
dieser Verein unter dem Dach der "Patriotischen Gesellschaft" und
hatte bis zu 1000 Mitglieder. 1847 allerdings, als der Bund umbenannt
werden sollte in Bund der Kommunisten und das von Engels und Marx
ausgearbeitete Programm annehmen sollte, das Kommunistische Manifest,
blieb die Mehrheit in Hamburg auf der Position von Weitling.

Ist dieser Bildungsverein denn überhaupt politisch nach außen
aufgetreten?

Sehr deutlich und wirksam - und auch das wußte ich vor einem Jahr noch
nicht. 1859, zum 100. Geburtstag von Friedrich Schiller, fanden
überall Feiern statt, und in Hamburg zogen 10.000 Teilnehmer des
Festzuges am 13. November durch die Stadt zum Heiligengeistfeld für
Pressefreiheit, Gedankenfreiheit und die Republik - darunter 1000
Mitglieder des Bildungsvereins für Arbeiter - dahinter 500 Turner, die
"Soldaten" der Republik. Und das bei 200.000 Einwohnern Hamburgs im
Jahre 1866. Otto Meissner organisierte die Abteilung der Buchhändler,
veröffentlichte die ausführlichste Dokumentation dieser Schillerfeier
und war von da an anerkanntes Mitglied des reformorientierten Flügels
der Hamburger Gesellschaft.

War Otto Meissner nur ein geschäftstüchtiger Verleger oder auch ein
politischer Mensch?

Aus den bisherigen Darstellungen hatte ich den Eindruck, Marx sei an
Meissner nur deshalb gekommen, weil der ein Geschäft witterte in
seinem auf Wissenschaft angelegten Verlagsprogramm. Aber wenn man den
Weg von Otto Meissner verfolgt und betrachtet, was er veröffentlichte,
ergibt sich das Bild eines fortwährend gegen die Zensur und für
fortschrittliche Politik agierenden Verlegers.

Seit 1842, als er nach Aufhebung des Publikationsverbotes als
Buchhändler zu Julius Campe kam, und seit 1848, als Meissner mit Georg
Schirges, der Seele des Bildungsvereins für Arbeiter, einen
selbständigen Verlag gründete, veröffentlichte er republikanische
Bücher, sorgte für Aufklärung über die politischen Zustände und
publizierte all das verbotene Zeug, das die Hamburger Bürger sich
leisten wollten. Nach dem Verbot seiner sozialistischen Wochenschrift
"Das Jahrhundert" 1859 ließ er in den "Demokratischen Studien" alle
zeitgenössischen sozialistischen Autoren zu Wort kommen - Lassalle,
Proudhon, Feuerbach - und hatte Verbindung zu den wichtigsten
Reformern. Er beteiligte sich an der Debatte um die staatliche
Volksbildung in Hamburg, veröffentlichte das wichtigste Lehrmittel
dazu, die Schreib- und Lesefibel von Gurcke mit Zeichnungen von Otto
Speckter, und beschäftigte sich sehr mit der Frage, was die für eine
Republik geeignete Form der Armee sein könnte.

War Otto Meissner ein marginaler Hinterhofverleger, als er "Das
Kapital" veröffentlichte? 

Nein, im Gegenteil, anerkannter als Otto Meissner konnte kein Verleger
sein, als er den Vertrag mit Marx über "Das Kapital" schloß und alle
Bände dieses Hauptwerkes in seinem Verlag herausgab. Er hatte den
Verein der Buchhändler gegründet und 1859 auch den Architectenverein,
der u.a. durch Martin Haller großen Einfluss auf die Stadtentwicklung
nahm. 1868, ein Jahr, nachdem "Das Kapital" herausgekommen war,
veranstaltete diese Architektengruppe die Wanderversammlung der
deutschen Architekten mit einem großen Fest auf der Alster, und Otto
Meissner redigierte die Begleitpublikation. In "Hamburg.
Historisch-topographische Mittheilungen" wurde in einer Anzeige für
"Das Kapital" geworben - zwischen Schriften von Feuerbach und
Proudhon.

Du hast auch darauf hingewiesen, daß Marx mit dem Hamburger Rathaus
etwas zu tun hatte ...

Meissner hat nicht nur "Das Kapital" verlegt, sondern auch die zweite
wichtige politische Schrift nach dem Manifest, "Der 18. Brumaire des
Louis Bonaparte" 1869 in Europa zugänglich gemacht - die erste Ausgabe
erschien in einer Zeitschrift in New York. In diesem Text über den
Neffen von Napoleon Bonaparte, den das französische Bürgertum aus
Angst vor den Arbeitern zum Kaiser und Diktator machte, heißt es: In
unsicheren Zeiten greifen die Handelnden zu Kostümen der
Vergangenheit, um sich ihrer Rolle zu versichern. Die
Architektengruppe um Martin Haller wollte nun für das seit dem Brand
von Hamburg 1842 geplante neue Rathaus einen Bau der Neo-Renaissance
und keine neugotische Burg. In diesem Dogenpalast sollten sich
Parlament (Bürgerschaft) und Regierung (Senat) auch räumlich
gleichberechtigt gegenüberstehen. Weil Otto Meissner für diese Idee
mit den anderen Rathausbaumeistern von 1871 bis 1876 in die Hamburger
Bürgerschaft gewählt wurde, ist es wahrscheinlich, daß er Marx bei
seinen Besuchen 1867, 1869 und 1874 beim Gang zum Verlagsgebäude in
der Bergstraße über den Rathausmarkt, den noch kein Rathaus zierte,
gefragt hat, was der begabte Metaphoriker Marx vom Entwurf des
Rathauses hielt.

Warum wurden Karl Marx und Otto Meissner und ihre Rolle für Hamburg
so vergessen?

Nach der Reichseinigung 1871, die nicht durch den Zusammenschluß von
Republiken zustande kam, sondern durch drei Kriege, die der preußische
Bonaparte Bismarck ohne Parlamentsbeschluß führte, haben die Hamburger
Kaufleute, die als Überseehafen von der industriellen Entwicklung des
Deutschen Reiches sehr stark profitierten, ihre republikanischen
Jugendträume vergessen machen wollen. Dabei böte das Hamburger
Bürgermilitär, das in den sogenannten Befreiungskriegen 1814
entstanden ist und 1867/68 aufgelöst und durch das 76. Preußische
Infanterieregiment ersetzt worden ist, durchaus Anknüpfungspunkte für
eine friedliche und republikanische Tradition. Mit dem Bürgermilitär,
dessen Offiziere aus den Reihen der Hamburger Bürger kamen, hätte man
anders als mit dem stehenden Heer Preußens, in dem adlige Offiziere
Bauernsöhne führten, keine zwei Weltkriege anfangen können.

Jürgen Bönig: Karl Marx in Hamburg.

Der Produktionsprozeß des "Kapitals".

VSA-Verlag, Hamburg 2017, 184 S., 19,80 €.

ISBN 978-3-89965-751-7
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Erinnerung an Johann Fladung (1898-1982)

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Wie tauglich sind geistige Waffen?

Theodor Heuss, erster Präsident der westdeutschen Bundesrepublik,
sagte einmal in seiner schwäbischen Mundart: "Mir kämpfet mit
geischtige Waffe." Das war ein Satz, der die Friedliebenden erfreute
und die Militärs verdroß, deren Existenzberechtigung plötzlich in
Frage gestellt schien und die, ähnlich wie ihre Väter nach Beendigung
des Ersten Weltkriegs, schon wieder von Aufrüstung träumten.

Der Satz zeugt von drei bemerkenswerten menschlichen Potenzen: erstens
von der realitätsgerecht-nüchternen Erkenntnis der Tatsache, daß
Konflikt, Gegnerschaft und Kampf als Ausdruck lebendigen Daseins
notwendig zum Leben gehören, zweitens von dem daraus erwachsenden
Kampfesmut und drittens von der Zuversicht, ohne Blutvergießen, ohne
destruktive Gewalt siegen zu können. Daß diese Zuversicht keineswegs
illusionär, sondern durchaus realistisch sein kann, zeigt überzeugend
das Beispiel Mahatma Gandhis, der zusammen mit von ihm Überzeugten
Indien durch gewaltlosen Widerstand von der Herrschaft der Briten
befreite. Ein Beispiel, das Schule machen sollte, wo immer, wenn auch
vielleicht nur ansatzweise, die Möglichkeit dazu gegeben ist.

Wer so denkt wie Theodor Heuss, muß wohl über ein mächtiges
alternatives Waffenlager verfügen, und in diesem wollen wir uns einmal
umsehen, indem wir fragen: Was sind "geistige Waffen"? Woran haben wir
hierbei konkret zu denken? - Da fallen mir, zunächst ungeordnet, ein:
Argumente, Anklagen, Vorwürfe, Provokationen, Hohn und Spott (Satiren
in Wort und Bild), Propaganda, Aufklärung, Werbung, Demaskierung,
Herstellung von Öffentlichkeit, kritische Analysen, Streitreden und
Streitschriften, diplomatische Noten, offene Briefe, Demonstrationen,
Unterschriftensammlungen, Protestkundgebungen, Solidarisierung
größerer Massen usw. usf. - lauter Mittel, die, sofern sie einer
gerechten Sache dienen (was hier als selbstverständlich vorausgesetzt
sei) im Rahmen der Legalität, vor allem aber der ethischen Legitimität
einzusetzen sind, wobei allerdings das sittlich Gebotene gesetzlich
verankertes Recht mitunter brechen kann (zumal in der tragischen
Situation, in der nicht Wert gegen Unwert, sondern Wert gegen Wert
steht und in der unausweichlich ein Wert vernichtet werden muß, damit
der andere verwirklicht werden kann).

Was die Wahl der Waffengattung betrifft, so wird der kritische
Rationalist, sofern er's mit ebenbürtigen Gegnern zu tun hat, auf die
größere Überzeugungskraft seiner eigenen Argumente vertrauen und sich
auf einen ergebnisoffenen Diskurs einlassen, das heißt er wird nicht
nur reden, sondern auch zuhören, die eigene Position immer wieder
selbstkritisch überprüfen und grundsätzlich zum Kompromiß bereit sein,
der ja (so Abraham Lincoln) die "Krone der Weisheit" ist.

Hat er's aber mit Starrköpfen zu tun oder mit vermeintlich oder
tatsächlich übermächtigen Gegnern, so kann er die Gerichte einschalten
oder auch sich selbst zum Vertreter moralischer Anklage machen und
dabei sein Wissen, seine Autorität und das Ansehen seiner Person in
die Waagschale werfen. Das klassische Beispiel für eine solche
Intervention ist Emile Zolas Artikel "J'accuse ..." in der
Tageszeitung "L'aurore", in dem Zola sich gegen die gesamte Regierung
stellte und für den zu Unrecht verurteilten und deportierten Offizier
Alfred Dreyfus eintrat - und zwar mit Erfolg: Dreyfus wurde
rehabilitiert und aus der Haft entlassen.

Nicht minder erfolgreich, seit es Pressefreiheit gibt und nicht minder
verdienstvoll ist: die investigative Arbeit von Journalisten, die -
etwa nach der Methode Günter Wallraffs - "under cover" (verdeckt)
Mißstände aufdecken, Straftaten publik machen, ans Licht zerren, was
sich feige verkriechen will, und die dabei Roß und Reiter nennen ...

Bewährt, wenn es darum geht, den Gegner lächerlich zu machen und damit
zu entmachten, ist als sprachliche oder bildnerische Waffe die Satire,
die (entgegengesetzt zum Humor) nicht Versöhnung und Frieden stiftet,
sondern vielmehr ätzen muß wie Salzsäure, indem sie ideologischen
Gesinnungsschmutz schonungslos aus dem zu reinigenden Nest wirft, und
die ihre stärksten Wirkungen immer dann erzielt, wenn sie den Gegner
in seiner ganzen Nichtswürdigkeit Dümmlichkeit, Verlogenheit oder
zynischen Arroganz authentisch zitiert, so daß dieser sich selbst
bloßstellt. Ein Meister dieser Methode ist der sowjetische
Schriftsteller Maxim Gorki - etwa mit seinem so aktuellen "Gespräch
mit einem Millionär"; wiederentdeckt und veröffentlicht vom "RotFuchs"
im Januar 2017.

Aber auch im akademischen Bereich können geistige Waffen zum Einsatz
kommen. Auch hier kann sich das Wort zum Dolch spitzen, und im Kampf
gegen Dogmatismus und vermeintliche oder tatsächliche Irrlehren
obsiegt dann der genauer Zielende und Treffende.

Zu bedenken ist, daß die frontale kritische Attacke den Gegner wohl
nur selten zur Einsicht und Umkehr bewegen wird. Wann je hätte ein
Beschuldigter gesagt: "Ich bekenne mich schuldig im Sinne der
Anklage."? In aller Regel wird Kritik nicht positiv und sachlich
ausgewertet, sondern vielmehr erbittert zurückgewiesen, so daß die
Fronten sich verhärten.

Oft genug ist auch eine direkte Konfrontation, ein Rededuell auf
Augenhöhe gar nicht möglich, da der Gegner - etwa ein Abgeordneter
oder ein Minister - wie immer "terminlich überfordert", nicht zu
sprechen, erkrankt oder gerade im Urlaub ist. Was dann? - Dann,
anstatt wieder und wieder gegen eine Gummiwand anzurennen, sollte man
sich auf Öffentlichkeitsarbeit konzentrieren, in Partei oder
Gewerkschaft für Solidarität werben, durch Information über die
Machenschaften des Gegners in der Öffentlichkeit womöglich noch
schlummernde Kräfte mobilisieren und den Gegner dadurch schwächen, daß
man ihm Stimmen abjagt. Das geht am besten, indem man ihn bloßstellt
oder auf die Blößen hinweist, die er selbst sich gibt, wenn er etwa
die Namen von Lobbyisten geheimhält, eine Vermögensabgabe der
Superreichen verhindert oder immer neue Formen der Ausbeutung von
Arbeitskraft ermöglicht. Dies alles ist ins öffentliche Bewußtsein zu
heben durch Printmedien, soweit möglich auch durch Film, Rundfunk,
Fernsehen und andere Kommunikationsmittel.

Bei all dem fließt kein Blut. Und bei all dem bedarf es zugleich weder
der Lüge oder der Falschmeldung (engl. fake), noch gar der
Verleumdung. Die Taten und Unterlassungen des Gegners sind schlimm
genug und reichen voll aus, ihn zu diskreditieren und zu Fall zu
bringen.

Gewonnen ist ein Kampf, wenn ein Übel beseitigt, ein Tyrann gestürzt,
ein Unrecht gesühnt oder eine gestörte Rechtsordnung wiederhergestellt
ist. Des weiteren gilt dann: Nach dem Kampf ist vor dem Kampf.

Aber auch dies muß gesehen werden: Die größte Friedfertigkeit und die
vernünftigsten Appelle vermögen nichts auszurichten, wenn das
Gegenüber aufgrund fundamental entgegengesetzter Werthaltung in keiner
Weise erreichbar oder gar belehr- oder bekehrbar, sondern einzig und
allein darauf bedacht ist, den eigenen kriminellen Willen
durchzusetzen, Andersgläubige ("Ungläubige") zu ermorden und gar auf
Geheiß eines Gottes auszurotten, wie es im Alten Testament beschrieben
ist und uns gerade jetzt am Beispiel des sogenannten Islamischen
Staates erneut vor Augen steht.

In einem solchen Fall muß ich ausnahmsweise sogar einmal einem Papst
recht geben, der sagte: "Man muß dem, der töten will, die Waffe aus
der Hand schlagen."

Theodor Weißenborn

 * 

Lügen die Medien

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Wuppertaler Ehrung für Jürgen Kuczynski

Am 14. Oktober 2017 fand vor seinem Geburtshaus in der Jaegerstraße 16
in Wuppertal die feierliche Enthüllung einer Gedenktafel für Jürgen
Kuczynski statt, bei der sich Oberbürgermeister Andreas Mucke, die
Hauseigentümerin Frau Ute Oberste-Lehn und Thomas Kuczynski, der Sohn
Jürgen Kuczynskis, an die zahlreiche Persönlichkeiten der Stadt,
Bewohner des Viertels und Nachbarn mit Grußworten wandten.

Seit einem Wissenschaftlichen Kolloquium am 12. Mai 2012 in Wuppertal,
das dem großen Universalgelehrten gewidmet war, wurde immer wieder der
Versuch unternommen, die Verantwortlichen der Stadt dazu zu bewegen,
vor dem Geburtshaus eine Gedenktafel anzubringen. Das war mit
CDU-Oberbürgermeister Peter Jung ein aussichtsloses Unterfangen. Erst
ein Wechsel an der Spitze der Stadt hat es möglich gemacht. Der
SPD-Oberbürgermeister, Andreas Mucke, hat der "Kommission für eine
Kultur des Erinnerns" einen entsprechenden Vorschlag unterbreitet, der
einstimmig beschlossen wurde.

Bewegend war die Anwesenheit Thomas Kuczynskis, der zusammen mit
seiner Frau den weiten Weg aus Berlin auf sich genommen hatte, um an
dieser Feier teilnehmen zu können. In meiner Begrüßung erinnerte ich
an die Verbindung der Familie zu der Stadt Wuppertal. Sie begann, als
der Vater von Jürgen Kuczynski, Robert René Abraham Kuczynski, am 4.
Februar 1904 einen Brief des Oberbürgermeisters der damals noch
selbständigen und bedeutenden Industriestadt Elberfeld erhielt. Darin
wurde ihm die "Stelle des Direktors des hiesigen Statistischen Amts
gegen das Anfangsgehalt von 5000 Mark zunächst auf ein Probejahr"
angeboten.

So bezog René Kuczynski mit seiner Frau Bertha eine Wohnung im
gutbürgerlichen Zoo-Viertel in der Jaegerstraße 16. Hier wurde am 17.
September 1904 der Sohn Jürgen geboren. Sein Büro richtete René
Kuczynski im Elberfelder Rathaus, heute Verwaltungshaus, ein.

Bereits nach zwei Jahren, 1906, verließ die Familie Wuppertal wieder
und folgte einem Angebot der damals noch selbständigen Stadt
Schöneberg, nahe der aufstrebenden Weltstadt Berlin.

Jürgen Kuczynski hat seine Geburtsstadt noch einmal besucht. 1970 war
er Teilnehmer an der Internationalen Konferenz der Stadt zum 150.
Geburtstag von Friedrich Engels.

Nach dem ersten Teil der Veranstaltung in der Jaegerstraße wurde sie
im Historischen Zentrum / Engelshaus fortgesetzt. Dort begrüßte der
Leiter des Zentrums und des Stadtarchivs, Dr. Eberhard Illner, die
zahlreichen Gäste mit einem informativen Vortrag zur Arbeit und
Konzeption des Historischen Zentrums und den Planungen und Vorhaben
zum 200. Geburtstag von Friedrich Engels 2020. Er führte im Anschluß
durch den Engels-Park mit Erläuterungen zu den beiden
künstlerisch-ästhetisch völlig unterschiedlichen Engels-Denkmälern.

Im Zentrum dieses Teils der Zusammenkunft stand der Vortrag
"Nachdenken über Jürgen Kuczynski" von Prof. Georg Fülberth aus
Marburg. Er wird für viele Jahre den Blick auf Jürgen Kuczynski, den
marxistischen Wirtschaftshistoriker und Wirtschaftswissenschaftler,
prägen. Der Vortrag war gewissermaßen die Antwort auf die
journalistischen Einlassungen in der einzigen Tageszeitung Wuppertals,
der "Westdeutschen Zeitung" (WZ), die sich mit den üblichen
Oberflächlichkeiten beschäftigten. Eine Würdigung des
wissenschaftlichen Werkes Kuczynskis fehlte völlig.

Die Resonanz aus dem Kreis der Teilnehmer belegt dagegen, daß die
Veranstaltung als beeindruckende würdevolle Ehrung des international
wie national renommierten Gesellschaftswissenschaftlers wahrgenommen
worden ist.

Dirk Krüger, Wuppertal

 * 

Als die DDR dem Westen davonflog

Bis heute hält sich hartnäckig die Auffassung, der Hamburger Hansa-Jet
HFB 320 und die in Bremen gebaute VFW 614 seien die ersten deutschen
Düsenverkehrsflugzeuge gewesen. Die Wahrheit sieht etwas anders aus.
Das erste deutsche Passagierflugzeug mit Strahltriebwerken wurde in
der DDR gebaut. Es war die "152" - auch nach ihrem Konstrukteur Prof.
Runolf Baade (ehemaliger Ingenieur bei Junkers) "Baade 152" genannt -,
die im VEB Flugzeugwerke Dresden hergestellt wurde. Sie war erstmals
auf der Leipziger Frühjahrsmesse 1958 zu sehen.

Der Erstflug, der eigentlich am 20. Juni 1958 stattfinden sollte,
wurde aufgrund eines Sabotageverdachts auf den 4. Dezember 1958
verschoben. Der Flugingenieur Manfred Gerlach, der Kontakt zum
Darmstädter Luftfahrtexperten Prof. Bock (ehemals Junkers) aufgenommen
hatte, versorgte diesen ständig mit Informationen - gegen "Honorar"
versteht sich. 1959 wurde er verhaftet und verurteilt. Die westliche
Fachwelt war über die Premiere des Flugzeugs in der DDR, das mit einer
Geschwindigkeit von 800 km/h eine Reichweite von 2000 Kilometern
aufwies und 70 Passagieren Platz bot, einigermaßen verblüfft. Die
"152" entsprach zu jener Zeit den modernsten aerodynamischen
Ansprüchen. Was damals unter schwierigen Bedingungen geleistet wurde,
muß auch heute noch mit großem Respekt betrachtet werden.

Leider war dem Flugzeug "152" keine strahlende Zukunft vergönnt. Der
zweite Testflug am 4. März 1959 endete nach 55 Minuten mit einem
Absturz bei Ottendorf-Okrilla. Für die vorgesehenen riskanten
Flugmanöver war die Maschine noch nicht ausgereift genug.

Es starben Flugkapitän Willi Lehmann, Co-Pilot Kurt Bemme,
Flugingenieur Paul Herling und Flugversuchsingenieur Georg Eismann.
Sie wurden in einer Gemeinschaftsgrabanlage auf dem Neuen Friedhof
Dresden-Klotsche beigesetzt. Auf ihrem Grabstein steht: "Ihr Leben
diente dem technischen Fortschritt."

Wegen Absatzproblemen beschloß der Ministerrat der DDR am 13. Juli
1961 die endgültige Auflösung der Luftfahrtindustrie, obwohl noch
Nachfolgetypen wie die "154" und die "160" in Planung waren. Die UdSSR
wollte Düsenjets aus eigener Produktion auf den Markt bringen und das
inzwischen ausgereifte Flugzeug aus der DDR nicht kaufen. Aufgrund der
westlichen Embargopolitik war ein Verkauf an westliche Interessenten
nicht möglich.

Der Bau der "152" zeigt, daß die DDR sehr wohl in der Lage war,
weltmarktfähige Produkte zu liefern. Experten wie Prof. Runolf Baade,
dem es ein Anliegen war, nach der Herrschaft des Faschismus etwas
Völkerverbindendes zu schaffen, stellten ihre Kenntnisse und
Erfahrungen dem sozialistischen Staat zur Verfügung. Daß das erste
deutsche Passagierflugzeug mit Strahltriebwerken in der DDR gebaut
werden konnte, ist diesem Wissenschaftler in hohem Maße zu verdanken.
Professor Baade starb am 3. November 1969 in Berlin.

Die Düsenverkehrsflugzeuge der BRD Hansa-Jet HFB 320 und VFW 614
starteten erst Jahre später.

Wilfried Steinfath, Berlin

 * 

LUTZ JAHODA: LUSTIG IST ANDERS ...

Bereits am 16. Februar 2015 hatte Frau Ursula von der Leyen in
Brüssel vor Journalisten der Druck-Medien und des Fernsehens die
militärischen Vorhaben Deutschlands erläutert.

Ich widmete diesen Plänen etwas Gereimtes, angelehnt an Heinrich
Heine, zugeeignet der damaligen Bundesministerin für Verteidigung.


Jungfer Europa

Sobald sie vor die Kamera tritt,

durchströmen sie Zaubersäfte.

Als hätte der Speer sie kühn berührt,

wachsen ihr neu die Kräfte.

Die Jungfer Europa fühlt sich verlobt

mit dem Sternenbanner-Verdrusse.

In seinem waffenstarrenden Arm

schwelgt sie im ersten Kusse.

Und fehlt des Volkes Segen dabei,

die Ehe wird gültig nicht minder.

Mir graut vor Bräutigam und Braut

und deren künftigen Kindern.


Zur Lage der Nation

Nicht nur Moderator Kleber

braucht die US-Stichwortgeber.

Alle auf der Regierungsbank

sind latent entscheidungskrank.

Dabei wäre es ein Leichtes,

auszurufen: Boys, uns reicht es!

Unserem Volke allemal!

"Sorry!", sagt das Kapital

und befiehlt Frau von der Leyen:

"Los, räum auf in deinen Reihen!

Halte die Waffen frei von Rost!

Frag Opa,

er kennt noch den Weg Richtung Ost!"

Hört meinen Ratschlag,

er wird nicht erfreuen:

Im Osten wird's glatt!

Nehmt Sand mit, zum Streuen!

Aus Lutz Jahoda / Reiner Schwalme: Lustig ist anders. Norderstedt
2017 
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Einladung ins Max-Lingner-Haus

Zum Tag des offenen Denkmals hatte ich Gelegenheit, mir das
originalgetreu restaurierte Wohnhaus und Atelier des Malers, Grafikers
und Pressezeichners Max Lingner (1888-1959) genauer anzuschauen und
interessante Führungen und Vorträge zu erleben.

In enger Kooperation mit dem Landesdenkmalamt Berlin und der Unteren
Denkmalschutzbehörde in Pankow wurden im Jahre 2010 das Wohn- und
Arbeitshaus und im Jahre 2013 der Garten ökologisch und denkmalgerecht
saniert. Hier wohnte, arbeitete und wirkte Max Lingner nach seiner
Rückkehr aus der französischen Emigration von 1950 bis zu seinem Tod.
Dieser so produktive und mit feinem grafischem Stil arbeitende
Künstler war französisch geprägt. Ähnlich wie Toulouse-Lautrec, der
das Pariser Nachtleben begleitete, beobachtete er mit Stift und Auge
vor allem die Pariser Arbeiterschaft und die Eleganz der arbeitenden
Pariser Frau. Als Sohn eines Holzschneiders (sein Vater arbeitete
lange Jahre für die "Leipziger Illustrirte") in Leipzig geboren,
studierte er an der Kunstakademie in Dresden. Nach dem Ersten
Weltkrieg ging er auf Ratschlag von Käthe Kollwitz nach Paris. Dort
gewann ihn Henri Barbusse für die Wochenzeitung "Monde", und der so
talentierte Künstler fand den Weg ins Pariser Kunstleben. Mit großer
Produktivität zeichnete und illustrierte er für verschiedene
Presseorgane und Verlage, Zeitungen der Gewerkschaft, der Jugend und
der KP Frankreichs, wie "l'Humanité". Er war der Kommunistischen
Partei Frankreichs beigetreten und mit Malern wie Henri Matisse und
Fernand Léger befreundet. Sein Stil war betont zeichnerisch-charmant.
Nach Kriegsausbruch 1941 in Paris interniert, floh er und trat der
Résistance bei. Er konnte allen Nachstellungen der deutschen
Besatzungsmacht entkommen. Im Nachkriegs-Paris war er ein anerkannter
Maler.

Im Jahr 1949, mit 61 Jahren, kehrte er nach Deutschland zurück und
wurde Professor für Malerei an der Kunsthochschule Berlin-Weißensee.
Er schenkte bei seiner späten Rückkehr dem "Volk des fortschrittlichen
Deutschlands" vierzig Gemälde, Zeichnungen und Aquarelle; einige davon
sind im Max-Lingner-Haus zu sehen. Darunter war eines seiner
bekanntesten Bilder, "Mademoiselle Yvonne".

1950 gehörte Max Lingner zu den Mitbegründern der Deutschen Akademie
der Künste in Berlin und wurde zum Wegbereiter einer eigenständigen
DDR-Malerei. Zu seinen Hauptwerken in dieser Zeit zählen das Wandbild
"Aufbau der Republik" am Haus der Ministerien (1950-1953), dem
heutigen Bundesfinanzministerium, und das Gemälde "Der Große Deutsche
Bauernkrieg" (1951-1955).

Ein typisches Museum soll Max Lingners kleines graugeputztes Wohnhaus
und Atelier nach dem Willen der Max-Lingner-Stiftung, die Haus und
Nachlaß (Bibliothek, Druck- und Zeichnungsarchiv) rührig pflegt, nicht
sein, sondern ein Ort, an dem sich Leute treffen. Die Räume laden zum
Gespräch ein. Die Einrichtung des Wohnhauses und des letzten Ateliers
strahlen Ruhe und zugleich beschwingte Fröhlichkeit aus. Der kleine
Garten mit der großen Terrasse dient bei schönem Wetter als Ort für
Debatten, Lesungen, Konzerte und Feste. Das Programm im
Max-Lingner-Haus wird in Kooperation von Max-Lingner-Stiftung und
Hermann-Henselmann-Stiftung durchgeführt.

Das Lingner-Haus steht in der denkmalgeschützten "Intelligenzsiedlung"
im Stadtteil Niederschönhausen, deren Geschichte zu den
bemerkenswerten Kapiteln der DDR-Kulturpolitik gehört. Der markante
Ort im Kulturleben von Pankow ist zu erreichen im Takt der Tram-Linie
M1 sowie mit den Bussen 150 und 155. Ein Besuch lohnt sich.

Manfred Krause, Berlin



Max-Lingner-Haus / Max-Lingner-Stiftung, Beatrice-Zweig-Straße 2
(früher Straße 201 Nr. 2) in 13156 Berlin-Pankow. Infos über alle
Veranstaltungen (Kunst, Architektur, Literatur, Film) über Telefon
030-486 47 02 und im Internet unter www.max-lingner-stiftung.de

 * 

Der rote Pfarrer von Kapellendorf

Peter Franz bezieht sich gerne auf Thomas Müntzer. Der wurde 1525
gerädert und getötet, weil er sich im Deutschen Bauernkrieg für die
Unterdrückten einsetzte. Der rote Pfarrer Peter Franz erhielt 1997
Berufsverbot (nach "Amtszuchtverfahren") durch die evangelische Kirche
- Thüringer Landeskirchenrat - und wurde verleumdet
("Stasi"-Rufmordkampagne, mediale Pogromhetze) nach dem Motto "Lieber
keinen Gott als einen roten Pfarrer", weil er für die sozialistische,
antifaschistische, friedliche und solidarische DDR und deren Macht-
und Eigentumsverhältnisse Partei ergriff und heute noch dazu steht.

Sein Buch "Der rote Pfarrer von Kapellendorf" beantwortet Fragen wie:
Wie kommt der lutherische Christ zu kommunistischen Einsichten? Wie
kann ein gläubiger Sozialist die Welt verstehen lernen? Wie wird aus
einem christlichen Weltversteher ein Handelnder gegen Unmenschliches?
Peter Franz' Tagebuchnotizen reichen von 1968 bis 1997 und enthalten
konkrete Aussagen über seine Arbeit für die Friedensbewegung in der
DDR und darüber hinaus. Er war engagiertes Mitglied der Christlichen
Friedenskonferenz (CFK) und der DDR-CDU und befürwortete die faire
Zusammenarbeit von Christen und Marxisten. Sein Evangelisches
Gemeindezentrum (EGZ) in Kapellendorf trug - als einziges in
Deutschland - den Namen "Thomas Müntzer".

Peter Franz trat aus der CDU aus, als diese von der West-CDU
vereinnahmt wurde. Gleichzeitig ging er auf Distanz zur evangelischen
Kirchenleitung, als diese den Grundsatz "Kirche im Sozialismus" über
Bord warf und sich als Trojanisches Pferd des Westens in der DDR
erwies. Peter Franz spricht sich gegen den Religionsunterricht an den
Schulen aus, gegen die Erhebung von Kirchensteuern durch den Staat und
gegen den Militärseelsorgevertrag.

Seit 1995 ist er aktives Mitglied der Gesellschaft zum Schutz von
Bürgerrecht und Menschenwürde (GBM). Im selben Jahr erschien in der
Reihe "Unfrieden in Deutschland" sein Buch "Kirche im Sündenfall", das
vierte von insgesamt sechs Weißbüchern der GBM. 1997 veröffentlichte
Franz "Hinter der Mauer und doch frei", ein "NachLeseBuch von
DDR-Christen".

Seit August 2001 gehört Peter Franz auch zum Autorenkreis des
"RotFuchs", den er mit zahlreichen Artikeln bereicherte. Besondere
Beachtung fand dabei seine fünfteilige Artikelserie "Ist das Abendland
eigentlich christlich?" (wiederveröffentlicht in der RF-Beilage vom
Januar 2017). 

Horst Jäkel, Potsdam


Peter Franz: Der rote Pfarrer von Kapellendorf. Als Christ
und Sozialist im Diesseits. Ein Buch der Erinnerung und das Tagebuch
einer Einmischung. GNN-Verlag, Schkeuditz 2017, 408 S., 15 €

 * 

Auf der "Wilhelm Pieck" erlebt

Im Sommer 1951 wurde das Segelschulschiff "Wilhelm Pieck" in Dienst
gestellt. Gebaut hatten es Arbeiter der Rostocker Warnow-Werft, doch
am "Schiff der Jugend" war das ganze Land beteiligt. DDR-Bürger
unterstützten das Vorhaben mit Geld- und Sachspenden, und nicht wenige
legten in ihrer Freizeit unentgeltlich Hand mit an. Die Vorstellung,
daß aus dem Küstenstaat ein Seefahrerland werden sollte, beflügelte
nicht nur die Fantasie. Namensgeber des Schiffes war der
DDR-Präsident, sein erster Reeder die Freie Deutsche Jugend, später
die Gesellschaft für Sport und Technik.

Als am 10. August 1957 die "Pamir" in Buenos Aires mit der
Getreideladung zu ihrer letzten Reise auslief, segelte just zur
gleichen Zeit das DDR-Segelschulschiff "Wilhelm Pieck" 450 Seemeilen
östlich der Azoren, nahe des Iberischen Beckens, im Atlantiksturm
unter dem Kommando von Kapitän Artur Friedrich, eines in der
Levantefahrt erfahrenen tüchtigen Seemanns.

Die kleine Schonerbrigg mit 570 m² Segelfläche, einer Verdrängung von
280 t, einer Länge von 41 m, einer Breite von 7,60 m und einer
Maschine von 100 PS befand sich mit 33 Mann Besatzung an Bord auf der
Rückreise ihrer größten Fahrt über sieben Meere. Die Route führte vom
Heimathafen Greifswald-Wieck durch Ost- und Nordsee, Atlantik,
Mittelmeer, Ionisches Meer, Adriatisches Meer, Ägäisches Meer bis zum
Schwarzen Meer und zurück.

In 99 Tagen - vom 15. Mai bis 22. August 1957 - haben wir 8789
Seemeilen, meist unter Segel, zurückgelegt. Wir besuchten die Häfen
Gibraltar (Britische Kronkolonie), Durrës (Albanien), Varna
(Bulgarien), Odessa (Ukraine) und Constanza (Rumänien).

An Kapitän und Besatzung wurden hohe Anforderungen gestellt,
Belastungen bewältigt und ein solides Ausbildungsprogramm - vom
seemännischen Borddienst bis zur Schiffsführung mit Beobachtungen zur
terrestrischen und astronomischen Navigation sowie Wetteranalysen -
absolviert. Sie war für alle eine Charakterschule fürs Leben: Alle für
einen - einer für alle, Erlebnis und Bewährung unter heißer
Mittelmeersonne sowie in stürmischen Tagen und Nächten im Atlantik.
Wir haben Länder, Häfen und Kulturen anderer Völker und Menschen
kennengelernt. Ich habe zeit meines Berufslebens von dieser Reise
gezehrt.

Als sich am 10. September 1957 die Viermastbarken "Pamir" und "Passat"
am Äquator ein letztes Mal trafen, hatten wir mit unserer Schonerbrigg
bereits wieder im Heimathafen Greifswald-Wieck festgemacht. Die
Nachricht vom tragischen Untergang der "Pamir" am 21. September 1957
machte uns um so betroffener, da die persönlichen Eindrücke von
gewaltigen Stürmen dieses Seegebietes wieder lebendig wurden.

Jetzt, nach 60 Jahren, verdient unsere Reise über sieben Meere, die
zur Geschichte der deutschen Segelschiffahrt gehört, Beachtung. Mit
uns segelte der Gedanke der Völkerfreundschaft, den wir als Vertreter
eines jungen sozialistischen deutschen Staates in die Welt tragen
wollten. Als die erste Auslandsroute im September 1952 nach Gdynia
führte, besuchte die Besatzung demonstrativ das KZ Auschwitz und die
Ruinen des Warschauer Ghettos. Die jungen Seeleute der "Wilhelm Pieck"
waren die ersten Deutschen nach dem Krieg, die in Polen die Häupter
senkten und auf die Knie fielen.

Verglichen mit heutigen Standards bewältigte die Mannschaft die hohen
nautischen Anforderungen mit Hilfe einfacher und bescheidener
technischer Ausrüstung. Um so mehr wogen damals der Mut, die Erfahrung
und das Können des Kapitäns Artur Friedrich, seiner Steuerleute
Wilhelm Haase und Horst Rickert, des entschlossenen Oberbootsmannes
Peter Weinhold sowie die Einsatzbereitschaft und der Kollektivgeist
der gesamten Besatzung. In mein Tagebuch schrieb ich am 10. August
1957: "Heute scheint der Atlantiksturm seinen Höhepunkt zu erreichen.
Windstärke 8-9, in Böen Stärke 10-11. Es steht eine unheimliche See.
Ich habe wieder Brückendienst. Aufmerksam beobachte ich die Bewegungen
des Schiffes. Es ist schon toll, als Wachoffiziersassistent auf dem
Achterdeck zu stehen und Mitverantwortung für das Schiff zu tragen.
Ich achte auf die Segelstellung und den Kurs des Schiffes. Ein Brecher
nach dem anderen schlägt mit Wucht auf Deck. Wir sind im Sturmtief.
Der Kapitän ist ernster geworden, er weiß, was auf dem Spiel steht. Im
Dunklen kontrolliert er mit seiner Taschenlampe die Rettungsboote. Der
Großmast knarrt und arbeitet in seiner Halterung. Die einfallenden
Böen erschüttern das Schiff. Es pfeift in der Takelage. Immer wieder
denke ich: Hoffentlich kommen wir heil aus dieser Hölle raus!
Hoffentlich hält der Großmast, mit gerefftem Großsegel! Weiterhin
sind am Fockmast Fock, Mars und zwei Klüver gesetzt. Wir machen 8-9
Knoten Fahrt.

Es heißt immer wieder 'Vorwärts!' Eine See kam von Backbord über das
Kartenhaus. Ich stand an Steuerbord auf dem Achterdeck. Ich habe nur
kurz die Augen zugemacht - vielleicht ist es die letzte? Der
Rudergänger ist festgebunden. Strecktaue machen es der Besatzung
möglich, sich über Deck zu bewegen. Eine Böe mit einer Flugsee von
etwa Stärke 11-12 ist eingefallen - mir verschlägt es die Sprache. Die
Gewalt des Sturmes habe ich noch nie so gespürt. Doch ich bin selbst
erstaunt über die Ruhe, die wir haben. Man darf dabei nicht an zu
Hause denken. Uns erreichen laufend Seenotmeldungen von verschiedenen
Schiffen. Ein englischer Dampfer ist im Sturm gesunken. Die
Rettungsarbeiten werden eingestellt. Keine Hoffnung mehr. Hier und
dort ist ein Mann über Bord gegangen - an alle Schiffe geht die Bitte
um Hilfe.

Um 24 Uhr gehe ich schlafen. Die letzte und furchtbarste Nacht im
Atlantik. Ich versuche zu schlafen. Noch rollen die Wassermassen über
Deck. Das Schiff holt über - fast bis an den Kenterpunkt von 48 Grad.
Die Nerven arbeiten - wann wird es zum letzten Mal überholen und nicht
mehr zurückkommen? Doch das Schiff ist stabil. Ein Lob den
Schiffbauern und dem Können von Kapitän und Besatzung!"

Dr. paed. Helmut Sieger, Korvettenkapitän a. D.

 * 

Neues Arbeitsgesetzbuch der DDR (1978)

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Eine Wende, die in Wahrheit eine Rückwende war

Der Begriff "Wende" wird immer noch von vielen mehr oder weniger
gedankenlos verwendet. Aber sind sich jene, die sich dieses Wortes für
das Geschehen der Jahre 1989/90 bedienen, bewußt, was sie damit
ausdrücken? Sucht man im Duden oder im Internet nach einer Erklärung,
findet man: Umkehr, Rückkehr ... Eine Wende vollziehen heißt demnach -
zunächst neutral betrachtet -, die Richtung abrupt ändern, umkehren,
zurückgehen, rückwärts, nicht mehr vorwärts. Was aber bedeutet zurück
im gesellschaftlichen Sinn? Haben sich die Bürger der DDR aus einem
sie beherrschenden gesellschaftlichen System befreit und sich für eine
neue, für sie bessere Ordnung des Zusammenlebens entschieden, mithin
einen Fortschritt in ihrer Entwicklung erreicht?

Es triumphierten diejenigen, die den Weg zurückgehen wollten -
gesellschaftlich, politisch, staatlich. "Bürgerrechtler" meldeten sich
lauthals zu Wort. In Frieden und ohne NATO-Säbelrasseln, in
menschlicher Gerechtigkeit, ohne die immer weiter auseinderklaffende
Schere zwischen Arm und Reich, in sozialer Sicherheit, ohne Arbeits-
und Obdachlosigkeit, mit hoher Bildung und Kultur, ohne Moral- und
Werteverfall, einem gesunden Gesundheitswesen und in
zwischenmenschlicher Solidarität zu leben, war ihnen offenbar zu
unfrei geworden. Ihre Behauptung "Wir sind das Volk" fand in großen
Teilen der unschlüssigen und unzufriedenen Bevölkerung ein
zustimmendes Echo.

Mit den Wahlen am 18. März 1990 begann der Weg in die Vergangenheit.
Eine Wendehals-Mannschaft gab das Kommando "Kehrt marsch!" Mit der
West-Wende-Mark am 1. Juni 1990 wechselte sie kurz danach die Stiefel,
um noch schneller rückwärtsmarschieren zu können. In rasantem Tempo
wurde das gesellschaftliche Eigentum des Volkes von der "Treuhand"
veruntreut und an das Kapital zurückverschoben.

Die "Wende", das "Zurück", war schließlich am 3. Oktober 1990 mit der
"krausigen" Unterschrift unter eine Sterbeurkunde, die sich
Einigungsvertrag nannte, für ca. 17 Millionen DDR-Bürger endgültig
vollzogen. Die Folgen der nun an die Reste einer Betonmauer in Berlin
gesprühten "Wendebilder" waren in ihrem Ausmaß für die "verkohlte"
Masse nicht gleich erkennbar. Allmählich fielen aber manchem
"Wende"-Betroffenen die Schuppen von den Augen. Es wächst die
Erkenntnis, daß die "Wende" in Wahrheit nichts anderes als ein Zurück
in das Dunkel der Vergangenheit war: Das verfassungsgemäß garantierte
und praktizierte Recht auf Arbeit der DDR-Bürger wurde in
millionenfache Arbeitslosigkeit "gewendet". Das sichere und planbare
Einkommen "wendete" sich in unsichere Löhnung oder gar
"Hartz-Almosen". Eine "Wende"-Unzahl von Krankenkassen kassiert
fleißig ab, tut sich aber schwer, das von ihren Geldlieferanten
Einkassierte für Arzt, Krankenhaus, Medizin, Kur, vor allem für die
gesundheitliche Vorbeugung und keimfreie Krankenstationen wieder
auszugeben. Viel zu viele Versicherungsunternehmen zocken die
anfänglich ahnungslosen und gutgläubigen "Ossis" ab für Risiken, die
sie bisher nicht hatten und die ihnen nun "hingewendet" wurden.
Ost"wenden"-Renten bleiben hinter denen der Altbundesbürger zurück,
und viele Eisenbahner, Krankenschwestern, Geistesschaffende und
Angehörige der Sicherheitsorgane der DDR werden um ihre gerechte
Rentenhöhe durch Kürzungen und Leugnung ihrer Eigentumsrechte
betrogen. Steuern des Arbeitsvolkes "wenden" sich zu Aufrüstung,
lukrativen Waffengeschäften und Bundeswehreinsätzen, zur BRD-Präsenz
in bis jetzt gerade noch regionalen Kriegen, die dennoch schon
Millionen Opfer und Flüchtlinge hervorbrachten.

Die eigentlich fälligen Steuern der Reichen und Superreichen
verschwinden in Steuerschlupflöchern und Steueroasen, um dann in
Wohnpalästen, Luxusyachten und erschacherten Ländereien "umgewendet"
wieder aufzutauchen. Eine anspruchsvolle Kunst in Bild, Ton, Theater,
Film und Fernsehen hat sich mehr und mehr in einen primitiven,
schalen, seichten, historisch verfälschenden, kriminell anleitenden
und moralisch verwerflichen Mainstream-Kult in Presse, Film und TV
fürs Volk "gewendet". Der Zeiger der "Weltwende-Katastophenuhr" ist
mit der immer weiter nach Osten marschierenden NATO und dank Donald
Trump gefährlich auf kurz vor zwölf vorgerückt! All das hat seinen
logischen Platz im Herrschaftssystem des Kapitals. Freilich stehen bei
der "Wende"-Talfahrt auch einige bunte Blümchen am Straßenrand, die
sich der "kleine Mann" pflücken darf. Schließlich soll der Marsch
zurück und bergab erst einmal frohe Gefühle erzeugen, bevor der Regen
und die karge Landschaft beginnen und Trübsinn die "gewendeten"
Gemüter befällt.

Der eine oder andere "Gewendete" darf auch mal den Rückwärtsgang
unterbrechen und sich seitwärts zu Ballermann auf Mallorca schlagen
oder überhaupt in westlicher Richtung kurzzeitig das Weite suchen.

Oft aber erweist sich diese Blume vom Straßenrand des Rückwegs als
stachlige Distel oder auch als dornige Hecke. In zahlreichen Fällen
schon erlitt der Schuldenberg einen gewaltigen Geldrutsch, und das
"Wende-Wartehäuschen" brach in sich zusammen.

Der Rückmarsch wird zur Auffrischung der nachlassenden "Wende"-Freude
auch fast täglich durch Shopping-Meilen, Supermärkte und riesige
Kaufrausch-Center mit ihren schillernden, in farbenprächtigen Folien
verpackten, mit Konservierungsstoffen für die nächste Wegstrecke
vollgepumpten Angeboten und Lockrabatten geleitet. Verlassen muß man
sie aber durch "enge Kassen", in denen einem die ursprünglich
herbeigewünschten "West-DM" und jetzt Euro mir nichts, dir nichts
wieder aus der Tasche gezogen werden.

Zu den Freuden der Talfahrt gehört selbstverständlich auch das
zeitgemäße Gefühl, dabei frei von Pflichten, Zwängen, Disziplin,
Respekt, Rücksichtnahme, Anstand und anderen bisherigen lästigen
zwischenmenschlichen Verhaltensweisen sein zu können. Das Ego darf
sich ganz persönlich mit den Ellenbogen und im Extremfall auch mit
Brutalität durch das Gedränge der "Wende"-Massen hindurchmanövrieren
und dabei jeden moralischen "Ballast" abschütteln. Was also bedeutet
eine "Wende"? Das Verkehrszeichen gibt Antwort: Umkehr, zurück nach
hinten und unten!

Manfred Wild, Berlin

 * 

Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.




Kattingeri K. Hebbar

(1911-1996) Maler und Grafiker, Indien

Kunst reflektiert das Leben des Volkes, seine Philosophie und seine
Wünsche. Das variiert von Stelle zu Stelle und von Zeit zu Zeit, aber
mein DDR-Besuch bestätigte dies vollauf. Ich war einer Einladung zur
VIII. Kunstausstellung und zur Teilnahme an einer Kunstkonferenz der
Akademie der Künste der DDR gefolgt. Die gewaltige Ausstellung, welche
über 1000 Werke umfaßte, die aus über 3000 Arbeiten von Künstlern aus
allen Teilen der DDR ausgewählt wurden, war in zwei getrennten
Gebäuden untergebracht. Im Hauptgebäude wurden Gemälde, Grafiken und
Plastiken gezeigt, während das zweite Gebäude das Kunsthandwerk und
die angewandte Kunst beherbergte. Ich erfuhr, daß die sechsmonatige
Ausstellung von einer Million Menschen besucht wurde, die nicht nur
aus der DDR selbst, sondern auch aus Nachbarländern kamen. Ich weilte
kurz vor dem Ende der Ausstellung in Dresden, aber die Galerien waren
immer noch voller Besucher.

Während meines kurzen viertägigen Aufenthaltes in Dresden konnte ich
den Wohlstand des Landes spüren. Die Narben des letzten Krieges sind
verschwunden.

Da das Land Armut und Not durch harte Arbeit und gemeinsame
Anstrengungen überwunden hat, scheint der Existenzkampf hier ein
Mythos zu sein. Es gibt keine Unterschiede, denn die Arbeit wird von
allen gemeinsam angepackt.

Wenn Künstler in solch einer Atmosphäre materiellen Wohlstandes leben
und wenn ihre Philosophie darin besteht, das Leben des Volkes zu
bereichern, so widerspiegelt sich das in ihren Arbeiten. Diese
Einstellung könnte mit den schöpferischen Leistungen einer Käthe
Kollwitz verglichen werden, deren Werke ihr leidenschaftliches
Engagement für das Leben und die Menschen zum Ausdruck brachten.

Auf der VIII. Kunstausstellung konnte man sehen, daß die dort
vertretenen Künstler eine gute Ausbildung genossen haben. Die
Kunstschulen in Dresden und anderen Orten der DDR vermitteln den
Studenten eine gediegene Ausbildung. Die Künstler probieren immer neue
Materialien und Medien aus. Nirgends war zu sehen, daß sie sich nur um
der Neuheit willen irgendwelchen sinnlosen Einfällen widmeten.

In einem sozialistischen Land arbeitet der Künstler im allgemeinen für
die Massen. Es scheint daher, daß er seinem Ziel, das Leben seiner
Landsleute mit Kunstwerken zu bereichern, nähergekommen ist.


Robert-Jean Longuet

(1901-1987) Urenkel von Karl Marx,

Rechtsanwalt und Journalist, Frankreich

Auf Grund meines Lebensganges hatte ich vielleicht in besonderer Weise
Gelegenheit, an die Ideale unseres Urgroßvaters anzuknüpfen.
Jedenfalls habe ich mich vor allem in meiner publizistischen Tätigkeit
darum immer wieder bemüht. Mein Hauptinteresse gilt heute der weiteren
Erforschung der Fakten des Lebens unseres großen Vorfahren.

Anläßlich des 160. Geburtstages von Karl Marx (5. Mai 1978) verkünden
einige Schwachköpfe lauthals, Marx sei tot. Darauf kann man nur
erwidern: Er war nie so lebendig wie heute! Selbst die sogenannten
neuen Philosophen, die seine Werke bestenfalls überflogen, aber nicht
einmal richtig gelesen haben, kommen nicht umhin, ihren Standort von
Marx aus zu definieren.

Auf meinen verschiedenen Reisen in sozialistische Länder hat mich am
meisten beeindruckt, wie dort die Gesamtheit dessen, was Marx und
Lenin gelehrt haben, schöpferische Anwendung findet. Bei jedem neuen
Besuch können meine Frau und ich weitere Erfolge feststellen. Wir
haben uns gründlich umgesehen, haben uns ausführlich mit den Menschen
unterhalten und Einblick in ihr Leben bekommen.

Nirgends steht so wie in den sozialistischen Ländern der Mensch im
Mittelpunkt allen Denkens und Handelns.

Im Frühjahr 1975 waren wir für mehrere Wochen in der DDR. Besonders
gern erinnern wir uns an Salzwedel, wohin wir auf den Spuren von Marx
kamen. Wir hatten zahlreiche Begegnungen in Betrieben,
Genossenschaften und Schulen und sind tief beeindruckt von all dem,
was wir gesehen und erlebt haben. Wenn man aus einem sozialistischen
Land zurückkommt, fühlt man sich immer erstaunlich stärker - welch ein
Gegensatz zu unserer Welt hier, wo nur Geld zählt, wo Existenzsorgen
das Leben breiter Schichten des Volkes bestimmen!

Ich grüße die Menschen in der DDR und drücke ihnen meine Bewunderung
aus für das, was sie im Geiste von Karl Marx geschaffen haben. Es
stimmt, was man mir einmal in der DDR sagte: Sie sind ein wahrhaftiger
Urenkel von Marx, aber auf eine gewisse Weise sind wir das ja alle!


Hussein Ismail

1976 bis 1978 Minister für Erziehung, Äthiopien

Bei unserem Besuch hatten wir die Möglichkeit, uns über die
unterschiedlichsten Bildungseinrichtungen an Ort und Stelle zu
informieren. Besonders interessierte uns die Ausbildung von Lehrern.
Denn in den letzten vier Jahren wurden in Äthiopien viele neue
Klassenräume geschaffen, und jetzt können 70 Prozent mehr Kinder die
Schule besuchen als vor der Revolution.

Natürlich ist der Bau von neuen Bildungseinrichtungen nur die eine
Seite. Andererseits brauchen wir Lehrer, die diese Schüler
unterrichten. Dieses Problem versuchen wir ähnlich anzupacken, wie es
nach 1945 auf dem heutigen Gebiet der DDR gelöst wurde.

Auch wir bilden zusätzlich in Schnellkursen eine große Anzahl von
Lehrern aus. Die Erfahrungen, die damals in der DDR gesammelt wurden,
sind für uns sehr wertvoll. Deshalb waren auch Gespräche mit
Pädagogen, die vor 30 Jahren sicher mit dem gleichen Engagement wie
wir heute ein neues, demokratisches Bildungswesen aufbauten, für uns
von besonderer Bedeutung.

Natürlich interessierte uns auch, wie gegenwärtig die Lehrerausbildung
in der DDR erfolgt, das heißt, der Aufbau des Studiums und der Inhalt
der Lehrpläne. In der Pädagogischen Hochschule Dresden erhielten wir
in vielen Gesprächen mit Dozenten und Studenten ein umfassendes Bild.
Wir haben uns aber nicht nur an Hochschulen umgesehen, sondern waren
beispielsweise in Berlin auch im Polytechnischen Zentrum des VEB
Wohnungsbaukombinat und in einer allgemeinbildenden Oberschule, in der
über 600 Schüler in den Klassen 1 bis 10 unterrichtet werden,
besuchten die Pionierrepublik "Wilhelm Pieck" am Werbellinsee und
konnten uns in einem Kindergarten über die vorschulische Erziehung
informieren. All diese Begegnungen mit Pädagogen aus den
unterschiedlichsten Bereichen der Volksbildung gaben uns viele
Anregungen für die eigene Arbeit. Und überall wurden wir wie alte
Freunde begrüßt und auch so behandelt.

 * 

Nachdenken über Deutschland und die Welt, in der wir leben

Der Beginn des 21. Jahrhunderts ist durch dramatische und zum Teil
gegenläufige gesellschaftliche Entwicklungen gekennzeichnet. Dazu
gehört vor allem der Verlauf, die Vertiefung und Erweiterung der
allgemeinen Krise des Kapitalismus, deren bestimmende Merkmale
sich aus dem Wesen der kapitalistischen Vergesellschaftungsprozesse
und in letzter Instanz aus der Zuspitzung des Grundwiderspruchs des
Kapitalismus, dem Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit, ergeben.
Die von den Interessen der herrschenden Klasse diktierte Steuerung der
ökonomischen Prozesse unter den Bedingungen der Krisen führt zu einem
verstärkten Abbau politischer und sozialer Gleichgewichtsstrukturen,
welche die Integration der Beherrschten und Ausgebeuteten in das
bestehende gesellschaftliche und politische System gewährleisten
sollen. Die Verschärfung der Ausbeutung führt jedoch zunehmend bei
vielen zu der Erkenntnis, daß die propagierte juristische und
politische Gleichheit entsprechend bürgerlich-demokratischer
Prinzipien nur eine formale Gleichheit ist.

Dies erweist sich als günstige Bedingung für die Restauration und das
Wachsen der politischen Reaktion, deren materielle Grundlage in der
allgemeinen Krise besteht. Sie findet ihren Ausdruck in der
Verschärfung der Widersprüche in allen gesellschaftlichen Bereichen
der kapitalistischen Staaten und in den Beziehungen zwischen den
Staaten selbst.

Ein Hauptaspekt der allgemeinen Krise des Kapitalismus - gewissermaßen
die politische Flanke der ökonomischen Krise - äußert sich nach innen
als Krise der bürgerlichen Demokratie. Das ist das Feld, auf
dem sich der Rechtsextremismus verstärkt ausbreitet.

Die Verfassungen, die als "feste Grundordnung" und "unerschütterliches
Gefüge einer in sich ruhenden Rechtsgemeinschaft" gepriesen werden,
unterliegen ständigen "Anpassungen" und Interpretationen, die unter
dem Vorwand der inneren und internationalen Bedrohung der "Werte" und
der "Bedrohung der Freiheit" vorgenommen werden. Die Rolle der
Parlamente und z. B. ihre Gesetzgebungskompetenz werden wesentlich
über das Zusammenwirken von Ministerialbürokratie und
Unternehmerverbänden ausgehöhlt. Der direkte Einfluß der Monopole auf
die Gesetzgebung wird ausgebaut. Politische Sachentscheidungen werden
zunehmend auf der Grundlage der Verselbständigung der Bürokratie
getroffen. Die Justiz spricht das Recht der herrschenden Klasse und
hat gegenüber dem Parlament eine solche Stellung, daß es dessen
Gesetze kontrolliert. Diese Entwicklungen werden zielgerichtet
ausgebaut. Die Gewaltenteilung erweist sich als ein
antidemokratisches, gegen die Interessen der Massen gerichtetes
Instrument. Sie dient dazu, die Herrschaft der Monopolbourgeoisie
abzuschirmen und die Macht mit den der herrschenden Klasse am
günstigsten erscheinenden Methoden auszuüben. Das geschieht immer
offener. Es zeigt sich, daß bürgerliche Demokratie keine über den
gesellschaftlichen Klassen und ihren Interessengegensätzen schwebende
"Freiheit an sich" ist.

Der Staat erweist sich immer wieder als Hauptinstrument der
herrschenden Klasse. Seine Funktion, die gesellschaftlichen und
politischen Vorrechte der Herrschenden, das Fortbestehen der
Ausbeutung im nationalen und internationalen Rahmen zu sichern, wird
immer deutlicher erkennbar. Der Einsatz repressiver Gewalt nimmt zu.
Dabei findet eine wachsende Verzahnung zwischen den inneren und
äußeren Funktionen des Staates statt. Er wird verstärkt darauf
ausgerichtet, Bewegungsspielraum dafür zu schaffen. Staatsorgane,
durch deren Tätigkeit die gesamte Staatsmaschinerie inhaltlich
bestimmt und kontrolliert wird und die der Öffentlichkeit und der
parlamentarischen Kontrolle entzogen sind, üben einen entscheidend
großen Einfluß auf die Regierungstätigkeit aus. In den USA erfüllt der
"Nationale Sicherheitsrat" eine derartige Funktion. In der BRD nimmt
diese Aufgaben der Planung, Leitung und Koordinierung sowie der
Kontrolle der Regierungspolitik das Bundeskanzleramt wahr. Es stellt
faktisch eine "Regierung in der Regierung" dar. Dem Bundeskanzler
direkt unterstellt, laufen im Apparat des Bundeskanzleramtes
vielseitige Verbindungen zu den Ministerien, den Landes- und
nachfolgenden Staatsorganen, den Repressivorganen und
Spionagediensten, den wissenschaftlichen Einrichtungen sowie den
nichtstaatlichen Organisationen zusammen. Die Interessen der
imperialistischen Mächte werden zunehmend durch Einsatz von
Machtmitteln durchgesetzt, nach innen durch Reaktion und Gewalt und
nach außen durch kriegerische Handlungen. Deren Aggressivität nimmt
zu.

Die Militarisierung in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft hat
bestimmende Züge angenommen. Mit der vollen Herausbildung des
staatsmonopolistischen Systems, der Expansion der Rüstungsindustrie
und der Entwicklung zur Militärmacht ist auch in der BRD ein
militärisch-industrieller Komplex entstanden. Seine Funktion besteht
in der engen Verflechtung der Rüstungsmonopole und der mit ihnen
liierten Bankmonopole, der militärischen Führungsgremien, der
politisch-reaktionären Kräfte des Monopolkapitals und der
entsprechenden Staatsorgane.

Auf dieser Basis entsteht eine maßgebliche Machtstruktur innerhalb des
staatsmonopolistischen Herrschaftssystems. Militarisierung reduziert
sich nicht auf die Bildung einer Rüstungslobby. Diese Gruppierung, die
auf die Politik von Parteien, der Regierung und der anderen
Wirtschafts- und politischen Organe einwirkt, verfügt über bedeutende
Instrumente der Meinungsmanipulation, eigene Kapazitäten für
zielgerichtete Forschung und vieles andere mehr. Hinzu kommt, daß der
militärisch-industrielle Komplex als Kristallisationszentrum extrem
reaktionärer politischer Kräfte, Organisationen und Gruppen wirkt, die
auf eine autoritäre Machtausübung im Inneren und nach außen drängen.

Im staatsmonopolistischen Kapitalismus, egal, ob in den
monarchistischen oder republikanischen Ländern, nimmt auf dieser Basis
eine außerordentliche Stärkung der "Staatsmaschinerie", ihres Beamten-
und repressiven bzw. militaristischen Apparates in Verbindung mit
verstärkten Repressalien gegen die für ihre sozialen und
demokratischen Rechte kämpfenden Kräfte zu.

Mit dem Mechanismus des imperialistischen Staates sind zunehmend eine
wachsende Anzahl nichtstaatlicher, halbstaatlicher bzw. staatlich
geförderter Institutionen und Organisationen eng verbunden, die -
arbeitsteilig mit diesem - vor allem Aufgaben der
politisch-ideologischen und psychologischen Massenbeeinflussung
erfüllen.

Ein besonderes Merkmal der gegenwärtigen Lage ist die Vertiefung der
Krise der bürgerlichen Ideologie. Sie zeigt sich u. a. in der
sogenannten Wert- und Sinnkrise. Diese wird besonders in
Abbau-Tendenzen der historisch progressiven Werte des bürgerlichen
Humanismus sichtbar. An die Stelle von fortschrittlichen Ideen tritt
die vulgär-primitivierte und raffiniert deformierte
Konsumbefriedigung, das Streben nach parasitärem Genuß und einem
egozentrischen Exklusivleben als propagiertem Lebensideal.

Die "Entideologisierung" dient besonders der geistigen Manipulation
der Massen. Dennoch kommt man nicht umhin, bestimmte Mängel der
kapitalistischen Ordnung zuzugeben, deren Ursachen jedoch als nicht
systembedingt, sondern als zufällig, personengebunden oder als
Schwächen einer im Ganzen brauchbaren Ordnung hingestellt werden.

Bewußt wird z. B. die Frage des Eigentums an den Produktionsmitteln
als entscheidende Grundlage für die Bestimmung der sozialökonomischen
Struktur einer Gesellschaftsordnung und damit für die entsprechenden
Klassenverhältnisse für "unbedeutend" erklärt, um sie der
Aufmerksamkeit der Menschen zu entziehen. Statt dessen werden
sogenannte Reformideen offeriert, die jedoch das staatsmonopolistische
Herrschaftssystems nicht infrage stellen. Es geht um die Kanalisierung
der Widersprüche und nicht um deren Lösung. Durch gezielte
Manipulierung der Menschen versucht man, deren politisch-soziales
Verhalten im Monopolinteresse zu steuern. Hierzu werden sowohl die
Möglichkeiten der Wissenschaft mißbraucht als auch die
politisch-ideologische Beeinflussung durch massiven Einsatz der
Massenmedien betrieben.

Eine wesentliche inhaltliche Ausrichtung, die in den letzten Jahren
intensiviert wurde, ist der Nationalismus. Das "Rühren der
nationalen Trommel" (so Bernhard von Bülow vor dem 1. Weltkrieg)
wächst in dem Maße, in dem sich im Inneren die soziale und politische
Instabilität ausbreitet, die rechtsextremistischen Kräfte an
politischem Einfluß gewinnen und international sich das
Kräfteverhältnis zwischen den Mächten verändert.

Innenpolitisch sollen traditionelle bürgerlich-konservative und
liberale Kräfte gemeinsam mit den rechtsextremen
national-konservativen Positionen, Organisationen und
Politikrichtungen als "klassenversöhnende" Variante des
staatsmonopolistischen Kapitalismus wirken. Die Interessen der
Werktätigen sollen den als nationale Interessen ausgegebenen
Klasseninteressen der herrschenden staatsmonopolistischen Oligarchie
"untergeordnet" werden.

Zu den dominierenden Prozessen in Ideologie und Politik gehört ebenso
die Verschärfung des Antikommunismus. Die Wiederherstellung einer
wirksamen revolutionären Kraft soll damit verhindert, das gesamte
gesellschaftlichen Leben soll von ihm bestimmt werden. Das verstärkt
eine Denk- und Verhaltensweise, die sich in Aggressivität und
Feindschaft gegen alles äußert, was gesellschaftlich fortschrittlich
ist, insbesondere gegen die marxistisch-leninistische Ideologie und
ihre Trägerin, die kommunistische Partei.

Als Waffe im Kampf gegen alles Fortschrittliche wird der
Revisionismus eingesetzt. Die Bemühungen opportunistischer,
reformistischer und revisionistischer Kräfte sind darauf ausgerichtet,
die marxistisch-leninistische Theorie zu verfälschen und in der
Gesellschaft unwirksam zu machen. Diese Kräfte verzichten auf den
dialektisch-materialistischen Charakter des Marxismus-Leninismus
zugunsten abstrakter Entwicklungskonzeptionen, ersetzen die
historisch-materialistische Konzeption der Geschichte durch
ontologisch-anthropologische, moralisierende Konzeptionen und
versuchen, die kommunistische Bewegung umzuorientieren, die
Arbeiterklasse als alternative gesellschaftliche Kraft auszuschalten
und progressive Bündnisse zu verhindern.

Wir sehen also, daß die gegenwärtige politische Entwicklung zunehmend
davon bestimmt wird, das staatsmonopolistische Herrschaftssystem im
Inneren und die expansionistische Erweiterung der Profitquellen und
des Einflusses nach außen mit zunehmend aggressiven Mitteln zu
sichern. Die an der Macht befindlichen Kräfte sind entschlossen - und
sehen nach der Niederlage des Sozialismus dafür günstige Bedingungen
-, ihren Kampf gegen jegliche progressive, demokratische,
antikapitalistische und antiimperialistische Entwicklungen im eigenen
Lande und in der Welt mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln
- verstärkt mittels Repression, Gewalt und Krieg - zu führen.

Auf dieser Grundlage wächst das Bedürfnis des staatsmonopolistischen
Kapitalismus, die Gesamtheit der Elemente und Beziehungen, die die
Diktatur der Monopolbourgeoisie im staatsmonopolistischen Kapitalismus
ausmachen, innen- und außenpolitisch wirksam werden zu lassen. Die
organisatorischen, juristischen und personellen Verbindungen, die
zwischen den einzelnen Gliedern existieren, werden auf reaktionärer
Grundlage immer offener politisch aktiviert. Damit verstärken sich die
autoritären Elemente in Gesellschaft und Politik im Zuge der
Vertiefung der allgemeinen Krise des Kapitalismus. Der
national-konservative Flügel der deutschen Monopolbourgeoisie erhebt
zunehmend Ansprüche auf die Gestaltung der Innen- und Außenpolitik des
Staates und erhöht in dieser Hinsicht den Grad seiner Organisiertheit.
Ein Ausdruck dieser Entwicklung ist die Organisierung in Form von
rechtsradikalen Organisationen und Parteien, die den Druck zur
Erweiterung der autoritären und reaktionären Entwicklung in der
Gesellschaft und in der Politik erhöhen und nachdrücklich zur Geltung
bringen. Die Alternative für Deutschland (AfD) ist Bestandteil dieser
Entwicklung.

In dieser Situation ist der Kampf für Demokratie und Frieden für die
Arbeiterklasse und alle demokratischen Kräfte von außerordentlicher
Bedeutung. Es geht darum, das Ringen um soziale und politische Rechte
der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten bedeutend zu intensivieren,
den Friedenskampf zu verstärken sowie das Wesen und die Gefahren der
reaktionär-autoritären Entwicklung und des sie tragenden politischen
und gesellschaftlichen Systems zu entlarven.

Für diesen Kampf ist es mehr denn je notwendig, den Rahmen der
bürgerlichen Demokratie zu nutzen. Er dient nicht nur dem Schutz der
demokratischen Rechte und der erkämpften materiellen
Lebensbedingungen, sondern auch der Errichtung einer fortschrittlichen
Demokratie, die der reaktionären Entwicklung Einhalt gebieten und
Voraussetzungen für gesellschaftlichen Fortschritt schaffen könnte.

Anton Latzo, Langerwisch

 * 

Hölderlin läßt grüßen

Der 1770 in Lauffen am Neckar geborene Dichter Friedrich Hölderlin
stand lebenslang und bis in unsere Zeit im Schatten seiner
Zeitgenossen Goethe und Schiller. Er rang verzweifelt um Anerkennung
als Lyriker und lebte in ständiger Furcht vor dem Konsistorium, denn
sein Studium verpflichtete ihn zum Pfarrer, der er nicht sein wollte.
Dichter wollte er sein.

Goethe nannte ihn "Herr Hölterlein" und riet ihm zu kleinen Gedichten.
Auch Schiller half nicht. Nachdem Hölderlins Roman "Hyperion"
erschienen war, ging er nach Frankreich und in die Schweiz als
Hauslehrer. "Sie können mich nicht brauchen. Und wozu Dichter in
dürftiger Zeit?" schrieb er. Seine Trauer um die verlorene Revolution,
der Tod seiner Geliebten Susette Gontard 1802 und die ständige
Existenznot ließen ihn im 36. Lebensjahr verzweifeln. Erschöpfung und
Hoffnungslosigkeit führten zur geistigen Verstörung, die ihn
pflegebedürftig machte, bis zu seinem Tod 1845 im Turmzimmer in
Tübingen.

Hölderlin lebte seit seinem vierten Lebensjahr in Nürtingen. Der
Knabe, der Jüngling, der junge Mann schrieb seine schönsten Gedichte
und Oden hier. Zum Teil auch den "Hyperion"-Roman, Übersetzungen aus
dem Griechischen und sein Gedicht "Hälfte des Lebens" entstanden hier.


Hälfte des Lebens

Mit gelben Birnen hänget

Und voll mit wilden Rosen

Das Land in den See.

Ihr holden Schwäne,

Und trunken von Küssen

Tunkt ihr das Haupt

Ins heilignüchterne Wasser.

Weh mir, wo nehm' ich, wenn

Es Winter ist, die Blumen, und wo

Den Sonnenschein,

Und Schatten der Erde?

Die Mauern stehn

Sprachlos und kalt, im Winde

Klirren die Fahnen.


Seine schwäbische Heimat hat er in herrlichen Versen besungen.
Dort war das Haus der Mutter, dorthin zog es ihn immer wieder, wenn er
in Not war, ohne Geld und ohne Hoffnung, sich eine Existenz schaffen
zu können.

Der DEFA-Spielfilm "Hälfte des Lebens" von 1985 (Regie: Herrmann
Zschoche, Autorin: Christa Kozik) schildert die schicksalhaften zehn
Jahre Hölderlins vor seinem Zusammenbruch. Die Hauptrollen spielten
großartig Ulrich Mühe als Hölderlin und Jenny Gröllmann als Susette
Gontard. Beide Schauspieler sind tragisch früh verstorben.

Für diesen Film bekamen Herrmann Zschoche und ich im Jahre 2014 den
Hölderlin-Ring des Hölderlin-Vereins Nürtingen, also 25 Jahre nach der
deutschen "Einheit". Der kompakte Silberring mit Hölderlins Porträt
und im Reif den eingravierten Schriftzug "Was bleibt, stiften die
Dichter", machte uns glücklich und stolz, sahen wir doch darin ein
Zeichen der Anerkennung und Achtung unserer künstlerischen Arbeit in
der DDR und einer erfolgreichen deutsch-deutschen Kooperation. Damals
im Januar 2014 in Nürtingen fragte ich nach einem Hölderlin-Denkmal.
Ich wußte, daß es keines gab, weil Nürtingen als Hölderlin-Ort immer
im Schatten von Tübingen steht. Aber ich schrieb dem Nürtinger
Oberbürgermeister einen Brief, in dem ich ihm mitteilte, daß ich mein
Lese-Honorar dem Nürtinger Hölderlin-Verein gespendet habe, als
Grundstock für ein Hölderlin-Denkmal, und machte auf den im Jahr 2020
anstehenden 250. Geburtstag des Autors aufmerksam. Die Vorsitzende des
Vereins, Ingrid Dolde, nahm diesen Gedanken sehr ernst und brachte die
Großtat fertig, innerhalb von zweieinhalb Jahren das Geld für das
Denkmal zu beschaffen. Maßgeblich unterstützt wurde sie vom
Rotary-Club Kirchheim/Teck-Nürtingen unter Leitung von Dr. Hanns
Aberle. Ich hatte in meinem Potsdamer Freundeskreis weitergesammelt.
Herrmann Zschoche, Gabriele Herzog, Gerd Gericke, Rita Feldmeier und
Christian Kozik schlossen sich an, so daß unsere kleine "Ostfraktion"
immerhin 500 Euro beisteuerte. Die Stadt Nürtingen spendierte den
Sockel und den provisorischen Platz am Steinachdreieck in Nürtingen.

Schöpfer des Denkmals ist Prof. Waldemar Schröder. Die Enthüllung war
feierlich, die Redner lobten den weltberühmten Sohn der Stadt, und die
Schüler vom Hölderlin-Gymnasium Nürtingen ehrten den Lyriker, indem
sie auf frischfreche Weise seine Texte interpretierten. Jetzt steht er
da, ein überlebensgroßer bronzener Jüngling, edel von Gesicht und
Gestalt, in einer Hand eine Papierrolle, die andere Hand winkt uns,
den Nachgeborenen, zu. "Was bleibt, stiften die Dichter!" Ja, aber
auch jene, die sich für die Dichter einsetzen. Nun bleibt zu hoffen,
daß er bald vor dem Hölderlin-Haus steht und die geplante Aufstockung
des Hauses verhindert werden kann. Und wer ihm begegnen will, der
trifft den jungen Hölderlin am Ufer der Steinach in Nürtingen.

Christa Kozik

 * 

Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Es könnte uns besser geh'n. Mir sowieso, aber dir auch. Wir könnten
öfter den leichteren Weg nehmen. Er bietet sich an, oft. Kostet einen
Teil aufwendig erworbener Ruhe, meist auch nötige Unruhe. Das bemerken
wir spät, vielleicht sogar erst dann, wenn aus der Unruhe schon
Beunruhigung geworden ist. Es gibt Zweifel, die müssen sein. Sie
wecken Kräfte gegen das, was aus ihnen Ängste machen könnte. Gingen
wir den leichteren Weg, müßten wir Anflüge von schlechtem Gewissen
verkraften. Dagegen wäre ein Arsenal an Ausreden aufzubieten. Die
drängen sich auf. "Andere können es auch nicht besser; bis hierher
habe ich es mir nicht leicht gemacht, und wo waren da oft die anderen,
die immer die große Klappe haben, mit ihren Vorschlägen für den
Sankt-Nimmerleins-Tag?"

Es könnte uns besser gehen - dir auch. Wir könnten uns mehr Zorn
leisten, mehr Auflehnung, zum Beispiel dagegen, daß gewähltes Personal
für die Regierung zwar bisher noch keine Arbeit aufgenommen hat, sich
aber flugs auf eine Erhöhung des persönlichen Einkommens einigte.
Jeder von ihnen, und es sind viele, trägt jetzt so viel nach Hause wie
drei gute Facharbeiter zusammen. Aber die müssen dafür erst ihre gute
Arbeit abliefern. Ich kann dagegen nichts tun, und du auch nicht. Wenn
man sich lange genug mit dem Unbehagen über zuviel politisch
Unverständliches belastet hat, steigt der Wunsch nach erleichternden
Auslegungen.

Und warum reiße ich den Mund auf, spendiere Schlaf, versuche
unzulänglich, mich wieder einzumischen, zu beteiligen, nach Zögern
eine Unterschrift abzuliefern, die in der Menge untergehen wird oder
Mangel nicht verdecken kann? Warum kann ich nicht aufhören, erliege
der Versuchung, Einmischung als belebend und unverzichtbar zu
erhalten?

Bin ich nicht ausreichend im Zwielicht, eine umstrittene Person?
Freundliche Leute, meist Linke, sagen mir, daß ich im "RotFuchs" ganz
vernünftige Sachen äußere. Wenn man das zweimal liest, versteht man
es.

Ich bin umstritten. Und du auch. Früher ehrlich erworbene Verdienste
sind in ein anderes System der Betrachtung gelangt, und die alten
Wertungen gelten nicht mehr. "Ja, es war Arbeit, ja, ihr habt euch was
dabei gedacht", sagen Neukluge. Hat es was gebracht, mir persönlich?
Ich gebe zu: oft nicht. Nach heutigem Geldwert und Maßstab, nach
heutiger Moral war schon die Unternehmung, die kollektive Idee, der um
sich greifende Gedanke vom Ansatz her bedrohlich, war eine
Veränderung. Keine totale, aber es rührte an etwas, das unbeweglich
oder auf ewig gewertet bleiben sollte.

Wenn uns früher etwas mißlungen ist oder nicht gedeihen konnte in
erträumtem Umfang, dann wollten wir meist den Ansatz noch einmal
erfrischen, um eine gescheitere Lösung für die pochende Idee zu
finden. Das finde ich immer noch richtig, auch wenn es dafür heute
weder Wertung noch Erwähnung gibt.

Als wir damals Angela Davis Rosen in ihre Zelle geschickt haben - ein
Zeichen der Hoffnung gegen das angedrohte Todesurteil -, habe ich von
nicht einmal dummen Menschen gehört: "Kitsch. Macht was, aber nicht
so'n Quatsch." Und dann bin ich Angela begegnet, der vielleicht
schönsten Frau, die ich gesehen habe. Von der Gefängniskost hatte sie
eine Magenentzündung, und sie wurde von unseren Leuten mit Nahrung
bedrängt. Aber das war nicht wichtig. Sie hat mich, auch mich,
angelächelt, und ich konnte für ein paar Minuten mit ihr allein reden.
Sie sagte: "Als eure Rosen und eure Briefe in den Säcken zu mir
gebracht wurden, weil es kein Gesetz zur Unterlassung gab, da haben
die Wärter anders mit mir geredet, und ich bekam anderes Essen." Sie
sagte: "Das war ein Teil meiner Lebensrettung."

Ich war auch beteiligt an Fahrrädern für Vietnam. An die Anzahl der
versendeten Exemplare erinnere ich mich nicht, aber daran, daß Hermann
Kant einen Literaturpreis für die Fahrräder gespendet hat, mit der
knappen Bemerkung, daß die dort gebraucht werden. Was den Vietnamesen
damals zugedacht war, das habe ich bis heute nicht vergessen:
drohender Gifttod für Millionen Menschen. Mein Freund Jürgen Walter,
der Sänger, ist in Vietnam gewesen, hat die Auswirkungen des Krieges
gesehen. Seine Sicht war die einer anderen Generation. Aber was er
erzählte, hat mich gedrängt, über Krieg und Frieden Lieder zu
schreiben.

Einmal hat eine Frau der Öffentlichkeit mitgeteilt, daß ich schon
immer sehr umstritten war. Ich dachte darüber nach, welche Art von
Aufgeschriebenem zu diesem Urteil geführt hat. War es, weil sie
bedauerte, daß sie mich als ihre Bürgin für den Berufsverband der
Schriftsteller gewählt hatte und als ebensolche für ihren Eintritt in
die Partei?

Sie hatte Talent. Und sie suchte meine Hilfe. Ich erfuhr später,
welche männlichen Kräfte dabei waren, sie von ihrem eigenen Weg
abzubringen und sich in den Dienst von Interessen zu stellen, die
damals nicht die ihren sein konnten. Macht abzuschaffen und sich an
einer neuen zu beteiligen, die, weil sie im Grunde ehrlich war,
niemals die ihre werden konnte. Was sie vor den weit offenen Ohren von
Journalisten gesagt hat, kann man heutzutage im Internet nachlesen. Da
wirkt es irgendwie überzeugend.

Im Dunkeln frage ich mich manchmal: Wie müßte denn gegenwärtig der
Versuch einer Revolution aussehen? Wäre über die Schwellen eines
Winterpalais, bis an die Zähne bewaffnet, zu stolpern, oder haben uns
die Folgen solchen historischen Ereignisses davon abgebracht? Welche
Losungen wären es, die man sich unter den Arm klemmen möchte, um sie
zu verbreiten? Welches unter allen berühmten Liedern der Welt würden
wir aus tiefem Herzen anstimmen? Oder jedenfalls ich, die jeden
falschen Ton mit Unbehagen hört, aber nicht gut singen kann? In
welchem Busch, vielleicht einem tropischen, könnten wir uns
verstecken, um einander voraussehend zu schulen? Wie aber sollten wir
von dort aus unsere Überzeugung auf Menschen mit völlig anderer
Lebensart ausdehnen, um aus den so lange Geschädigten unsere wackeren
Mitkämpfer zu machen, verläßliche Verbündete? Der Genosse Che Guevara
hat es verabsäumt, den armen Bewohnern der ländlichen Gegend, in der
er sich mit den anderen für den großen Weg vorbereitete, seine Pläne
zu erklären. Es hat ihn das Leben gekostet, als sie ihn und die
Genossen als vermeintliche Räuber anzeigten. Wäre Der Weg ein
annehmbarer und verständlicher Name für unsere Unternehmung? Benennen
müßten wir sie und glaubhaft machen, daß wir über alles ausreichend
nachgedacht haben.

Ich bin auch umstritten, weil ich Menschen kannte und verehrte, die
ihr Leben eingesetzt haben, damit wir jetzt so relativ friedlich
rumsitzen können: Juden, Christen, kleine großartige Weiber, unter
ihnen die Witwen ermordeter Kämpfer. Wacht auf, Verdammte dieser
Erde? Wörter, Begriffe, Verse, die mir wichtig scheinen, weil sie
ungelöste Probleme, nie verwirklichte Pläne, hoffnungsvollen Beginn
und furchtbare Niederlagen umfassen. Ja, die Lieder der Welt haben
mich zu eigenen Worten über den lebensnotwendigen Frieden angeregt.
Meist ging mir ein Vers über dieses Thema schneller über die Lippen,
als manchmal ein nötiges Nein anderswo.

Meine Töchter, selber geborene oder ans Herz genommene, machen vieles
in ihrem Leben anders. Das meiste. Manchmal stellen sie sich gern in
den Weg, verbünden sich gegen mein Zuviel an Kraft oder auch an
Schwäche, bieten sich manchmal sogar an, etwas von mir, von uns, zu
verteidigen.

Ich bin umstritten. Damit ist gemeint: vorlaut, schwer belehrbar,
immer noch links. Aber erst auf den Stufen der Guillotine schrei ich:
Gut, die Erde ist eine Scheibe. Und dann nichts wie weg. Ruhiger
atmen, sich sammeln und seh'n, was sich machen läßt.

 * 

LESERBRIEFE

Großes Lob an Benno Pubanz für den Beitrag der Erinnerung an Klaus
Steiniger anläßlich seines 85. Geburtstages!

Klaus war ein wunderbarer Zeitgenosse, hervorragender Chefredakteur
und aufrechter Streiter für unsere Sache. Er hat den RF aufgebaut, der
heute aus der Reihe der monatlich erscheinenden linken Schriften
deutlich herausragt, nicht mehr wegzudenken ist und dessen Beliebtheit
in all den Jahren immer mehr zugenommen hat.

RA Ralph Dobrawa, Gotha



Als treuer Leser des RF möchte ich die gesammelten Werke von Karl Marx
und Friedrich Engels abgeben, damit Wissenshungrige, Bibliotheken usw.
auch weiterhin Nutzen daraus ziehen können. Ich habe die Werke vor der
Vernichtung bewahrt, als ich sie 1994 (gut erhalten) aus einem
Container herausholte. Die Werke sind fast komplett. Es fehlen die
Bände 23-26 und 40-43. Weiterhin habe ich ebenso von Lenin Bände 1-40
und Register, Bände I + II, abzugeben. Interessenten melden sich bitte
über meine E-Mail-Adresse richter-wolfgang-md@web.de.

Wolfgang Richter, Magdeburg



In Chemnitz ist eine reich bebilderte, 42seitige Broschüre
"Kriegsendphasen-Verbrechen der Nazis in Chemnitz 1945" von Rainer
Ritscher, Jonny Michel und Dietmar Wendler erschienen, die hier kurz
vorgestellt werden soll.

Die ausführliche Darstellung dieses Themas trägt einerseits dazu bei,
eine Lücke in der Geschichtsschreibung der Stadt Chemnitz zu schließen
und gibt andererseits Anregungen für gegenwärtiges Denken und Handeln.
Geschichtsbewußt handeln kann nur jemand, der die Geschichte kennt.
Wer sie nicht kennt, glaubt am Ende, was Populisten verkünden ...

Die meisten Chemnitzer, die während des Faschismus Widerstand
leisteten, waren Anfang 1945 in KZs und Zuchthäuser eingesperrt oder
bereits ermordet. Noch am 27. März 1945 tötete die Gestapo sieben
Antifaschisten am Stadtrand von Chemnitz. In der Dokumentation wird
diese feige Mordtat beschrieben. Weiteren vier Nazigegnern machte der
"Volksgerichtshof" im Zuchthaus Waldheim noch den Prozeß wegen
"Hochverrats" und "Feindbegünstigung". Es handelte sich um Willy
Neubert, Max Müller, Karl Winter und Lisbeth Epperlein, die u. a.
wegen Unterstützung von Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen, wegen
des Hörens von "Feindsendern" und wegen geheimer Zusammenkünften mit
KPD-Funktionären angeklagt wurden. Die verhängten Todes- und
Freiheitsstrafen wurden nicht mehr vollstreckt, da die Gefangenen von
der mittlerweile angekommenen Roten Armee befreit werden konnten.

In Chemnitz mußten Tausende Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter vor
allem in der Rüstungsproduktion arbeiten. Bei der Versorgung, der
Unterkunft und auch bei der Bezahlung gab es große Unterschiede
zwischen den Zwangsarbeitern aus den slawischen Ländern und aus den
von Deutschland überfallenen westeuropäischen Ländern. Die sogenannten
Ostarbeiter mußten ein P oder O tragen und waren in ihren Rechten sehr
beschnitten. Wenn Deutsche Ostarbeitern oder Kriegsgefangenen
irgendwie halfen oder mit ihnen redeten, wurden sie mit Zuchthaus
bestraft. Unterschiede bestanden auch zwischen den Kriegsgefangenen.
Die sowjetischen Kriegsgefangenen waren in Barackenlagern mit
Stacheldraht umzäumt untergebracht und wurden behandelt wie die
KZ-Häftlinge. Französische Kriegsgefangene, die es damals in Chemnitz
sehr zahlreich gab, hatten zumindest bessere Verpflegung und waren bei
Familienbetrieben eingesetzt, die sie mitunter gut behandelten.

Nicht gut behandelt wurden dagegen die zur Zwangsarbeit abgestellten
Häftlinge des KZ Flossenbürg, die es vom September bis Dezember 1944
bei der Auto-Union in Siegmar-Schönau und vom Oktober 1944 bis April
45 bei den Astra-Werken AG gab. Es war reine Sklavenarbeit, die diese
Frauen und Männer verrichten mußten. Die informative Broschüre kann
gegen eine Spende angefordert werden bei der VVN-BdA, Rosenplatz 4,
09126 Chemnitz.

Raimon Brete, Chemnitz



Zu Ulrich Weitz: Der Mann im Schatten - Eduard Fuchs

Eduard Fuchs (1870-1940) - Anarchist, linker Sozialdemokrat,
Mitbegründer der KPD - war ein kulturpolitischer Autor, Sammler und
Verleger. Unter dem Geheimcode "Der Onkel kommt" wurde er am 20.
Dezember 1918 von Rosa Luxemburg mit eigenhändig russischsprachiger
Vollmacht zu Lenin entsandt. Im Kreml riet ihm dieser: "Bleiben Sie
der Mann im Schatten! So werden Sie der Partei die wertvollsten
Dienste leisten." Dieses Motto aufgreifend, brachte der
Karl-Dietz-Verlag 2014 das Buch "Der Mann im Schatten - Eduard Fuchs"
von Dr. Ulrich Weitz heraus.

Neben Rosa Luxemburg, Franz Mehring, Clara Zetkin und Wilhelm Pieck
waren Fuchs' Weggefährten und Freunde die Maler Liebermann und
besonders Slevogt, andere progressive Künstler wie
Herzfelde/Heartfield, der Bauhausarchitekt Mies van der Rohe und viele
andere. Besonders fühlte er sich vom Werk Daumiers (1808-1879)
angezogen, der mit seinen Zeichnungen und Karikaturen den Massen des
Volkes die sozialen Probleme der Zeit durchschaubar zu machen
verstand. Das größte private Museum Europas für diesen Künstler
beherbergte damals die Fuchs'sche Villa in Zehlendorf, Hermannstraße
14. Heute präsentiert sich das Haus den Interessierten an einem Weg
zur Krummen Lanke als Bauhaus-Denkmal.

Ein Mann namens Fuchs, der rote Propaganda betreibt und dazu noch
fuchsig-schlau ist, der über Kultur- und Sittengeschichte schreibt und
damit materialistisch-marxistische Gedankengänge für das einfache Volk
in interessanter Form verständlich macht - das muß ein Rotfuchs
sein! So nennt ihn 1909 die Zeitschrift "Neue Revue", und so hat er
selbst frühe Arbeiten signiert. In den 80er Jahren habe ich als erstes
seiner Bücher die "Illustrierte Sittengeschichte" gelesen. Fuchs gab
aber auch die erste zehnbändige Franz-Mehring-Ausgabe heraus.

Seit 1923 wirkte er als Vorsitzender der "Gesellschaft der Freunde des
neuen Rußland", zusammen mit Einstein, Rowohlt, Thomas und Heinrich
Mann, Mendelssohn Bartholdy u. a. 1924 half er mit, das Institut für
Sozialforschung an der Uni Frankfurt/Main zu gründen, um den Marxismus
als politische Theorie an deutschen Hochschulen zu verankern.
Rechtzeitig konnte er im März 1933 den Nazis entkommen. Er gelangte
nach Paris, half verfolgten Emigranten, wo und wie er nur konnte,
knüpfte auch hier konspirative Verbindungen und arbeitete, bis ihm der
Tod die Feder aus der Hand nahm.

In der "Mauer der Föderierten", der Kämpfer der Pariser Kommune von
1871, befindet sich seine Urne - zusammen mit der von Daumier.

Jürgen Schewe, Berlin



Die interessanten Beiträge im "RotFuchs" regen mich an, zu diesem
selbst etwas beizutragen. Vor Jahren erfuhr ich, daß die Stadt
Erlangen eine Partnerschaft mit der Stadt Wladimir in der früheren
Sowjetunion abgeschlossen hat. Diese Kontakte werden bis heute aktiv
gepflegt. So ist es Peter Steger aus Erlangen in sechsjähriger Arbeit
gelungen, ein Sammelwerk ehemaliger Kriegsgefangener
zusammenzustellen. Der russische Attaché, der bei der Erstvorstellung
des Werkes unser Gast war, bezeichnete es als "Buch des Friedens". Es
trägt den Titel: "Komm wieder, aber ohne Waffen!"

Russische Freunde (Pädagogen) entwickelten aus einzelnen Kapiteln ein
Theaterstück und brachten es am 25. Oktober 2017 in Erlangen auf
Einladung der Stadt zur Aufführung. Als Ehrengast und Mitautor des
Bandes war ich zweimal dabei und konnte die Zustimmung und den Applaus
der Besucher als Ausdruck einer gewachsenen Freundschaft zwischen
deutschen und russischen Menschen erleben.

Es macht mich glücklich, daß die Wahl des Buchtitels und des
Theaterstücks auf eine von mir erlebte Episode zurückgeht: Als ich am
Tag meiner Entlassung aus sowjetischer Kriegsgefangenschaft am Bahnhof
in Wladimir ankam, sprach mich ein russisches Mütterchen an. Sie hielt
meinen Arm fest und sagte: "Komm wieder, aber ohne Waffen!" - ein mich
bis heute begleitendes Erlebnis.

Meine Frau und ich haben lange gespart, um eine Reise in das große
Land machen zu können. Als dieser Traum schließlich wahr wurde,
besuchten wir Leningrad und andere Städte. Nicht nur in Wladimir, auch
auf der Krim, haben wir auf das "Wiederkommen ohne Waffen" als Freunde
mit einem Gläschen angestoßen. Dem Oberbürgermeister von Erlangen -
einem Friedensfreund - übergab ich ein von mir verfaßtes Buch, in dem
ich das Erlebnis mit dem russischen Mütterchen festhielt, mit der
Widmung: "Einen dauerhaften Frieden in Europa wird es nur mit
Rußland und nicht gegen Rußland geben."

Alfons Rujner, Berlin



Das Paulinum der Uni Leipzig, im Jahre 2007 begonnen, sollte 2009
fertiggestellt sein. Diese "Wunde" (Stanislaw Tillich) ist nun
endlich, acht Jahre später als geplant, "geheilt". 

"Stuttgart 21", geplant 1993, projektiert 1995, gegen heftigen
Widerstand vieler Bürger am 24. Februar 1997 beschlossen, sollte 2013
in Betrieb genommen werden. Eine Inbetriebnahme ist jetzt "gegen Ende
2024" versprochen (bei zu erwartenden Gesamtkosten von über acht
Milliarden €).

Der Flughafen Berlin Brandenburg (BER), geplant bereits am 7. Dezember
1989, begonnen mit dem Spatenstich am 5. September 2006,
Fertigstellung geplant 2011, inzwischen sechsmal verschoben, soll nun
neun Jahre später, "im Oktober 2020", fertig sein. Von den dort
bereits 2012 erwirtschafteten Verlusten von 185 Mio. € soll gar
nicht erst die Rede sein.

Die Liste ließe sich fortsetzen. Mir geht es dabei nicht um Mäkelei,
sondern um die herrschende Ignoranz gegenüber der Planwirtschaft und
eine feixende Arroganz ohne Kompetenz.

Eine Gesellschaft, die sich solche teuren Eskapaden leistet, deren
Fertigstellung jede Prognose knackt, findet es angemessen, sich z. B.
am 28. November 2017 im RBB über "Honeckers Superhafen Mukran" lustig
zu machen!

Der aber war wenigstens fertig! Er war nach vier Jahren Bauzeit in
Betrieb.

Bis dahin besaß die DDR keinen Überseehafen, solche hatte nur die BRD.
Es war damals die modernste "Roll-on/roll-off"-Fährverbindung zwischen
Mukran und Klaipeda, mit welcher der Transport um mehr als 20 Stunden
verkürzt werden konnte. Schulkinder nahmen zwei Feldsteine mit auf die
Fahrt in die Ferien. Das war ihr symbolischer Anteil am Bau der Mole.
Und sie waren stolz auf ihre Mitwirkung.

Dieses riesige Bauwerk, 1982 begonnen, wurde planmäßig am 2. Oktober
1986 eröffnet.

Der als "Honeckers Superhafen" verunglimpfte Eisenbahnfährhafen
funktionierte mit fünf großen Fähren äußerst effektiv. Die DDR
arbeitete mit durchgerechneten Plänen.

Und das alles zusammen mit dem Aufbau von Werften, in denen nicht nur
Schiffe, sondern unsere Fangflotte und modernste
Fangverarbeitungsschiffe gebaut wurden, dabei mit einem umfangreichen
Wohnungsbauprogramm, Bau von Talsperren, neuen Städten, Aufbau neuer
Betriebe usw. ohne Hilfe von außen ...

Fred Schlicke, Dresden



Mit dem "Neoliberalismus" hat die Industrie- und Finanzoligarchie in
den letzten dreißig Jahren den bisher größten Raubzug am
gesellschaftlichen Eigentum realisiert und die Strukturen der
Gesellschaft bereits in starkem Maße zerrüttet. Medien, Politiker und
Religionsführer sind es, welche Haß und Angst schüren, Angst vor
sozialem Abstieg, vor Überfremdung und Identitätsverlust.

Die damit einhergehende Ethnisierung der sozialen Fragen soll vom
Klassenkonflikt ablenken und die Wut auf noch Ärmere lenken. Das
Prinzip "Teile und herrsche!" ist immer noch das entscheidende
Machtmittel der herrschenden Minderheit.

Zugleich wird der Terrorismusbegriff in gefährlicher Weise mit
Islamismus verbunden, was kaschieren soll, daß nicht der Islam,
sondern die Aggressionspolitik von USA und NATO den Frieden gefährdet,
Kriege entfesselt. Rassismus und Fremdenfeindlichkeit verbunden mit
Deutschtümelei haben in unserem Land bereits die "Mitte" der
Gesellschaft erreicht.

Umfassende Aufklärung tut not und ist die erste Voraussetzung, um
Veränderungen zu erreichen. Das ist eine sehr schwere und langfristige
Aufgabe für fortschrittliche Menschen. Die Linke hätte hier ein weites
Feld der Betätigung.

Horst Neumann, Bad Kleinen



Die praktischen Erfahrungen mit der bürgerlichen Freiheit und dem
Besitzdenken, dem Treibstoff von Staat und Recht, hat vielen Menschen
der früheren DDR die Augen geöffnet. Sie sind in einer kriminellen
Gesellschaft angekommen, in der zur Erklärung gesellschaftlicher
Vorgänge eine unerhörte Geschichtsfälschung und ein Dauerfeuer der
verlogenen Medien gehört. Der BRD-Bürger wird nur als Wähler und
Konsument getrimmt. Nach Goethes "erkennen, was die Welt im Innersten
zusammenhält", wird nicht gefragt. Doch es gibt unverdächtige deutsche
Geister, die sich dieses Themas angenommen haben. Dem obersten
Zeitgeschichtenerzähler des BRD-Fernsehens, Guido Knoop, wäre das
Zitat von Arthur Schopenhauer anzuraten, der zur Zeitgeschichte
anmerkt, "sie sei mit der Lüge infiziert wie die Hure mit der
Syphilis", und der Begriff "Lügenpresse" ist auch nicht neu, wenn wir
Friedrich Nietzsches Zitat über den Staat lesen: "Aber er lügt mit
allen seinen Zungen, der Guten und Bösen und was er auch redet, er
lügt - und was er auch hat, gestohlen hat er's."

Die Warnungen vor dem wahren Charakter der BRD wurden als Propaganda
abgetan, was sich als leider weit verbreiteter entscheidender Fehler
erwies.

Peter Pöschmann, Döbeln



Vor kurzem las ich das vom Verlag am Park herausgegebene Buch
"Zwischen Tiefsee und Hochgebirge" von Johann Mrazek. (Mrazek,
Jahrgang 1939, Geologe, Studium, Aspirantur und Assistenz an der
Humboldt-Universität Berlin von 1959 bis 1973, Promotion 1970. Danach
Tätigkeit in der Außenstelle für Marine-Geologie in Reinkenhagen
[Bezirk Rostock] des Zentralen Geologischen Instituts Berlin bis 1980.
Habilitation im Rahmen einer B-Aspirantur 1984 an der
Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald. 1985 Berufung in die
einzige Dozentur für Meeresgeologie in der DDR und 1992 als
Universitätsprofessor für Allgemeine Geologie und Quartärgeologie.
Lehre in diesen Fächern sowie in der Tiefseegeologie.
Forschungsexpeditionen über etwa 30 Jahre in den Weltozeanen und in
der Ostsee, insbesondere mit den Forschungsschiffen "Alexander von
Humboldt" und "Sonne". Emeritierung 2005, bis 2012 Fortsetzung von
Lehr- und Forschungstätigkeit. Wohnhaft in einem Fischerdorf am
Strelasund.)

Neben den Schilderungen zu interessanten Berufserlebnissen aus der
Tätigkeit als Meeresgeologe bei seinen Forschungsreisen und als Dozent
an der Universität Greifswald sowie privaten Ereignissen machen vor
allem die Aussagen zu unserem untergegangenen Heimatland und den
heutigen gesellschaftlichen Verhältnissen in der Bundesrepublik die
Lektüre besonders empfehlenswert.

Den Lesern des "RotFuchs" kann es dazu dienen, sie in ihrer
weltanschaulichen Haltung zu bestärken.

Reinhardt Koblischke, Aschersleben



Alle Jahre wieder werden wir zur Weihnachtszeit mit den
unterschiedlichsten Spendenaufrufen regelrecht bombardiert. Ob es die
Aktion "Brot für die Welt" oder "Hand in Hand für Norddeutschland"
ist, macht keinen Unterschied - alle seriösen Spendenaufrufe haben
ihre Berechtigung.

Unter den seit Jahrzehnten existierenden Spendenaufrufen mit
"internationalem Charakter" fallen seit 1990 jene landesspezifischen
Aufrufe besonders auf wie z. B. der aktuelle "Kinder- und Jugendarmut
wirksam begegnen - chancengleiche Entwicklung für alle". Sind solche
Spendenaufrufe nicht Ausdruck der sozial ungerechten Gesellschaft, in
der wir leben? Warum versagt diese "soziale Marktwirtschaft", in der
es Millionen bedürftige Menschen gibt? Die Beantwortung dieser Fragen
würde viele Erkenntnisse bringen, aber gleichzeitig auch offenbaren,
was so manchem älteren Bürger vertraut vorkommen wird, und zwar, daß
soziale Gerechtigkeit und soziale Sicherheit für alle in der DDR
bereits erreichte Errungenschaften waren. Es gab trotz mancher
kritikwürdigen Erscheinung keine Arbeitslosigkeit, keine
Obdachlosigkeit, keine Kinderarmut, keine Altersarmut, kein
Zweiklassen-Gesundheitswesen, keine Abzocker, kein Geschäft mit der
Angst der Menschen, keine Diskriminierung der Frau, keine
Schuldenfallen, keine Kredithaie, keinen Mietwucher, keine Amokläufe
an Schulen, keinen Sensationsjournalismus, keine Nazi-Parteien und
keine revanchistischen Vereinigungen, keine
Wehrmachtstraditionsverbände, keine Terrorgefahr u. v. m.

Dies war nur möglich, weil der real existierende Sozialismus ein
Gesellschaftssystem war, in dem der Mensch im Mittelpunkt der Politik
stand und nicht das alleinige Streben nach Profit. Es war eine
Gesellschaft, deren Markenzeichen internationale Solidarität und der
Kampf für den Erhalt des Friedens waren und nicht militärische
Auslandseinsätze.

Über diese Zusammenhänge sollte man nachdenken, daraus
Schlußfolgerungen ziehen und entsprechend aktiv werden. Es wäre doch
schon ein Riesenerfolg, wenn einige der genannten Spendenaufrufe im
nächsten Dezember nicht mehr nötig wären!

Carsten Hanke, Lambrechtshagen



Derzeit lese ich u. a. "Der kleine Marx". In dem Kapitel
"Geburtstagsgruß an Karl Marx" finde ich gut beschriebene Aspekte des
Herangehens an seine Weltanschauung. Vielleicht eine Idee für die
Redaktion, diese oder jene Idee von Karl Marx auf neue Art den Lesern
nahezubringen.

Helge-Bernd Marquardt, Dresden



Der Verlag schreibt zu dem von Bruno Kern herausgegebenen
Bändchen: 

Marx is back! Mit Beginn der 90er-Jahre schien der Sozialismus
gescheitert, der Kommunismus besiegt. Und ebenso wie dem Trabbi erging
es dem Gedankengut von Karl Marx. Beides verschwand, wurde für
überholt und nichtig erklärt. Doch es sollte anders kommen. Mit
zunehmender Globalisierung, der um sich greifenden Banken- und
Finanzkrise sowie der sozialen und ökologischen Ausbeutung ganzer
Erdteile gewannen auch die Ideen und Schriften von Marx in ungeahntem
Maß an Aktualität. Marx' Kritik an einem ungehemmten Kapitalismus ist
aktueller denn je. 2013 erklärte die UNESCO seine Schriften gar zum
"Weltdokumentenerbe".

Wir empfehlen zusätzlich:

- Hermann Duncker: Einführung in den Marxismus.

Verlag Marxistische Blätter, Frankfurt a. M. 1972/1985

- Schlag nach bei Marx. Kleines Marx-Wörterbuch

von Richard Kumpf. Verlag Marxistische Blätter,

Frankfurt a. M. 1983

- Stefan Siegert: Karl Marx geht um. Weltkreis-Verlag,

Dortmund 1983

(Alle drei Bücher sind antiquarisch erhältlich.)

Ferner ist lieferbar:

- K. Lotter / R. Meiners /E. Treptow:

Das Marx-Engels-Lexikon.

Von Abstraktion bis Zirkulation.

PapyRossa-Verlag, Köln 2013, 404 S., 20,50 €.

ISBN 978-3-89438-516-3

Für Anfänger wie für Kenner ein wertvolles Hilfsmittel für
Verständnis und Erschließung der Werke von Karl Marx und Friedrich
Engels. Das Lexikon behandelt rund 250 zentrale Begriffe, die jeweils
durch eine kurze Einführung der Herausgeber erläutert werden.
Anschließend werden die wichtigsten Belegstellen aus den 42 Bänden der
MEW im vollständigen Wortlaut angeführt. Die Zitate sind so
angeordnet, daß sich an ihnen sowohl die systematische Entfaltung als
auch die historische Entwicklung eines Begriffs nachvollziehen lassen.




Zu Cornelia Noack: Impressionen aus Leningrad ..., RF 239

So wie Cornelia Noack mit dem Hintergedanken des Jubiläums der
Oktoberrevolution Leningrad besuchte, machte auch ich mit meiner Frau
im August 2017 eine Reise zur Stadt an der Newa. Ja, es war eine sehr
schöne und lehrreiche Exkursion. Meine Erwartungen, ein paar Spuren
der Revolution von 1917 zu begegnen, haben sich allerdings nicht
erfüllt. Die Darbietung der Stadt galt fast ausschließlich den
Zarenherrschaften, ihrer Macht und ihrem Prunk. Nicht einmal die
heldenhafte, opferreiche Verteidigung Leningrads während der
Belagerung im Großen Vaterländischen Krieg fand im Programm des
Reiseveranstalters einen Platz. Zarenkult, Zarenkult und die
Prunk-Kathedralen der Popen dominierten das dreitägige Programm. Nur
auf meine Bitte reagierend gab es 20 Minuten Haltepause am Liegeplatz
der "Aurora". Sonst hätte ich selbige nicht mal gesehen. Die jüngere
Geschichte Rußlands und die Sowjetunion werden völlig ausgeklammert
bzw. umgeschrieben. Die Revolution war angeblich ein Unfall oder
Versehen der Geschichte. Vom Leid und Elend der russischen Bevölkerung
unter den Zaren erfährt man im kapitalistischen Rußland nichts.

So schön diese Stadt auch ist, dieser Eindruck unserer Reise war
enttäuschend.

Wilfried Schatz, Kramerhof



Auch ich habe an einer geführten Reise zum Jubiläumsjahr teilgenommen.
Viele meiner Eindrücke ähneln denen von Cornelia. Ich hatte Bedenken,
daß viele Teilnehmer nur mitfahren würden, um "den Fuß auf den Kopf
des erlegten Bären" zu setzen. Dem war aber nicht so. Die Darstellung
der Oktoberrevolution in den Museen und Ausstellungen waren
einigermaßen objektiv, und die auf roten Transparenten dargestellten
Forderungen nach Boden, Frieden und Sowjetmacht sprachen für sich.

Auf der "Aurora" (Göttin der Morgenröte) zu stehen und die Kanone zu
berühren, die das Signal zur Revolution gab, ließ mir schon Schauer
über den Rücken laufen.

Der mit dem Elend des Volks finanzierte Prunk und Protz von Zar,
Kirche und Adel löste bei mir eine Gold-Allergie aus. Ich hätte mir
statt dessen schon eine ausführlichere Darstellung der Revolution mit
Vor- und Nachgeschichte gewünscht. Aber das war nicht drin, und so
habe ich einige meiner Wissensbrocken in die Gruppe weitergegeben.

Die Reiseleiterin sagte auf Befragen, der heutige Lebensstandard in
Petersburg sei schon höher als zu Sowjetzeiten, aber die soziale
Sicherheit habe sich verschlechtert. Als wir zum Besuch des
Winterpalastes durch den großen Torbogen auf den Platz vor dem Palast
gingen, konnte ich mir nicht verkneifen "Wperjod, towarischtschi!"
(Vorwärts, Genossen!) zu sagen, und sie wiederholte das in weit
besserem Russisch. Nachdem bis dahin auf der Reise schmuddeliges
Spätherbstwetter geherrscht hatte, strahlte an diesem Morgen die Sonne
von einem blauen Himmel auf den Schnee, auf den blauweißen Palast und
auf die vergoldete Kuppel der Schloßkirche. In dieser Stimmung
erinnerte ich mich an das Wort einer sowjetischen Dichterin: "Niemand
ist vergessen und nichts ist vergessen."

Fritz Dittmar, Hamburg



In einer Anthologie aus dem Jahr 1999 schildert Susanne
Plog-Bontemps ähnliche Eindrücke aus dem wieder Petersburg genannten
Leningrad wie Cornelia Noack, Wilfried Schatz und Fritz Dittmar:
"Kein Buch nirgends in den Petersburger Buchläden über den größten
Friedhof der Stadt, den Piskarjowskoje-Friedhof, auf dem fast eine
halbe Million Menschen begraben sind: Sie verhungerten oder wurden von
Artilleriegeschossen getötet, als deutsche Truppen während des 2.
Weltkriegs die Stadt fest 900 Tage eingekesselt hatten. Auch in den
prächtigen Bildbänden mit farbigen Hochglanzdrucken finden sich oft
keine Abbildungen dieser Gedenkstätte, und wenn, dann nur auf den
letzten Seiten, wenig repräsentativ, eher versteckt. Die russische
Enzyklopädie von 1990 widmet diesem Ort ebenfalls nur acht Zeilen. Auf
den ersten, flüchtigen Blick scheint es dem westlichen Besucher fast,
als wolle man in der prächtigen Stadt Peters des Großen die Erinnerung
an diese dunkle Seite der Geschichte verdrängen. 'Seid sorglos!
Erfreut euch an der Schönheit der Paläste, der Kirchen, der endlosen
Prospekte, der Brücken und Kanäle, und vergeßt die tragischen
Zeitläufe dieser Stadt' - so lautet die trügerische Selbstdarstellung
von St. Petersburg. Doch dieses Selbstporträt illusioniert, wie die
ganze Stadt - ein Retortenkunstwerk zaristischer Phantasie -
irrlichtert und den Besucher täuscht, ihn geschickt hinters Licht
führt. So fallen denn auch viele Touristen auf diese merkwürdige
irreale Stadtkulisse mit ihrem irisierenden Licht herein, auf ihre
unheimliche und bedrückende Schönheit. Eher aus Unkenntnis denn aus
vorsätzlicher Mißachtung verzichten sie auf einen Besuch des
Piskarjowskoje-Friedhofs, und die Petersburger drängen die Gäste
nicht, die Gedenkstätte der deutschen Verbrechen und Schande zu
besuchen. Die Einkesselung der Stadt Leningrad durch die deutsche
Wehrmacht ist in unseren Geschichtsbüchern zur Fußnote geschrumpft.
Kaum einer kennt die geheime Weisung Nr. Ia 1601/41, in der es heißt:
'Der Führer ist entschlossen, die Stadt Petersburg vom Erdboden
verschwinden zu lassen. Es besteht nach der Niederwerfung
Sowjetrußlands keinerlei Interesse an dem Fortbestand dieser
Großsiedlung.' (23. September 1941)"

Das Gedicht von Olga Bergholz, aus dem Fritz Dittmar zitierte,
findet man auf dem Piskarjowskoje-Gedenkfriedhof hinter der
Mutter-Heimat-Statue.
Es lautet:

Hier liegen Leningrader.

Hier liegen Bürger - Männer, Frauen und Kinder,

neben ihnen Soldaten der Roten Armee.

Mit ihrem Leben

verteidigten sie Dich, Leningrad,

die Wiege der Revolution.

Nicht alle ihre edlen Namen können wir hier nennen,

so viele sind es unter dem ewigen Schutz von Granit.

Aber wisse, der du diese Steine betrachtest,

niemand ist vergessen und nichts ist vergessen. ...

Verbeugt Euch in Dankbarkeit

vor der Mutter Heimat

und der Heldenstadt Leningrad!



Zu Ralph Dobrawa: Emil Carlebach ..., RF 240, S. 23

In diesem Artikel ist durch eine versehentliche "doppelte Negation"
ein sinnentstellender Fehler enthalten. Richtig muß es im ersten
Absatz heißen: "Als Blockältester ... konnte er bewirken, daß
jüdische Häftlinge der beabsichtigten Deportation und anschließenden
Vergasung ... entgehen konnten." Das ergibt sich ja schon aus dem
Gesamtzusammenhang, sollte aber doch richtiggestellt werden.

Ich lese den "RotFuchs" regelmäßig mit viel Gewinn für meine
politische, antifaschistische und gewerkschaftliche Arbeit. Auf die
nächsten 20 Jahre!

Werner Altmann, per Mail

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2231: Hilfloser Antipopulismus


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Hilfloser Antipopulismus

Die Bürgerlichen vermögen gegen die AfD nichts auszurichten

von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Verunsichert steht das politische Establishment vor seinem
Wahlvolk. Es ist stolz, das Land mehr oder minder unbeschadet durch
Börsenkrach und Eurokrise gesteuert und dann noch einen
Superaufschwung aufs Gleis gebracht zu haben. Und fragt sich: Wieso
wählen die jetzt AfD? Kaum, dass wir uns an DIE LINKE gewöhnt haben?
Und erklären am Ende von oben herab: Die Populisten sind eine Gefahr
für Demokratie und Weltmarkt. Die darf man nicht wählen.


Die so Gescholtenen freut es. Lebt doch der Populismus davon, im
Namen machtloser Massen eine abgehobene Elite anzuklagen. Der von oben
dekretierte Antipopulismus bestätigt die Arroganz der Macht aufs Neue,
ist aber zugleich ein Ausdruck der Hilflosigkeit. Und nicht der
einzige.

Den Populismus in Worten zu verdammen, aber Teile seines Programms
umzusetzen, trägt auch nicht gerade zur Glaubwürdigkeit bei.
Überraschen kann dieses Falschspiel nicht. Rassismus und
Nationalismus, den die Populisten vom Schlage der AfD zur Schau
stellen, haben ihre Wurzeln im Liberalismus, dem neuen wie dem alten,
in dessen Namen kapitalistische Eliten ihre Regierungsgeschäfte
treiben. In Anlehnung an Max Horkheimers berühmtes Diktum könnte man
sagen: Wer vom Liberalismus nicht reden will, sollte auch von
Rassismus und Nationalismus schweigen.

So hilflos der Antipopulismus des neoliberalen Establishments gegen
rechts ist, so wirkungsvoll schwächt er die Linke. Wie zu Hochzeiten
des Kalten Krieges gilt wieder "rechts gleich links". Der
Rechtspopulismus versteht sich als Vertretung eines Volkes, das
anderen Völkern qua Geburt oder kultureller Prägung überlegen ist, von
den herrschenden Eliten aber an minderwertige Völker verraten wurde.
Schutz des eigenen Volkes ist seine Parole. Demgegenüber sieht der
Linkspopulismus im Volk arbeitende Menschen, die von den Früchten
ihrer Arbeit wenig abbekommen und politisch nichts zu sagen haben.
Dieses arbeitende Volk mag, wie der Dritte Stand im revolutionären
Frankreich des späten 18. Jahrhunderts, politische Repräsentation auf
einem bestimmten Territorium fordern. Dennoch zielen seine
Bestrebungen nicht auf Abschluss von Grenzen und Ausschluss anderer
Völker.


Rechts = links, eine alte Masche

Die Forderungen des Dritten Standes fanden einen Wiederhall in den
bürgerlichen Revolutionen im Europa des 19. Jahrhunderts und den
revolutionären Bewegungen des 20. Jahrhunderts, die die Befreiung der
Dritten Welt unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die Forderungen des
Dritten Standes in Frankreich vorantrieben. Was, wenn nicht
populistisch, waren diese Massenbewegungen im 18. und 19. Jahrhundert
in Europa und im 20. Jahrhundert in den von Europa unterworfenen
Kolonien?

In der jüngsten Vergangenheit ist zudem ein Linkspopulismus
entstanden, der das Unbehagen an der zunehmenden Ungleichheit
mobilisierungswirksam in den Slogan "Wir sind die 99 Prozent"
übersetzte. Die Ausbreitung dieses Linkspopulismus zu verhindern, ist
ein Hauptziel des in Bedrängnis geratenen, neoliberalen
Establishments. Schließlich könnte hieraus eine sozialistische
Alternative erwachsen, die den Kapitalismus nicht nur in seiner
neoliberalen Form in Frage stellt.

Die Neuauflage der Totalitarismustheorie blockiert eine solche
Entwicklung. Wer Sympathien für den Populismus von links hat, aber
Angst, sich in die rechte Ecke gestellt zu sehen, wird sich des linken
Engagements enthalten. Genauso wie Menschen, die in der linken
Abgrenzung vom Populismus jeglicher Couleur eine Annäherung an den
Neoliberalismus sehen, gegen den die Linke doch eigentlich
mobilisieren wollte.


Der totale Markt

Wieso ist der Populismus der Rechten ein Kind des Neoliberalismus?
Eine erste Antwort hierauf gibt die Verwandlung des Neoliberalismus
von einer Wirtschaftstheorie, die eine kleine Zahl von Professoren im
exklusiven Kreis seit den 1940er Jahren erarbeitet hat, in eine
Massenideologie. Ohne die Übersetzung des akademischen Duktus in die
Alltagssprache des gesunden Menschenverstands und seine massenmediale
Verbreitung wäre dies nicht möglich gewesen. Ohne das Anknüpfen an und
die Umdeutung der Staatskritik der Neuen Linken, die in den 1970er
Jahren über Studierstuben hinaus zum Grundkonsens verschiedenster
Protestbewegungen geworden war, wohl auch nicht.

Herausgekommen ist eine Übersetzung altlinker Vorstellungen vom
Klassenkampf zwischen Arbeitern und Kapitalisten in die Behauptung,
der Staat, genauer: der Sozialstaat samt der ihm verbündeten
Gewerkschaften, nutze seine Monopolstellung zur Ausbeutung wehrloser,
aber hart arbeitender Steuerzahler aus.

An diese Behauptung wurde das Versprechen geknüpft, durch Befreiung
von Steuern und Regulierungen einen größeren Wohlstand erringen zu
können. Mit dem Ende staatlicher Bevormundung würden dem Individuum
zudem seine unveräußerlichen Freiheitsrechte wiedergegeben. Garant der
Freiheit, das Leben nach eigener Façon gestalten zu können, sei der
Markt. Dessen eherne Gesetze seien allerdings strengstens einzuhalten.

Neben das Freiheitsversprechen trat noch der Zwang, sich am Markt zu
behaupten. Auf allen Ebenen: als Individuum im Kampf um den
Arbeitsplatz, als Betrieb im Wettbewerb mit anderen Firmen, und als
Standort im Kampf gegen andere Nationen. Unter dem Druck einer um ein
strategisches Ziel vereinten Kapitalistenklasse lösten sich vormals
organisierte Arbeiterklassen immer mehr in ihre individuellen
Bestandteile auf: sie wurden vereinzelte Verkäufer von Arbeitskraft.

Zuflucht findet das Individuum nur noch in der
Wertschöpfungsgemeinschaft, sei es im Betrieb oder im
Wettbewerbsstaat. Allerdings erfordert die Zugehörigkeit zu dieser
Gemeinschaft die dauernde Mobilisierung der Arbeitskraft oder besser
der gesamten Persönlichkeit. Anders kann man im Wettbewerb nicht
bestehen. Der Ausgang des Menschen aus sozialstaatlicher Unmündigkeit
führt nicht ins Reich der Freiheit, sondern zum Gefühl dauernder
Überforderung und zu Versagensängsten. Vorübergehende Entlastung
bietet der Hass auf die Konkurrenz oder die "ganz anderen", die der
Konkurrenz bereits erlegen sind.


Die Angst vor der Wiederkehr des Proletariats

Je grobmaschiger das soziale Netz wird, umso mehr führt das rationale
Abwägen von Aufwand und Ertrag verschiedener Kaufs- und
Verkaufsoptionen zu Ohnmachtsgefühlen sowie individuellen und
kollektiven Abstiegsängsten. Unten fürchten sie um die Bewilligung der
Stütze, in den nächsten Etagen um den Verlust des Arbeitsplatzes sowie
des damit gegebenenfalls verbundenen Ansehens, und oben fürchten sie
um ihre Spitzenstellungen. In der Mitte und oben mögen Angst vor und
Ablehnung von Arbeitslosen, Flüchtlingen und Billiglohnarbeitern
weniger verbreitet sein als unten, dafür grassiert die Angst vor dem
Untergang des Westens. Die neoliberale Globalisierung liefert
Standortnationalismus und Rassismus in vielerlei Ausführungen frei
Haus.

Es gibt unter den Reichen und Mächtigen allerdings noch eine andere
Angst: Dass die aus der Konkurrenz geborenen Rassismen und
Nationalismen überwunden und durch eine neue Klassenpolitik von unten
ersetzt werden. "Den Chinesen" vorzuhalten, dass sie "unsere Firmen"
aufkaufen, ist rassistisch. Aber verfängt nur teilweise. Die meisten
Leute wissen schon, dass ihnen die Firma nicht gehört. Dafür wissen
sie oftmals nicht, wer eigentlich die großen Aktienpakete "ihrer" oder
irgendeiner anderen Firma besitzt. Im Zweifel ziehen sie die Übernahme
durch ausländische Eigentümer einer echt deutschen Betriebsschließung
vor. Quer zu den Nuancen der Einkommensschichtung und biologistischen
und kulturellen Identitätskämpfen gibt es auch ein weit verbreitetes
Verständnis der Trennungslinien zwischen Reichtum und Armut, Macht und
Ohnmacht.


Wer ist "wir"?

Hier setzt der Linkspopulismus mit seinem "Wir sind die 99 Prozent" an
und das wird auch verstanden. Ein guter Ausgangspunkt, um sich darüber
zu verständigen, ob zu denen da oben nicht doch ein paar mehr gehören
als das eine Prozent. Und der Frage nachzugehen, wie viele in der
Mitte ihre Großmutter verkaufen würden, um sich denen oben anzudienen.
Daraus könnte eine Klassenpolitik von unten erwachsen. Diese wird aber
dadurch behindert, dass sich weite Teile der Linken in eine unselige
Debatte haben hineinziehen lassen, ob "wir" das mit den Flüchtlingen
schaffen oder nicht.

Einige wollen an das verbreitete Gefühl anknüpfen, das wir es nicht
schaffen, lassen aber im unklaren, wie die rechts Angeköderten nach
links gezogen werden können. Andere wittern in einem so verstandenen
Linkspopulismus den Ausverkauf an die Rechte und schlagen sich im
Namen des Antipopulismus auf die Seite des "Wir schaffen das". Auf
beiden Seiten dieser Debatte wird aber das
wertschöpfungsgemeinschaftliche "Wir" reproduziert, das es zu
überwinden gilt.

Auf Seiten der "Wir schaffen das"-Linken wird zudem übersehen, dass
der tatsächlich vorhandene Reichtum, selbst wenn man dessen Verteilung
außer acht lässt, unter anderem durch die neokoloniale Ausplünderung
geschaffen wird, vor der so viele Menschen fliehen. Deren Überwindung
ist seit dem Scheitern der Revolutionen in der damaligen Dritten Welt
aber zu einem linken Randthema herabgestuft. Um noch einmal Horkheimer
zu variieren: Wer von Klassenpolitik und Neokolonialismus nicht reden
will, sollte auch vom Antipopulismus schweigen.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3, 33. Jg., März 2018, S. 12

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





MELDUNG/903: Wohin mit all den Bildern? (idw)


Hochschule Niederrhein - University of Applied Sciences - 13.03.2018

Wohin mit all den Bildern?



Dr. Theodor Maria Bardmann, Professor für Medienkommunikation an der
Hochschule Niederrhein, wird von der VolkswagenStiftung im Rahmen der
Initiative "Opus magnum" gefördert. Die Stiftung finanziert für drei
Semester eine Vertretungsprofessur und fördert somit zum einen den
wissenschaftlichen Nachwuchs, zum anderen gibt sie Professor Bardmann die
Gelegenheit, eine größere Arbeit zu einer bislang unbearbeiteten Thematik
zu verfassen. Bardmann gehört zu den wenigen Professoren einer Hochschule
für angewandte Wissenschaften, denen diese Förderung zugutekommt.

Sein Vorhaben ist ambitioniert: Unter dem Arbeitstitel "Die Bilder der
Gesellschaft" möchte Bardmann dazu beitragen, die Flut von Bildern, die
täglich medial oder privat verbreitet werden, systematisch zu erfassen.
Seine Fragestellung: Wie lassen sich die Massen an Fotografien, die in
unserer global medialisierten Welt kursieren, sortieren und theoretisch
sinnvoll zuordnen? "Dazu gibt es bislang keinen brauchbaren Ansatz", sagt
Bardmann. "Und das, obwohl Kommunikation heute zunehmend über Bilder
läuft. Bilder sind enorm wirkmächtig. Sie können Kriege oder Terrorakte
auslösen. Sie können Hass verbreiten oder Verehrung hervorrufen. Sie
können begeistern oder entmutigen. Sie können aufklären und sie können
lügen."

Um Bilder in ihrer Wirkmächtigkeit realistisch einzuschätzen, so Bardmanns
These, müsse man den gesellschaftlichen Kontext, in dem sie erstellt
werden und ihre Wirkung entfalten, in den Blick nehmen. So hat das
historische Foto einer Familie in den 1920er Jahren im Kontext "Familie"
eine ganz andere Aussage als im Kontext "Mode", in dem es betrachtet
werden könnte, um sich darüber zu informieren, wie Menschen zu besonderen
Anlässen in dieser Zeit gekleidet waren. Anlehnend an die
Gesellschaftstheorie Niklas Luhmanns möchte Bardmann eine Systematik
entwickeln, um Bilder vor dem Hintergrund ihres jeweiligen
gesellschaftlichen Kontextes zu diskutieren.

"Der traditionellen Ikonografie ging es darum, die Bedeutung eines Bildes
am Bild selbst festzumachen. Heute geht es verstärkt um den Blick des
Beobachters auf das Bild. Der Beobachter hebt das Bild heraus aus der
bloßen Materialität in eine subjektive Sinnhaftigkeit", sagt Bardmann. Mit
anderen Worten: Erst der Beobachter gibt dem Foto seinen - dann freilich
ganz subjektiven - Sinn. Wenn wir uns an den Beobachter halten, stoßen
Milliarden Fotos auf Milliarden subjektive Sichtweisen. Um den Überblick
zu behalten, reicht deshalb eine Befragung des Bildes oder eine
Beobachtung der Beobachter nicht aus.

"Wir müssen den Blick zusätzlich auf gesellschaftliche Zusammenhänge
richten, in denen die Bilder kursieren und funktionieren", sagt Bardmann.
Auf diese Weise will er seine Bildtheorie mit der Theorie Luhmanns, nach
der unsere Gesellschaft ein "umfassendes soziales System" darstellt, "das
sich in unterschiedliche Funktionszusammenhänge differenziert",
kombinieren. Er will sich an dessen Theorie orientieren, um eine
Systematik der gesellschaftlich relevanten Bilder zu erarbeiten, die
hilft, die Massen an täglich nachschießenden Bildern einzuordnen und zu
klären, was diese eigentlich wollen und sollen.

"Es gilt herauszuarbeiten, mit welchem Ziel, für welche Funktion, nach
welcher Logik, mithilfe welcher Ästhetik die verschiedenen Bildsorten
welches Wissen kommunizieren wollen", sagt Bardmann. In den nächsten
anderthalb Jahren wird er sich damit beschäftigen. Seine Studierenden weiß
er in guten Händen. Dank der Förderung ist seine Vertretung geregelt, ein
Nachwuchswissenschaftler bekommt die Chance sich zu beweisen. Und in
Hinsicht auf seine Studierenden sagt er: "Das Thema Bildkommunikation ist
für unsere Studiengänge Kulturpädagogik sowie Kulturpädagogik und
Kulturmanagement von besonderem Interesse, wird doch unsere Kultur so
umfassend wie nie zuvor nach visuellen Gesichtspunkten gestaltet und
bewertet. Es gehört zum Kernbereich heutiger Medienkompetenz, Bilder vor
dem Hintergrund ihrer gesellschaftlichen Zusammenhänge interpretieren und
kritisch bewerten zu können."

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution154

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Niederrhein - University of Applied Sciences,

Dr. Christian Sonntag, 13.03.2018
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PREIS/2182: Bayerischer Rundfunk freut sich über drei Grimme-Preise (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 14. März 2018

54. Grimme-Preis 

Bayerischer Rundfunk freut sich über drei Grimme-Preise 



Der Bayerische Rundfunk freut sich in diesem Jahr über drei
Grimme-Preise. Bei der Bekanntgabe der diesjährigen Gewinner am
Mittwoch, 14. März 2018, wurde in der Kategorie Fiktion der Spielfilm
"Zuckersand" (BR/ARD Degeto/MDR) gekürt. In der Kategorie Info &
Kultur geht die renommierte Auszeichnung an den Dokumentarfilm "Sewol -
 Die gelbe Zeit", in der Kategorie Kinder & Jugend an die Serie
"5VOR12", die der BR für den KiKA produziert hat. Die Verleihung des
54. Grimme-Preises findet am Freitag, 13. April 2018, in Marl statt.


Die BR-Preisträger im Überblick:


Grimme-Preis in der Kategorie Fiktion:

"Zuckersand" an: Bert Koß (Buch)

Dirk Kummer (Buch/Regie)

Tilman Döbler und Valentin Wessely (Darsteller, stellvertretend für
das Ensemble)

Inhalt: Eine Kindheit in der DDR. 1979. Die beiden zehnjährigen
Freunde Fred (Tilman Döbler) und Jonas (Valentin Wessely) verbindet
die jungenhafte Lust auf Freiheit und Abenteuer. Wenn da nicht die
Mauer zwischen Ost und West wäre. Bei ihrem Traum von Australien
geraten sie in die Frontlinie, die weit in die Gegenwart reicht.

"Zuckersand" wurde bereits beim Münchner Filmfest 2017 mit dem Bernd
Burgemeister Fernsehpreis für den besten deutschen Fernsehfilm des
Jahres ausgezeichnet und gewann außerdem auch schon den
3sat-Zuschauerpreis beim FernsehfilmFestival Baden 2017.
Erstausstrahlung im Fernsehen war am 10. Oktober 2017 im Ersten.
Weitere Darsteller: Katharina Marie Schubert, Christian Friedel,
Hermann Beyer, Deborah Kaufmann, Carmen Maja Antoni u.a.

Redaktion: Claudia Simionescu (BR), Christine Strobl (ARD Degeto),
Stephanie Dörner (MDR)

Produktion: Claussen + Putz Filmproduktion (Produzenten: Jakob
Claussen, Uli Putz) im Auftrag von BR, ARD Degeto und MDR


Grimme-Preis in der Kategorie Information & Kultur: 

"Sewol - Die gelbe Zeit" an:

Minsu Park (Regie/Konzept)

Britta Schwem (Buch)

Gregor Koppenburg (Buch)

Christoph Hutterer (Schnitt)

Inhalt: Im April 2014 sinkt die südkoreanische Fähre "Sewol". 304
Menschen, die meisten von ihnen Schulkinder, ertrinken. Profitgier und
behördliches Versagen tragen zum Ausmaß der Katastrophe bei. Den
aufbegehrenden Eltern der Opfer begegnet die Regierung mit
restriktiver Haltung. Doch die Eltern kämpfen um lückenlose Aufklärung
der Hintergründe und für das Andenken ihrer Kinder.

"Sewol - Die gelbe Zeit" feierte seine Uraufführung auf dem Münchner
DOK.fest 2017 und wurde am 23. Mai 2017 im BR Fernsehen ausgestrahlt.
Beim Studio Hamburg Nachwuchspreis im vergangenen Jahr wurde der Film
mit dem Eberhard-Fechner-Preis als bester Dokumentarfilm prämiert.

Redaktion: Petra Felber (BR), Fatima Abdollahyan (BR)

Produktion: Dreamland Pictures (Produzentin: Christine Ajayi) und
Nominal Film (Produzent: Maximilian Plettau) in Koproduktion mit BR in
Zusammenarbeit mit HFF München


Grimme-Preis in der Kategorie Kinder & Jugend: 

"5VOR12" an:

Marcus Roth (Buch)

Tillmann Roth (Buch)

Niklas Weise (Regie)

Christof Pilsl (Regie)

Inhalt: "5VOR12" erzählt in 24 Folgen die Geschichten einer Handvoll
Jugendlicher, die alle mehrfach mit dem Gesetz in Konflikt geraten
sind und nun eine einmalige, aber auch letzte Chance bekommen: Lassen
sie sich nicht auf dieses alpine Erziehungsprojekt ein, droht
Gefängnis.

"5VOR12" ist eine Ko-Produktion des BR mit TV60 Filmproduktion GmbH
für den KiKA und lief dort erstmals ab September 2017. Aktuell wird
die Serie im KiKA wiederholt - immer sonntags, 20.10 Uhr, in
Doppelfolgen. Danach sind die Episoden für jeweils sieben Tage unter
kika.de/5vor12 abrufbar.

Redaktion: Andreas M. Reinhard

Produktion: TV60 Filmproduktion GmbH (Produzenten: Marcus Roth und
Sven Burgemeister) in Koproduktion mit dem BR für KiKA.

Darsteller: Yusuf Çelik, Junis Marlon, Philipp Julio von Schade, Klaus
Bobach Rios, Arton Novobrdaljija, Andreas Leopold Schadt u.a.

Kamera: Ralf K. Dobrick

 * 
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PREIS/2181: Fünf LOLA-Nominierungen für BR-Koproduktionen (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 14. März 2018

Deutscher Filmpreis 2018

Fünf LOLA-Nominierungen für BR-Koproduktionen



Bereits vor dem Kinostart am 22. März 2018 ist die
BR/WDR/ARTE-Koproduktion "Zwei Herren im Anzug" für den Deutschen
Filmpreis 2018 nominiert worden. Wie die Deutsche Filmakademie am 14.
März mitteilte, gehört der Film von Josef Bierbichler in der Kategorie
bestes Szenenbild zu den Anwärtern auf eine LOLA. In gleich vier
Kategorien ist außerdem die BR-Koproduktion "Manifesto" von Julian
Rosefeldt nominiert: Bildgestaltung, Szenenbild, Kostümbild und
Maskenbild.

Das Werk, das 2017 unter die besten 13 Filme des Sundance Festivals
gewählt wurde, entstand aus der 13-teiligen Videokunstinstallation
"Manifesto", in der die Schauspielerin Cate Blanchett in zwölf
verschiedene Rollen schlüpft und Künstlermanifeste rezitiert. Die 
LOLA-Gewinner werden bei der Verleihung des Deutschen Filmpreises am 27.
April 2018 in Berlin bekannt gegeben.


Nominierung "Zwei Herren im Anzug" (Kinostart am 22. März
2018): 

Bestes Szenenbild (Josef Sanktjohanser)

Es ist das Jahr 1984, und es ist am Ende des Sommers. Im ausgedienten
Tanzsaal eines ehemals traditionsreichen Gasthauses am See haben der
Wirt und Bauer Pankraz (Josef Bierbichler) und sein
35-jähriger Sohn Semi (Simon Donatz) gerade die letzten Gäste
verabschiedet, die zum Leichenschmaus zu Ehren der verstorbenen Frau
und Mutter Theres (Martina Gedeck) erschienen waren. Nun sitzen Vater
und Sohn in erzwungener Gemeinschaft beisammen und unterhalten sich
über die Vergangenheit: 1. und 2. Weltkrieg, alliierte Besatzung, den
ersten Traktor, Kalten Krieg, Wirtschaftswunder, Flüchtlinge,
Studentenunruhen, die Familie. Alles kommt stockend und sehr
persönlich zur Sprache und (für den Zuschauer) ins Bild.

Zwei unbekannte, vornehm gekleidete Herren (Johan Simons und Peter
Brombacher) werden sie vom späten Nachmittag an bis in die anbrechende
Nacht hinein als zwar ungebetene, aber doch eindringliche
Stichwortgeber ihres familiären Erinnerns über einen Zeitraum von 70
Jahren begleiten.

Regie: Josef Bierbichler

Drehbuch: Josef Bierbichler, nach Motiven seines Romans
"Mittelreich"

Darsteller: Josef Bierbichler, Martina Gedeck, Simon Donatz, Irm
Hermann, Sarah Camp, Florian Karlheim , Sophie Stockinger, Catrin
Striebeck u.a.

Redaktion: Cornelia Ackers (BR), Carlos Gerstenhauer (BR), Monika
Lobkowicz (BR/ARTE), Sophie Seitz (WDR), Andreas Schreitmüller
(ARTE)

Produktion: X-Filme Creative Pool (Produzenten: Stefan Arndt, Uwe
Schott) in Koproduktion mit BR, WDR, ARTE, Lucky Bird Pictures, Arri
Media, in Zusammenarbeit mit Pacific Enterprises, gefördert von FFF,
FFA, MBB, MDM, DFFF, MEDIA der Europäischen Union

Kinostart: 22. März 2018


Nominierungen "Manifesto":

- Beste Bildgestaltung (Christoph Krauss)

- Bestes Szenenbild (Erwin Prib)

- Bestes Kostümbild (Bina Daigeler)

- Bestes Maskenbild (Morag Ross, Massimo Gattabrusi)

"Manifesto" ist eine Hommage an die literarische Schönheit der
Künstlermanifeste, die im 20. Jahrhundert verfasst wurden und zugleich
ein Plädoyer für politisches Aufwachen. An verschiedenen Schauplätzen
rezitiert Cate Blanchett eine Textcollage aus der Geschichte des
kulturellen Manifests - darunter Pamphlete von Künstlergruppen wie den
Futuristen, Dadaisten, Suprematisten oder Situationisten. Der Film
bringt sowohl die performativen Elemente als auch die politische
Bedeutung dieser Erklärungen zum Ausdruck, die oftmals als provokative
Aufforderung geschrieben wurden, den Aufstand zu proben und zu
handeln.

Buch und Regie: Julian Rosefeldt

Darstellerin: Cate Blanchett

Redaktion BR: Cornelia Ackers

Produktion: Julian Rosefeldt und Schiwago Film in Kooperation mit dem
BR, gefördert vom Medienboard Berlin-Brandenburg


Der BR engagiert sich bei Kinokoproduktionen

Der Bayerische Rundfunk engagiert sich - gemäß seines Kulturauftrags -
auch im Kinobereich. Mit der redaktionellen und finanziellen
Beteiligung liefert der Bayerische Rundfunk einen wichtigen
kulturpolitischen Beitrag mit dem Fokus auf Nachwuchs und Debüt und
auf besonders wertige, gesellschaftlich relevante Filme. Die
Ausstrahlung von Kinofilmen ist sowohl im Ersten als auch im BR
Fernsehen ein wichtiger Bestandteil des Programms.
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MELDUNG/401: WDR / phoenix - Fritz Pleitgen zum 80. Geburtstag, 16.+21.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 13. März 2018

Fritz Pleitgen zum 80. Geburtstag: 

Der WDR zeigt "Die lange Pleitgen-Nacht"

WDR Fernsehen, 16. März 2018, 20.15 bis 21.00 Uhr

WDR Fernsehen, 16. März 2018, 23.30 bis 04.45 Uhr

phoenix, 21. März 2018, 0.45 Uhr bis 3.45 Uhr



Am 21. März 2018 wird Fritz Pleitgen 80 Jahre alt. Seinen runden
Geburtstag nimmt der WDR zum Anlass, gemeinsam mit ihm auf sein
bewegtes Journalistenleben zurückzublicken. Das WDR Fernsehen zeigt am
16. März 2018 das Porträt "Fritz Pleitgen zum 80. - Stationen eines
Rastlosen" und eine lange Pleitgen-Nacht. Im WDR Radio ist Fritz
Pleitgen unter anderem bei WDR 2 und WDR 5 zu Gast. phoenix widmet ihm
am 21. März 2018 eine Themennacht.

Der Fernsehjournalist Fritz Pleitgen war von 1988 bis 1993
Chefredakteur des WDR und von Juli 1995 bis März 2007 WDR-Intendant.

"Weil ich keine Lust und keine Zeit mehr zum Lernen hatte", sagte
Fritz Pleitgen einmal in einem Interview, ging er direkt in den
Journalismus. Für ihn war es eine Berufung, das Abitur brauchte er
dafür nicht. Damit lag er - zumindest was seine Generation angeht -
goldrichtig.

Viele Türen haben sich für ihn geöffnet: Er startete mit 14 als
Regionalreporter in Bielefeld, kam zur Tagesschau-Redaktion des WDR in
Köln, wurde ARD-Korrespondent in Moskau, Ost-Berlin, Washington und
New York. Im Anschluss übernahm er eine Reihe von
Management-Funktionen im WDR: als Chefredakteur, Hörfunkdirektor und
fast zwölf Jahre als WDR-Intendant. Im WDR blickt er auf über 40 Jahre
Berufstätigkeit zurück.

Fritz Pleitgens beeindruckende journalistische Karriere ist die eines
Selfmade-Mannes. "Und wieder hatte ich Glück" - ein Satz, den er oft
sagt, wenn er aus seinem bewegten Leben erzählt. Glück als Kind, in
letzter Minute gerettet worden zu sein, bevor Bomben das Wohnhaus der
Familie zerstörten, Glück als junger Mann, vor dem Eingang des
WDR-Gebäudes zu stehen und gleich in die Redaktion der Tagesschau
aufgenommen zu werden. Glück immer dort zu sein, wo Weltgeschichte
geschrieben wurde, ob in Berlin oder Moskau, ob in Kairo oder
Washington. Fritz Pleitgen war immer mittendrin, wenn irgendwo etwas
Außerordentliches passierte. Glück war es nicht allein. Sein enormes
journalistisches Gespür und sein Verhandlungsgeschick als Stratege
führten ihn zum Erfolg.


Auch als Intendant blieb er dem Journalismus treu 

Zu seinen größten Leistungen als Rundfunkmanager zählen die
Einführung des Ereignis- und Dokumentationskanals Phoenix und des
ARD-Morgenmagazins. Auch die Radiosender WDR 5, Funkhaus Europa (heute
Cosmo) und Eins Live hat er aus der Taufe gehoben. Journalist ist er
trotzdem geblieben. Immer wieder kehrte er zu seiner größten Passion
zurück. Auch als Intendant blieb er dem Journalismus treu und war
"draußen unterwegs", wann immer das Amt es zuließ. In dieser Zeit
entstanden Reisereportagen über Rügen, den Kaukasus, Polen und die
Rocky Mountains.

Zum 80. Geburtstag (21. März 2018) lässt Fritz Pleitgen die
Höhepunkte seiner Karriere in einer spannenden und unterhaltsamen
Zusammenschau Revue passieren. Sonia Seymour Mikich, Wolf Biermann,
Peer Steinbrück und Nikolaus Brender schildern ihre Begegnungen mit
dem Allrounder, der sich selbst als "rastlos gelassen" bezeichnet.

 Redaktion: Udo Grätz / Martin Suckow


Die Sendungen im Überblick: 

WDR Fernsehen, 16. März 2018, 20.15 bis 21.00 Uhr

Fritz Pleitgen zum 80. - Stationen eines Rastlosen

WDR Fernsehen, 16. März 2018, 23.30 bis 04.45 Uhr

Die lange Pleitgen-Nacht

Die lange Pleitgen-Nacht 

https://www.wdr.de/programmvorschau/wdrfernsehen/sendung/2018-03-16/43076249/die-lange-pleitgen-nacht.html

Die WDR-5-Sendung "Neugier genügt" hat für ihn am Geburtstag selbst
(21. März 2018) die "Redezeit" reserviert.

WDR 5 | "Neugier genügt" 

https://www1.wdr.de/radio/wdr5/sendungen/neugier-genuegt/uebersicht-neugier-genuegt100.html

Auch WDR 4 trifft den ehemaligen WDR-Intendanten. In der Sendung "Vier
Fragen..." geht es um "Größe". In der WDR 4-Reihe "Erstklassisch" wird
sich Fritz Pleitgen ein populäres Werk aus der klassischen Musik
wünschen.

WDR 4 | Erstklassisch
https://www1.wdr.de/radio/wdr4/musik/erstklassisch/index.html

phoenix, 21. März 2018, 0.45 Uhr bis 3.45 Uhr phoenix-Nachtspezial zum
80. Geburtstag von Fritz Pleitgen - Mit Fritz Pleitgen entlang des
russischen Flusses Don und durch die Rocky Mountains

phoenix-Nachtspezial zum 80. Geburtstag von Fritz Pleitgen
http://presse.phoenix.de/dokumentationen/2018/03/20180321_Pleitgen_Doku_Nacht/20180321_Pleitgen_Doku_Nacht.phtml
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MUSIK/2505: Deutschlandfunk Kultur - Junge Dirigenten erobern die Welt der Operette, 16.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die leichte Muse ist das Schwere

Junge Dirigenten erobern die Welt der Operette

Von Claus Fischer

Einstand

Freitag, 16. März 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Dirigentenforum des Deutschen Musikrates ist eine Institution, die
sich seit Jahren um die Förderung des Nachwuchses am Pult kümmert, und
das mit Erfolg. Dabei hat man nicht nur die traditionellen Genres wie
Sinfonik und Oper im Blick, sondern auch die Operette. Anfang des
Jahres fand in der Musikalischen Komödie Leipzig, einem der
renommiertesten Operettentheater im deutschen Sprachraum, der
Operettenworkshop 2017 für junge Dirigenten statt, bundesweit die
einzige Veranstaltung dieser Art. Drei junge Maestri haben dabei die
Operette 'Das Lied der Liebe' von Erich Wolfgang Korngold einstudiert.

 * 
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THEMENREIHE/321: WDR 4 - "Ab in die 70er!" und Radiokonzert mit der Glam Rock Band "The Sweet", 16.-19.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. März 2018

"Ab in die 70er!":

WDR 4-Schwerpunkt und Radiokonzert mit der Glam Rock Band "The Sweet"



WDR 4 dreht die Zeit zurück: Vom 16. bis zum 19. März 2018 spielt die
WDR-Welle 70 Stunden lang ausschließlich die Lieblingshits aus der
Dekade der langen Gitarrensoli und wirft einen Blick auf Mode, Filme,
Lebensstil und bedeutende Ereignisse aus diesen zehn Jahren. Auch
Online bildet WDR 4 das Themenwochenende umfassend ab: mit
Multimedia-Reportagen, Bildergalerien und Videomaterial aus dieser
Zeit.

Am ersten Abend des 70er-Revivals begrüßt Moderator Peter Großmann
zwei Radiolegenden im Studio: Roger Handt und Adolf "Buddha" Krämer.
Handt war bis zu seinem Ruhestand im Jahr 2013 40 Jahre beim Radio,
davon 37 beim WDR. Seine markante Stimme verbinden viele Menschen mit
Sendungen wie "Freie Fahrt ins Wochenende" oder "Yesterday". Als
prominenter Gast ist auch Marijke Amado bei "WDR 4 - Ab in die 70er!"
dabei, die sich am Samstagvormittag gemeinsam mit Martina Emmerich aus
dem Studio meldet.


Radiokonzert mit "The Sweet"

Ein weiteres Highlight ist das Radiokonzert mit "The Sweet", das am
Samstag, den 17. März 2018 im Kleinen Sendesaal des WDR Funkhauses in
Köln stattfindet. WDR 4 überträgt das Konzert am Samstag ab 21.04 Uhr
live im Radio. Mit ihrem Sound sorgten "The Sweet" in den 70er Jahren
für ein völlig neues Musikerlebnis. 55 Millionen verkaufte Alben
weltweit und 21 Platzierungen allein in der deutschen Bestenliste,
davon acht Nr. 1 Hits, sind eine Bilanz, die in den 70ern einmalig
war. Ihre Hits wie "Co-Co", "Little Willy", "Block-Buster", "Ballroom
Blitz" und vor allem "Fox On The Run" sind zu Evergreens geworden und
gehören zum WDR 4-Musikprogramm, nicht nur am 70er Wochenende. Karten
für das Konzert gibt es nicht zu kaufen, sondern nur bei WDR 4 zu
gewinnen.

Weitere Sondersendungen bei "WDR 4 - Ab in die 70er!" sind "Die Nacht
der langen Rillen" mit Günter vom Dorp in der Nacht von Freitag auf
Samstag, der "Schweinwerfer Spezial" mit Stefan Reusch am Samstag,
"Die lange Feten-Nacht" in der Nacht auf Sonntag, "Das große
Hörerwunsch-Finale" mit Reinhard Kröhnert und Katia Franke am
Sonntagabend sowie in der Nacht auf Montag sechs Stunden "Meilensteine
und Legenden" u.a. mit Deep Purple, Bee Gees und T. Rex, moderiert von
Tom Petersen.


WDR 4 "Ab in die 70er! im Überblick:

Freitag, 16. März 2018 - Montag, 19. März 2018


Freitag, 16. März 2018

06.00 - 08.00 Uhr

Mein Morgen mit Stefan Verhasselt und Cathrin Brackmann

08.00 - 10.00 Uhr 

Ab in die 70er! mit Stefan Verhasselt und Cathrin Brackmann

10.00 - 14.00 Uhr 

Ab in die 70er! mit Martina Emmerich und ihrem Gast Marijke
Amado

14.00 - 18.00 Uhr 

Ab in die 70er! mit Ernst-Marcus Thomas

18.00 - 24.00 Uhr 

Ab in die 70er! mit Peter Großmann und seinen Gästen
Roger Handt und Adolf "Buddha" Krämer


Samstag, 17. März 2018

00.00 - 06.00 Uhr 

Ab in die 70er! Die Nacht der langen Rillen mit Günter vom Dorp

06.00 - 08.00 Uhr 

Ab in die 70er! mit Cathrin Brackmann

08.00 - 09.00 Uhr 

Mittendrin mit Michael Westerhoff

09.00 - 14.00 Uhr 

Ab in die 70er! mit Martina Emmerich

14.00 - 18.00 Uhr 

Ab in die 70er! mit Ernst-Marcus Thomas

18.00 - 20.00 Uhr 

Ab in die 70er! Scheinwerfer Spezial mit Stefan Reusch

20.00 - 24.00 Uhr 

Ab in die 70er! mit Günter vom Dorp

21.04 - 22.30 Uhr 

Radiokonzert mit "The Sweet" 

Live-Übertragung aus dem Kleinen Sendesaal des Kölner Funkhauses


Sonntag, 18. März 2018

00.00 - 06.00 Uhr

Ab in die 70er! Die lange Feten-Nacht!

mit Silke Liniewski und Andreas Ryll

06.00 - 10.00 Uhr

Ab in die 70er! mit Jürgen Renfordt

10.00 - 14.00 Uhr

Ab in die 70er! mit Cathrin Brackmann

14.00 - 18.00 Uhr

Ab in die 70er! mit Steffi Schmitz

18.00 - 24.00 Uhr

Ab in die 70er! Das große Hörerwunsch-Finale

mit Reinhard Kröhnert und Katia Franke


Montag, 19. März 2018

24.00 - 06.00 Uhr 

Ab in die 70er! Meilensteine und Legenden mit Tom Petersen

Alle Infos dazu gibt es auf wdr4.de.

 * 
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DER FILM/375: Stuttgart - Dokumentarfilm "Karl Marx und seine Erben", 18.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Mittwoch. 18.04.18. 19.00 Uhr

Karl Marx und seine Erben / Fetisch Marx

Veranstaltungsreihe: arte-Doppel-Preview

Film,

Einführung: Manfred Heinfeldner



19 Uhr Karl Marx und seine Erben Dokumentarfilm vom Peter Dörfler,
ARTE/WDR/SWR, 52 Min.

Karl Marx - ein Denker, an dem sich bis heute die Geister scheiden.
Er selbst formulierte den Anspruch, "die Welt zu verändern" und
konnte nicht ahnen, in welchem Ausmaß das für sein Werk zutreffen
würde. Der Dokumentarfilm "Karl Marx und seine Erben" zeichnet die
Wirkungsgeschichte nach, von der Sowjetunion, über China und Kuba,
bis zur DDR. In Westeuropa ließen sich die Studentenbewegung von 68
ebenso wie die Eurokommunisten in Frankreich und Italien von Marx
inspirieren. Auch in jüngster Zeit, in Zeiten der Globalisierung und
Globalisierungskritik, erlebt Marx eine Renaissance. Der Film führt
an Lebensstationen von Karl Marx wie Trier, Paris oder London. Zu
Wort kommen Politiker wie Sarah Wagenknecht (Die Linke), Pierre
Laurent (PCF) und Janis Varoufakis, Historiker wie Stephen Smith und
Christina Morina, der Publizist Mathias Grefrath, der ehemalige 68er
Aktivist Peter Schneider, der ehemalige Londoner Investmentbanker und
Kolumnist "City Boy" Geraint Anderson sowie der Künstler Wu Weishan,
der seine meterhohe Marx-Statue der Stadt Trier schenkt. Sendetermin
auf arte: Samstag, 28. April 2018 um 21.55 Uhr 20.15 Uhr Fetisch Marx
Dokumentarfilm von Torsten Striegnitz und Simone Dobmeier, ARTE/ZDF
2018, 52 Min. 2018. Marx kehrt noch einmal auf die Erde zurück. Er
taucht in London auf, in Brüssel, Berlin und Trier. Es ist die
lebendige Projektion unserer Sehnsucht nach einem "Retter". Die Welt,
in der er sich bewegt, befindet sich im Umbruch. Eine Runde Experten
entwirft ein Krisenszenarium für das Jahr 2026: Einer Wirtschafts-
und Finanzkrise folgt nicht nur die rasante Verarmung in den
Industrieländern und eine Wirtschaftsmigration in riesigem Ausmaß,
sondern auch der Zusammenbruch staatlicher und gesellschaftlicher
Strukturen. Der Marx-Thinktank diskutiert über Relevanz oder Nicht-
Relevanz von Karl Marx in unserer Zeit. Die Experten sind u.a.:
Ulrike Herrmann, Wirtschaftsjournalistin und Autorin von "Kein
Kapitalismus ist a
uch keine Lösung"; Gareth Stedman Jones, Historiker und Marx-
Spezialist aus Cambridge; Andres Veiel, Regisseur und Initiator des
"War-Rooms" und begeisterter Leser des "Manifests". Am Ende von
"Fetisch Marx" liegt ein Götzenbild am Boden. Der Kapitalismus ist
nicht zu bändigen. Die Rettung liegt nicht in Marx, dem
meistzitierten Ökonomen der Welt - die Rettung liegt allein in dieser
Erkenntnis. Die Entmystifizierung eines Denkmals zu seinem 200.
Geburtstag am 5. Mai 2018. Sendetermin auf ARTE: Mittwoch, 2. Mai
2018 um 21.45 Uhr In Zusammenarbeit mit arte und dem Netzwerk der
Literaturhäuser

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018
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TAGUNG/192: Stuttgart - Internationales Trickfilmsymposium, Ülo Pikkov, Animation und Philosophie, 25.04.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für April 2018

Mittwoch, 25.04.18, 09.30 Uhr

Animation und Philosophie

Ülo Pikkov

Veranstaltungsreihe: Internationales Trickfilmsymposium

SAS/ITFS/FMX Academic Symposium



Das interdisziplinär und international ausgerichtete Symposium bringt
Wissenschaftler*innen, Student*innen, Akademiker*innen und
Künstler*innen aus verschiedenen Bereichen der Forschung und
Berufspraxis zusammen. Freuen Sie sich auf einen Tag mit
hochinteressanten Präsentationen, die das Thema "Animation und
Philosophie" aus verschiedenen Blickwinkeln beleuchten und Kunst,
Theorie und Technik verbinden. Keynote-Speaker ist Ülo Pikkov, Autor
von "Animasophy-Theoretical Writings on the Animated Film": "Durch
die Entwicklung der 'Animasophie', einer eher philosophischen
Herangehensweise in der Praxis und Kritik der Animation, entwickeln
wir etwas, das durch und durch menschlich ist. Im Gegensatz zu
Tieren, ist der Mensch in der Lage, abstrakt zu denken. Vögel und
Tiere leben in der Gegenwart, aber ein Mensch kann sowohl die
Vergangenheit als auch die Zukunft repräsentieren, Symbole
konstruieren und Geschichten erzählen. Menschen sind die einzigen
"Säugetiere", die sich von abstrakten Texten, dem Spiel mit Puppen
oder dem Drama eines Animationsfilms faszinieren lassen. Deshalb
könnte man sagen, dass die Animasophie die Essenz unseres
Menschseins verkörpert."

Im Abschlusspanel des Symposiums diskutieren Expert*innen,
Künstler*innen und Theoretiker*innen über das Thema.

In Zusammenarbeit mit der Society of Animation Studies, der School of
Art, Design and Media der Nanyang Technological University Singapore,
dem Institut für Medienwissenschaft der Eberhard Karls Universität
Tübingen, der AG Animation und dem Literaturhaus Stuttgart

Tageskarten für das Symposium: 15,- Euro Bei professioneller
Akkreditierung oder mit Festivalpass: Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für April 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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FORSCHUNG/3804: Warum wir auch in Bewegung eine stabile Welt sehen (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 09.03.2018

Warum wir auch in Bewegung eine stabile Welt sehen

Tübinger Neurowissenschaftler erforschen das Zusammenspiel von visueller
Wahrnehmung und Kopfbewegungen mittels funktioneller
Magnetresonanztomographie



Mit jeder Kopfbewegung verändert sich das Abbild unserer Umgebung, das die
Augen erreicht. Damit wir unsere Umwelt dennoch als stabil wahrnehmen,
muss das Gehirn diese visuelle Information mit der Bewegung des Kopfes
verrechnen. Zwei Neurowissenschaftlern vom Werner Reichardt Centrum für
Integrative Neurowissenschaften (CIN) der Universität Tübingen ist es nun
erstmals gelungen, per funktioneller Magnetresonanztomographie (fMRT) zu
beobachten, was im Gehirn bei dieser Verrechnung geschieht. Ihre
Ergebnisse tragen dazu bei, zu verstehen, wie sich
Virtual-Reality-Anwendungen auf das Gehirn auswirken; sie wurden nun im Fachmagazin
NeuroImage veröffentlicht.

Unsere Umwelt erscheint uns auch dann stabil, wenn wir uns in ihr bewegen.
Das liegt daran, dass unser Gehirn einen ständigen Abgleich der Sinne
vornimmt: So werden visuelle Reize mit dem Gleichgewichtssinn, der
relativen Stellung von Kopf zu Körper oder der Rückmeldung von
ausgeführten Bewegungen in Einklang gebracht. Die Folge: Auch wenn wir
gehen oder rennen, schwankt unsere Wahrnehmung der Welt nicht. Anders ist
das aber, wenn visuelle Reize und die Wahrnehmung der eigenen Bewegung
nicht zusammenpassen.

Diese Erfahrung hat vielleicht schon gemacht, wer einmal mit einer
Virtual-Reality-Brille in fremde Welten eingetaucht ist. VR-Brillen
erfassen zwar kontinuierlich die Kopfbewegung des Trägers, und der
Computer passt die visuelle Darbietung entsprechend an. Dennoch führt
längeres Tragen der Brillen bei vielen Anwendern zu Übelkeit: Selbst
moderne VR-Systeme haben derzeit noch Probleme, visuelle Information und
Kopfbewegung mit der nötigen Präzision in Einklang zu bringen.

Bisher versteht die Neurowissenschaft die Mechanismen, die im Gehirn
visuelle Wahrnehmung und Bewegung harmonisieren, allerdings noch nicht
wirklich. Insbesondere nicht-invasive Bildgebungsstudien am Menschen, etwa
durch funktionelle Magnetresonanztomographie (fMRT), haben das Problem,
dass Bilder nur vom ruhenden Kopf aufgenommen werden können.
Mit einer ausgeklügelten Apparatur ist den Tübinger Neurowissenschaftlern
Andreas Schindler und Andreas Bartels nun dennoch das Kunststück gelungen,
per fMRT zu beobachten, was im Gehirn geschieht, während wir den Kopf
bewegen und dabei zusammenpassende bzw. sich widersprechende Bewegungs-
und visuelle Reize wahrnehmen. Dazu setzten sie ihren Probanden eine
VR-Brille auf und legten sie in einen modifizierten fMRT-Scanner.
Computergesteuerte Luftkissen sorgten dafür, dass der Kopf der Probanden
nach einer Bewegung blitzschnell fixiert wurde. Während der Kopfbewegung
wurden die auf die VR-Brille projizierten Bilder entweder an die Bewegung
angepasst, so dass der Eindruck einer stabilen virtuellen Umwelt entstand.
Oder die VR-Brille zeigte Bilder, die mit der Kopfbewegung in Konflikt
standen. Sobald die Luftkissen den Kopf wieder stabilisiert hatten, wurde
das fMRT-Signal aufgezeichnet.

Andreas Schindler erklärt die Vorgehensweise so: "Beim Signal, das man mit
fMRT misst, handelt es sich nicht um Aktionspotenziale an Neuronen.
Vielmehr macht fMRT den Blutfluss und Sauerstoffverbrauch im Gehirn
sichtbar, und zwar mit einer Verzögerung von einigen Sekunden. Eigentlich
gilt das oft als Nachteil der fMRT. Aber den Moment, in dem das Gehirn der
Probanden damit beschäftigt war, Kopfbewegung und VR-Bild in Einklang zu
bringen, den konnten wir per fMRT noch Sekunden später aufzeichnen. Da lag
der Kopf der Probanden aber schon wieder ruhig auf den Luftkissen.
Kopfbewegung und Bildgebung gehen normalerweise nicht zusammen, aber wir
haben das System sozusagen ausgetrickst."

Die Forscher konnten so erstmals am gesunden menschlichen Gehirn
beobachten, was zuvor nur in Affenversuchen und indirekt an Patienten
untersucht werden konnte. Ihr Ergebnis: Ein Areal im posterioren (hinten
liegenden) insularen Kortex wies immer dann höhere Aktivierung auf, wenn
VR-Brille und Kopfbewegung dem Probanden eine stabile Umwelt vorgaukelten,
nicht aber, wenn beide Signale in Konflikt zueinander standen. Dasselbe
traf auch auf eine Reihe weiterer Gehirnareale zu, die eine spezielle
Rolle in der Verarbeitung von visueller Information bei Eigenbewegung
spielen.

Der Forschung eröffnen sich nun neue Wege, das neuronale Zusammenspiel von
Bewegung und visueller Wahrnehmung wesentlich zielgenauer untersuchen zu
können. Obendrein zeigen die Ergebnisse der Tübinger Forscher erstmals,
was im Gehirn passiert, wenn wir in virtuelle Welten eintauchen und den
schmalen Grat zwischen Eintauchen und Übelkeit betreten.


Publikation:

Andreas Schindler, Andreas Bartels: 

Integration of Visual and Non-Visual
Self-Motion Cues during Voluntary Head Movements in the Human Brain.

NeuroImage 172. S. 597-607. 15. Mai 2018 (Online-Veröffentlichung vor
Print). doi: 10.1016/j.neuroimage.2018.02.006

Beteiligte Institutionen:

Werner Reichardt Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN),

Universität Tübingen

Fachbereich Psychologie, Universität Tübingen

Max-Planck-Institut für Biologische Kybernetik, Tübingen

Universität Tübingen

Die Universität Tübingen gehört zu den elf deutschen Universitäten, die
als exzellent ausgezeichnet wurden. In den Lebenswissenschaften bietet sie
Spitzenforschung im Bereich der Neurowissenschaften, Translationalen
Immunologie und Krebsforschung, der Mikrobiologie und Infektionsforschung
sowie der Molekularbiologie. Weitere Forschungsschwerpunkte sind die
Geo- und Umweltforschung, Archäologie und Anthropologie, Sprache und Kognition
sowie Bildung und Medien. Mehr als 28.400 Studierende aus aller Welt sind
aktuell an der Universität Tübingen eingeschrieben. Ihnen steht ein
Angebot von rund 300 Studiengängen zur Verfügung - von der Ägyptologie bis
zu den Zellulären Neurowissenschaften.

Werner Reichardt Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN)

Das Werner Reichardt Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN) ist
eine interdisziplinäre Institution an der Eberhard Karls Universität
Tübingen, finanziert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen
der Exzellenzinitiative von Bund und Ländern. Ziel des CIN ist es, zu
einem tieferen Verständnis von Hirnleistungen beizutragen und zu klären,
wie Erkrankungen diese Leistungen beeinträchtigen. Das CIN wird von der
Überzeugung geleitet, dass dieses Bemühen nur erfolgreich sein kann, wenn
ein integrativer Ansatz gewählt wird.

Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik

Das Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik forscht an der
Aufklärung von kognitiven Prozessen auf experimentellem, theoretischem und
methodischem Gebiet. Es beschäftigt rund 300 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aus über 40 Ländern und hat seinen Sitz auf dem
Max-Planck-Campus in Tübingen. Das MPI für biologische Kybernetik ist eines der 84
Institute und Forschungseinrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft zur
Förderung der Wissenschaften e.V.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, Antje Karbe, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3803: Neuronale Netzwerke - Viele Eigenschaften ... ein Modell (idw)


Max-Planck-Institut für Hirnforschung - 13.03.2018

Neuronale Netzwerke: Viele Eigenschaften - ein Modell



Max Planck Forscherinnen Nataliya Kraynyukova und Tatjana Tchumatchenko
haben untersucht, wie die Struktur neuronaler Netzwerke mit deren
Fähigkeit zusammenhängt, eine Reihe fundamentaler kortikaler Funktionen
entstehen zu lassen. Sie haben gezeigt, dass nur ein Modell ausreicht, um
die Vielfalt der kortikalen Funktionen zu erklären. In der neuesten
Ausgabe von Proceedings of the National Academy of Science of the United
States of America berichten sie nun über diese Ergebnisse.

Unsere Sinnesorgane verarbeiten Reize der Außenwelt zu elektrischen
Signalen, die an die neuronalen Netzwerke weitergeleitet und dort
verarbeitet werden. Diese Transformationen in der Großhirnrinde sorgen
unter anderem dafür, dass wir die Sinneseindrücke verarbeiten können,
Erinnerungen speichern, und in der Lage sind, Entscheidungen zu treffen.
Obwohl die Neurowissenschaften noch immer weit davon entfernt sind, diese
beeindruckende Vorgänge im Gehirn ausreichend zu verstehen, ist es
destotrotz möglich, sie mit einer Reihe Zustände der neuronalen Aktivität
in Zusammenhang zu bringen.

Die Forscherinnen der Arbeitsgruppe "Theorie der neuronalen Dynamik" am
Max-Planck-Institut für Hirnforschung zeigen nun wie ein einziges
Netzwerkmodell die vielfältigen Zustände der neuronalen Aktivität adäquat
darstellen kann. Sie erweiterten dazu das "Stabilisierte Supralineare
Netzwerk Modell" (SSN), das Forscher bisher verwendeten, um wichtige
Funktionen des visuellen Systems erfolgreich darzustellen. Die beiden
Wissenschaftlerinnen fanden nun heraus, dass die Möglichkeiten des SSN
noch gar nicht erschöpft sind, und zeigten, wann das SSN gleichzeitig auch
bistabile, oszillierende und andauernde Zustände beschreiben kann. Damit
wird einen Weg geebnet für eine einheitliche Theorie kortikaler
Funktionen. Kraynyukova: "Die Struktur eines Netzwerks hängt eng mit
seiner Fähigkeit zusammen, bestimmte Funktionen entstehen zu lassen.
Unsere Ergebnisse beschreiben diesen Zusammenhang genau und ermöglichen,
ausgehend von der Aktivität spezieller Netzwerke, Strukturinformation zu
erhalten." Tchumatchenko: "Diese Theorie ist sehr vielversprechend. Es
kann jetzt sogar Gehirnfunktionen wie Kurzgedächtnis und
Entscheidungsfindung realistisch darstellen."

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.pnas.org/content/early/2018/03/06/1700080115.short?rss=1

https://brain.mpg.de/news-events/news/news/archive/2018/march/article/neural-networks-all-versatility-in-one-model.html?tx_ttnews%5Bday%5D=13&cHash=15f8084cb222b721fbd0e84b31483b77

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2007

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Hirnforschung, Dr. Arjan Vink, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/083: Forschungsprojekt - Komplexe Rechenverfahren sichern künftig die Notarztversorgung auf dem Land (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 12.03.2018

Forschungsprojekt: Komplexe Rechenverfahren sichern künftig die Notarztversorgung auf dem Land



Wie ist es um die notärztliche Versorgung auf dem Land bestellt? Stehen in
Zukunft genügend Notärzte zur Verfügung? Wie wird eine ausreichende
Versorgung, auch in entlegenen Orten, garantiert? Wo fehlen notärztliche
Dienststellen? Mit diesen Fragen beschäftigen sich Mathematiker um
Professor Dr. Sven O. Krumke von der Technischen Universität
Kaiserslautern (TUK) und des Fraunhofer-Instituts für Techno- und
Wirtschaftsmathematik ITWM im Rahmen des Projektes "HealthFaCT". Es wird
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert und zielt
unter anderem darauf ab, die medizinische Versorgung auf dem Land zu
sichern.

Für Rettungsdienste gibt es in jedem Bundesland gesetzliche Vorgaben, wie
schnell sie an einem Einsatzort eintreffen müssen. In Rheinland-Pfalz sind
dies für Rettungswagen zum Beispiel 15 Minuten. Aufgrund des
demografischen Wandels und den damit verbundenen erhöhten Einsatzzahlen
wird es im ländlichen Raum in Zukunft aber immer schwerer sein, eine
solche Versorgung sicherzustellen.

Genau daran arbeiten Mathematiker der TUK. Sie entwickeln ein komplexes
Rechenverfahren, um die Notarztversorgung im ländlichen Raum zu
verbessern. "Um eine optimale Notarzt-Versorgung zu gewährleisten, sind
für unsere Berechnungen zwei Faktoren wichtig", sagt Professor Krumke von
der Arbeitsgruppe Optimierung an der TUK. "Zum einen eine schnelle
Erreichbarkeit der Notfälle, zum anderen eine ausreichende Abdeckung aller
Fälle durch die Notärzte."

In ihr mathematisches Modell lassen die Kaiserslauterer Forscher viele
Daten einfließen, die für die Versorgung von Notfällen relevant sind. Dazu
zählen etwa die zunächst unbekannte Anzahl der eintretenden Notfälle, aber
auch die Anfahrtszeiten zu den Notfällen und die räumliche Verteilung der
Rettungswachen. "Wir unterteilen hierbei ein betrachtetes Gebiet in
mehrere Regionen und legen auf Basis historischer Daten für jede Region
ein Minimum und ein Maximum an Notfällen fest", sagt Manuel Streicher, der
im Rahmen seiner Doktorarbeit an dem Projekt forscht. Dabei kann in jeder
einzelnen Region der schlimmste Fall eintreten, jedoch wird verhindert,
dass dieser in allen Regionen gleichzeitig auftritt. In diesem
Zusammenhang sprechen die Mathematiker auch von "robusten Modellen", die
ebenfalls Extremsituationen berücksichtigen, wie Krumke erläutert: "Das
Besondere an unserem Modell ist, dass die medizinische Versorgung auch für
Szenarien sichergestellt ist, in denen in vielen Regionen das Maximum an
Notfällen eintritt."

Die Mathematiker der TUK arbeiten dabei eng mit Kollegen um Dr. Neele
Leithäuser vom Fraunhofer ITWM zusammen, mit denen sie diese komplexen
Prozesse in Computersimulationen durchspielen. Dabei testen sie unter
anderem, wie sie Notärzte auf schwach besetzte Gebiete am besten
umverteilen oder wie die Verteilung der Einsätze in der Zukunft aussehen
könnte.

Neben Krumke und Streicher ist auch Eva Schmidt in der Arbeitsgruppe
beteiligt. Die Doktorandin arbeitet daran, solche Einsätze systematischer
zu planen und klarer zu strukturieren, welcher Arzt wann zu welchem
Notfall fährt.

Das Projekt berücksichtigt auch den Ärztemangel in vielen Regionen, der
sich in den nächsten Jahren nicht bessern dürfte: Sollten sich die
Einsatzzahlen in den kommenden zehn Jahren verdoppeln, würde nicht die
doppelte Anzahl an Medizinern gebraucht: "Mithilfe der mathematischen
Verfahren und Simulation kann die Verteilung der Ärzte auf die
Rettungswachen so optimiert werden, dass auch steigende Notfallaufkommen
abgedeckt werden können", sagt Krumke.

Das Forschungsprojekt "HealthFaCT: Optimierung der ambulanten
medizinischen Versorgung im ländlichen Raum" wird vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung bis Oktober 2019 mit 1,1, Millionen Euro
gefördert. Neben der Notarztversorgung sind auch Apothekennotdienst und
Krankentransporte Themen des Projekts. Zusätzlich zur TUK und dem
Fraunhofer ITWM sind die Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
und die Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen beteiligt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern, Melanie Löw, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LEITLINIE/175: Start der öffentlichen Konsultationsphase - Nationale VersorgungsLeitlinie Asthma, 3. Auflage (idw)


Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin - 13.03.2018

Start der öffentlichen Konsultationsphase: 

Nationale VersorgungsLeitlinie Asthma, 3. Auflage



Die überarbeitete Nationale VersorgungsLeitlinie (NVL) Asthma steht ab
sofort bis zum 24. April 2018 zur öffentlichen Konsultation bereit.
Fachkreise und Interessierte sind eingeladen, die Leitlinie kritisch zu
begutachten und zu kommentieren.

Asthma gehört zu den häufigsten Volkskrankheiten. Ziel der NVL Asthma ist
es, die bestmögliche, sektorenübergreifende Versorgung von Patienten mit
Asthma zu definieren. Die multidisziplinäre Leitliniengruppe hat dazu
Empfehlungen für die Diagnostik und Therapie des Asthmas im Kindes- und
Erwachsenenalter erarbeitet. Zudem werden Empfehlungen zur Kooperation der
verschiedenen Fachdisziplinen und Gesundheitsberufe sowie der Sektoren des
Gesundheitssystems beschrieben. Bei der 3. Auflage handelt es sich um eine
Teilveröffentlichung. Weitere Themen, wie die Behandlung des
Asthmaanfalls, werden im Anschluss bearbeitet. Die methodische
Vorgehensweise ist im Leitlinienreport zur Konsultationsphase beschrieben.

Die NVL steht ab heute zur öffentlichen Konsultation bereit. Fachkreise
und Interessierte sind eingeladen, die Konsultationsfassung bis zum 24.
April 2018 zu kommentieren. Kommentare können nur dann bearbeitet werden,
wenn sie mit dem Kommentierungsbogen per E-Mail an nvl@azq.de gesendet
werden.Die eingegangenen Kommentare werden nach Ablauf der
Konsultationsphase an die Mitglieder der Leitliniengruppe der NVL Asthma
weitergeleitet. Die Leitliniengruppe entscheidet dann nach sorgfältiger
Prüfung über deren Berücksichtigung.

Das Programm für Nationale VersorgungsLeitlinien steht unter der
Trägerschaft von Bundesärztekammer, Kassenärztlicher Bundesvereinigung und
der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften. Es zielt auf die Entwicklung und Implementierung
versorgungsbereichsübergreifender Leitlinien zu ausgesuchten Erkrankungen
hoher Prävalenz, wie Asthma, COPD, Diabetes, Herzinsuffizienz, Chronische
KHK, Kreuzschmerz und Depression ab. Mit der Durchführung, Organisation
und Koordinierung wurde das Ärztliche Zentrum für Qualität in der Medizin
(ÄZQ) beauftragt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.asthma.versorgungsleitlinien.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1061

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin, Corinna Schaefer M.A., 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1719: Forschung - Tiefere Einblicke in Virusinfektionen (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 12.03.2018

Tiefere Einblicke in Virusinfektionen



Mit einer neuen Analysetechnik schärfen Würzburger Forscher den Blick auf
Virusinfektionen. Sie konnten damit nachweisen, dass virusinfizierte
Zellen weitaus mehr infektionsbedingte Proteine und Peptide produzieren
als gedacht.

Zytomegalieviren sind für Erwachsene meistens harmlos. Während einer
Schwangerschaft aber können sie von der Mutter auf das Kind übertragen
werden - und bei dem Ungeborenen schwere Fehlbildungen verursachen. Sobald
diese Viren in eine menschliche Zelle eingedrungen sind, fangen sie mit
der Produktion großer Mengen viruseigener Proteine an. Dies umfasst mehr
als 500 unterschiedliche Proteine und Peptide. Von der Existenz von mehr
als 200 davon wusste die Wissenschaft bislang nichts.

Das kam durch ein neues bioinformatisches Analyseverfahren zum Vorschein,
das am Lehrstuhl für Virologie der Julius-Maximilians-Universität Würzburg
(JMU) entwickelt wurde. Die Teams der Professoren Lars Dölken und Florian
Erhard stellen ihre Methode im Fachjournal "Nature Methods" vor. Ihr neues
Verfahren ist für die Medizin relevant, weil Kenntnisse über das
Repertoire viraler Proteine, mit denen diese zum Beispiel dem Immunsystem
entgehen, für die Bekämpfung von Infektionen oder für die
Impfstoffentwicklung von Bedeutung sind.

Ribosomen-Profiling wird zuverlässiger analysiert

Worin besteht die Stärke der Würzburger Methode? Mit ihr lassen sich die
Aktivitäten der Ribosomen weitaus genauer erfassen als bisher. An den
zahlreichen Ribosomen einer Zelle werden sämtliche Proteine und Peptide
zusammengebaut. Im Fall einer Virusinfektion synthetisieren die Ribosomen
auch alle Proteine, die das Virus zu seiner Vermehrung braucht. Die
Bauanleitungen lesen sie von speziellen Boten-Molekülen ab, den mRNAs.

Welche Proteine und welche Peptide werden wie stark an den Ribosomen einer
Zelle produziert? Wie ändert sich dieses Profil durch den Stress einer
Vireninfektion? Das kann man mit modernen Hochdurchsatz-Verfahren
beantworten, bei denen ein Ribosomen-Profiling (Ribo-seq) betrieben wird.
Dabei werden die Aktivitäten der Ribosomen, die sogenannten
Translationsvorgänge, als periodische Muster sichtbar.

"Bislang haben bei der Analyse von Ribo-seq-Daten verschiedene
Fehlerquellen die zuverlässige Erkennung von Translationsereignissen oft
verhindert", sagt Florian Erhard. Zudem liegen bei mindestens der Hälfte
aller mRNAs vor den bekannten offenen Leserahmen (ORF) noch kleinere
offene Leserahmen (sORFs). Diese seien in den Messdaten häufig besonders
schwer zu erkennen, stellen aber besonders in Stresssituationen einen
wichtigen zellulären Regulationsmechanismus dar.

Viele neue zelluläre und virale Peptide gefunden

Das neue bioinformatische Verfahren namens PRICE verbessert die
Identifikation von Translationsereignissen substantiell. "Mit unserer
Methode ist es jetzt möglich, auch komplexe Fälle zum Beispiel von
überlappenden ORFs oder von ungewöhnlichen Startcodons präzise aufzulösen.
Somit lassen sich erstmals alle translatierten Bereiche genomweit mit
hoher Genauigkeit bestimmen", erklärt Professor Erhard.

Auf diese Weise hat das JMU-Team eine Vielzahl neuer zellulärer und
viraler Peptide entdeckt. Die Forscher haben außerdem beobachtet, dass
hunderte Peptide von sORFs über MHC-I-Moleküle effizient an der
Zelloberfläche präsentiert werden.

"Somit kodieren sORFs für eine neue Klasse von Antigenen, die von unserem
Immunsystem erkannt werden können", sagt Lars Dölken. "Wir gehen darum
davon aus, dass sORFs an immunologischen Kontrollmechanismen insbesondere
bei Virusinfektionen und Stressreaktionen beteiligt sind." All diese
Erkenntnisse eröffnen neue Möglichkeiten, um die Auswirkungen von
Virusinfektionen auf den Organismus besser zu verstehen.

Ribo-seq-Datensätze sollten neu analysiert werden

Die PRICE-Methode wird sich in erster Linie auf die Grundlagenforschung
auswirken. Ribo-seq ist ein Verfahren, das in den vergangenen Jahren in
fast allen Bereichen der biomedizinischen Forschung eingesetzt wurde. "Mit
PRICE ist es jetzt möglich, alle existierenden und künftigen Datensätze
viel umfassender und mit substantiell verbesserter Genauigkeit zu
analysieren", so Dölken. Der Gewinn sei so groß, dass im Prinzip alle
bisher publizierten Daten erneut analysiert werden sollten.

Um das möglich zu machen, stellen die Würzburger ihre Analyse-Software
quelloffen im Internet zur Verfügung. Sie gehen davon aus, dass ihre
Methode breit eingesetzt und international zum neuen Standard bei der
Analyse von Ribo-seq-Experimenten wird.

Neue Erkenntnisse für die biomedizinische Forschung

Das Fazit der Forscher: "Wir sind überzeugt, dass die verbesserte
Datenanalyse in vielen Bereichen der biomedizinischen Forschung
wesentliche neue Erkenntnisse bringen wird." In der Virologie kann die
neue Methode vielleicht dazu beitragen, auch das Zytomegalievirus besser
zu verstehen. Bislang ist zum Beispiel nicht klar warum eine Infektion mit
diesem Erreger manche ungeborenen Kinder oder Transplantationspatienten
sehr stark schädigt und andere wiederum nicht.


Improved Ribo-seq enables identification of cryptic translation events,
Nature Methods's, Florian Erhard, Anne Halenius, Cosima Zimmermann, Anne
L'Hernault, Daniel J Kowalewski, Michael P Weekes, Stefan Stevanovic, Ralf
Zimmer, Lars Dölken, DOI: 10.1038/nmeth.4631
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SCHMERZ/774: Gemeinsame Initiative der Fachgesellschaften: "Kräfte bündeln für eine bessere Schmerzversorgung" (idw)


Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin e.V. - 13.03.2018

Gemeinsame Initiative der Fachgesellschaften:

"Kräfte bündeln für eine bessere Schmerzversorgung"



Trotz aller Erfolge in den letzten Jahren - die Versorgung von
Schmerzpatienten ist in Deutschland immer noch nicht ausreichend.
Verbesserungen können nur eintreten, wenn die Fachgesellschaften an einem
Strang ziehen und ihre Kräfte bündeln. Erstmalig trafen sich am 10. März
2018 im Rahmen des 29. Schmerz- und Palliativtags die Präsidenten der drei
großen Schmerzgesellschaften Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin
(DGS) e.V., Berufsverband der Ärzte und Psychologischen Psychotherapeuten
in der Schmerz- und Palliativmedizin in Deutschland (BVSD) e.V. und
Deutsche Schmerzgesellschaft (DSG) e.V. mit dem Ziel: Probleme und
künftige Aufgaben identifizieren und gemeinsam an Lösungen arbeiten.

Es kann als eine "Sternstunde" in der Geschichte der drei
Fachgesellschaften gelten: Sich trotz aller Differenzen auf die
Gemeinsamkeiten besinnen und unabhängig von Verbandsgrenzen für eine
bessere Schmerzversorgung an einem Strang ziehen - das war jahrelang nicht
möglich. Zu unterschiedlich die Historie in der Entstehung, zu
unterschiedlich die Schwerpunkte in der Arbeit und Art der Umsetzung. Nun
sollen in einer gemeinsamen Initiative sowohl die Interessen der
Schmerzpatienten als auch der Schmerzmediziner nachhaltiger vertreten
werden, auch auf politischer Ebene.

Mit einer Stimme sprechen

"Wichtig ist, dass wir trotz unserer unterschiedlichen Herangehensweisen
nach Außen hin mit einer Stimme sprechen und unsere gemeinsamen Ziele mit
gebündelter Kraft verfolgen", erklärte der neue DGS-Präsident Dr. Johannes
Horlemann. Auch der Präsident der Deutschen Schmerzgesellschaft Prof. Dr.
Martin Schmelz begrüßt den gemeinsamen Vorstoß: "Jeder Mensch hat das
Recht auf eine angemessene Schmerzlinderung. Gemeinsam können wir die
Herausforderungen meistern und die Schmerzversorgung verbessern."

Die dringendsten Aufgaben, darin waren sich alle drei Präsidenten bei
dieser ersten Bestandsaufnahme einig, liegen in der Verbesserung der
Schmerzversorgung in der Breite und in der Sicherung der Praxen bzw. des
Nachwuchses durch eine attraktivere Gestaltung des Fachgebiets. Dazu
gehört unter anderem, die Arbeit in diesem Fachgebiet besser zu entlohnen,
bürokratische Hürden bei Zulassungen und Prüfungen abzubauen und eine
Bedarfsplanung einzufordern. "Die Sicherung der Bedarfsplanung
funktioniert nur über den Facharzt-Status", ist sich BVSD-Präsident Prof.
Dr. Joachim Nadstawek sicher. Wie auch in der Palliativmedizin besteht
schon lange die Forderung nach einem eigenen Facharzt, der die
Zersplitterung der Fachgebiete aufhebt. Hier gilt es laut PD Dr. Michael
Überall, Präsident der Deutschen Schmerzliga e.V., der die
Diskussionsrunde moderierte, auch Vorurteile abzubauen.
"Schmerztherapeuten nehmen niemandem die Patienten weg, sie behandeln
diejenigen, bei denen andere mit ihrem Teilgebiet nicht mehr weiterkommen.
Da werden wir auch an unserer Kommunikation arbeiten müssen."


Der Deutsche Schmerz- und Palliativtag ist mit seinen fast 2.000
Teilnehmern der größte deutsche Versorgungskongress für den Bereich
Schmerz. Hier können Ärzte, Apotheker, Physiotherapeuten und andere
medizinische Berufsgruppen die zahlreichen Veranstaltungen nutzen, um über
neue Erkenntnisse aus der Schmerzmedizin zu diskutieren und sich
fortzubilden. Darüber hinaus bieten Exzellenz-Vorträge die Möglichkeit zum
übergreifenden Austausch. Mit seiner praxisrelevanten Ausrichtung gibt der
Schmerz- und Palliativtag alltagstaugliches schmerzmedizinisches Wissen
und Fähigkeiten an die Hand - direkt aus der Forschung in die tägliche
Arbeit. Veranstalter sind die Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin
e.V. zusammen mit der Patientenorganisation Deutsche Schmerzliga e.V.
(DSL).


Die Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin (DGS) e.V. ist mit rund 4.000
Mitgliedern die größte Gesellschaft praktisch tätiger Schmerztherapeuten
in Europa. Sie setzt sich für ein besseres Verständnis und für bessere
Diagnostik und Therapie des chronischen Schmerzes ein. Bundesweit ist sie
in rund 125 regionalen Schmerzzentren organisiert, in denen
interdisziplinäre Schmerzkonferenzen veranstaltet werden. Oberstes Ziel
der DGS ist die Verbesserung der Versorgung von Menschen mit chronischen
Schmerzen. Dazu gehört die Qualitätssicherung in der Schmerzmedizin durch
die Etablierung von Therapiestandards sowie die Verbesserung der Aus-,
Fort- und Weiterbildung auf den Gebieten der Schmerzdiagnostik und
Schmerztherapie für Ärzte aller Fachrichtungen.


Zur Deutschen Schmerzliga (DSL) e.V. gehören inzwischen mehr als 3.000
Mitglieder, die von spezifischen Informationsangeboten und individueller
Beratung profitieren. Mehr als 80 regionale Selbsthilfegruppen bieten
Patienten sogar konkrete Unterstützung vor Ort. Auf Bundesebene engagiert
sich der Verein darüber hinaus für die Rechte von Betroffenen in
Öffentlichkeit und Politik. Zudem hat die Patientenorganisation mit der
DGS einen starken ärztlichen Partner an der Seite - mit dem Überblick über
die aktuellsten Erkenntnisse auf dem Gebiet der Schmerzmedizin.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.schmerz-und-palliativtag.de


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64960
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MELDUNG/423: Verbesserter Tuberkulosetest kann Antibiotika-Resistenzen nachweisen (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 12.03.2018

Verbesserter Tuberkulosetest kann Antibiotika-Resistenzen nachweisen

Pharmazie: Veröffentlichung in Science Translational Medicine



12.03.2018 - Tuberkulose ist insbesondere in Entwicklungsländern weiterhin
eine sehr bedrohliche Erkrankung. Schwierig ist bereits die korrekte
Diagnose, auf der Therapien aufbauen. Forscherinnen und Forscher der
Stanford University und zweier Universitäten in Johannesburg haben
gemeinsam mit Düsseldorfer Pharmazeuten ein neues, einfaches und schnelles
Nachweisverfahren für Tuberkuloseerreger im Speichel entwickelt. Die
Ergebnisse veröffentlichten sie in der Fachzeitschrift Science
Translational Medicine.

Während die durch den Erreger Mycobacterium tuberculosis ausgelöste
Tuberkulose-Erkrankung dank Antibiotikatherapie in entwickelten Ländern
gut im Griff ist, stellt sie das Gesundheitssystem in Entwicklungsländern
weiterhin vor große Aufgaben. Dies liegt schon daran, dass das in
Entwicklungsländern am meisten genutzte diagnostische Verfahren, der noch
aus dem 19. Jahrhundert stammende mikroskopische "Ziehl-Neelsen-Test",
sehr aufwändig ist. Er ist zwar schnell und kostengünstig, kann aber nur
von medizinisch erfahrenem Personal sicher ausgeführt werden. Zudem kann
er nicht zwischen lebenden Tuberkuloseerregern und abgetöteten
unterscheiden und ist daher ungeeignet, mögliche vorhandene Resistenzen zu
detektieren.

Forscher aus Stanford und Johannesburg verfolgen gemeinsam mit dem Team um
Prof. Dr. Rainer Kalscheuer vom Institut für Pharmazeutische Biologie und
Biotechnologie der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) einen neuen
Ansatz, um Tuberkuloseerreger zu erkennen. Bei ihrem
fluoreszenzmikroskopischen Verfahren setzen sie einen speziellen Zucker
ein, das Disaccharid "Trehalose". An die Trehalose heften sie ein
besonderes Fluoreszenzmolekül an, welches leuchtet, wenn man es mit Licht
einer bestimmten Wellenlänge anregt.

Die resultierende sogenannte DMN-Trehalose hat eine besondere Eigenschaft:
Sie leuchtet nur, wenn sie in eine mycolsäurehaltige Zellwand eingebaut
wird. Nur lebende Tuberkuloseerreger und andere Mycobakterien sind dazu in
der Lage, während andere Bakterien und abgetötete Erreger den Zucker nicht
in ihre Zellwand einbauen. So können die Forscher gezielt lebende Erreger
sichtbar machen. Die Untersuchung ist vergleichsweise simpel: Eine
Speichelprobe eines Patienten wird mit dem DMN-Trehalose-Reagenz vermischt
und diese Mischung unter dem Fluoreszenzmikroskop betrachtet. Aktive
Tuberkuloseerreger erkennt man anhand ihres Leuchtens.

Fügt man der Probe außerdem noch ein Antibiotikum hinzu, so bauen nur
solche Keime die DMN-Trehalose in ihre Zellwand ein, die nicht durch das
Antibiotikum abgetötet werden, die also eine Resistenz aufweisen. Auf
diese Weise kann gezielt und vergleichsweise schnell - innerhalb von 24
Stunden - das richtige Antibiotikum bestimmt werden, welches gegen die
jeweiligen Erreger wirkt. Dies ist insbesondere in Entwicklungsländern
wichtig, wo viele resistente oder sogar mehrfach-resistente Stämme
auftreten.

Während in Stanford das fluoreszierende Trehalose-Derivat entwickelt und
synthetisiert und in Johannesburg das Verfahren an einer kleinen Gruppe
von Tuberkulosepatienten getestet wurde, konzentrierte sich die
Düsseldorfer Arbeitsgruppe auf die Mechanismen, wie die DMN-Trehalose in
die Zellwand eingebaut wird. Prof. Kalscheuer und seine Mitarbeiter
zeigten, dass dies durch einen bestimmten extrazellulären Enzymkomplex
geschieht, der DMN-Trehalose direkt in die Zellwand inkorporiert. Er
untermauert damit, dass der Vorgang nur bei lebenden Zellen stattfinden
kann.

"Das neue Verfahren muss sich noch in Studien mit größeren
Patientengruppen bewähren", so Kalscheuer, und weiter: "Es hat aber ein
hohes Potenzial insbesondere für Entwicklungsländer, da mit ihm
vergleichsweise schnell Ergebnisse zu Resistenzen gefunden werden können
und so eine passende Antibiose möglich wird." Für den Einsatz in
entwickelten Ländern hat das Verfahren dagegen eine untergeordnete
Bedeutung, da hier mit der "PCR-Technik" ein noch sensitiveres, dafür aber
erheblich teureres und komplexeres Diagnoseverfahren zur Verfügung steht.


Originalveröffentlichung

Mireille Kamariza, Peyton Shieh, Christopher S. Ealand, Julian S. Peters,
Brian Chu, Frances P. Rodriguez-Rivera, Mohammed R. Babu Sait, William V.
Treuren, Neil Martinson, Rainer Kalscheuer, Bavesh D. Kana and Carolyn R.
Bertozzi

Rapid detection of Mycobacterium tuberculosis in sputum with a
solvatochromic trehalose probe

Science Translational Medicine, 28.
Februar 2018

DOI: 10.1126/scitranslmed.aam6310


Weitere Informationen finden Sie unter

http://stm.sciencemag.org/content/10/430/eaam6310
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ENTWICKLUNG/1361: Antibiotika-Resistenzen eindämmen - Schnelltest hilft bei der Vergabe des "richtigen" Medikaments (idw)


Leibniz-Institut für Photonische Technologien e. V. - 12.03.2018

Antibiotika-Resistenzen eindämmen: 

Schnelltest hilft bei der Vergabe des "richtigen" Medikaments



Multiresistente Keime sind eine wachsende Bedrohung. Der massenhafte und
häufig unnötige Einsatz von Antibiotika führt dazu, dass immer mehr
Erreger gegenüber Medikamenten unempfindlich sind. Bisher gut behandelbare
Infektionen können lebensbedrohlich verlaufen. Ein neuartiger Schnelltest
gibt innerhalb von dreieinhalb Stunden Auskunft darüber, welches
verfügbare Antibiotikum im konkreten Fall noch wirksam ist. Eine
schnellere Diagnostik ermöglicht eine personalisierte Therapie und rettet
Leben. Eine gezielte, sparsame und verantwortungsvolle Verwendung von
(Breitspektrum- und Reserve-)Antibiotika ist Voraussetzung, um die
Verbreitung von Resistenzen einzudämmen.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Leibniz-Instituts für
Photonische Technologien (Leibniz-IPHT), des Center for Sepsis Control and
Care des Jenaer Universitätsklinikums und der
Friedrich-Schiller-Universität Jena arbeiten an einer schnellen, kostengünstigen Alternative
zur bislang zeitintensiven mikrobiologischen Erregerdiagnostik. "Wir
kombinieren lichtbasierte Analysemethoden mit mikrofluidischer
Probenprozessierung. Mit unserem Lab-on-a-Chip-System, also einem
miniaturisierten Labor, können wir Bakterienstämme und deren Resistenzen
in weniger als dreieinhalb Stunden eindeutig bestimmen," erläutert
Projektleiterin Prof. Ute Neugebauer den Vorteil des neuen Ansatzes.

Standardverfahren für die Infektionsdiagnostik benötigen mitunter 72
Stunden bis ein verlässliches Ergebnis vorliegt. Dies liegt unter anderem
daran, dass die Anzahl der Erreger in einer Patientenprobe viel zu gering
ist, um Tests durchführen zu können. Erst nach einer zeitraubenden
Kultivierung ist eine Analyse möglich. Vor allem in der klinischen
Anwendung, bei der Behandlung von schweren Infektionen, z.B. bei einer
Sepsis, ist Zeit ein entscheidender Faktor. Intensivmediziner stehen vor
einem besorgniserregenden Dilemma: "Viel zu oft müssen wir ?blind' mit
Breitspektrumantibiotika behandeln, da wir zunächst weder den Erreger noch
eventuell vorhandene Resistenzen bestimmen können. Daher schießen wir
unter Umständen mit Kanonen auf Spatzen. Ein Teufelskreis, der das
Entstehen neuer Resistenzen begünstigt", erläutert Prof. Michael Bauer,
Direktor der Klinik für Anästhesiologie und Intensivmedizin am
Universitätsklinikum Jena.

Eine deutlich schnellere Diagnose als Grundlage für eine verlässliche
Therapieentscheidung liefert das neue Verfahren aus Jena. Ute Neugebauer,
die am Leibniz-IPHT und am Universitätsklinikum Jena arbeitet, deutet auf
winzige Elektroden, die auf der Oberfläche des etwa briefmarkengroßen
Chips angebracht sind: "Hier fixieren elektrische Felder die Bakterien in
einem sehr kleinen Bereich." Dort gefangen, bringen die Jenaer
Forscherinnen und Forscher die Erreger mit verschiedenen Antibiotika in
unterschiedlichen Konzentrationen in Kontakt und untersuchen diese mit
Hilfe der Raman-Spektroskopie. "Das heißt, wir bestrahlen die Erreger mit
Laserlicht und werten das gestreute Lichtspektrum aus," beschreibt
Neugebauer die Methode.

"Bereits nach zwei Stunden sehen wir eindeutige Veränderungen in den
Raman-Spektren. Daraus lässt sich ableiten, ob der Stamm resistent oder
sensibel ist," erklärt Prof. Jürgen Popp, Direktor des Leibniz-IPHT und
Leiter des Instituts für Physikalische Chemie der
Friedrich-Schiller-Universität Jena. "Zugleich erhalten wir Informationen darüber, wie hoch
die Konzentration des Antibiotikums sein muss, um das Bakterienwachstum
vollständig zu hemmen. Das ist ein wichtiger diagnostischer Parameter, der
den Erfolg der Behandlung entscheidend beeinflusst," so Popp weiter. Die
Ergebnisse hierzu präsentierte das Team aus Chemikern, Medizinern und
Biologen in der aktuellen Ausgabe des hochrangingen Fachjournals
Analytical Chemistry, welche im Februar 2018 erschien.

Die Kombination aus schneller, lichtbasierter Diagnostik und einem hohen
Automatisierungsgrad verkürzt die Zeit von der Probennahme bis zum
Ergebnis von bisher 72 auf dreieinhalb Stunden. "Eine derart schnelles
Verfahren könnte die Diagnostik von Infektionskrankheiten
revolutionieren," ist sich Prof. Bettina Löffler, Direktorin des Instituts
für Medizinische Mikrobiologie am Universitätsklinikum Jena, sicher.
Momentan arbeiten die Forscherinnen und Forscher an einer Plattform für
den Einsatz in Krankhäusern. Ein weiter in die Zukunft reichendes Ziel ist
die Weiterentwicklung zu einem kartuschenbasierten Schnelltestsystem, das
es erstmalig Hausärzten ermöglichen wird, die Resistenzen unkompliziert
und schnell zu bestimmen. Damit hätten Mediziner ein mächtiges Werkzeug,
welches sie bei der personalisierten Therapieentscheidung, d.h. bei der
Vergabe des passenden Medikamentes unterstützt.

Die Forschungsarbeiten wurden von der Europäischen Union, dem
Bundesministerium für Bildung und Forschung, dem Freisstaat Thüringen und
der Carl-Zeiss-Stiftung gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://pubs.acs.org/doi/10.1021/acs.analchem.7b03800

https://youtu.be/L6lRf-zuwQs

https://www.leibniz-ipht.de/de/institut/presse/aktuelles/detail/ausbreitung-von-antibiotika-resistenzen-eindaemmen-schnelltest-hilft-bei-der-vergabe-des-richtigen.html
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ENTWICKLUNG/1360: Im Alter fit bleiben - IT-gestütztes Gesundheitstraining für SeniorInnen (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 13.03.2018

Im Alter fit bleiben: IT-gestütztes Gesundheitstraining für Seniorinnen und Senioren



Bewegung und körperliches Training sind wesentliche Voraussetzungen, um
Gesundheit und Lebensqualität im Alter aufrechtzuerhalten. Die
Fachhochschule St. Pölten entwickelt gemeinsam mit Projektpartnerinnen und
-partnern das IT-gestützte Trainingsprogramm "FitDaheim", mit dem ältere
Menschen zu Hause vor dem Fernseher trainieren können und zudem
Gesundheitstipps erhalten.

Medizinischen Studien zufolge sinkt die Lebensqualität im Alter bei
jedem/jeder Zweiten ab dem 60. Lebensjahr durch erste
Bewegungseinschränkungen und ab dem 70. Lebensjahr durch deutliche
Mobilitätseinschränkungen. Andere Studien belegen zudem, dass aktive
Mobilität von älteren Menschen das Selbstwertgefühl, die Identität und vor
allem die Selbständigkeit beeinflusst und auch soziale Teilhabe und
Integration fördert. Durch Bewegung und den Erhalt der Mobilität wird auch
die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Altersdepression verringert.

Das Trainingsprogramm "FitDaheim" soll älteren Menschen helfen, ihre
Beweglichkeit länger zu erhalten. Das Programm läuft auf einem kleinen, an
den Fernseher angeschlossenen Computer, und kann zu Hause durchgeführt
werden. Eine virtuelle Trainerin oder ein virtueller Trainer, sogenannte
Avatare, zeigen Bewegungsübungen unterschiedlicher Schwierigkeitsgrade und
Anforderungen vor. Mit Hilfe von Sensoren wird überprüft, ob der/die
Trainierende die Übung richtig ausführt. Mittels Feedbackszenarien und
motivierenden Elementen wird das korrekte Ausführen der Übungen
unterstützt. Zusätzliche Tipps zu einem gesunden und lebensbejahenden
Lebensstil sollen zudem das Gesundheitsbewusstsein stärken.

Bewegung an der frischen Luft und daheim

"FitDaheim" ist ein auf Prophylaxe abzielendes, physio- und
ergotherapiebasiertes Trainingsprogramm. Das Programm soll ältere Menschen
nicht von der Bewegung an der frischen Luft abhalten, sondern darüber
hinaus unterstützen und die Beweglichkeit außer Haus durch zusätzliches
Training länger erhalten.

"Bewegung in Form von Spaziergängen, Wanderungen und Radfahren fördert die
Gesundheit, verlängert die durchschnittliche Lebensdauer um bis zu acht
Jahre und verringert das Sturzrisiko. Trainingseffekte zur
Aufrechterhaltung der bewegungsaktiven Muskulatur lassen sich bis ins hohe
Alter nachweisen", sagt Kerstin Lampel, Leiterin des Studiengangs
Physiotherapie sowie Projektleiterin an der FH St. Pölten für das Projekt
Train & Win, im Rahmen dessen das Trainingsprogramm "FitDaheim" entwickelt
wird.

Test in der Region Mühlviertler Alm

Im derzeit laufenden Projekt entwickelt und testet die FH St. Pölten
gemeinsam mit dem Austrian Institute of Technology (AIT), der WPU GmbH,
dem Center for Medical Statistics, Informatics and Intelligent Systems der
Medizinischen Universität Wien, der Region Mühlviertler Alm und der Firma
LIFEtool das Trainingssystem mit den Avataren.

Von Dezember 2017 bis April 2018 nehmen 30 Seniorinnen und Senioren in der
Region Mühlviertler Alm an einem achtwöchigen IT-gestützten
Fitnessprogramm und diversen Befragungen teil. Zehn von ihnen haben im
vergangenen Jahr auch das Trainingsprogramm mitentwickelt und Prototypen
getestet.

Am Ende der Pilotphase können die testenden Seniorinnen und Senioren die
Benutzungsfreundlichkeit beurteilen und das Trainingsprogramm weiter
mitentwickeln. Auch die Effekte auf Gesundheit und Lebensqualität der
älteren Menschen werden ausgewertet.

Projekt Train & Win

Das Projekt wird vom Bundesministerium für Verkehr, Innovation und
Technologie im Rahmen des Programms benefit gefördert. ProjektpartnerInnen
sind das Austrian Institute of Technology (AIT), die WPU GmbH, das Center
for Medical Statistics, Informatics and Intelligent Systems der
Medizinischen Universität Wien, die Region Mühlviertler Alm und das
Unternehmen LIFEtool.

https://www.fhstp.ac.at/de/forschung/projekte/train-win-trainieren-und-lebensqualitaet-gewinnen

http://fitdaheim.com


Über die Fachhochschule St. Pölten

Die Fachhochschule St. Pölten ist Anbieterin praxisbezogener und
leistungsorientierter Hochschulausbildung in den sechs Themengebieten
Medien & Wirtschaft, Medien & Digitale Technologien, Informatik &
Security, Bahntechnologie & Mobilität, Gesundheit und Soziales. In
mittlerweile 17 Studiengängen werden mehr als 3.000 Studierende betreut.
Neben der Lehre widmet sich die FH St. Pölten intensiv der Forschung. Die
wissenschaftliche Arbeit erfolgt zu den oben genannten Themen sowie
institutsübergreifend und interdisziplinär. Die Studiengänge stehen in
stetigem Austausch mit den Instituten, die laufend praxisnahe und
anwendungsorientierte Forschungsprojekte entwickeln und umsetzen.


Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64961

PA Daheim trainieren und im Alter fit bleiben

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, Mag. Mark Hammer, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/239: Blasenkrebs dank Live-3D-Bildern besser erkennen und behandeln (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 09.03.2018

Blasenkrebs dank Live-3D-Bildern besser erkennen und behandeln

4,5 Millionen Euro für Forschungsverbund unter Leitung des
Universitätsklinikums Freiburg / Ziel ist die Entwicklung eines
3D-Endoskopiesystems und einer digitalen Plattform für eine bessere Diagnose,
Behandlung und Nachsorge bei Harnblasenkrebs



Mit der Entwicklung eines neuen Endoskopiesystems und einer digitalen
Befund-Plattform soll die Diagnose und Verlaufskontrolle bei Blasenkrebs
deutlich verbessert werden. Das ist das Ziel des Forschungskonsortiums
"RaVeNNa 4pi", das vom Universitätsklinikum Freiburg geleitet wird und dem
acht weitere Partner aus Hochschule und Industrie angehören. Das
modifizierte Endoskop ermöglicht es Ärzten, bei einer Blasenspiegelung
automatisiert Fotos zu machen, aus denen der Computer sofort eine
360-Grad-Aufnahme der Blaseninnenwand erstellt. Die so erstellten Bilder
sollen deutlich einheitlicher sein als die bisher notwendigen
Einzelaufnahmen und sollen dann allen behandelnden Ärzten und den
Patienten in einer digitalen Datenbank zur Verfügung stehen.

Das 4,5 Millionen Euro schwere Projekt, das im Februar 2018 begann, wird
für drei Jahre mit insgesamt 2,8 Millionen Euro vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. Weitere 1,7 Millionen Euro tragen
die Industriepartner zum Projekt bei. Rund 460.000 Euro gehen an die
Sektion für Urotechnologie der Klinik für Urologie am Universitätsklinikum
Freiburg.

"Mit dem neuen System werden die Aufnahmen einer Blasenspiegelung leichter
vergleichbar und es entfällt viel Arbeitsaufwand. Zusätzlich wollen wir
die Kommunikation im gesamten Behandlungsprozess verbessern und
vereinheitlichen. Das macht die Nachsorge für die Patienten und für die
Ärzte sicherer und einfacher", sagt Prof. Dr. Dr. Arkadiusz Miernik,
Sprecher des Konsortiums und Leiter der Sektion Urotechnologie an der
Klinik für Urologie des Universitätsklinikums Freiburg.

Mehr Sicherheit für Patienten, weniger Arbeit für Ärzte

Rund 28.000 Menschen erkranken jährlich in Deutschland an Harnblasenkrebs.
Männer sind fast dreimal so häufig betroffen wie Frauen. "Weil der Krebs
nach einer Therapie oft zurückkehrt, sind regelmäßige endoskopische
Blasenspiegelungen notwendig, oft über mehrere Jahre" betont Dr. Simon
Hein, Mitarbeiter in der Sektion für Urotechnologie und stellvertretender
Leiter des Projektes.

Bisher erstellt ein behandelnder Urologe bei jeder Spiegelung mehrere
Bilder, setzt daraus von Hand ein Bild der Gesamtblase zusammen und
vergleicht es mit früheren Aufnahmen. Werden die Bilder von
unterschiedlichen Ärzten angefertigt, kann deren Vergleichbarkeit sehr
erschwert sein. Zusammenfassend trägt die aufwendige Nachsorge von
Blasenkrebspatienten wesentlich dazu bei, dass diese Erkrankung die
höchsten krebsspezifischen Kosten aller menschlichen Tumore verursacht.

"Mit dem neuen System wollen wir mehr Sicherheit für die Patienten
schaffen und den Ärzten die Arbeit erleichtern", sagt Rodrigo Suarez
Ibarrola, wissenschaftlicher Koordinator des Projektes an der Sektion für
Urotechnologie der Klinik für Urologie des Universitätsklinikums Freiburg.

Neben dem Universitätsklinikum Freiburg sind die Technische Fakultät der
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, die Hochschule Furtwangen, die Klinik
für Urologie in Mannheim der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg und
fünf Industriepartner am Vorhaben "RaVeNNA 4pi" beteiligt.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uniklinik-freiburg.de/urologie/urotechnologie.html Sektion für Urotechnologie, Klinik für Urologie, Universitätsklinikum Freiburg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg, Benjamin Waschow, 09.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/784: Hamburg - 1LIVE POPFEST, eintägiges Open Air-Spektakel am 27. Mai 2018


Das 1LIVE POPFEST - ein 1-tägiges Open Air-Spektakel 

Sonntag, 27. MAI 2018

AN DER VELTINS-ARENA AUF SCHALKE

MEHR POP FÜR DEN SEKTOR:

JAMES ARTHUR, NICO SANTOS UND OFENBACH BEIM 1LIVE POPFEST BESTÄTIGT!



Der Frühling naht und mit ihm das 1Live Popfest! Am 27.05.2018 blüht
allen Popverliebten das 1-tägige Open Air-Spektakel an der
VELTINS-Arena auf Schalke - in schillernden Farben! Megastars wie der
Grammy-verwöhnte Rapper MACKLEMORE und UKs Chart-Giganten CLEAN BANDIT
sind bereits bestätigt und jetzt geht es weiter: Neben JAMES ARTHUR,
dem britischen X-Factor-Gewinner (aktuell in den Charts mit "Naked")
und NICO SANTOS, der Songwriter-Sensation aus Deutschland
(Gold-Single: "Rooftop"), steht auch das französische Elektro-Duo
OFENBACH (Top Ten Single "Katchi") im Line Up!

JAMES ARTHUR - FRISCH BESTÄTIGT BEIM 1LIVE POPFEST !

Mit seiner neuen Single "Naked" ging der britische X-Factor-Sieger
JAMES ARTHUR letzten November auf eine 11 Shows umfassende Arena-Tour
in UK. Warum? Weil er's kann: Zwei BRIT-Award-Nominierungen, 8
Millionen verkaufte Singles (die höchste X-Factor-Verkaufszahl seit
Showbeginn), 1,6 Millionen verkaufte Alben, eine #1 Single sowie ein
 #1 Album in UK. In den USA flankierte er diese Erfolge mit einem #1
Album im Radio und einer Nominierung für den American Music Award als
Best New Artist.

NICO SANTOS - VOM ROOFTOP AUF UNSERE BÜHNE !

NICO SANTOS ist mit 24 Jahren bereits einer der erfolgreichsten
deutschen Songwriter. Mit Mark Forster schrieb er den EM-Song "Wir
sind groß" und mit Topic veröffentlichte er den Platin-veredelten Hit
"Home" (#1 der Deutschen Airplay Charts). Er wirkte am "Fack Ju Göhte
2"-Soundtrack und Teilen der Co-Produktion des Shindy-Albums "Dreams"
mit. Auch mit Robin Schulz arbeitete der Sänger mit dem einzigartigen
Timbre, für den es immer höher hinaus geht. Sein Hit "Rooftop" zum
Beispiel katapultierte NICO SANTOS über Wochen in den Spitzenbereich
der Deutschen Charts.

OFENBACH - DAS ELECTRO DUO VERWANDELT UNSERE EVENT AREA ZUM
DANCEFLOOR !

Das Duo OFENBACH gilt als aufsteigender Act der französischen
Elektroszene. Tatsächlich spielen die beiden Producer aber längst in
einer höheren Liga. Ihr House Sound fand sich bereits in Setlisten von
Robin Schulz oder Tiesto, ihre Veröffentlichungsliste ist
entsprechend: Remixe von Bob Sinclar, Hyphen Hyphen und James Bay
reihen sich an eigene Singles, welche 2017 Dancefloors voll und sich
auch gut im Netz machten. OFENBACHs Video "Be Mine" hat 91 Millionen
Views, dicht gefolgt von ihrem aktuellen Track "Katchi" - catchy genug
für 5 Millionen Spotify-Hörer monatlich und zahlreiche Awards.

Tickets sind ab sofort verfügbar auf:

www.popfest.de

store.schalke04.de

www.neuland-concerts.com

und an allen bekannten Vorverkaufsstellen

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8644: Aus aller Welt - 14.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polens Präsident kritisiert EU-Mitgliedschaft seines Landes

Der polnische Präsident Andrzej Duda hat die Mitgliedschaft seines 
Landes in der EU scharf kritisiert. Bei einer Veranstaltung in 
Niederschlesien zog Duda Parallelen zur 123jährigen Besatzung Polens 
durch Rußland, Österreich und Preußen zwischen 1795
und 1918. Die Beziehungen zwischen Warschau und der Europäischen
Union sind schon seit längerem von Spannungen geprägt.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8644: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Geldwäsche im Internet

Das Stuttgarter Landgericht hat zwei Brüder aus Backnang wegen
Geldwäsche mit Bitcoins und Datenhehlerei verurteilt. Der eine muß
für drei Jahre und zehn Monate ins Gefängnis, der andere erhielt eine
Bewährungsstrafe von zwei Jahren. Das Brüderpaar hatte in dem Prozeß
umfassende Geständnisse abgelegt und war damit längeren
Freiheitsstrafen entgangen.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8640: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Russischer Generalstabschef warnt USA vor Angriff auf Damaskus

Der russische Generalstabschef, Waleri Gerassimow, warnte die USA
eindringlich vor einem Angriff auf das Regierungsviertel in Damaskus.
Eine Gefährdung des russischen Militärs in Syrien aufgrund eines
US-Raketenangriffs werde nicht unbeantwortet bleiben, zitierte die
Zeitung Kommersant den General. Ein russischer Gegenangriff bliebe
nicht auf die Raketen beschränkt, sondern würde sich auch gegen
US-Kriegsschiffe und Kampfjets richten. Zuvor hatte die
UN-Botschafterin der USA, Nikki Haley, den syrischen Präsidenten
Baschar al Assad und Rußland für einen Giftgasangriff in Syrien
verantwortlich gemacht. Haley erklärte, daß die USA sich zu einer
Aktion entschließen könnten ähnlich wie im April vergangenen Jahres,
als Dutzende Tomahawk-Raketen von zwei auf dem Mittelmeer kreuzenden
US-Zerstörern auf einen Luftwaffenstützpunkt nordöstlich von Homs
abgefeuert wurden.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8642: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Knappes Ergebnis für Merkel - SPD-Abgeordnete zeigen ihren Unmut

Nicht ganz sechs Monate nach der Bundestagswahl ist die neue
Bundesregierung im Amt. Angela Merkel ist zum vierten Mal zur
Bundeskanzlerin gewählt worden - allerdings mit knapper Mehrheit. Die
CDU-Vorsitzende erhielt nur neun Stimmen mehr als sie brauchte. Union
und SPD verfügen eigentlich über eine Mehrheit von 44 Stimmen. Auch
blieb die SPD-Fraktion nach der Wahl am Mittwoch sitzen und
applaudierte nicht geschlossen. In den Reihen der Sozialdemokraten
hatte es erheblichen Widerstand gegen eine Neuauflage von Schwarz-Rot
gegeben. Die Opposition wertete das Abstimmungsergbnis als Fehlstart
für die große Koalition.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8641: Tragisches und Kurioses - 14.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Großbrand in Gärtnereibetrieb

Ein Brand in einem Gärtnereibetrieb in Remshalden (Baden-Württemberg)
hat einen Großeinsatz der Feuerwehr ausgelöst. Die Flammen griffen
offenbar auf mehrere nebenstehende Gewächshäuser über. Die
Löschkräfte brachten das Feuer schnell unter Kontrolle und konnten
damit verhindern, daß auch ein angrenzendes Wohnhaus in Brand geriet.
Menschen und Tiere kamen dabei nicht zu Schaden. Die Schadenshöhe und
die Brandursache war noch unklar.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7726: Aus Forschung und Technik - 14.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Triebwerkszündung bringt ISS wieder auf Kurs

Die Internationale Raumstation ISS brauchte wieder einen kleinen
Schub, um auf ihre ursprüngliche Umlaufbahn zurückzukehren. Wie die
russische Raumfahrtorganisation Roskosmos mitteilte, wurden die
Triebwerke des am Heck des Stationsmoduls Swesda angekoppelten
Frachters Progress MS-08 gezündet und brannten dann 108 Sekunden
lang. Nach dem auch als Reboost bezeichneten Manöver liegt der
erdnächste Bahnpunkt der ISS nun wieder bei 403,2 Kilometern und der
erdfernste bei 424,3 Kilometern über unserem Heimatplaneten. Ohne
regelmäßige Triebwerkszündungen würde die Station nach einiger Zeit
abstürzen. Durch den in dieser Höhe immer noch vorhandenen
Luftwiderstand wird der Orbitalkomplex abgebremst und fällt pro Tag
zwischen 50 und 100 Metern ab.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7739: Aus aller Welt - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Tausende Migranten wurden aus Libyen weggebracht

Wie die EU-Außenbeauftragte Mogherini berichtete, sind in den
vergangenen Wochen rund 15.000 Migranten aus den Flüchtlingslagern in
Libyen in ihre Herkunftsländer zurückgebracht worden. Über 1300
Bürgerkriegsflüchtlinge und politisch Verfolgte wurden von anderen
Staaten als Asylbewerber aufgenommen. Die Migranten sollen nicht über
das Mittelmeer nach Europa kommen. Die libysche Küstenwache und
europäische Marineschiffe versuchen Bootsflüchtlinge abzufangen und
nach Libyen zurückzubringen. Das Evakuierungsprogramm wird von der
Europäischen Union, den Vereinten Nationen und der Afrikanischen
Union getragen. Im Rahmen dessen sollen in den kommenden Monaten
weitere 15.000 Menschen aus Libyen weggebracht werden. Die
Lebensbedingungen der schätzungsweise 400.000 bis über eine Million
Flüchtlinge in Libyen sind humanitär unhaltbar. Von Vergewaltigungen,
Mißhandlungen und Sklavenauktionen wird berichtet.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7700: Medizin und Gesundheitswesen - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Pflegeheime immer teurer

Die Pflege in Deutschland ist eine reine Katastrophe. Viel zu wenig
und nicht selten unzureichend ausgebildetes Personal kümmert sich bei
nicht selten schlechter Bezahlung um eine wachsende Zahl an
Pflegebedürftigen. Offenbar davon unberührt sind die Pflegeheimkosten
laut Deutschem Ärzteblatt seit Mai 2017 bundesweit um im Schnitt gut
drei Prozent gestiegen. Anfang 2018 mußten Pflegebedürftige für die
Unterbringung in Heimen im Durchschnitt rund 1751 Euro pro Monat
selbst aufbringen. Allerdings gibt es zwischen den verschiedenen
Bundesländern große Unterschiede. So betrug der Eigenanteil Anfang
dieses Jahres in Nordrhein-Westfalen gut 2263 Euro, während der
Eigenanteil in Niedersachsen bei rund 1423 Euro und in Sachsen und
Mecklenburg-Vorpommern bei ungefähr 1170 Euro lag.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7727: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Philippinen ziehen IStGH-Ratifizierung zurück

Der philippinische Präsident Rodrigo Duterte hat am Mittwoch mit
sofortiger Wirkung die Statuten des Internationalen Strafgerichtshofs
(IStGH) aufgekündigt. Duterte wirft der IStGH-Chefanklägerin Fatou
Bom Bensouda vor, das Haager Gericht gegen sein Land politisch zu
instrumentalisieren. Die Gambierin hatte im Februar vorläufige
Ermittlungen wegen der Kampagne gegen Drogenkriminalität auf den
Philippinen eingeleitet. Seit Dutertes Amtsantritt Mitte 2016 sollen
dort mehrere tausend Menschen Todeskommandos zum Opfer gefallen sein.
Die Polizei hat nach eigenen Angaben rund 4000 mutmaßliche
Drogenkriminelle getötet. Außerdem kamen über 16.000 weitere Menschen
bei Polizeiaktionen ums Leben. Möglicherweise handelt es sich bei dem
Vorgehen im juristischen Sinne um Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Der IStGH kann bei Völkermord und Kriegsverbrechen
tätig werden, wenn die Taten national nicht strafrechtlich verfolgt
werden.

14. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7653: Sprache, Kunst und Medium - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Mit einem Festakt beginnt heute die Leipziger Buchmesse

In Leipzig wird heute abend die diesjährige Buchmesse eröffnet. Im
Rahmen eines Festakts im Gewandhaus geht dabei der Buchpreis zur
Europäischen Verständigung an die norwegische Schriftstellerin und
Journalistin Asne Seierstad für ihr Buch "Einer von uns. Die
Geschichte eines Massenmörders" über den Amokläufer Anders Behring
Breivik.

Bis zum Sonntag stellen rund 2600 Verlage und Autoren aus 48 Ländern
ihre Neuheiten und Programme vor. Die Veranstalter erhoffen sich auf
der Messe und dem dazugehörigen Lesefestival "Leipzig liest" an die
300.000 Besucher, wie MDR Sachsen berichtet.

Diesmal ist Rumänien Schwerpunktland. Dazu werden zahlreiche
rumänische Autoren bei Lesungen und Diskussionen erwartet, darunter
Nobelpreisträgerin Hertha Müller, der Leipziger Buchpreisträger Mircea
Cartarescu sowie der ehemalige Außenminister und Philosoph Andrei
Plesu.

Insgesamt werden rund 40 deutsche Neuübersetzungen rumänischer Autoren
präsentiert. Er hoffe, daß damit die Literatur aus dem
südosteuropäischen Land auf dem deutschsprachigen Buchmarkt sichtbarer
wird, erklärte der Direktor der Leipziger Buchmesse, Zille.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7717: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Erdogan kündigte verstärkte Bekämpfung irakischer Kurden an

Türkische Streitkräfte und verbündete Milizen haben die kurdische
Stadt Afrin in Syrien umzingelt und bereiten deren "Säuberung" von
Kämpfern der Volksverteidigungseinheiten YPG vor. Dazu wurde vor
einer Woche die Wasserversorgung der Stadt unterbrochen. Lebensmittel
sind bereits knapp. Tausende Menschen konnten noch aus der Stadt
fliehen. Unbestätigten Angaben zufolge halten sich in Afrin und in
dem von der Türkei besetzten Umland 300.000 Menschen auf. Er hoffe,
daß Afrin bis zum Mittwochabend komplett fallen werde, hatte Erdogan
bei einer Rede vor Ortsvorstehern in der türkischen Hauptstadt Ankara
gesagt. Die YPG-Kämpfer würden "in der Hölle landen". Nach Afrin wird
die Türkei ihre Intervention im Irak ausweiten. Erdogan kündigte an,
er wolle den Kurden dort "kräftig auf die Füße treten". Die Führung
in Ankara will verhindern, daß die syrischen Kurden gestärkt aus dem
Bürgerkrieg in ihrem Land hervorgehen und mit den Kurden im Irak ein
geschlossenes Gebiet kontrollieren können. Dort könnte ein souveräner
Staat Kurdistan ausgerufen werden, dem sich die türkischen Kurden
anschließen könnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7731: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Merkel wieder im Amt bestätigt

Die seit der Bundestagswahl im Herbst geschäftsführende
Bundeskanzlerin Angela Merkel ist am Mittwoch vom Bundestag zum
viertenmal im Amt bestätigt worden. Von 709 Abgeordneten beteiligten
sich 692 an der geheim durchgeführten Abstimmung. Vier Stimmen waren
ungültig. 364 Parlamentarier und Parlamentarierinnen stimmten für die
CDU-Politikerin, 315 gegen sie, neun enthielten sich. Offenbar haben
mindestens 33 Abgeordnete der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
Merkel nicht gewählt. Die SPD-Fraktionsvorsitzende Nahles betonte,
auf ihrer Seite sei man sehr geschlossen gewesen. Grüne und Liberale
erklärten, sie hätten Merkel nicht unterstützt. Nach der Vereidigung
Merkels und der 15 Mitglieder ihres neuen Kabinetts sollte am späten
Nachmittag die erste gemeinsame Sitzung stattfinden. Der neue
Außenminister Heiko Maas wollte noch am selben Tag zu einem
Antrittsbesuch bei der französischen Regierung nach Paris fliegen.
Merkel wird dort am Freitag erwartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7703: Tragisches und Kurioses - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Griechische Fußballmeisterschaft nach Eklat ausgesetzt

Nach wiederholten schweren Ausschreitungen ist am 12. März die
laufende griechische Fußballmeisterschaft der Ersten Liga für
unbestimmte Zeit ausgesetzt worden. Das gab der für den Sport
zuständige Vizeminister Giorgos Vasiliadis im griechischen Fernsehen
bekannt.

Dafür ausschlaggebend war der Abbruch einer Begegnung zwischen Paok
Saloniki und AEK Athen am Vortag, als Paok Präsident und Besitzer Iwan
Savvidis nach einer umstrittenen Schiedsrichterentscheidung mit einem
Revolver auf das Spielfeld gestürmt war. Der Schiedsrichter und seine
Assistenten flüchteten daraufhin in den Kabinentrakt, wie örtliche
Medien berichteten.

Wegen des Auftritts erließ die Staatsanwaltschaft gegen den
russisch-griechischen Unternehmer und vier seiner Sicherheitsleute
einen Haftbefehl. Der Fall muß nun von der Sportjustiz und einem
Zivilgericht geklärt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7728: Arbeit, Soziales und Familie - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Warnstreiks im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen

Verdi und die "komba gewerkschaft" haben sich mit den Arbeitgebern
des öffentlichen Dienstes bei den Tarifverhandlungen am Montag und
Dienstag nicht verständigen können. Die Arbeitgeber haben kein
Angebot vorgelegt. Die Gewerkschaften fordern unter anderem sechs
Prozent mehr Lohn für die Beschäftigten bei Bund und Kommunen sowie
mindestens 200 Euro mehr im Monat. Außerdem muß es bessere
Übernahmeregelungen für Auszubildende geben. Die Beschäftigten wollen
an den sprudelnden Steuereinnahmen beteiligt werden. Zur
Unterstützung ihrer Forderungen hatte Verdi für Mittwoch und
Donnerstag zu Warnstreiks unter anderem in Niedersachsen aufgerufen.
Arbeitsniederlegungen und Protestmärsche waren z. B für Osnabrück,
Göttingen, Stade, Wolfsburg sowie Hannover und Braunschweig geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7711: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Leichtes Erdbeben im Südschwarzwald

Die Erden kommt einfach nicht zur Ruhe. Kaum eine Woche, in der nicht
die Meldung von einer weiteren Katastrophe um die Welt geht, die von
einem Erdbeben ausgelöst wurde. Obgleich in viel kleinerem Ausmaß
bebt die Erde auch in hiesigen Breiten. So meldete gerade Die
Welt in ihrer Online-Ausgabe, daß es im Südschwarzwald bei
Herrischried (Kreis Waldshut) zu einem leichten Erdbeben der Stärke
3,1 gekommen ist. Nichts Ungewöhnliches, denn in Südbaden und der
Schweiz kommt es immer wieder zu meist kleineren Erdbeben. Der
Schweizerische Erdbebendienst (SED) an der ETH Zürich überwacht in
dieser Region die Erdbebenaktivität.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7716: Märkte und Finanzen - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Google und Apple werden von Frankreich verklagt

Frankreich Wirtschafts- und Finanzminister Bruno Le Maire strengt
nach eigenen Angaben Klagen gegen die IT-Konzerne Apple und Google
vor dem Handelsgerichtshof in Paris an. Das kündigte der Minister in
einem Interview des Senders RTL an. Le Maire wirft den US-Konzernen
vor, sich gegenüber Softwareentwicklern französischer
Start-up-Unternehmen unfair zu verhalten, indem sie den sehr viel
kleineren Vertragspartnern einseitig Preise und Konditionen
diktieren. Le Maire, der sich als Garant der wirtschaftlichen
öffentlichen Ordnung versteht, sagte unter anderem, wenn Entwickler
ihre Apps über Google oder Apple verkaufen wollten, müßten sie eine
Gebühr entrichten. Die US-Unternehmen bekämen dabei Daten und könnten
Verträge mit Entwicklern einseitig ändern. So mächtig, wie die
Konzerne seien, dürften sie die französischen Unternehmen und
Entwickler so nicht behandeln. Google und Apple drohe eine Strafe von
mehreren Millionen Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7734: Aus Forschung und Technik - 14.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Google entwickelt Superdisplay

Bislang gilt der OLED-Display von Samsungs Galaxy S9 und S9+ als
richtungsweisend. Offenbar will Google die Südkoreaner hier ablösen.
Wie WinFuture gerade meldete, will der Internet-Gigant in wenigen
Wochen ein extrem hochauflösendes OLED-Panel vorstellen, das die
bisher verfügbaren Displays deutlich in den Schatten stellt. Auf der
im Mai in Los Angeles stattfindenden "Display Week"-Konferenz will
Google ein 4,3 Zoll großes Panel mit 18 Megapixeln vorstellen. Eine
Pixeldichte von 1443 PPI soll dabei mit 120 Hertz bestückt werden
können. Das ist ungefähr das Fünffache bisheriger Spitzenprodukte.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/441: MATISSE erblickt erste Sterne (idw)


Universität Wien - 13.03.2018

MATISSE erblickt erste Sterne

Erste Messungen mit dem neuen MATISSE-Instrument der ESO erfolgreich



Nach 12-jähriger Bauzeit hat das neue MATISSE-Instrument der ESO im
Norden Chiles nun erfolgreich erste Beobachtungen durchgeführt. Das
leistungsfähigste interferometrische Instrument der Welt, das unter
Beteiligung des Instituts für Astrophysik der Universität Wien entwickelt
wurde, konnte erste Sterne vermessen, unter anderem Sirius, Rigel und
Beteigeuze. Damit ist der Grundstein gelegt, um Sterne in verschiedenen
Stadien ihres Lebens, die Entstehung von Planeten und die Umgebung extrem
massereicher Schwarzer Löcher in Galaxien zu untersuchen.


[image: Bild: © ESO/B. Tafreshi (twanight.org)]

Nächtliches Panorama des Paranal Observatoriums. In der Mitte sind zwei der
vier Hilfsteleskope zu sehen, die für die Beobachtungen verwendet wurden.

Bild: © ESO/B. Tafreshi (twanight.org)



MATISSE, das Multi AperTure mid-Infrarot SpectroScopic Experiment,
beobachtet infrarotes Licht - Licht zwischen dem sichtbaren Bereich des
elektromagnetischen Spektrums und den Mikrowellen. Das am Very Large
Telescope Interferometer im Norden Chiles installierte Gerät ist damit das
leistungsfähigste interferometrische Instrument der Welt im mittleren
Infrarot. Durch die Nutzung von mehreren Teleskopen gleichzeitig entstehen
detailliertere Bilder von Himmelsobjekten, als sie mit jedem existierenden
oder geplanten Einzelteleskop bei diesen Wellenlängen erzielt werden
können.

Das Instrument wurde unter der Leitung des Observatoire de la Côte d'Azur
und mit Beteiligung mehrerer Europäischer Institute, darunter das Institut
für Astrophysik der Universität Wien, entwickelt. "Die Lichtwege zwischen
vier Teleskopen auf Tausendstel Millimeter auszugleichen ist alleine schon
eine Spitzenleistung, dieses Problem auch noch bei so langen optischen
Wellenlängen zu lösen, wo Optik und Detektoren viel komplexer sind, ist
wirklich herausragend", freut sich Josef Hron, der Projektverantwortliche
in Wien.




[image: Bild: © ESO/MATISSE consortium]

Das MATISSE-Instrument hat Anfang 2018 seine ersten Beobachtungen am Very
Large Telescope Interferometer (VLTI) am Paranal-Observatorium der ESO im
Norden Chiles erfolgreich durchgeführt.

Bild: © ESO/MATISSE consortium



Das Instrument fokussiert auf junge Sterne, um die sich Planeten bilden
und untersucht Sterne in späteren Stadien ihres Lebens sowie die Umgebung
Schwarzer Löcher in den Zentren von Galaxien. Die ersten Beobachtungen mit
den VLTI-Hilfsteleskopen hatten einige der hellsten Sterne am Nachthimmel
zum Ziel, darunter Sirius, Rigel und Beteigeuze. Damit konnten die
WissenschafterInnen die Funktion von MATISSE eindrucksvoll demonstrieren.




Links:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1808/?lang

http://agb.univie.ac.at/forschung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/523: Hören - Immer dem Geräusch nach (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 13.03.2018

Hören: Immer dem Geräusch nach

Menschen schätzen die Entfernung von Schallquellen besser ein, wenn sie
sich bewegen.



Zu wissen, wie weit ein Geräusch entfernt ist, kann über Leben und Tod
entscheiden. Wie es gelingt, Schallquellen besser zu lokalisieren, zeigt
eine Studie unter der Leitung von Lutz Wiegrebe, Professor am Department
Biologie der LMU. Demnach hilft es Menschen, sich zu bewegen, um die
Distanz zu Geräuschquellen besser einzuschätzen. Darüber berichten die
LMU-Forscher aktuell in der Fachzeitschrift PNAS.

"Es ist für uns Menschen sowohl visuell als auch akustisch schwierig, die
Entfernung von Objekten festzustellen", sagt Wiegrebe. "Visuell nutzen wir
dafür unter anderem die sogenannte Parallaxe: Wenn wir uns selbst bewegen,
bewegt sich ein nahes Objekt in unserem Gesichtsfeld stärker als ein
entferntes. Diese relative Bewegung gibt uns Aufschluss über die
Entfernung." Beim Hören ist die Herausforderung besonders groß, wenn die
Schallquelle an sich unbekannt ist. Während sich beim Klang eines
Martinshorns einschätzen lässt, wie weit entfernt ein Rettungswagen ist,
kann man bei unbekannten Schallquellen nicht erkennen, ob es sich um ein
leises Geräusch in der Nähe oder ein lautes Geräusch in der Ferne handelt.

Wie das menschliche Gehör mit solchen Bedingungen umgeht, hat Wiegrebe mit
seinem Team in einer Studie untersucht. Die Forscher platzierten die
Teilnehmer mit verbundenen Augen in einem echofreien Raum, damit sie nicht
anhand von Echos Rückschlüsse auf die Entfernung der Geräuschquellen
ziehen konnten. Aus zwei Lautsprechern, die in unterschiedlicher Distanz
zum Probanden positioniert waren, kamen hohe beziehungsweise tiefe Töne.
Die Aufgabe war, zu erkennen, welcher Ton aus kürzerer Entfernung kam.
"Teilnehmer, die ihren Oberkörper seitlich bewegten, sodass sich die
Schallquellen mal mehr links und dann mehr rechts von ihnen befanden,
konnten die relative Entfernung der Töne besser einschätzen. Das zeigt,
dass Menschen die Bewegungsparallaxe auch beim Hören nutzen können, um die
Distanz von Schallquellen zu orten", sagt Wiegrebe. Das klappte sogar
dann, wenn der Entfernungsunterschied der beiden Lautsprecher nur 16
Zentimeter war.

Die Forscher verglichen das Ergebnis mit einem weiteren Versuchsaufbau,
bei dem sich die Probanden nicht selbst bewegten, sondern auf einer
automatischen Plattform passiv bewegt wurden, und einem weiteren Test, bei
dem nur die Schallquellen bewegt wurden. Am besten unterschieden die
Teilnehmer die Entfernungen, wenn sie sich selbst bewegten. "Die
Wechselwirkung zwischen der Eigenbewegung und dem auditorischen System ist
bemerkenswert", sagt Wiegrebe. Offenbar gelingt es dem Gehirn dadurch, die
erwartete Änderung der räumlichen Eigenschaften der Schallquellen besser
auszuwerten. Dies ist auch in Situationen von Vorteil, in denen mehrere
Geräusche gleichzeitig aus verschiedenen Richtungen kommen. "Um zum
Beispiel auf einer Party Geräusche auseinanderzuhalten, hilft es, einfach
loszugehen. Durch die Bewegung ändern sich die binauralen Eigenschaften
und wir erkennen, welche Schallquellen näher sind."

Wie Wiegrebe in der Studie zeigte, nutzen Menschen spontan die Parallaxe,
die aus der Eigenbewegung resultiert, um Geräusche zu orten. "Man kann die
Wahrnehmung der auditorischen Parallaxe aber auch trainieren und so darin
besser werden." Inwiefern Tiere die Bewegungsparallaxe beim Hören
einsetzen, ist noch nicht bekannt.


Publikation:

Daria Genzel, Michael Schutte, W. Owen Brimijoin, Paul MacNeilage, Lutz
Wiegrebe:

Hearing in 3D: Discriminating sound sources in depth with auditory motion
parallax, in: PNAS 2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, Luise Dirscherl, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ORNITHOLOGIE/412: Albatrosse, Pinguine und vieles mehr - Neuseelands Subantarktische Inseln (Der Falke)


Der Falke - Journal für Vogelbeobachter - Januar 2018

Albatrosse, Pinguine und vieles mehr: Neuseelands Subantarktische Inseln

von Stefan Pfützke



Die von der UNESCO als Weltnaturerbe ausgewiesenen Subantarktischen
Inseln südlich Neuseelands gehören zu den letzten noch weitgehend
ursprünglichen Regionen überhaupt auf der Erde. Sie bestehen aus fünf
Inselgruppen und bilden mit der zu Australien gehörenden Macquarie
Island, ebenfalls ein UNESCO Weltnaturerbe, eine zusammenhängende
Gruppe von Inseln im Bereich zwischen 40° und 50° südlicher Breite
südlich von Neuseeland. Aufgrund ihrer Abgelegenheit und der
herausfordernden Witterungsbedingungen mit extrem starken Winden,
entsprechendem Wellengang, geringen Temperaturen und hohen
Niederschlagsmengen blieben sie lange komplett von menschlichen
Einflüssen verschont. Allerdings nicht dauerhaft.

 * 

Entdeckt wurden die Eilande von Europäern, zunächst die Inseln der
Bountygruppe, erstmalig 1788 von dem berühmt-berüchtigten Kapitän
Bligh, der diese Inselgruppe nach dem Namen seines Schiffes benannte.
Nach und nach wurden auch die anderen Inseln von Europäern entdeckt.
Zuvor hatten allerdings schon Maoris mindestens zwei Inselgruppen
betreten, nämlich Snares und Auckland. Mit dem Einsetzen der
Robbenjagd, in deren Verlauf alle auf den Inseln vorkommenden
Robbenarten an den Rand der Ausrottung gebracht wurden, siedelten sich
vor allem im 19. Jahrhundert auf den zugänglicheren Inseln für einen
mehr oder weniger kurzen Zeitraum Menschen an. Erst als die Robben-
und später die Pinguin- und die Waljagd nicht mehr lohnten oder
verboten wurden, sind die meisten Inselgruppen wieder verlassen
worden. Heute verfügen einige der Eilande noch über mehr oder weniger
regelmäßig besetzte Forschungsstationen. Die Populationen der Robben
und Pinguine haben sich wieder erholt, doch die eingeschleppten Tiere
wie Ratten, Mäuse, Katzen und Kaninchen, aber auch invasive Pflanzen,
machen vielen heimischen Tier- und Pflanzenarten bis heute zu
schaffen. Groß angelegte und teure Ausrottungsversuche sollen die
eingeschleppten Tiere wieder komplett von den Inseln verbannen.
Kürzlich soll es nach Angaben des Parks & Wildlife Services von
Tasmanien auch tatsächlich gelungen sein, dieses Ziel auf der
vergleichsweise großen Insel Macquarie umzusetzen, vorher gelang dies
beispielsweise auch schon auf Campbell Island. Von daher bleibt zu
hoffen, dass die großen Fehler der Vergangenheit tatsächlich revidiert
werden können und sich die Tierwelt dieser einzigartigen Region in
Zukunft zumindest unabhängig von direkten menschlichen Einflüssen vor
Ort entwickeln kann. Hierzu soll auch die Reglementierung der Zahl der
Besucher und die der erlaubten Kreuzfahrten durch das zuständige
neuseeländische "Department of Conservation" beitragen. Die Behörde
regelt unter anderem, welche Inseln überhaupt kurzfristig betreten
werden dürfen. So ist beispielsweise eine Anlandung auf der
Inselgruppe der Snares überhaupt nicht gestattet, auf anderen Inseln
ist sie schon alleine aufgrund der natürlichen Gegebenheiten mit
schroff aus dem Meer ragenden Felsen und der meistens sehr rauen See
gar nicht möglich.

Formenreichste Flora und Fauna im Südmeer

Trotzdem ist der Wunsch vieler Ornithologen, diese Region einmal
bereisen zu können, aus nachvollziehbaren Gründen sehr ausgeprägt.
Ausschlaggebend hierfür sind sicher neben der atemberaubenden
Landschaft die schier endlos erscheinenden Massen an Vögeln und die
Tatsache, dass viele Vogelarten der Subantarktischen Inseln dort
entweder endemisch sind oder in der Region den größten oder zumindest
einen wichtigen Teil ihrer Weltpopulationen haben. Die kalten,
nahrungsreichen Meeresströme begünstigen eine fast unvergleichliche
Vielfalt und Menge an marinen Lebensformen, wobei vor allem die
Vogelwelt und die Meeressäuger zu nennen sind. Keine andere
Inselgruppe im Südmeer beherbergt eine solch formenreiche Flora und
Fauna.

So brüten hier alleine acht Pinguinarten, von denen einige, wie der
Snaresinselpinguin Eudyptes robustus und der Sclaterpinguin
Eudyptes sclateri, endemisch sind. Aber auch der weltweit nur
noch in 6.000 Exemplaren vorkommende und stark im Bestand abnehmende
Gelbaugenpinguin Megadyptes antipodes, von dem es auch noch
Restbestände am neuseeländischen Festland gibt, hat auf den
Subantarktischen Inseln sein wichtigstes Rückzugsgebiet. Macquarie
Island spielt für Pinguine eine herausragende Rolle, da es hier
weltweit das einzige Brutvorkommen des Haubenpinguins Eudyptes
schlegeli (circa 850.000 Paare) gibt und zudem ein nicht
unerheblicher Anteil der Gesamtpopulation des Königspinguins
Aptenodytes patagonicus mit über 150.000 Paaren siedelt.

Der häufigste Brutvogel ist der Dunkle Sturmtaucher Puffinus
griseus  mit einem Schwerpunkt auf den Snares Inseln. Noch in den
1970er Jahren sollen alleine hier 2,75 Millionen Paare gebrütet haben.
Leider ist der Bestand mittlerweile allerdings auf etwa eine Million
Paare geschrumpft, und das, obwohl die Snares Inseln nie von
eingeschleppten Tieren heimgesucht wurden. Verantwortlich sollen
hierfür vor allem Temperaturänderungen an der Meeresoberfläche und die
damit zusammenhängende Nahrungsverfügbarkeit sein. Aber diese Art hat
auch stark unter dem Aderlass als Beifang bei der Langleinenfischerei
gelitten. Schätzungen gehen davon aus, dass alleine zwischen 1978 und
1991 einige Millionen von ihnen auf diese Weise ums Leben kamen.

Es gibt aber auch Arten, die vom Fischfang profitieren. Studien zur
Nahrung des Bulleralbatrosses Thalassarche bulleri  zeigten
auf, dass diese zu einem nicht unerheblichen Anteil aus Fischarten
besteht, die aufgrund ihrer vertikalen Verteilung im Meer für den
Albatros normalerweise gar nicht verfügbar sind und den Vögeln nur als
Beifang der Fischereiwirtschaft zugänglich gemacht werden. Im Zuge der
verbesserten Nahrungsverfügbarkeit ist der Bestand dieser Albatrosart
in dem untersuchten 20-Jahreszeitraum um annähernd 80% angestiegen.

Sicherlich stellen die Albatrosse für viele ornithologische Besucher
ein absolutes Highlight der Region dar. Insgesamt brüten gleich
dreizehn Taxa dieser hervorragend an die rauen Bedingungen angepassten
Vögel auf den Subantarktischen Inseln. Der Campbell-Albatros
Thalassarche impavida  hat von allen das kleinste
Verbreitungsgebiet und brütet, wie der Name schon vermuten lässt,
ausschließlich auf Campbell. Die Population des sehr nahe verwandten
Schwarzbrauenalbatrosses Thalassarche melanophris, von dem ein
Vertreter ja seit nunmehr vier Jahren regelmäßig den Inseln Helgoland
und Sylt Besuche abstattet, beträgt etwa 24.000 Paare. Außerdem brüten
noch fünf weitere Albatrosarten auf Campbell, was die Inselgruppe nach
Crozet im südlichen Indischen Ozean zur weltweit zweit-artenreichsten
Albatrosherberge macht.

Der Graumantel-Rußalbatros Phoebetria palpebrata  sticht ein
wenig aus der Albatrosgruppe heraus. Er gehört eher zu den kleineren
Vertretern seiner Familie und fällt durch seine graubraune
Grundfärbung mit abgesetzt dunklem Kopf und seine sehr schlanke Figur
auf. Paarflüge entlang der Brutfelsen werden mitunter stundenlang im
Synchronflug vorgetragen.

Besonders beeindruckend sind natürlich die ganz großen Vertreter der
Albatrosfamilie. So brüten hier der Königsalbatros Diomedea
(epomophora) sanfordi, der Südliche Königsalbatros Diomedea
(e). epomophora  und der Wanderalbatros Diomedea exulans.
Der selbst bei stärksten Stürmen elegante Flug dieser mit einer
Flügelspannweite von über drei Metern ausgestatteten Vögel ist
schlichtweg unvergleichlich. Für alle spielen die Subantarktischen
Inseln eine wichtige Rolle. So brütet beispielsweise fast die gesamte,
vergleichsweise kleine Population des Südlichen Königsalbatrosses von
nur 8.200 bis 8.600 Paaren auf Campbell Island und fast alle der
weltweit circa 26 Vögel des Antipoden Wanderalbatrosses Diomedea
(e.) antipodensis  auf der für sie namensgebenden Inselgruppe,
während die anderen Taxa weiter verbreitet, aber auch alles andere als
häufig sind.

Röhrennasen, Kormorane und Papageien

Neben dem bereits erwähnten Dunklen Sturmtaucher und den Albatrossen
gibt es noch über dreißig weitere Röhrennasenarten, die die
Subantarktischen Inseln als Brutgebiet oder zumindest die Gewässer zur
Nahrungssuche nutzen. Unter den oftmals schwierigen
Beobachtungsbedingungen mit starkem Wind, Wellengang und mitunter
ausgeprägten Niederschlägen sind die Vögel nicht leicht zu bestimmen.
Das gilt natürlich besonders dann, wenn die Beobachtungen nur kurz
sind, und das ist nicht selten der Fall. Keine Bestimmungsprobleme
bereiten die kleinen Kapsturmvögel Daption capense, die hier in
der Unterart australe vorkommen und als Schiffsfolger besonders häufig
anzutreffen sind. Im Bezug auf die Größe stehen dem Kapsturmvogel die
beiden im Feld mitunter schwer zu unterscheidenden Arten
Riesen-Macronectes giganteus  und Hallsturmvogel
 M. halli gegenüber, die mit einer Spannweite von annähernd
zwei Metern an die Maße einiger Albatrosarten heranreichen. Diesen
beiden Arten kommt als Aasfressern in den großen Pinguin- und
Robbenkolonien als eine Art Gesundheitspolizei eine besondere
Bedeutung zu.

Die Gruppe der in Englisch "Prions" bezeichneten fünf relativ kleinen
Pachyptila-Arten der Subantarktischen Inseln sind besonders
schwierig zu unterscheiden. Oftmals sind gute Fotos für die
Identifizierung nötig. Nur der Große Entensturmvogel Pachyptila
vittata  stellt aufgrund seiner auffälligen Schnabelform, die an
die eines Entenschnabels erinnert, in der Hinsicht eine Ausnahme dar
und kann daher oft problemlos bestimmt werden.

Nicht unerwähnt bleiben sollen die fünf Kormoranarten der
Leucocarbo-Gruppe, die in den meisten Fällen endemisch für ihre
Inselgruppe sind und sich durch eine vorwiegend schwarz glänzende
Ober- und weiße Unterseite sowie auffällige bunte Augenringe
auszeichnen. Weitere ähnlich gezeichnete Kormoranarten (8 bis 14
insgesamt, je nachdem, welchen Autoren man folgt) gibt es auch auf
anderen Inselgruppen der antarktischen und subantarktischen Gewässer.

Aber nicht nur Seevögel besiedeln die Subantarktischen Inseln südlich
von Neuseeland, sondern unter anderem auch zwei flugunfähige
Entenarten, Limikolen (zwei endemische Schnepfenarten und ein
Regenpfeifer) eine Unterart des Maorifalkens Falco novaezeelandiae
 sowie einige Singvögel und, für die klimatisch recht unwirtliche
Ecke für den einen oder anderen vielleicht etwas überraschend, fünf
Papageientaxa.

Durch die anscheinend erfolgreiche Bekämpfung der eingeschleppten
Tierarten, die jedoch noch nicht abgeschlossen ist, der strengen und
großräumig ausgelegten Reglementierung der Nutzung der Gewässer um die
Inseln und der kompromisslosen Beschränkung der Besucherzahlen sind
gute Voraussetzungen geschaffen, dass die reiche Fauna der
Subantarktischen Inseln südlich Neuseelands dauerhaft erhalten bleiben
kann. Unabhängig davon bleiben aber viele globale Probleme, wie die
Verschmutzung, Erwärmung und Überfischung der Meere oder auch der
große Aderlass vieler Röhrennasenarten, vor allem Albatrosse, als
Beifang der Langleinenfischerei als eine große Herausforderung bei der
Umsetzung des Schutzes der zum Teil weltweit gefährdeten Arten. Es
bleibt zu hoffen, dass auch dafür Lösungen gefunden werden können.



Stefan Pfützke  ist freiberuflicher Diplombiologe mit Schwerpunkt Ornithologie.

http://www.green-lens.de/
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ORNITHOLOGIE/411: Kolkraben - Was ein "Haa" über eine Futterstelle verrät (idw)


Universität Wien - 13.03.2018

Was ein "Haa" über eine Futterstelle verrät

Futterrufe von Kolkraben geben Aufschluss über Alter und Geschlecht



Wenn Kolkraben (Corvus corax) an einer Futterstelle auf Probleme stoßen,
äußern sie spezielle Futter-assoziierte Laute, um Angehörige derselben
Art zu Hilfe zu rufen. Laut einer Studie von WissenschafterInnen der
Universität Wien und der Universität Cambridge beinhalten diese Rufe
Hinweise über das Alter und Geschlecht des rufenden Raben. Das fanden
die VerhaltensbiologInnen mit Hilfe der Analyse von Frequenz, Rufdauer und
Lautstärke der Laute heraus. Die Ergebnisse dazu erscheinen aktuell
im Fachjournal "Frontiers in Zoology".




[image: Kolkraben an einer Futterstelle - Foto: © Georgine Szipl]

Kolkraben, die an einer Futterstelle auf Probleme stoßen, verwenden
eigene Rufe, um weitere Raben herbeizurufen.

Foto: © Georgine Szipl



Kolkraben, die an einer Futterstelle auf Probleme stoßen, verwenden
eigene Rufe, um weitere Raben herbeizurufen und damit potenzielle Räuber in
Schach zu halten oder dominante Raben überwältigen zu können. Wie
WissenschafterInnen der Universität Wien und der Universität Cambridge
herausfanden, unterscheiden sich die Hilferufe nach Alter und Geschlecht
der Tiere. Diese Information könnte Raben bei der Entscheidung helfen,
ob sie zur Futterstelle fliegen oder nicht. Markus Böckle erklärt: "Die
meisten vorherigen Studien über die Eigenschaften von Rabenrufen
konzentrieren sich auf das Erkennen von bekannten Individuen. Bis jetzt
ist jedoch noch wenig darüber bekannt, welche Informationen zusätzlich
auch für unbekannte Individuen übermittelt werden."

Im Rahmen der aktuellen Studie hat das internationale Forschungsteam
eine freilebende Population von Raben beobachtet, die regelmäßig bei der
Wildschweinfütterung im Cumberland Wildpark Grünau im Almtal (Österreich)
anwesend ist. Die WissenschafterInnen filmten die Fütterungen, um
anschließend die Frequenz, Rufdauer sowie die Lautstärke der speziellen
Laute der Raben identifizieren und analysieren zu können. Dabei stellte
sich heraus, dass vorbeifliegende Raben potenzielle Futterrufe aufgrund
der Information zu Alter und Geschlecht unterscheiden. Dadurch können
sie den Grad an Konkurrenz um Futter bzw. etwaige Gefahren an der
Futterstelle besser einschätzen. "Raben verwenden diese Rufe hauptsächlich
dafür, um auf Futterstellen hinzuweisen. Gleichzeitig werden jedoch noch
zusätzliche Informationen an die hörenden Raben weitergegeben. Spannend
dabei ist, dass Rufe, die sich auf Objekte in der Außenwelt beziehen, oft
als Vorläufer von Sprache betrachtet werden können. Unsere Ergebnisse
vertiefen somit den Einblick in die Intelligenz von Raben und ihr
komplexes Futterverhalten", so Böckle.
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Die ForscherInnen gehen davon aus, dass mehrere Faktoren für die alters-
und geschlechtsspezifischen Variationen der Rufe verantwortlich sind.
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Die ForscherInnen gehen davon aus, dass mehrere Faktoren für die alters-
und geschlechtsspezifischen Variationen der Rufe verantwortlich sind.
Unter anderem sind Größenunterschiede zwischen Raben verschiedenen Alters
und Geschlechts sowie hormonelle und neuronale Differenzen zwischen
Männchen und Weibchen wahrscheinliche Gründe. "Unsere Ergebnisse zeigen,
dass Raben die nötige Variation der Rufe produzieren und auch wahrnehmen
können. Das ermöglicht den Tieren, ihre Entscheidungsprozesse abhängig
von dieser Information zu gestalten, um dann entweder die Futterstelle und
die fressenden Raben aufzusuchen oder dieser fernzubleiben", so Böckle
abschließend.


Publikation in "Frontiers in Zoology"

Raven food calls indicate sender's age and sex. Boeckle et al. in:
Frontiers in Zoology (2018) 15:5 

https://doi.org/10.1186/s12983-018-0255-z


Weitere Informationen unter:

http://medienportal.univie.ac.at/uploads/media/MGA_boars_and_ravens_landing.mp4

Video I (Copyright: Georgine Szipl)

http://medienportal.univie.ac.at/uploads/media/MGA_MVI_0027.MP4 

Video II (Copyright: Georgine Szipl)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/401: Einmalige Einblicke in ein antarktisches Schelfeissystem (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung,
- 13.03.2018

Einmalige Einblicke in antarktisches Schelfeissystem

Daten zu Ozean-Eis-Wechselwirkungen in spärlich erforschten, weit südlich
gelegenen Regionen erfasst



Das zweitgrößte Schelfeis der Welt war das Ziel einer
Polarstern-Expedition, die am 14. März 2018 im chilenischen Punta Arenas
endet. Ozeanographen des Alfred-Wegener-Instituts haben entlang der
gesamten Gletscherfront des Filchner-Ronne-Schelfeises gemeinsam mit
nationalen und internationalen Kollegen wichtige Daten aufgezeichnet, um
das Schmelzen des antarktischen Eispanzers zu ergründen und eine bedeutende
Region für den globalen Meeresspiegelanstieg multidisziplinär unter die
Lupe zu nehmen.
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Wie die Wärme des Ozeans das Schelfeis angreift
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Der Forschungseisbrecher Polarstern ist zwar ebenso Wetter und
Naturgewalten ausgesetzt wie andere Schiffe auch. Dank der intensiven
Nutzung hochauflösender Satellitendaten, einer hervorragenden
Wettervorhersage des Bord-Meteorologen, sowie der Möglichkeit, das Meereis
per Hubschrauber zu erkunden, gelang es Crew und Wissenschaft trotzdem,
sehr erfolgreich durch das antarktische Eis zu navigieren. So konnten die
Forscher um Fahrtleiter Dr. Michael Schröder vom Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) die gesamte, gut
800 Kilometer lange Front des Filchner-Ronne-Schelfeises erkunden.

Wissenschaftliches Ziel der Expedition namens FROST (Filchner Ronne
Outflow System Tomorrow) war es, Daten und Proben zu gewinnen, die das
Prozessverständnis über die Wechselwirkungen zwischen dem Ozeanwasser und
dem antarktischen Eisschild verbessern. Landseitig des riesigen, auf dem
Ozean schwimmenden Filchner-Ronne-Schelfeises liegen die Gletscher der
Ostantarktis, deren Eismassen nach Norden in das Weddellmeer abfließen.
Viele Faktoren bestimmen die Fließgeschwindigkeit und somit auch, wie viel
die Gletscherschmelze zum Anstieg des globalen Meeresspiegels beiträgt. Zu
diesen Faktoren gehörigen beispielsweise Temperatur und Menge des
Ozeanwassers, das unter das Schelfeis strömt. Die Bodentopographie
bestimmt, wie weit das Wasser vordringen und sich ausbreiten kann, und die
An- oder Abwesenheit von Meereis kann die Wechselwirkungen mit dem offenen
Ozean verringern oder erhöhen. All diese Faktoren haben die
Expeditionsteilnehmer jetzt mit unterschiedlichen wissenschaftlichen
Methoden aufgezeichnet.

"Besonders wertvoll sind hydrographische Schnitte, mit deren Daten und
Proben wir die Wassermassenverteilung, die Ausbreitungspfade, das Alter
der Wassermassen und ihre Schmelzwasseranteile im Bereich des
Filchner-Troges bestimmen können. Dies ist bislang keinem Schiff innerhalb einer
Saison geglückt", berichtet AWI-Ozeanograph Michael Schröder begeistert
von Bord. Die Wissenschaftler konnten die gesamte Front des
Filchner-Ronne-Schelfeises von 61° West an der Antarktischen Halbinsel bis 35° 30?
West in der südöstlichen Ecke des Filchner-Troges beproben. Das sind
stattliche 438 Seemeilen, auf denen sie im Abstand von 15 bis 20
Kilometern auf insgesamt 48 Stationen ihre wissenschaftlichen Geräte
einsetzten.

Unter besonderer Beobachtung stand der Filchner-Trog selber, ein
Meeresgraben im südlichen Weddellmeer. Dies ist ein Gebiet intensiven
Einstroms warmer sowie Ausstroms kalter Wassermassen, die an der
Schelfeis-Ozean-Wechselwirkung beteiligt sind. Hier führten die Forscher
auf Schnitten quer zum Trog ein umfangreiches Messprogramm durch: einen
West-Ost Schnitt bei 76° Süd nördlich des Eisberges A23A, der wegen
widriger Eisbedingungen bisher noch nie gelang. Diese Messungen erweitern
jetzt die Aufzeichnungen von Verankerungen, die bereits seit vier Jahren
ganzjährig Temperatur, Tiefe, Salzgehalt und Strömung im südlichen
Weddellmeer messen. "Außerdem konnten wir am Nordrand des Filchner-Troges
bei 75° Süd, Messungen von Polarstern-Expeditionen der Jahre 2014 und 2016
wiederholen. Der Vergleich ermöglicht somit Aussagen über zeitliche
Veränderungen im Ausstromsystem", sagt Expeditionsleiter Schröder.

Alle ozeanographischen Messungen im Filchner-Trog sind eine Erweiterung
der unter dem Eis angebrachten Verankerungen des FISP-Projektes (The
Filchner Ice Shelf Project). Deren Datenaufzeichnung der Wassersäule in
einer Kaverne unter dem Schelfeis ergänzen weitere Verankerungen und
hydrographische Schnitte vor dem Schelfeis. So können die Wissenschaftler
ihre Messungen direkt an der Quelle mit Messungen stromab verknüpfen. "An
beiden Standorten gibt es inzwischen Zeitreihen der physikalischen Größen
von mindestens vier Jahren, die noch um mindestens vier weitere Jahre
fortgesetzt werden sollen. Damit können wir längerfristige Vorhersagen
über die Schmelzprozesse des Filchner-Ronne-Schelfeises machen", berichtet
Dr. Hartmut Hellmer, der den ozeanographischen Teil von FISP am
Alfred-Wegener-Institut leitet.

Auf der Expedition kam erstmals unter dem Schelfeis der Antarktis auch ein
spezielles Unterwasserfahrzeug vom britischen National Oceanography Centre
(NOC) und British Antarctic Survey (BAS) zum Einsatz. Mit seiner Hilfe
konnten die Forscher Temperatur, Salzgehalt und Tiefe des Wassers in einer
Kaverne unter 550 Meter dickem Eis messen. Außerdem gehörten Vertreter
geologischer, meereisphysikalischer, geochemischer und biologischer
Arbeitsgruppen zu den 52 wissenschaftlichen Fahrtteilnehmenden der
interdisziplinären Expedition. Neben den wissenschaftlichen Arbeiten hat
die Polarstern auch logistische Aufgaben übernommen: Vom 28. bis 30.
Januar stoppte sie an der Neumayer-Station III des
Alfred-Wegener-Instituts und versorgte die Station mit Treibstoff und wissenschaftlichem
sowie logistischem Material. Weiterhin lief der Eisbrecher Anfang März die
britische Station Halley an und nahm von dort Material und Personal mit
Richtung Südamerika.

Nach dem Einlaufen in Punta Arenas (Chile) wechseln die Fahrtteilnehmenden
und das Schiff wird mit frischem Proviant, Treibstoff und
wissenschaftlichem Material versorgt. Am 17. März sticht die Polarstern
mit neuer Crew zu einer siebenwöchigen Expedition mit Ziel Antarktische
Halbinsel in See. Nach einem weiteren Zwischenstopp in Punta Arenas steht
der Transit zurück in den Heimathafen Bremerhaven an, wo die Polarstern am
11. Juni zurückerwartet wird.



Blogs von der Expedition gibt es im Blogportal der Helmholtz-Gemeinschaft:

https://blogs.helmholtz.de/polarstern/ sowie bei der FAZ:

http://blogs.faz.net/antarktis/

Die Wochenberichte der Expedition finden Sie unter:

https://www.awi.de/nc/expedition/schiffe/polarstern/wochenberichte-polarstern.html



Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 18 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung,

Ralf Röchert, 13.03.2018
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FORSCHUNG/462: Ozeanzirkulation im Winter durch warme Sommer beeinflusst (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 12.03.2018

Ozeanzirkulation im Winter durch warme Sommer beeinflusst



Im Nordatlantik sinken im Winter kalte Wassermassen von der
Meeresoberfläche in die Tiefe. Diese sogenannte Konvektion gehört zu den
Schlüsselprozessen im System der globalen Ozeanströmungen. Mit Hilfe von
Langzeitbeobachtungen konnte ein Team des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel jetzt erstmals einen Einfluss von Frischwasser, das
sich im Sommer an der Meeresoberfläche sammelt, auf die
Tiefenwasserbildung im Winter nachweisen. Wie die Forschenden heute in der
internationalen Fachzeitschrift Nature Climate Change schreiben, könnte
sich der Prozess über mehrere Jahre verstärken und die Konvektion deutlich
schwächen.

Die Temperatur und der Salzgehalt des Meerwassers sind entscheidende
Faktoren, die das System der globalen Ozeanströmungen antreiben. Warmes
und salzhaltiges Wasser, das in hohe Breiten gelangt, kühlt dort an der
Oberfläche ab, wird schwerer und sinkt in die Tiefe. Diesen Prozess nennt
man Konvektion. In der Tiefe strömt das Wasser zurück Richtung Äquator und
zieht neue Wassermassen nach. Tiefreichende Konvektion findet nur in
wenigen Regionen statt, unter anderem in der Irminger See östlich von
Grönland und in der Labrador See westlich davon. Doch was passiert, wenn
zusätzliches Frischwasser, zum Beispiel von abschmelzenden Gletschern, in
dieses System gerät? Modellrechnungen zeigen, dass durch die dann
geringere Dichte des Oberflächenwassers eine Schwächung des
Strömungssystems eintreten könnte, aktuelle Beobachtungsdaten bestätigten
dies bisher jedoch nicht.

Eine Ozeanographin und zwei Ozeanographen des GEOMAR Helmholtz-Zentrums
für Ozeanforschung Kiel haben jetzt mit Hilfe von Langzeitbeobachtungen
erstmals einen konkreten Einfluss von Frischwasser auf die Konvektion
nachgewiesen. Sie veröffentlichen ihre Ergebnisse heute in der
internationalen Fachzeitschrift Nature Climate Change.

Die Studie beruht auf der Auswertung von Daten, die von verankerten
Beobachtungsplattformen in der Labrador See und Irminger See und von frei
treibenden Bojen, sogenannten Tiefendriftern, stammen. Zusätzlich wurden
Satellitenbeobachtungen der Ozean-Oberfläche und Atmosphärendaten mit
einbezogen. "Für verschiedene Zeiträume in den letzten 60 Jahren konnten
wir wichtige Schlüsselprozesse miteinander verbinden: atmosphärische
Schwankungen, wie die Nordatlantische Oszillation, Wasser- und
Lufttemperaturen, das Auftreten von Frischwasserschichten und die Dauer
der Konvektion", erklärt Dr. Marilena Oltmanns vom GEOMAR, die Erstautorin
der Studie.

Die Auswertung ergab einen deutlichen Zusammenhang zwischen
atmosphärischen Bedingungen, Sommertemperaturen über der Irminger See, der
Menge des Frischwassers dort und der Konvektion im folgenden Winter. "Wenn
in ohnehin wärmeren Perioden besonders warme Sommer mit viel Frischwasser
auftraten, gab der Ozean im folgenden Winter weniger Wärme ab. Das
bedeutete, dass die im Sommer entstandene Frischwasserschicht länger
stabil blieb und daher die Konvektion später einsetzte", sagt Dr.
Oltmanns.

Typischerweise wird durch die Konvektion das Frischwasser in die Tiefe
abtransportiert. Da die Konvektion in einigen Jahren erst sehr spät
einsetzte, verblieb ein hoher Anteil an Frischwasser nahe der Oberfläche
und wurde im folgenden Sommer durch neu eintreffendes Frischwasser
ergänzt. "Dieser Effekt könnte sich langfristig aufaddieren und so eine
erhebliche Schwächung der Konvektion bedeuten - besonders bei global
steigenden Durchschnitttemperaturen", fasst die Ozeanographin zusammen.

Die Arbeit zeige wie wichtig es sei, die Schlüsselstellen der globalen
Ozeanzirkulation dauerhaft zu beobachten, so Dr. Johannes Karstensen, 
Ko-Autor der Studie. "Nur durch langjährige Messprogramme kann die Verbindung
zwischen den komplexen ozeanischen und atmosphärischen Prozessen
identifiziert werden. Dafür ist eine kontinuierliche Finanzierung von
Personal, Schiffen und Material wichtig, die in diesem Fall durch die
Förderung im Rahmen von Einzelprojekten der Deutschen
Forschungsgemeinschaft, des Bundesforschungsministeriums und der EU
ermöglicht wurde", betont er.


Originalarbeit:

Oltmanns, M., J. Karstensen, J. Fischer (2018): Increased risk of a
shutdown of ocean convection posed by warm North Atlantic summers. Nature
Climate Change 

http://dx.doi.org/10.1038/s41558-018-0105-1


Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de 

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.geomar.de/service/kommunikation/geomar-news-single-archiv/article/den-kreislauf-des-ozeans-ueberwachen/ 

Artikel über Langzeitbeobachtung von Ozeanströmungen
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ASTRO/358: Der vierte Zustand der Materie - Helmholtz-Nachwuchsgruppe erforscht Innenleben von Sternen (idw)


Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 13.03.2018

Der vierte Zustand der Materie: 

Helmholtz-Nachwuchsgruppe erforscht Innenleben von Sternen am HZDR



Im Inneren kosmischer Giganten, wie der Sonne, herrscht ein merkwürdiger
Zustand. Der extrem große Druck und die hohe Temperatur verwandeln die
Materie in Plasma - ein brodelndes Gemisch wild umherfliegender Atome,
Ionen und Elektronen. Die Materie ist dadurch gleichzeitig dichter als
alle bekannten Festkörper, aber auch derart heiß, dass sie den
Schmelzpunkt jeglichen Materials übersteigt. Mit ihrer neuen
Nachwuchsgruppe geht Dr. Katerina Falk dieser sogenannten "Warmen Dichten
Materie" am Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) seit Anfang März
2018 auf den Grund. In den nächsten sechs Jahren unterstützt die
Helmholtz-Gemeinschaft die Physikerin dafür mit insgesamt 1,8 Millionen
Euro.

"Obwohl es sich die meisten Menschen in ihrem täglichen Leben
wahrscheinlich nicht vorstellen können, ist die warme dichte Materie der
häufigste Zustand im Universum", erzählt Katerina Falk. "Wir finden sie in
Sternen, Galaxien und kosmischen Nebeln. Trotzdem gibt es hier immer noch
viel zu entdecken." Das liegt nach Einschätzung der Forscherin vor allem
an den Schwierigkeiten, die Materieform experimentell zu untersuchen. So
lässt sich die warme dichte Materie mit den bisher verfügbaren Sonden und
Methoden nicht genau genug erforschen. Katerina Falk, die von der
tschechischen Extreme Light Infrastructure ELI nach Dresden wechselt, will
deshalb mit einem Postdoc und zwei Doktoranden hierfür geeignetere
Verfahren entwickeln. Mit den beiden Hochleistungslasern DRACO und
zukünftig PENELOPE findet sie am HZDR dafür die perfekte Umgebung.

"Indem wir einen hochintensiven Laserpuls auf eine gasförmige Probe
schießen, erzeugen wir im Labor ein Plasma", erläutert Falk. "Der Puls
reißt Elektronen aus den Atomen heraus und kreiert so eine Art Blase im
Plasma, die ein starkes elektrisches Feld enthält. Dieses Feld wiederum,
das der Laserpuls mit sich zieht, schließt die Elektronen ein und
beschleunigt sie auf diese Weise bis fast auf Lichtgeschwindigkeit. Die
dabei entstehende Strahlung können wir nutzen, um Materie zu
durchleuchten." Aufbauend auf dem Prinzip will die Forscherin eine
neuartige Plattform entwickeln, die Lang- und Kurzpuls-Laser mit räumlich
aufgelösten Röntgenstrahlen sowie innovativen Techniken der
Elektronenstreuung kombiniert. Falk erhofft sich dadurch neue Erkenntnisse
über fundamentale Vorgänge in der warmen dichten Materie, wie dem
Strahlungstransport, der Wärmeübertragung oder der elektrischen
Leitfähigkeit.

"Diese Prozesse spielen bei vielen astrophysikalischen Phänomenen eine
entscheidende Rolle, zum Beispiel bei der Entstehung der Planeten oder der
Magnetfelder in ihrem Kern", erklärt die Physikerin. Im Anschluss an die
Experimente in Dresden will sie die neuen Methoden auch in Prag bei ELI
sowie an der Helmholtz International Beamline for Extreme Fields HIBEF,
die das HZDR am Europäischen Röntgenlaser XFEL in Hamburg aufbaut, testen.
Exzellente Rahmenbedingungen liefert ihr die Helmholtz-Gemeinschaft mit
dem Förderinstrument der Nachwuchsgruppen, schätzt die Forscherin ein:
"Die garantierte Unterstützung über sechs Jahre gibt ausreichend Zeit, um
ein Projekt ordentlich durchzuführen." Außerdem lobt Katerina Falk die
Möglichkeiten zur Lehre, die bei dem Programm miteingeschlossen sind. So
wird sie neben ihrer Forschung am HZDR auch einen Kurs im
Masterstudiengang Physik an der TU Dresden geben.

Nach dem Studium am Imperial College London sowie ihrer Promotion in Atom-
und Laserphysik an der Universität Oxford hat Katerina Falk zunächst von
März 2012 bis Dezember 2014 am Los Alamos National Laboratory in New
Mexico geforscht. Vor drei Jahren zog es sie nach Prag, um dort die
Beamline ELI mitaufzubauen. Im vergangenen September erhielt Katerina Falk
die Zusage für eine Nachwuchsgruppe von der Helmholtz-Gemeinschaft. Mit
diesem Programm will die größte deutsche Forschungsorganisation exzellente
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler beim Start in eine eigenständige
Karriere unterstützen. Pro Jahr werden 20 Gruppen ausgeschrieben - 2017
konnten sich 16 Forscher die Förderung sichern. Neben Falks Team gibt es
am HZDR derzeit drei weitere Helmholtz- sowie eine Emmy
Noether-Nachwuchsgruppe der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG).




Weitere Informationen unter:

https://www.hzdr.de/presse/nachwuchsgruppe_falk

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution222

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf, Simon Schmitt, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/774: Studie - Statistische Mechanik und Thermodynamik besser begreifen (idw)


Freie Universität Berlin - 12.03.2018

Studie: Statistische Mechanik und Thermodynamik besser begreifen



Wissenschaftler der Freien Universität Berlin haben eine neue Erklärung
für die zentrale Rolle von kanonischen Gesamtheiten in der Statistischen
Mechanik geliefert; der Begriff bezeichnet eine besondere Klasse von
Zuständen physikalischer Systeme. Sie sind deshalb von besonderem
Interesse, weil mithilfe von ihnen die Gesetze der klassischen
Thermodynamik aus den Gesetzen der Statistischen Mechanik hergeleitet
werden können; erklärbar sind somit viele makroskopische Eigenschaften,
etwa von Gasen und Festkörpern auf der Basis ihrer mikroskopischen
Bausteine - das heißt auf Basis einzelner Atome und Moleküle.

Das Forscherteam um Prof. Dr. Jens Eisert vom Fachbereich Physik der
Freien Universität konnte zeigen, dass kanonische Gesamtheiten als
natürliche Beschreibung von Systemen auftreten, deren genauen
mikroskopischen Zustand man nur unvollständig kennt. Durch diese Einsicht
lässt sich die enge Verbindung zwischen Statistischer Mechanik und
Thermodynamik neu verstehen. Die Ergebnisse wurden im renommierten
Fachjournal Nature Communications veröffentlicht. Von den Erkenntnissen
erhoffen sich die Wissenschaftler in erster Linie neue Einsichten über die
Grundlagen der Thermodynamik, aber möglicherweise auch Anwendungen in den
Quanten-Technologien.

Als der US-amerikanische Physiker Josiah Willard Gibbs (1939-1903) im Jahr
1902 das Konzept von kanonischen Gesamtheiten einführte, legte er damit
den Grundstein für die Theorie der Statistischen Mechanik; er
revolutionierte das Verständnis für den Zusammenhang zwischen den Gesetzen
der Thermodynamik und den Regeln, denen die atomaren Bestandteile von
Gasen, Flüssigkeiten und Festkörpern unterliegen. Gibbs konnte zeigen,
dass ein solches System - wenn es sich auf atomarer oder molekularer Ebene
wie eine kanonische Gesamtheit verhält - makroskopisch den Gesetzen der
Thermodynamik folgt.

So groß dieser Erfolg auch war, offen blieb die Frage, unter welchen
Umständen sich Systeme im Kleinen überhaupt wie kanonische Gesamtheiten
verhalten, sodass Gibbs' Ergebnisse auf sie zutreffen. Obwohl seit 1902
diese Umstände deutlich besser verstanden worden sind, so existiert doch
noch keine endgültige Antwort auf diese Frage. Das Forscherteam um
Professor Jens Eisert präsentierte in dem Aufsatz mithilfe eines völlig
neuen Ansatzes nun einen interessanten Fortschritt.

In ihrem Artikel untersuchen die Forscher Paul Boes, Henrik Wilming, Dr.
Rodrigo Gallego von der Freien Universität Berlin zusammen mit Professor
Jens Eisert die möglichen thermodynamischen Zustände physikalischer
System, die man präparieren kann, wenn man nur partielle Information über
den Anfangszustand des Systems und seiner thermischen Umgebung hat. Sie
zeigten in dem Aufsatz, dass die erreichbaren Zustände solcher Systeme
exakt durch kanonische Gesamtheiten beschrieben werden. Kanonische
Gesamtheiten treten also automatisch auf, wenn der mikroskopische Zustand
von Systemen nur unvollständig bekannt ist.

Dieses Ergebnis wirft neues Licht auf die spezielle Rolle, die kanonische
Gesamtheiten in der Beschreibung physikalischer Systeme auf der
mikroskopischen Ebene haben; es und leistet einen signifikanten Beitrag
dazu, das Verhältnis zwischen Statistischer Mechanik und Thermodynamik
besser zu verstehen.

Die Forschung des Teams um Professor Eisert wurde von der Europäischen
Union (AQuS), dem Europäischen Forschungsrat (TAQ), der COST Aktion COST
MP1209, der Deutschen Forschungsgesellschaft (GA 2184/2-1, CRC 183, B02)
sowie der Studienstiftung des Deutschen Volkes gefördert.
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AGRAR/374: Glyphosat-Krebseinstufung - Neue Bundesregierung muss Behörden kritisch hinterfragen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2018

Glyphosat-Krebseinstufung: Neue Bundesregierung muss Behörden kritisch hinterfragen



Zur heute im Journal of Epidemiology and Community Health (JECH) veröffentlichten wissenschaftlichen Analyse der Einstufung des krebserregenden Potenzials von Glyphosat durch europäische Behörden erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Die neue Analyse liefert weitere Belege dafür, dass die Behörden sich bei der Einstufung der krebserregenden Eigenschaften von Glyphosat nicht an ihre eigenen Regeln gehalten haben. Demzufolge hätte Glyphosat schon anhand der vorliegenden und ausgewerteten Industriestudien auch von der EU offiziell als "wahrscheinlich krebserregend" eingestuft werden müssen, genau wie es die Krebsexperten der Weltgesundheitsorganisation (WHO) getan haben.

Die alte Bundesregierung hat erst vor wenigen Tagen nochmals bekräftigt, sie vertraue der Bewertung der Behörden, Glyphosat nicht als krebserregend einzustufen. Heute tritt die neue Bundesregierung an, die sich wegen des öffentlichen Drucks nach der Schmidt-Zulassung einen Vielleicht-irgendwann-Glyphosatausstieg in den Koalitionsvertrag geschrieben hat. Die neue Agrarministerin Julia Klöckner muss angesichts dieser weiteren Hinweise jetzt auch die Arbeit der Behörden noch einmal ganz genau überprüfen.

Sollte die schwarz-rote Neuauflage allerdings genauso wenig Aufklärungsinteresse zeigen wie die bisherige Regierung, kann immerhin der neue Sonderausschuss des Europaparlaments den Hinweisen nachgehen, der diese Woche seine Arbeit aufgenommen hat.


Der JECH-Artikel kann hier kostenlos heruntergeladen werden:

Peter Clausing, Claire Robinson, Helmut Burtscher-Schaden: Pesticides and public health: an analysis of the regulatory approach to assessing the carcinogenicity of glyphosate in the European Union

http://jech.bmj.com/content/jech/early/2018/03/06/jech-2017-209776.full.pdf
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AUSSEN/2016: Fall-Skripal - Großbritannien hat unsere volle Solidarität verdient


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2018

Fall-Skripal: Großbritannien hat unsere volle Solidarität verdient



Zur Ankündigung der Premierministerin Theresa May erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Der Einsatz von Nervengift zur Ermordung von unschuldigen Menschen soll offensichtlich Angst und Schrecken bei uns in der EU auslösen. Es stellt auch einen Angriff auf die Sicherheit von Menschen dar, die sich in Deutschland und der EU befinden und hier Schutz vor Angriffen suchen, die sie aufgrund ihrer politischen Überzeugungen in Russland erlebt haben oder befürchten. Die EU muss jetzt geschlossen handeln.

Die Auswahl des Mordwerkzeugs hätte es zwingend erforderlich gemacht, dass sich die russische Regierung erklärt und glaubwürdig klarstellt, dass sich derartige Fälle nicht wiederholen können. Vor dem Hintergrund der Reaktionen aus Moskau ist nachvollziehbar, dass die britische Regierung den Vorfall als direkten Angriff wertet, den weder London noch die EU akzeptieren können. Deswegen ist die heute angekündigte Reaktion der britischen Regierung der Ausweisung von 23 Diplomaten und die Androhung im begründeten Einzelfall russische Vermögen einzufrieren angemessen und richtig. Großbritannien hat hier die volle Solidarität Deutschlands und der EU verdient. Auch die Bundesregierung sollte darlegen, wie sie gegen möglicherweise auch in Deutschland stattfindende russische Geheimdienstaktivitäten verstärkt vorgehen will.

Die europäischen Demokratien haben zu lange die Augen davor verschlossen, dass staatliche russische Elemente auch hier gegen unsere freiheitlich-demokratische Ordnung arbeiten. Das muss ein Ende haben. Vor dem Hintergrund der extrem kritischen Phase in den Brexit-Verhandlungen ist Geschlossenheit der EU mit UK in der Reaktion auf den Fall Skripal auch ein Zeichen der Stärke der EU.

 * 
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AUSSEN/2015: Statement von Anton Hofreiter zum Thema USA




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. März 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema USA

 

Von der Regierung Trump erwartet man ja nichts Positives mehr. Aber Herr Trump hat jetzt mit Tillerson einen der letzten Erwachsenen in dieser Regierung entlassen und ersetzt ihn durch einen Geheimdienstler und Klimawandel-Leugner. Damit besteht die Gefahr, dass die USA noch monolateraler, noch erratischer wird, noch unberechenbarer wird. Deswegen kann man große Sorgen haben angesichts dieser Entscheidung von Herrn Trump.
 
 *
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INNEN/3074: Nicola Kabel ist neue Pressesprecherin des Bundesvorstandes


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 14. März 2018

Nicola Kabel ist neue Pressesprecherin des Bundesvorstandes



Zur Neubesetzung der Position der Pressesprecherin erklärt Michael
Kellner, Politischer Bundesgeschäftsführer von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

"Wir freuen uns sehr, dass wir Nicola Kabel als neue Pressesprecherin
und Leiterin der Abteilung Presse und Kommunikation des Bundesvorstandes
gewinnen konnten. Sie tritt ihre neue Position zum 20. März 2018 an.
Nicola Kabel war seit 2012 Pressesprecherin im Kieler Ministerium für
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume.

Sie studierte Geschichte und öffentliches Recht an der Universität in
Hamburg. Es folgte ein Volontariat bei der Deutschen Presse-Agentur, mit
Stationen in Frankfurt, Berlin und Hamburg. Anschließend arbeitete sie
als Redakteurin in verschiedenen Redaktionen der dpa, zuletzt im
Landesdienst Nord im Kieler Außenbüro, bevor sie ins Ministerium für
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume wechselte.

Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit Nicola Kabel in ihrer neuen
Funktion!"

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 14. März 2018

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin
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INNEN/3073: Bundesregierung muss Zukunftsherausforderungen anpacken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2018

Bundesregierung muss Zukunftsherausforderungen anpacken



Zur heutigen Wahl der Bundeskanzlerin Angela Merkel erklären die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter und die Parteivorsitzenden Annalena Baerbock und Robert Habeck:

Wir gratulieren Angela Merkel zur heutigen Wahl. Es ist gut, dass die monatelange Hängepartie bei der Regierungsbildung ein Ende hat. Auf Angela Merkel und ihre Ministerinnen und Minister warten große Zukunftsherausforderungen. Dazu gehören insbesondere der gesellschaftliche und soziale Zusammenhalt in unserem Land, eine solidarische Zusammenarbeit in Europa, eine verantwortungsvolle Außen- und Flüchtlingspolitik und der Kampf gegen die Klimakrise. Wir wünschen der Bundesregierung viel Mut und Weitblick, diese Herausforderungen anzupacken.

Wir erwarten, dass die Große Koalition über den Koalitionsvertrag hinauswächst, denn dieser weist große Lücken auf - zum Beispiel beim Klimaschutz, in der Armutsbekämpfung und der Digitalisierung. Doch wie jede andere Regierung auch, verdienen Union und SPD 100 Tage Bewährungszeit und vielleicht gibt es ja auch Lichtblicke.

Wir Grüne wollen im Streit um die besten Ideen eine konstruktive Opposition sein. Aber wir werden überall dort eine harte Opposition sein, wo weitere vier Jahre Stillstand oder falsche Weichenstellungen drohen. Deutschland und Europa brauchen Bewegung, Zusammenhalt und Zukunftslust.

 * 
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INNEN/3072: Statement von Anton Hofreiter zum Thema Große Koalition




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. März 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema Große Koalition
 

Wenn man sich die großen Zukunftsherausforderungen anschaut, vor denen unser Land steht - was den Zusammenhalt unserer Gesellschaft, den Zusammenhalt Europas und die Überwindung der Klimakrise angeht - dann muss man dieser Regierung viel Erfolg wünschen. Wenn ich mir allerdings den Koalitionsvertrag anschaue, dann mache ich mir große Sorgen, ob diese Bundesregierung wirklich erfolgreich regieren wird. Bislang haben Union  und  SPD den Klimaschutz abgewickelt, bei dem Umgang mit Geflüchteten setzen sie auf Abschottung und Restriktion. Bei den Themen sozialer Zusammenhalt und Digitalisierung kann man keine einzige neue Idee erkennen. Und das Heimatmuseum von Herrn Seehofer wird jetzt auch nicht gerade das Innovativste sein, was man sich vorstellen kann.
 
Notwendig wäre eine Regierung, die sich dringend kümmert um Klimaschutz, die sich dringend kümmert um Europa, die endlich eine Antwort auf die Fragen von Macron gibt. Eine Regierung, die neue spannende Ideen zum sozialen Zusammenhalt entwickelt. Und da muss man sich ja die allergrößten Sorgen machen. Was macht Herr Spahn? Bei Herrn Spahn hat man den Eindruck, dass er seine Karriere aufbauen will auf dem Rücken der Schwächsten. Seine vollkommen empathielosen Anmerkungen zeigen, dass er für seine Posten als Gesundheitsminister, der für wichtige soziale Fragen zuständig ist, schlichtweg ungeeignet ist.
 
Hartz IV ist sicher ein System, das in der Form nicht mehr in diese Zeit passt. Hartz IV muss dringend verbessert werden. Und wir müssen auch endlich dafür sorgen, dass diese gnadenlosen Sanktionen reduziert werden bzw. wegkommen. Hartz IV bedeutet, dass man ein Kind ernähren soll mit einem Satz von 2,77 Euro pro Kind pro Tag. Das soll man mir mal zeigen, wie das gut funktionieren soll. Das bedeutet schlichtweg Armut für eine betroffene Familie. Wer das leugnet, verhöhnt all die Menschen, die davon betroffen sind.
 
 *
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RECHT/800: Weltverbrauchertag - Bundesregierung muss Verbraucherrechte stärken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. März 2018

Weltverbrauchertag: Bundesregierung muss Verbraucherrechte stärken



Zum morgigen Weltverbrauchertag erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für Verbraucherpolitik:

Die Bundesregierung muss Verbraucherinnen und Verbraucher deutlich stärker in den Blick nehmen. Gerade der Dieselskandal hat einmal mehr gezeigt, dass die große Nähe der Bundesregierung zur Wirtschaft oft leider dazu führt, dass Unternehmen, die betrügen, ungeschoren davon kommen und die Verbraucher im Regen stehen gelassen werden. In einer zunehmend globalen und digitalen Welt muss Politik klare Regeln schaffen, damit Verbraucher ihre Rechte kennen und durchsetzen können und Kaufentscheidungen auf sicherer Grundlage treffen können. Die Bundesregierung hat in der vergangenen Wahlperiode viel angekündigt und wenig umgesetzt. Die Ankündigungen im neuen Koalitionsvertrag dürfen nicht wieder verpuffen, sondern müssen nun beherzt angegangen werden.

Gute Ansätze sind die Ausweitung der BaFin-Aufsicht auf alle Finanzanlagenvermittler und die Stärkung der Marktwächter in den Verbraucherzentralen. Immerhin soll noch in diesem Jahr die Musterfeststellungsklage kommen. Auch das ist gut und wichtig, aber längst überfällig. Schon in der letzten Wahlperiode wäre sie dringend notwendig gewesen, um die Millionen betrogenen Dieselbesitzer vor der Verjährung ihrer Ansprüche zu schützen. Allerdings bleibt die Bundesregierung in der Zielsetzung hinter ihren Möglichkeiten zurück: Unser Modell der Gruppenklage hätte gegenüber der Musterfeststellungsklage nicht nur Klagemöglichkeiten für Verbände, sondern generell für Verbraucher und beispielsweise auch Arbeitnehmer eröffnet. In zentralen Bereichen wie dem digitalen Verbraucherschutz, etwa der Überprüfbarkeit von Algorithmen und Transparenz von Vergleichsportalen, sind die Ankündigungen zudem äußerst vage. Und ob der versprochene flächendeckende Ausbau mit Gigabit-Netzen bis 2025 tatsächlich erreicht wird, mag angesichts des in der Vergangenheit gebrochenen Versprechens durchaus bezweifelt werden. Vage bleiben zudem die angekündigten Verbesserungen im Inkasso- und Bauträgerrecht und beim Schutz vor untergeschobenen Telefonverträgen. Im Bereich Ernährung und Landwirtschaft wird der Verbraucher im Wirrwarr von Labels und Kennzeichen immer noch allein gelassen. Es fehlt allein der Mut, dieses Wirrwarr aufzulösen.

In der Verbraucherpolitik ist also deutlich Luft nach oben. Die Bundesregierung muss die Rechte von Verbraucherinnen und Verbrauchern stärken, damit deren Interessen nicht länger Wirtschaftsinteressen weichen. Daran werden wir in den nächsten Monaten mit Verve arbeiten.

 * 
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WIRTSCHAFT/2788: Statement von Anton Hofreiter zum Thema Volkswagen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. März 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema Volkswagen
 

Wenn man sich die VW-Bilanz anschaut, zeigt sich: Merkel und Scheuer sind zu Schutzpatronen der wirklich Reichen und Mächtigen in diesem Land geworden. Denn bei VW gibt es Milliardengewinne für die Aktionäre und hunderte von Millionen Boni für die Manager. Aber dieser Konzern hat angeblich kein Geld, um endlich die Nachrüstung für die betrogenen Kunden zu bezahlen. Und was macht die Bundesregierung? Die Bundesregierung lässt das einfach durchgehen. Und damit zeigt sich, diese Bundesregierung ist der Schutzpatron der Managerboni und der Milliardengewinne für die Aktionäre. Diese Bundesregierung lässt die Menschen, die saubere Luft haben wollen, im Stich. Diese Bundesregierung lässt die Kunden, die betrogen worden sind, im Stich.
 
 *
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WIRTSCHAFT/2787: Statement von Anton Hofreiter zum Thema EON/RWE 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. März 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema EON/RWE 



Wenn man sich weitere Konzerne anschaut: EON und RWE haben erst die Energiewende verschlafen, dann haben sie bei der Energiewende Unmengen Fehler verursacht, dann haben sie die Energiewende versucht auszusitzen. Und jetzt stellen sie fest, das, was sie nur können, ist zu versuchen, sich Monopolgewinne zu sichern. EON soll die ganzen Verteilnetze übernehmen sowie die Kunden und RWE die Erzeugung. Da besteht die große Gefahr, dass die Bürgerenergiewende weiter ausgebremst wird. Da besteht die große Gefahr, dass am Ende zwei Monopolisten entstehen, die nicht innovativ sind, sondern dass diese Monopolisten nichts anderes tun, als zu versuchen, auf das alte System der Monopolgewinne zurückzukehren.
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AGRAR/298: Schäfer nachhaltig unterstützen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2018

Schäfer nachhaltig unterstützen

Schafhalter stehen für Naturschutz und Pflege der Kulturlandschaft



Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat in seiner Sitzung
am heutigen Mittwoch die Situation der Weidetierhaltung, insbesondere
der Schafhalter diskutiert. Dazu erklären der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, und der zuständige
Berichterstatter Hermann Färber:

"Für die Unionsfraktion ist klar: Die Schafhalter leisten einen
wichtigen Beitrag zum Natur- und Landschaftsschutz sowie zum Erhalt
unserer Kulturlandschaft. Schafe und andere Weidetiere sind für eine
umweltfreundliche Nutzung insbesondere von Überschwemmungsgebieten,
grundwassernahen und ertragsschwachen Standorten unverzichtbar. Als
Fraktion anerkennen wir die große gesellschaftliche Bedeutung der
Schafhaltung. Daher wollen wir für den Berufstand werben und junge
Menschen ermutigen, in diesem Bereich tätig zu werden.

Eine Weidetierprämie ist aus Sicht der Unionsfraktion jedoch kritisch
zu sehen, da dies eine Abkehr von der Orientierung der Agrarpolitik
am Marktgeschehen bedeuten würde. Zumal die Schafhalter in
Deutschland bereits über die Betriebsprämien und verschiedene
Maßnahmen im Rahmen der zweiten Säule der Europäischen Agrarpolitik
(GAP) gefördert werden, von denen auch flächenarme Betriebe
profitieren. Insgesamt erhält der Sektor heute deutlich mehr
Unterstützung als zu Zeiten der Mutterschafprämien.

Zur Wahrheit gehört jedoch, dass die Einkommenssituation von
Schafhaltern sehr unterschiedlich ist. Vor allem die sogenannten
Wanderschäfer stehen vor finanziellen Problemen. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird daher darauf achten, dass alle
Schafhalter von der Weiterentwicklung der GAP profitieren werden. So
sollen die Direktzahlungen zielgenauer ausrichtet werden und die
zweite Säule noch stärker als bisher besonders tier- und
umweltgerechte Haltungsverfahren sowie Agrar- und Umweltmaßnahmen
fördern. Es liegt an den Bundesländern, für eine Umsetzung im Sinne
der Schafhalter zu sorgen.

Zudem stellt die Wiederansiedlung der Wölfe eine große
Herausforderung dar. Die berechtigten Sorgen der Nutztierhalter
nehmen wir sehr ernst. Eine mögliche Ausbreitung der Wölfe darf nicht
zu Lasten der Weidetierhalter erfolgen. Der Schutz der
landwirtschaftlichen Nutztiere muss vielmehr höchste Priorität haben.
Deshalb muss der Herdenschutz konsequent weiterentwickelt werden. Es
sollten zügig wirksame Maßnahmen gegen verhaltensauffällige Wölfe
ergriffen werden."

 * 
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AUSSEN/1708: Russland muss bei der Aufklärung des Giftgas-Anschlags kooperieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2018

Russland muss bei der Aufklärung des Giftgas-Anschlags
kooperieren

Nervengift wurde in der Sowjetunion entwickelt - Großbritannien
genießt unsere Solidarität



Im Fall des Giftgasanschlags auf den russischen Ex-Doppelagenten
Skripal und seine Tochter weist die britische Regierung Russland eine
Mitverantwortung zu. Hierzu erklären der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt, und die zuständige
Berichterstatterin Elisabeth Motschmann:

"Wir verurteilen den Giftgas-Anschlag auf den ehemaligen russischen
Doppelagenten und seine Tochter im englischen Salisbury aufs
Schärfste. Giftgas wird zu Recht von der Weltgemeinschaft geächtet.

Damit die Umstände des Anschlags lückenlos aufgeklärt werden können,
erwarten wir die vollständige Kooperation von Seiten Russlands.
Moskau trägt schon allein deshalb eine besondere Verantwortung für
die Sicherung des Nervengiftes, weil dieses in der ehemaligen
Sowjetunion entwickelt und hergestellt wurde. Da der Stoff zu den
tödlichsten Nervenkampfstoffen überhaupt gehört, darf er keinesfalls
in falsche Hände gelangen. Falls dies doch passiert sein sollte, muss
Russland auch hierfür Verantwortung übernehmen.

Angesichts des Tathergangs und der Art des eingesetzten Giftgases ist
die Mutmaßung der britischen Premierministerin May, dass Russland auf
die ein oder andere Weise involviert ist, nachvollziehbar. Sollte
sich tatsächlich herausstellen, dass Russland direkt für den Anschlag
verantwortlich ist, sind Konsequenzen unerlässlich. In diesem Fall
sollten Deutschland und die EU fest an der Seite Großbritanniens
stehen. Als enger Verbündeter genießt das Vereinigte Königreich
unsere uneingeschränkte Solidarität."

 * 
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INNEN/3354: CDU gratuliert den Mitgliedern des neuen Bundeskabinetts


Pressemitteilung der CDU - 14. März 2018

CDU gratuliert den Mitgliedern des neuen Bundeskabinetts



Zur heutigen Wiederwahl von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel durch
den Deutschen Bundestag und der Vereidigung der Ministerinnen und
Minister erklärt die Generalsekretärin der CDU Deutschlands, Annegret
Kramp-Karrenbauer:

Im Namen der CDU Deutschlands gratuliere ich unserer
Parteivorsitzenden Angela Merkel herzlich zu ihrer vierten Wahl zur
Bundeskanzlerin durch den Deutschen Bundestag. Wir freuen uns sehr,
dass sie ihre erfolgreiche Arbeit für Deutschland fortsetzen kann.
Dabei wünschen wir ihr gutes Gelingen, viel Kraft und Gottes Segen.
Zugleich gratulieren wir den heute vereidigten Ministerinnen und
Ministern. Das Kabinett ist eine gute Mischung aus erfahrenen und
neuen Gesichtern, aus Männern und Frauen, aus den verschiedenen
Regionen unseres Landes.

Viel Arbeit liegt vor uns. Nach einer überaus langen
Regierungsbildung gilt es nun anzupacken. Wir wollen, dass
Deutschland ein sicheres, starkes und erfolgreiches Land im Herzen
Europas bleibt, ein Land des wirtschaftlichen und sozialen
Fortschritts, an dem alle teilhaben. Ein neuer Aufbruch für Europa,
eine neue Dynamik für Deutschland, ein neuer Zusammenhalt für unser
Land - dafür steht der Koalitionsvertrag. Und dieses Versprechen
gegenüber den Bürgerinnen und Bürger wollen wir gemeinsam einlösen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 9/2018 vom 14.03.18

Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU)

Konrad-Adenauer-Haus

Klingelhöferstraße 8, 10785 Berlin

Tel. 030/220 70-0, Fax 030/220 70-111

E-Mail: info@cdu.de

Internet: www.cdu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





RECHT/841: Große Koalition wird Verbraucherschutz deutlich ausbauen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. März 2018

Große Koalition wird Verbraucherschutz deutlich ausbauen

Musterfeststellungsklage für Verbraucher kommt



Am morgigen Donnerstag jährt sich wie jedes Jahr am 15. März der
Weltverbrauchertag. Hierzu erklären die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin Elisabeth Winkelmeier-Becker und die
zuständige Berichterstatterin Mechthild Heil:

"Die große Koalition plant zahlreiche Vorhaben zur Verbesserung des
Verbraucherschutzes. Eines der ersten großen Projekte wird die
Einführung der Musterfeststellungsklage für Verbraucher sein, die
dadurch bessere Möglichkeiten zur gemeinsamen Rechtsdurchsetzung
erhalten sollen.

Für Fälle, in denen eine Vielzahl von Betroffenen auf die gleiche Art
und Weise geschädigt worden ist, soll eine effektive
Rechtsdurchsetzung geschaffen werden. Wenn Verbrauchern zum Beispiel
ein mangelhaftes Produkt verkauft wurde oder ein ungünstiger Vertrag
aufgenötigt worden ist, darf die Durchsetzung ihrer Rechte nicht an
hohen Beweis- und Prozesskosten und ungewissem Verfahrensausgang
scheitern. Eine Klageindustrie nach amerikanischem Vorbild darf dabei
aber nicht entsteht. Wir werden deshalb die Klagebefugnis auf
festgelegte, qualifizierte Einrichtungen beschränken. CDU und CSU
wollen so sicherstellen, dass nur besonders qualifizierte
Verbraucherschutzorganisationen exklusiv mit der Klagebefugnis
beauftragt werden. Das verhindert Missbrauch. Das Gesetz soll
spätestens am 1. November 2018 in Kraft treten, damit Ansprüche nicht
zum Jahresende 2018 verjähren und Klagen zeitnah erhoben werden
können. Das gilt insbesondere für etwaige Ansprüche aus dem Kauf von
Diesel-Fahrzeugen im Jahr 2015, deren einfache Registrierung in einem
Klageregister ermöglicht werden soll. Auch die Durchsetzung kleiner
Streuschäden, wie z.B. die Entschädigung für Flugverspätungen, wollen
wir verbessern.

Zur Stärkung von Aufsicht und Bürgerinformation im Verbraucherschutz
plant die Union, die Mittel für die vorhandenen Marktwächter im
Haushalt zu verstetigen und sie mit einem eigenen Gesetz erstmals auf
eine rechtliche Grundlage zu stellen. Die Rechte der Marktwächter
werden so eindeutig festgelegt und gleichzeitig wird die Transparenz
ihrer Arbeit garantiert.

Die Bundesregierung soll zukünftig zur leichteren Auffindbarkeit von
Verbraucherinformationen ein bundesweites einheitliches 'Portal
Verbraucherlotse' anbieten. Wir werden die Verbraucherzentralen mit
der weiteren Bereitstellung von Materialkompassen beauftragen, die
Angebote für die Verbraucherbildung, z.B. für Schulen, bündeln und
zukünftig auch über die Bildungscloud zur Verfügung stehen.

Eine ganze Reihe kleinerer Vorhaben soll den Menschen im Alltag
konkret helfen. So werden wir z.B. gegen Tachomanipulationen bei
Gebrauchtfahrzeugen vorgehen, die Häufigkeit von Strom-, Wasser- und
Gassperren reduzieren, den Missbrauch des grundsätzlich bewährten
Abmahnrechts verhindern und Verbraucher besser vor telefonisch
untergeschobenen Verträgen und Kostenfallen schützen. Im IT-Bereich
sollen die Auswirkungen von computerbasierten Entscheidungen, etwa
auf Kreditnehmer und Jobbewerber, besser überprüfbar werden. Gleiches
gilt bei der dynamischen Preisbildung, durch die verschiedenen Kunden
das gleiche Produkt zu unterschiedlichen Preisen angeboten wird.
Schließlich fordert die Union, die Buchungs- und
Vergleichsplattformen dazu zu verpflichten, den Nutzern die Kriterien
für ihre Empfehlungen transparenter zu machen und Interessenkonflikte
offenzulegen."

 * 
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ARBEIT/1772: Arbeitszeitgesetz - Liberalismus à la FDP macht krank


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. März 2018

Liberalismus à la FDP macht krank



"Die FDP muss lernen, dass das Arbeitszeitgesetz ein Schutzgesetz ist. Wenn bei jeder zweiten Kontrolle ein Verstoß festgestellt wird, müssen Kontrollen gestärkt und nicht etwa Gesetze aufgeweicht werden. Die Politik muss sich entscheiden: Entweder beglückt sie die Arbeitgeber oder sie sorgt für die Einhaltung der Spielregeln und den Schutz der Beschäftigten. DIE LINKE verwehrt sich dagegen, das Arbeitszeitgesetz weiter zu durchlöchern und den Gesundheitsschutz zu opfern", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion die LINKE, den Gesetzentwurf der FDP zum Arbeitszeitgesetz. Ferschl weiter:

"Dieser Gesetzesentwurf ist nicht zeitgemäß und ignoriert wissenschaftliche Erkenntnisse. Kürzere Ruhepausen und längere Arbeitszeiten werden zu mehr Krankheiten bei den Beschäftigten führen. Mit zunehmender Dauer der Arbeitszeit steigt die Gefahr von Arbeitsunfällen stark an. Der Liberalismus à la FDP macht krank.

DIE LINKE fordert, die zulässige wöchentliche Höchstarbeitszeit im Arbeitszeitgesetz von 48 auf 40 Stunden pro Woche zu senken. Die zulässige tägliche Höchstarbeitszeit darf nicht erhöht oder gar aufgehoben und die gesetzlichen Ruhepausen nicht verkürzt werden. Die 35-Stundenwoche und weitere tarifliche Arbeitszeitverkürzungen wollen wir gemeinsam mit den Gewerkschaften durchsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. März 2018
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AUSSEN/1678: Verschwörungstheorien nach Anschlag auf russischen Ex-Spion vermeiden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. März 2018

Verschwörungstheorien nach Anschlag auf russischen Ex-Spion vermeiden



"Das Schauspiel um den Anschlag auf einen russischen Ex-Spion und seine Tochter in Großbritannien trägt leider wenig zur Aufklärung bei und ist Teil einer gefährlichen Zuspitzung des Konfliktes mit Moskau. Jetzt braucht es unabhängige Untersuchungen unter Ägide der Vereinten Nationen, statt Drohungen und Sanktionen ohne jegliche belastbare Beweise", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Hänsel weiter:

"Auf Basis von Mutmaßungen und Verschwörungstheorien will die britische Premierministerin Theresa May die Frontstellung gegenüber Moskau verhärten. Die Unterstützung aus Deutschland, Frankreich, den USA und der Nato zeigt die Intention, denn hier ist eine Achse der Stimmungsmache am Werk. Dem Opfer, seiner ebenfalls betroffenen Tochter und einem erkrankten Polizisten hilft all dies nicht, im Gegenteil, solch eine Instrumentalisierung schadet, weil sie effiziente Ermittlungen behindert. Die Vorwürfe und Drohungen von Großbritannien und seinen Verbündeten gegen Russland sind übrigens auch wenig überzeugend, weil die Organisation für das Verbot chemischer Waffen im vergangenen September die Zerstörung der russischen Chemiewaffen in Kisner an der Wolga überwacht und bestätigt hat.

Die Bundesregierung muss jetzt zu einer vernünftigen und verantwortungsvollen Haltung zurückkehren und sich - wie die übergroße Mehrheit der UN-Staaten - in Zurückhaltung üben, statt Verschwörungstheorien zu unterstützen. Es ist jetzt Zeit für eine unabhängige Untersuchung, zu der auch die Freigabe chemischer Proben von Tatort durch die britischen Behörden gehört."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1594: EU-Arbeitsmarktbehörde löst Probleme nicht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. März 2018

EU-Arbeitsmarktbehörde löst Probleme nicht



"Die Europäische Arbeitsmarktbehörde ist nicht mehr als ein Feigenblatt, das kaschieren soll, dass die strukturellen Probleme von Lohndumping und sozialer Ungleichheit nicht umfassend angegangen werden. Der EU fehlen gemeinsame Sozialstandards - das ist das Problem, das endlich gelöst werden muss", erklärt Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu den Plänen der EU-Kommission zur Einrichtung einer Europäischen Arbeitsmarktbehörde. Zimmermann weiter:

"Statt für sozialen Zusammenhalt zu sorgen, hat die EU-Kommission in der Vergangenheit den Abbau sozialer Rechte und arbeitsrechtlicher Standards vorangetrieben. Sie hat Krisenländern eine wirtschaftlich und sozial desaströse Kürzungspolitik aufgezwungen, die soziale Ungleichheit und Armut verstärkt hat. Grundsätzlich muss die EU verbindliche Vorgaben zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ungleichheit festlegen. Leistungen bei Erwerbslosigkeit, Renten sowie eine Mindestsicherung müssen armutsfest sein."

 * 
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INNEN/4912: Koalitionsvertrag ist das vorweggenommene Scheitern an den großen Zukunftsherausforderungen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 14. März 2018

Koalitionsvertrag ist das vorweggenommene Scheitern an den großen Zukunftsherausforderungen



Zur heutigen Wahl von Angela Merkel zur Bundeskanzlerin erklären die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

Nur neun Stimmen über den Durst, das ist ein holpriger Start für diese Regierung. 35 Abgeordnete aus den eigenen Reihen haben Merkel ihre Stimme verweigert. Dieses Wahlergebnis zeigt unverkennbar, dass sich die kleinste Große Koalition aller Zeiten zerrissen, lustlos und kraftlos auf die Regierungsbank schleppt.

Die vierte Amtszeit Merkels hat begonnen, es wird weiter verwaltet statt gestaltet. Der Koalitionsvertrag ist das vorweggenommene Scheitern an den großen Zukunftsherausforderungen: Kinder- und Altersarmut, Wohnungsnot, Pflegenotstand, prekäre Beschäftigung, Ostdeutschland und Klimaschutz bleiben außen vor oder werden bestenfalls homöopathisch behandelt.

Die falschen Versprechen von "Aufbruch", "Dynamik" und "Zusammenhalt" finden sich nur im Titel des Machwerks, in den fast 180 Seiten war offensichtlich nicht genug Platz dafür.

Diese Regierung braucht unbedingt eine starke soziale Opposition. Das werden wir sein - im Parlament und auf der Straße.

 * 

Quelle:
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RECHT/518: Digitaler Verbraucherschutz steckt in den Kinderschuhen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. März 2018

Digitaler Verbraucherschutz steckt in den Kinderschuhen



"Beim digitalen Verbraucherschutz ist Deutschland immer noch rückständig. Wir müssen die Konzerne und Werbeindustrie in der digitalen Welt endlich in die Schranken weisen und die Kundinnen und Kunden dort effektiv schützen. Fehlender Datenschutz, Erpressung durch Plattform-Monopole, AGB-Fallen und Diskriminierung durch algorithmische Bewertungen sind nur die Spitze des Eisbergs. Gefragt sind jetzt konkrete politische Instrumente und keine hohlen Phrasen", erklärt Amira Mohamed Ali, verbraucherschutzpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des morgigen Weltverbrauchertages. Mohamed Ali weiter:

"Der Schwerpunkt des diesjährigen World Consumer Rights Day liegt zu Recht auf dem digitalen Datenschutz. Immerhin hat nach der Umfrage der Verbraucherzentrale VZBW aus dem letzten Jahr die Hälfte der Bevölkerung kein Vertrauen in ihre Regierung, wenn es um den Schutz ihrer Rechte im Internet geht. Der Koalitionsvertrag von Union und SPD hat hier kaum etwas zu bieten. Die jüngsten Äußerungen von Dorothee Bär, der designierten Staatsministerin für Digitalisierung, waren dagegen ein Offenbarungseid. Sie bezeichnete den Datenschutz als veraltet und Wirtschaftshemmnis.

DIE LINKE wird für einen Verbraucherschutz eintreten, der der Wirtschaft Paroli bietet und auf wirkliche Transparenz und besseren Schutz für die Verbraucherinnen und Verbraucher setzt. Ein erster wichtiger Schritt hierfür wäre die Schaffung einer eigenständigen Verbraucherschutzbehörde mit starken Durchsetzungsbefugnissen."

 * 
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SOZIALES/2504: Hartz IV ist und bleibt Armut per Gesetz - in einem reichen Land


DIE LINKE - Presseerklärung vom 14. März 2018

Hartz IV ist und bleibt Armut per Gesetz - in einem reichen Land



Vor 15 Jahren hat der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder die Agenda 2010 verkündet. Dazu erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Während die SPD-Spitze diesen Tag so tut, als sei nichts gewesen, sind heute mit Olaf Scholz wieder Akteure von damals in der Regierung. Dabei sind die dramatischen Folgen dieses schwersten Angriffs auf den Sozialstaat allgegenwärtig.

Doch es wird leider nicht darüber diskutiert, wieso eines der reichsten Länder der Welt meint, dass Kinder armer Eltern nicht mehr als für drei Euro pro Tag essen sollen, während VW-Chef Matthias Müller im letzten Jahr über 10,1 Millionen Euro verdient hat. Stattdessen werden die Hartz IV-Betroffen auch noch von Topverdienern aus der Politik verspottet, die ihnen die wenige Margarine auf dem Brot und den Kinder die Kugel Eis von der Eisdiele nicht gönnen.

Die SPD hat mit der Agenda 2010 nicht den Sozialstaat gerettet, wie es Olaf Scholz 2007 behauptet hat, sondern bis zur Unkenntlichkeit geschrumpft. Hartz IV ist und bleibt Armut per Gesetz - und das in einem reichen Land. Die Bilanz der Agenda 2010 ist verheerend.

Die Mitte der Gesellschaft ist geschrumpft, genauso wie die Wählerschaft der SPD. Die Politik der sozialen Entsicherung hat gewirkt, der Niedriglohnsektor boomt, Langzeiterwerbslose finden trotz guter Wirtschaftslage keine Arbeit, Armut und soziale Ausgrenzung wird über Genrationen vererbt. Abstiegsängste bestimmen das gesellschaftliche Klima, die menschenfeindliche Ideologie des Rechtspopulismus ist im Aufwind.

Wenn dies das wirkliche Ziel der Agenda 2010 war, dann sagen wir bitter: herzlichen Glückwunsch, die Saat ist aufgegangen. Und wir versprechen den immer noch stolzen Vätern der Agenda 2010, solange für die Rücknahme Agenda 2010 und von Hartz IV zu streiten, solange Menschen unter dieser Verunsicherung, Ausgrenzung und Erniedrigung leiden müssen. DIE LINKE fordert die Abschaffung von Hartz IV und eine sanktionsfreie Mindestsicherung in Höhe von 1050 Euro im Monat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7006: Heute im Bundestag Nr. 154 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 154

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Waffenexportstopp in die Türkei gefordert

2. Signal gegen türkische Offensive gefordert

3. Ermittlungen gegen Irans Ex-Justizchef

4. Vorwürfe wegen INF-Vertragsverletzung

5. Aktionsplan zur UN-Resolution 1325



1. Waffenexportstopp in die Türkei gefordert

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion der FDP fordert als Konsequenz aus der
türkischen Militäroffensive in Syrien einen Rüstungsexport-Stopp in
die Türkei. "Die Türkei missachtet, dass ihr Eingreifen nicht von den
Vereinten Nationen legitimiert wurde", heißt es in einem Antrag der
Freidemokraten, der am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Im Gegenteil ignoriere die Türkei mit ihrer
Fortsetzung der Offensive bewusst die Resolution 2401 (2018) des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, nach der ein Waffenstillstand
einzuhalten sei. "Das türkische Vorgehen verschlimmert zudem das
Leiden der Menschen im vom Krieg geschundenen Syrien noch weiter,
anstatt zu Stabilisierung und Frieden beizutragen."

Neben dem Aussetzen von Rüstungsexporten soll die Bundesregierung
darauf dringen, die Kritik an der türkischen Militäroffensive im
Nato-Bündnis und im EU-Rahmen zu thematisieren. Zudem solle es derzeit
keine Erweiterungen der bestehenden Zollunion und keine Visafreiheit
zwischen der Türkei und der EU geben. Außerdem fordern die Liberalen
ein Stopp der EU-Beitrittsverhandlungen. "Der autoritäre Umbau des
türkischen Staates und die andauernden Verstöße gegen universellen
Werte der Rechtsstaatlichkeit, der Demokratie, der Meinungs- und
Versammlungsfreiheit begann nicht erst mit dem gewaltsamen
Putschversuch, gewann jedoch nach dem gescheiterten Putschversuch vom
Juli 2016 eine neue Qualität." Mit dieser innenpolitischen
Entwicklungen habe sich die Türkei immer weiter von der EU entfernt
und verstoße damit klar gegen die Kopenhagener Kriterien, deren
Einhaltung Grundvoraussetzung für die EU-Mitgliedschaft sei.

 * 

2. Signal gegen türkische Offensive gefordert

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion lehnt das militärische Vorgehen der
Türkei in Syrien als "unverhältnismäßig und untragbar" ab. Es sei zwar
anzuerkennen, "dass die Türkei vom Boden der durch die syrischen
Kurden besetzten Gebiete angegriffen worden ist und somit die
Bedingungen des Artikels 51 der Charta der Vereinten Nationen
materiell und formal erfüllt sind", heißt es in einem Antrag der
Fraktion (19/1178), der am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. "Der türkische Beschuss der Stadt Afrin
richtet sich allerdings nicht gegen identifizierte militärische Ziele,
sondern es wird wahllos in die Stadt hineingeschossen, wodurch in
erster Linie unschuldige Zivilisten getroffen werden." Hierdurch
würden außerdem die Bemühungen des UN-Sicherheitsrats torpediert,
durch eine Waffenruhe das Leiden der betroffenen Zivilbevölkerung zu
lindern. "Der Deutsche Bundestag bewertet daher das türkische Vorgehen
als völkerrechtswidrig und verurteilt es entschieden", schreiben die
Abgeordneten und fordern die Bundesregierung auf, sich dieser
Bewertung anzuschließen und auf eine entsprechende Stellungnahme der
EU hinzuwirken.

 * 

3. Ermittlungen gegen Irans Ex-Justizchef

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA)
hat am 5. Januar 2018, durch das Landeskriminalamt Niedersachsen und
durch eine Strafanzeige Kenntnis vom Aufenthalt des ehemaligen
iranischen Justizchefs Mahmud Haschemi Shahroudis in der
Bundesrepublik Deutschland erhalten. Am selben Tag habe der GBA
Vorermittlungen eingeleitet, schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/1048) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/761). Das für die Fachaufsicht über den GBA zuständige
Referat des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
seien ebenfalls am selben Tag fernmündlich über die Strafanzeige, den
Sachverhalt und die Einleitung von Vorermittlungen unterrichtet
worden.

Gegen Shahroudi, der für unzählige Todesurteile insbesondere gegen
Minderjährige verantwortlich sein soll, liegen laut Fragestellern
mehrere Strafanzeigen vor. "Grund für die Visumsvergabe an Herrn
Sharoudi war die Ermöglichung einer wegen seiner schweren Erkrankung
dringend erforderlichen medizinischen Behandlung in Deutschland",
schreibt die Bundesregierung. Da die zur Erteilung des Visums
erforderlichen Abfragen des Schengener Informationssystems und des
Visainformationssystems ergebnislos verlaufen gewesen seien, habe für
die handelnden Stellen kein Anlass bestanden, den GBA zu befassen.

 * 

4. Vorwürfe wegen INF-Vertragsverletzung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Russland hat die Existenz eines neu entwickelten
Marschflugkörpers mit der Bezeichnung 9M729 (Nato-Bezeichnung SSC-8)
bestätigt, bestreitet aber eine Reichweite des Systems von mehr als
500 Kilometern. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/1083) auf eine Kleine Anfrage (19/628) der Fraktion Die Linke zu
Vorwürfen der Nichteinhaltung des INF-Vertrags für nukleare
Mittelstreckensysteme hervor. Mit dem 1987 zwischen den USA und der
damaligen UdSSR geschlossenen INF-Vertrag ("Intermediate Range Nuclear
Forces" - nukleare Mittelstreckensysteme) sei eine komplette Kategorie
von landgestützten konventionell wie nuklear bestückbaren
Trägersystemen außer Dienst gestellt und verboten worden, die mit
Reichweiten zwischen 500 bis 5.500 km vor allem Ziele in Europa
bedroht hätten, heißt es in der Antwort. "Die Bundesregierung hat
daher, auch wenn sie nicht Vertragspartei ist, überragendes Interesse
an der Einhaltung und dem Fortbestehen des INF-Vertrags. Dies macht
sie regelmäßig im Rahmen von Gesprächen mit den Vertragsparteien
Vereinigte Staaten und Russische Föderation und gegenüber
internationalen Partnern sowie im Rahmen der NATO deutlich." Ein Bruch
des INF-Vertrages hätte erhebliche Auswirkungen für die europäische
und deutsche Sicherheit.

 * 

5. Aktionsplan zur UN-Resolution 1325

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzung der UN-Resolution 1325 zu Frauen,
Frieden und Sicherheit erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/1062). Im Januar 2017 habe sich
die Bundesregierung einen 2. Aktionsplan zur Umsetzung der Resolution
1325 gegeben, der Frauen in allen relevanten Bereichen der Friedens-
und Sicherheitspolitik stärken soll. Außerdem seien im Juni 2017 die
Leitlinien der Bundesregierung "Krisen verhindern, Konflikte
bewältigen, Frieden fördern" verabschiedet worden, die die Umsetzung
der "Agenda 1325" als ein strategisches Ziel verankern würden. Die
Abgeordneten fragen nun detailliert nach Umsetzung und Fortschritten
beim Aktionsplan der Bundesregierung.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7005: Heute im Bundestag Nr. 153 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 153

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 14.00 Uhr

1. Hilfsbedarf im Jemen

2. Deutsche Hilfen für Syrien

3. Vergabe von Staatsbürgerschaften

4. Deutsch-französische Zusammenarbeit

5. Sicherheitskooperation mit der Türkei

6. Krisenprognosen im Auswärtigen Amt



1. Hilfsbedarf im Jemen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bedarf an humanitärer Hilfe im Jemen wird für
Jahr 2018 auf insgesamt 2,96 Milliarden US-Dollar geschätzt. Wie die
Bundesregierung unter Berufung auf Angaben der Vereinten Nationen in
einer Antwort (19/937) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/596) schreibt, seien wegen des anhaltenden Jemen-Konfliktes 22,2
Millionen Menschen auf humanitäre Hilfe angewiesen, davon seien 11,3
Millionen Menschen in einer akuten Notlage. Das Flüchtlingshilfswerk
der Vereinten Nationen gehe von derzeit zwei Millionen
Binnenvertriebenen aus, rund 190.000 Menschen hätten das Land seit
Beginn des Konfliktes verlassen, die meisten von ihnen in die
benachbarten Länder Oman, Somalia, Saudi-Arabien, Dschibuti, Äthiopien
und Sudan.

 * 

2. Deutsche Hilfen für Syrien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat in den Jahren 2012 bis 2017
insgesamt 1,97 Milliarden Euro für Maßnahmen der humanitären Hilfe in
Syrien und den Nachbarländern zur Verfügung gestellt. Wie sie in ihrer
Antwort (19/1047) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion schreibt,
kämen weitere 2,12 Milliarden Euro für strukturbildende Maßnahmen der
Übergangshilfe und der Entwicklungszusammenarbeit im Kontext der
Syrienkrise seit 2012 hinzu.

 * 

3. Vergabe von Staatsbürgerschaften

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "Verkäufen von Staatsbürgerschaften durch
EU-Staaten und Geldwäscherisiken" erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/869). In einer Reihe von EU-Staaten
existieren laut Fragestellern Programme, Staatsbürgerschaften für
Zahlungen oder Investitionstätigkeiten vergeben werden. Die
Bundesregierung soll nun unter anderem mitteilen, ob sie die
EU-Aufsicht über die Unionsrechtskompatibilität solcher Programme für
ausreichend hält, um missbräuchliche Nutzung zu verhindern.

 * 

4. Deutsch-französische Zusammenarbeit

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Umsetzung der deutsch-französischen Projekte im
Rahmen des Élysée-Vertrags thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/981). Die Bundesregierung soll
Auskunft geben zu den Fortschritten bei den beim Deutsch-Französischen
Ministerrat im Juli 2017 gefassten gemeinsamen Zielen in den Bereichen
Bildung, Forschung, Kultur, Arbeit, Wirtschaft, Finanzen, Auswärtige
Angelegenheiten, Inneres sowie Verteidigung.

 * 

5. Sicherheitskooperation mit der Türkei

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Zusammenarbeit mit der Türkei bei der
Bekämpfung islamistischen Terrors erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/911). Die Fragesteller halten diese
Kooperation für fragwürdig, weil "der türkischen Regierung selbst
mehrfach eine Unterstützung dschihadistisch-terroristischer
Vereinigungen" nachgewiesen worden sei. Die Bundesregierung soll unter
anderem mitteilen, welche deutsch-türkischen Konsultationen mit Blick
auf Terrorismusabwehr und Terrorismusbekämpfung es wann und unter
Beteiligung welcher Behörden oder Regierungsstellen seit Anfang 2017
gegeben hat. Außerdem fragen die Abgeordneten, welche Berichte über
eine "militärische Kooperation der Türkei mit dschihadistischen
einschließlich terroristischen Verbänden aus dem Umfeld der Al-Qaida"
der Bundesregierung bekannt sind.

 * 

6. Krisenprognosen im Auswärtigen Amt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Ein "geplantes Analysesystem der Abteilung S des
Auswärtigen Amtes" thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/1004). Wie die Abgeordneten unter Berufung auf einen
Pressebericht schreiben, plane die genannte Abteilung, die für
Krisenfrüherkennung und strategische Vorausschau zuständig sei, den
Aufbau eines computergestützten Analysesystems, in dem Datenbanken von
Forschungseinrichtungen, Wetterdiensten und Medien zusammengeführt und
ausgewertet werden sollen. Die Bundesregierung soll unter anderem
angeben, welche Datenbanken genutzt werden sollen wie viele
Angestellte und Beamte derzeit in der Abteilung S arbeiten.

 * 
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BUNDESTAG/7004: Heute im Bundestag Nr. 152 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 152

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Reaktionen auf US-Zölle für Stahl

2. Fachgespräch zur Steuerhinterziehung

3. Linke gegen Wechselmodell als Regel

4. Wechselmodell bei Kinderbetreuung

5. AfD: Gesetze zum Patentgericht aufheben



1. Reaktionen auf US-Zölle für Stahl

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung sieht in den von US-Präsident
Donald Trump beschlossenen Zöllen auf Stahl- und Aluminiumimporte eine
ernsthafte Gefahr für die Weltkonjunktur. Gerade für Deutschland mit
seiner hohen Exportquote könnten solche und womöglich weiter reichende
Maßnahmen gefährlich werden, hieß es am Mittwoch im
Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestags. Die geplanten Maßnahmen
seien weder rechtskonform noch begründbar.

In einem Bericht skizziert die Bundesregierung drei mögliche
Reaktionen: Die EU könnte ein Streitschlichtungsverfahren vor der
Welthandelsorganisation WTO einleiten. Ein solches Verfahren könnte
bis zu vier Jahre dauern und scheidet folglich als kurzfristige
Maßnahme aus. Die EU könnte außerdem vorläufige Schutzmechanismen für
EU-Hersteller von Stahl und Aluminium in Gang setzen: Wenn die USA
ihre Importe wie beabsichtigt halbieren wollen, würde ein Teil dieser
Menge auch auf den europäischen Markt gelangen und mit den selbst
erzeugten Produkten konkurrieren. Schließlich wären eigenen Zölle als
Gegenreaktion denkbar, auch auf andere Produkte als Stahl oder
Aluminium. Im Moment sei es das Ziel, noch auf dem Gesprächsweg zu
einer Lösung zu kommen, erklärte ein Vertreter der Bundesregierung.
Gleichwohl müsse man sowohl die aktuelle Lage als auch jüngste
Personalentscheidungen der USA in diesem Zusammenhang ernst nehmen.

Die EU stehe in diesen Punkte geschlossen und vertrete eine
einheitliche Meinung, hieß es auf entsprechende Fragen von Vertretern
der Unions- und SPD-Fraktion. Gleichzeitig wehrte der
Regierungsvertreter Mutmaßungen der AfD-Fraktion ab, die EU habe mit
eigenen Zöllen zum Handelsstreit beigetragen. Die Maßnahmen stünden in
keinem Verhältnis. Während die FDP-Fraktion und die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen ihre unterschiedlichen Positionen zum nicht
abgeschlossenen Handelsabkommen TTIP austauschten, brachte die
Fraktion Die Linke die deutsche Handelspolitik mit ihren Überschüssen
ins Gespräch. Die gelte es zu überdenken. Der Regierungsvertreter
erklärte dazu, hohe Überschüsse seien nie Ziel gewesen, sondern auch
eine Folge von Zinspolitik und Energiepreisentwicklungen. "Sachfremde
Deals" - etwa ein Aufstocken des Rüstungsetats im Gegenzug für ein
Einlenken der USA - werde es nicht geben, versicherte er weiter.

Mögliche Folgen und Reaktionen auf die US-Zölle stehen auch im
Mittelpunkt einer Aktuellen Stunde im Plenum am Donnerstag.

 * 

2. Fachgespräch zur Steuerhinterziehung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am
Mittwoch unter Vorsitz von Bettina Stark-Watzinger (FDP) die
Durchführung eines öffentlichen Fachgesprächs zu Steuervermeidung und
Steuerhinterziehung beschlossen. Das Fachgespräch soll am Mittwoch,
den 25. April, stattfinden. Grundlage sind Anträge der SPD-Fraktion
(19/233), der FDP-Fraktion (19/227), der Fraktion Die Linke (19/219)
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/239).

 * 

3. Linke gegen Wechselmodell als Regel

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke spricht sich in einem Antrag
(19/1172) gegen die Festschreibung des Wechselmodells als Regelmodell
bei der Betreuung von Kindern nach der Trennung der Eltern aus. Dieses
Modell, bei dem ein Kind etwa hälftig von beiden Elternteilen betreut
wird, sei mit vielen Schwierigkeiten verbunden und stelle nicht das
Kindeswohl in den Mittelpunkt, schreiben die Abgeordneten. Der
Bundestag solle die Bundesregierung daher auffordern, keine
Festschreibung des Wechselmodells als Regelfall vorzunehmen und einen
Gesetzentwurf vorzulegen, um eine gerichtliche Anordnung des
Wechselmodells gegen den Willen oder das Wohl des Kindes
auszuschließen. Des weiteren sollen die Länder und Kommunen in die
Lage versetzt werden, die Familien in ihrer selbstbestimmten
Entscheidungsfindung zu unterstützen, die Benachteiligung des
ökonomisch schlechter gestellten Elternteils soll verhindert werden,
und es soll Familien erleichtert werden, eine partnerschaftliche
Aufteilung der Erziehungs-, Haus- und Sorgearbeit vorzunehmen. Der
Antrag wird zusammen mit dem der FDP, der eine Festschreibung des
Wechselmodells als Regelfall vorsieht, am Donnerstag, 15. März 2018,
im Plenum diskutiert.

 * 

4. Wechselmodell bei Kinderbetreuung

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die FDP-Fraktion hat einen Antrag (19/1175)
eingebracht, mit dem das Wechselmodell bei der Kinderbetreuung im Fall
der Trennung der Eltern als Regelfall gesetzlich festgeschrieben
werden soll. Der Bundestag solle feststellen, heißt es darin, dass die
Politik mit gesetzlichen Rahmenbestimmungen Eltern in ihrem Wunsch
unterstützen muss, die gemeinsame Verantwortung für Kinder auch nach
der Trennung beizubehalten. Das Parlament solle die Bundesregierung
auffordern, einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen. Mit diesem
solle das Wechselmodell bei einer Trennung als gesetzlicher Regelfall
eingeführt werden, sofern es keine einvernehmliche Regelung der Eltern
gibt und es im Einzelfall nicht dem Kindeswohl widerspricht.

Die Familienpolitik sei der wachsenden Bedeutung des "getrennt
gemeinsamen" Erziehens nur ungenügend gefolgt und bleibe weit hinter
der gesellschaftlichen Realität zurück, heißt es in dem Antrag. Das
Wechselmodell als Regelmodell werde dem Anliegen, dass beide Eltern
auch nach der Trennung Verantwortung übernehmen müssen, am ehesten
gerecht. Es sei jedoch nicht im Sinne starr paritätischer
Betreuungsanteile zu interpretieren, sondern flexibel anzuwenden. Zur
Begründung des Antrags erklärten die Abgeordneten, das Wechselmodell
als gesetzlicher Regelfall werde dem Kindeswohl am besten gerecht und
sei gerechter als das Residenzmodell. Das Prinzip "Eine(r) betreut,
eine(r) bezahlt" sei überholt. Der Antrag wird zusammen mit dem der
Fraktion Die Linke, die gegen eine Festschreibung ist, am Donnerstag,
15. März 2018, im Plenum diskutiert.

 * 

5. AfD: Gesetze zum Patentgericht aufheben

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die AfD-Fraktion hat einen Antrag (19/1180) zur
Aufhebung von zwei Gesetzen eingebracht, mit denen die Ratifikation
des Übereinkommens über ein einheitliches Patentgericht (EPGÜ)
vorgenommen werden soll. Durch dieses Übereinkommen werde Artikel 92
des Grundgesetzes durchbrochen, heißt es in dem Antrag, da die
Gerichtsbarkeit von Bund und Ländern für den Bereich der europäischen
Patente aufgehoben und auf das Einheitliche Patentgericht übertragen
würden. Die beiden Gesetze seien verfassungswidrig, da sie der
Zustimmung von zwei Drittel der gesetzlichen Mitglieder von Bundestag
und Bundesrat bedurft hätten. Dies sei mit 35 Abgeordneten nicht der
Fall gewesen, als sie im Bundestag am 10. März 2017 beschlossen
wurden. Der Bundesrat hat den Gesetzen, die noch nicht verkündet
worden sind, am 31. März 2017 zugestimmt. Der Bundestag solle die
Bundesregierung daher auffordern, unverzüglich einen Entwurf zur
Aufhebung des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 19. Februar 2013 über
ein einheitliches Patentgericht (18/11137) und des Gesetzes zur
Anpassung patentrechtlicher Vorschriften auf Grund der europäischen
Patentreform (18/8827) vorzulegen und vorab das
Bundesverfassungsgericht hierüber in Kenntnis zu setzen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7003: Heute im Bundestag Nr. 151 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 151

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. Antrag zu Neonikotinoide-Verbot abgelehnt

2. Aktualisierung der ElektroStoffV

3. Die Linke fordert das Aus für Uranfabriken

4. Nationales und europäisches Klimaziel

5. Folgen der Sanktionen gegen Russland

6. Betrugsstraftaten aus Call-Centern



1. Antrag zu Neonikotinoide-Verbot abgelehnt

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat
sich am Mittwochvormittag gegen ein Freilandverbot für Neonikotinoide
ausgesprochen. Mit der Mehrheit der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen wurde ein entsprechender Antrag (19/231) der Grünen abgelehnt,
der als Stellungnahme gegenüber der Bundesregierung gemäß Artikel 23
Absatz 3 des Grundgesetzes die Mitwirkung des Parlaments an
Rechtsetzungsakten der EU vorgelegt worden war. Die Abgeordneten
hatten darin die Bundesregierung aufgefordert, aus Gründen des
vorsorgenden Schutzes von Bestäubern den von der EU-Kommission
unterbreiteten Vorschlag eines Verbots der Freilandanwendung von
Clothianidin, Imidacloprid und Thiamethoxam auf EU-Ebene zu
unterstützen und zuzustimmen. Durch ein EU-Freilandverbot für
bienengiftige Neonikotinoide könne die Gefährdung der Honig- und
Wildbienen reduziert werden. "Denn diese Stoffe gefährden Bienen
massiv", hieß es zur Begründung aus der Fraktion. Auch die SPD
begrüßte den Vorschlag der EU-Kommission, lehnte den Grünen-Antrag
jedoch ab. Die Sozialdemokraten würden in dieser Frage eine gemeinsame
Position mit dem Landwirtschaftsministerium anstreben. Die Linke
hingegen unterstützte die Forderung der Grünen, weil dem
"Bienensterben Einhalt geboten werden muss". Die FDP befürwortete den
Ansatz einer EU-einheitlichen Regelung, gab aber zu bedenken, dass
Verbote in der Praxis den Landwirten nicht helfen. Es brauche eine
Strategie, die infolge eines Verbots den Anbau bestimmter
Kulturpflanzen, wie zum Beispiel Raps, nicht infrage stellt. Die AfD
verwies auf die bereits strengen Auflagen im Umgang mit den
Wirkstoffen. Alternative Angebote würden die bisher eingesetzten
Pflanzenschutzmittel nicht ersetzen können, ohne zu wirtschaftlichen
Verlusten in der Landwirtschaft zu führen. Die Union erklärte, sich
den Begründungen der Kommission für ein Freilandverbot nicht zu
verschließen. Ein vorschnelles Verbot würde jedoch die
Resistenzbildung bei den dann noch verbleibenden Mitteln erhöhen.
Deshalb sei die Zulassung neuer zielgerichteter Wirkstoffe nötig, um
die durch Verbote entstehende Lücke zu schließen. Ein Vertreter der
Bundesregierung sprach sich ebenfalls gegen den Antrag aus und
empfahl, einen für diesen März von der EU-Kommission angekündigten
weiteren Verordnungsvorschlag abzuwarten. Sobald dieser vorliege,
wolle die Bundesregierung eine Stellungnahme dazu abgeben.

 * 

2. Aktualisierung der ElektroStoffV

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/scr) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit haben am Mittwoch den Weg für
eine Anpassung der Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung
(ElektroStoffV) an neue EU-Vorgaben freigemacht. Dem
Verordnungsentwurf der Bundesregierung (19/900) stimmten Vertreter der
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Die Linke zu. Die Vertreter der
AfD-Fraktionen stimmten gegen den Entwurf, die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen enthielt sich der Stimme.

Änderungsbedarf an der ElektroStoffV besteht unter anderem durch die
EU-Richtlinie 2017/2102, mit der EU-Richtlinie 2011/65 zur
Beschränkung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und
Elektronikgeräten (RoHS-Richtlinie) geändert wird. Laut Begründung
sollen damit insbesondere Sekundärmarkttätigkeiten für Elektro- und
Elektronikgeräte erleichtert werden. Zudem sehen drei delegierte
EU-Richtlinien (2017/1009, 2017/1010, 2017/1011) Änderungen im Anhang
III der RoHS-Richtlinie vor. Mit den delegierten Richtlinien werden
zeitlich befristete Ausnahmen von einzelnen Stoffbeschränkungen für
bestimmte Verwendungszwecke aktualisiert und Übergangsfristen zur
Umsetzung der Stoffbeschränkungen festgelegt. Die Ausnahmen betreffen
in diesem Fall Blei und Cadmium. Zudem soll die Anzeige- und
Erlaubnisverordnung an die neue EU-Datenschutz-Grundverordnung
angepasst werden.

 * 

3. Die Linke fordert das Aus für Uranfabriken

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antrag

Berlin: (hib/FB) In einem Antrag (19/963) fordert die Fraktion Die
Linke eine komplette Stilllegung aller Uranfabriken. Zudem soll die
Bundesregierung nach Willen der Links-Fraktion einen Gesetzentwurf
vorlegen, um den Export von Kernbrennstoffen rechtlich zweifelsfrei zu
untersagen. Die Fraktion argumentiert, dass vom geplanten Atomausstieg
zurzeit Uranfabriken, die zur Brennstoffversorgung von Atomkraftwerken
dienen, ausgenommen seien. Der Atomausstieg würde durch eine
Stilllegung "konsequent und glaubwürdig" fortgesetzt. Die Linken
verweisen zudem darauf, dass mit dem Uranbrennstoff aus Deutschland
auch grenznahe "marode Atomkraftwerke" in Belgien und Frankreich
versorgt würden.

 * 

4. Nationales und europäisches Klimaziel

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung wird im Rahmen des
Klimaschutzberichts 2017 eine aktualisierte Prognose zur
Treibhausgasminderung bis 2020 vorlegen. Dies geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/923) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/655) hervor.

Als aktuelle Prognose führt die Bundesregierung den im April
vergangenen Jahres vorgelegten "Projektionsbericht 2017 der
Bundesregierung an die Europäische Union" an. Demnach wird die
Bundesrepublik das Klimaziel für 2020 voraussichtlich verfehlen. Der
Bericht geht von einer Treibhausgasreduktion von 35 Prozent bis 2020
aus, bei einer entsprechenden Entwicklung der ökonomischen
Rahmenbedingungen könnten auch 38 Prozent möglich sein. Als Ziel sind
bis 2020 allerdings 40 Prozent avisiert. Um die nach der Prognose
bestehende Lücke zu schließen, setzt die Bundesregierung laut Antwort
weiterhin auf das Klimaschutz-Aktionsprogramm 2020. Die Umsetzung des
Programmes soll ebenfalls im Klimaschutzbericht 2017 dargestellt
werden.

Auch mit Blick auf EU-Vereinbarungen im Rahmen der Effort Sharing
Decision (ESD) für die Sektoren Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft
wird Deutschland nach den Prognosen aus dem Frühjahr 2017 den Zielwert
für 2020 nicht erreichen. Derzeit sei noch offen, ob Deutschland in
diesem Zusammenhang ESD-Emissionszuteilungen anderer Länder verwenden
muss. Der Projektionsbericht 2017 gehe davon aus, dass die in früheren
Jahren erreichten Überschüsse knapp ausreichten. Es könne jedoch nicht
ausgeschlossen werden, dass die tatsächliche Emissionsentwicklung von
der Prognose abweiche, schreibt die Bundesregierung.

 * 

5. Folgen der Sanktionen gegen Russland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der deutsche Außenhandel ist nach Einschätzung der
Bundesregierung nur gering von den EU-Sanktionen gegen Russland
betroffen. Der Rückgang des bilateralen Handels mit Russland werde
teilweise durch Umorientierung auf andere Märkte kompensiert, schreibt
die Bundesregierung in der Antwort (19/1106) auf eine Kleine Anfrage
(19/778) der Fraktion Die Linke. Gesicherte Erkenntnisse über die
Folgen des Embargos, das die EU zunächst bis 31. Juli 2018 verlängert
hat, lägen nicht vor - auch deswegen, weil der deutsch-russische
Handel schon zuvor rückläufig gewesen sei. Auch strukturelle Schwächen
wie der gesunkene Ölpreis und dessen Folgen für den Wechselkurs des
Rubel hätten das Handelsgeschehen beeinflusst, so die Bundesregierung
weiter.

 * 

6. Betrugsstraftaten aus Call-Centern

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zusammenarbeit mit türkischen
Sicherheitsbehörden bei der Kriminalitätsbekämpfung ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/1132) auf eine Kleine Anfrage der 
FDP-Fraktion mit dem Titel "Organisierte Betrugsstraftaten aus 
Call-Centern in der Türkei"(19/863). Darin schrieb die Fraktion, dass "das
Phänomen von ausländischen Call-Centern ausgehender organisierter
Betrugsstraftaten" bereits seit einigen Jahren die Polizei- und
Sicherheitsbehörden in Deutschland und dem deutschsprachigen Ausland
beschäftige. Der Sitz der Call-Center befinde sich vorwiegend in der
Türkei. Die Täter nutzen dabei verschiedene Betrugsszenarien zum
Nachteil zumeist älterer Bürger.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, kooperiert das
Bundeskriminalamt mit den türkischen Sicherheitsbehörden in allen
Bereichen der Kriminalitätsbekämpfung unter Beachtung der bestehenden
rechtlichen Rahmenbedingungen. Dies gelte auch für Betrugsstraftaten.

Seit dem Putsch in der Türkei hat sich die Kooperation mit den
türkischen Sicherheitsbehörden in dem genannten Deliktsbereich den
Angaben zufolge verschlechtert. Die türkische Regierung sei aber
aktuell um eine Verbesserung der Zusammenarbeit bemüht. Das
Bundesinnenministerium habe das türkische Innenministerium um eine
Intensivierung der Kooperation im Bereich des sogenannten
Call-Center-Betrugs gebeten.

Zur Frage, ob es weitere Staaten gibt, "von denen ausgehend nach den
geschilderten Mustern operiert wird, verweist die Bundesregierung auf
Erkenntnisse des Bundeskriminalamtes aus der internationalen
Kooperation, wonach auch in Serbien, Spanien, Belgien, China, Taiwan
und Polen "Call-Center Strukturen existieren, die auch für den Betrug
mittels Telefon genutzt werden".

 * 
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BUNDESTAG/7002: Heute im Bundestag Nr. 150 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 150

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Entlastung der Sozialgerichte

2. FDP will flexible Arbeitszeiten

3. Wartezeiten für psychisch Kranke

4. Anerkennung ausländischer Ärzte

5. Risiken durch Versandhandelsverbot

6. Werbung für Kinderarzneimittel



1. Entlastung der Sozialgerichte

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesrat hat einen Gesetzentwurf (19/1099) zur
Änderung des Sozialgerichtsgesetzes vorgelegt, um die Arbeit der
Gerichte zu erleichtern. Die Länderkammer begründet ihre Initiative
damit, dass die Belastung der Sozialgerichtsbarkeit, insbesondere in
der ersten Instanz, unverändert hoch sei und Vorschläge einer
Arbeitsgruppe verschiedener Landesjustizverwaltungen bisher nur
teilweise umgesetzt wurden.

 * 

2. FDP will flexible Arbeitszeiten

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion fordert eine Flexibilisierung des
Arbeitszeitgesetzes. Dazu hat sie einen Gesetzentwurf (19/1174)
vorgelegt, der die Möglichkeiten dafür schaffen soll, Abweichungen vom
Arbeitszeitgesetz per Tarifvertrag oder durch eine Betriebs- und
Dienstvereinbarung zu erlauben. "Unter Einhaltung der Vorgaben der
EU-Arbeitszeitrichtlinie (2003/88/EG) werden so neue Freiräume für die
Einteilung der Arbeitszeit geschaffen. Durch die Beteiligung der
Tarifpartner wird sowohl unternehmerischen Belangen als auch den
Interessen der Beschäftigten Rechnung getragen", schreibt die
Fraktion. Sie begründet ihre Initiative damit, dass die
Digitalisierung in immer größerem Umfang zeit- und ortsunabhängiges
Arbeiten ermögliche und sich dabei regelmäßig die Wünsche der
Beschäftigten und Anforderungen der Unternehmen nach einer flexiblen
Einteilung der Arbeitszeit überschneiden würden.

 * 

3. Wartezeiten für psychisch Kranke

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die zum Teil langen Wartezeiten für einen Termin beim
Psychotherapeuten sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/1066) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Immer mehr psychisch kranke Menschen
fänden nur schwer einen Termin. Die Wartezeiten für eine
Richtlinientherapie lägen im Durchschnitt bei sechs Monaten. Im
Ruhrgebiet und in ländlichen Regionen müssten Betroffene häufig sogar
acht Monate auf eine Therapie warten.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, wie die Bundesregierung die Lage
einschätzt und was geplant ist, um die Wartezeiten zu verringern.

 * 

4. Anerkennung ausländischer Ärzte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den sprachlichen und fachlichen Kenntnissen
ausländischer Ärzte in Deutschland befasst sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/1075). Der Präsident der Bundesärztekammer
habe unlängst das Verfahren zur Anerkennung von Ärzten aus dem
nicht-europäischen Ausland für untragbar erklärt.

Die Akzeptanz von Formularen ohne weitere fachliche Prüfung sei
ungeeignet, um einen Vergleich zu deutschen Qualifikationen
herzustellen. Die Abgeordneten wollen nun von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie viele Ärzte, die als Flüchtlinge nach
Deutschland gekommen sind, hier eine Approbation erhalten haben.

 * 

5. Risiken durch Versandhandelsverbot

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit möglichen Haushaltsrisiken durch das geplante
Versandhandelsverbot für verschreibungspflichtige Medikamente befasst
sich in einer Kleinen Anfrage (19/1127) die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. Offen sei, ob mit einem rechtswidrigen Verbot ein
Staatshaftungsrisiko entstehen könnte. Die Abgeordneten wollen nun
wissen, wie die Bundesregierung diese Frage beurteilt und welche
wirtschaftlichen Auswirkungen ein Versandhandelsbot haben könnte.

 * 

6. Werbung für Kinderarzneimittel

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Werbung für Kinderarzneimittel befasst sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/1135).
Hersteller von freiverkäuflichen Arzneimitteln und Medizinprodukten
sprächen in ihren Werbekampagnen gezielt Eltern an und machten Werbung
für die Verabreichung ihrer Produkte an Kinder. Gegen einige der in
diesen Arzneimitteln enthaltenen Wirkstoffe gebe es aufgrund von
Nebenwirkungen erhebliche Bedenken.

Die Abgeordneten fragen nun nach speziellen gesetzlichen Vorgaben für
die Werbung mit Kinderarzneimitteln auf EU- und nationaler Ebene.

 * 
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BUNDESTAG/7001: Heute im Bundestag Nr. 149 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 149

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Genehmigungen für Rüstungsgüter

2. Zur Definition von Marktwirtschaft

3. Regierung: Eurokrise ist überwunden

4. Kindesentführungen ins Ausland



1. Genehmigungen für Rüstungsgüter

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um die Rüstungsindustrie und ihre Verteilung auf
Bundesländer geht es in der Antwort (19/984) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/533) der Fraktion Die Linke. Darin bestätigt
die Bundesregierung die Zahl von 350 Unternehmen, die zuletzt im
Verteidigungsbereich tätig waren. Zu weiteren Kennzahlen der Branche
liegen der Bundesregierung nach eigenen Angaben keine Zahlen vor. In
der Regel nehme die Regierung keine umfassenden und fortlaufenden
Branchenerhebungen zu einzelnen Wirtschaftsbereichen vor, heißt es zur
Begründung. Detailliert und auf etwa 70 Seiten listet die
Bundesregierung indes Einzel- und Sammelgenehmigungen für
unterschiedliche Waffenarten und weitere Rüstungsgüter aus einzelnen
Bundesländern auf.

 * 

2. Zur Definition von Marktwirtschaft

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat sich ausdrücklich zu den
Prinzipien einer Sozialen Marktwirtschaft bekannt. In der Antwort
(19/1107) auf eine Kleine Anfrage (19/780) der Fraktion der AfD
erklärt sie, wesentliche Elemente dieser Politik seien individuelle
Entscheidungsfreiheit und Verantwortlichkeit einschließlich der
Sicherstellung privater Haftung, Tarifautonomie und privates Eigentum.
Auch das Spannungsfeld zwischen freier Preisbildung und der
institutionellen Sicherstellung eines funktionsfähigen Wettbewerbs
zählten zu den Kernkriterien.

Mit dem Begriff einer Sozialen Marktwirtschaft 4.0 wiederum nehme die
Bundesregierung Herausforderungen auf, die sich aus dem digitalen
Wandel ergeben. Diese Transformationen erforderten einen entsprechend
angepassten wirtschaftspolitischen Ordnungsrahmen, der einen wirksamen
Wettbewerb sichere und zugleich ermögliche, dass Menschen
gleichberechtigt an Politik, Wirtschaft und Gesellschaft teilhaben
können, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

3. Regierung: Eurokrise ist überwunden

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die "Eurokrise" wurde durch gemeinsame Bemühungen
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union überwunden. Dies schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1090) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion der AfD (19/793). Die "Eurokrise" habe vielfältige Gründe
gehabt. Die Globalisierung zur Ursache der Krise zu erklären, würde
der damaligen Entwicklung nicht gerecht. Der Ursprung der globalen
Finanzkrise von 2008 habe in dem überhitzten US-Hypothekenmarkt
gelegen und in der zunehmenden Kreditvergabe an Kreditnehmer mit
zumeist geringer Bonität (sogenannte Subprime-Kredite). Danach sei es
zu Kreditausfällen gekommen, und die Krise habe sich auf die globalen
Finanzmärkte ausgeweitet. Eine Vertrauenskrise unter Banken sei
hinzugekommen. "In Reaktion auf die globale Finanzkrise hat die
Bundesregierung gemeinsam mit ihren europäischen und internationalen
Partnern neue Regularien auf den Weg gebracht, um das Vertrauen in die
Finanzmärkte wieder herzustellen", heißt es in der Antwort weiter.

Die These, dass die Existenz des Euro als gemeinsame Währung der
Erholung nach der Finanzkrise abträglich gewesen sei, wird von der
Regierung bestritten. Die Erholung sei in den einzelnen Ländern der
Wirtschafts- und Währungsunion unterschiedlich verlaufen. Im Rahmen
der europäischen und internationalen Stabilisierungsprogramme hätten
Griechenland, Irland, Portugal, Spanien und Zypern ehrgeizige Reformen
unternommen. "Bis auf Griechenland haben alle Staaten ihre Programme
mittlerweile abgeschlossen und sind zur Marktfinanzierung
zurückgekehrt. Es ist erkennbar, dass sich diese Reformmaßnahmen
ausgezahlt haben", lobt die Regierung. Ehemalige Programmländer seien
in den letzten Jahren Spitzenreiter beim Wachstum in der Eurozone
gewesen. Auch die Eurozone insgesamt entwickle sich gut. Das Wachstum
sei seit 19 Quartalen positiv.

 * 

4. Kindesentführungen ins Ausland

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Chancen für eine erfolgreiche Rückführung von
ins Ausland entführten Kindern sind einzelfallabhängig. Das schreibt
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz namens der
Bundesregierung in der Antwort (19/1131) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/843). Zudem stehe die Entscheidung hierüber im
konkreten Fall ausschließlich den zuständigen Gerichten
beziehungsweise Behörden des jeweiligen Staates zu, in dem sich das
Kind befindet, weil die konkrete Umsetzung des Haager
Kindesentführungsübereinkommens (HKÜ) den jeweiligen Vertragsstaaten
obliege. Eine generelle Erfolgseinschätzung von Rückführungsverfahren
könne durch die Bundesregierung daher nicht abgegeben werden. In der
Antwort wird auf eine Studie verwiesen, der zufolge global etwa 50
Prozent aller HKÜ-Anträge mit der Rückführung der Kinder abgeschlossen
werden können. Indes seien der Bundesregierung auch Fälle bekannt, in
denen entführte deutsche Kinder im Ausland verschwunden sind oder in
denen die Behörden des Entführungszielstaates die Suche und
Zugänglichmachung des entführten Kindes für den zu
rückgelassenen Elternteil verweigern.

Die Kleine Anfrage der AfD-Fraktion ist eine Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung (19/329) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion (19/200)
zu diesem Thema, in der die Bundesregierung in einigen Punkten aus
Sicht der Fragesteller einer konkreten Beantwortung ausweiche.

 * 
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BUNDESTAG/7000: Heute im Bundestag Nr. 148 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 148

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Kein Mikroplastik in Kosmetik

2. ElektroStoffV soll aktualisiert werden

3. Akkreditierungsbeauftragter im BPA

4. Standorte der Bundesbehörden

5. Unrechtmäßige Einreise

6. Zahl unerlaubt eingereister Personen



1. Kein Mikroplastik in Kosmetik

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antrag

Berlin: (hib/FB) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die
Verwendung von Mikroplastik in Kosmetik- und Pflegeprodukten
verbieten. In einem Antrag (19/1073) fordert die Fraktion von der
Bundesregierung, einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen und
sich auch auf EU-Ebene für ein "zeitnahes Verbot" einzusetzen. Die
Grünen verweisen als Vorbild auf ein schwedisches Gesetz.

Die Fraktion führt an, dass Mikroplastik, das etwa als Schleifmittel
in Peelings genutzt wird, in den Meeren quasi wie ein Magnet wirke und
Schadstoffe binde. Damit werde nicht nur das Ökosystem Meer "in
erheblicher Weise gefährdet". "Durch den Verzehr kontaminierter Fische
und Meeresfrüchte landet das Mikroplastik auch auf unseren Tellern",
heißt es in dem Antrag.

 * 

2. ElektroStoffV soll aktualisiert werden

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Verordnung

Berlin: (hib/SCR) Die Elektro- und Elektronikgeräte-Stoff-Verordnung
(ElektroStoffV) soll geändert werden, um diverse EU-Vorgaben
umzusetzen. Zudem soll die Anzeige- und Erlaubnisverordnung an die
neue EU-Datenschutz-Grundverordnung angepasst werden. Dies sieht ein
Verordnungsentwurf der Bundesregierung (19/900) vor. Eine Zustimmung
des Bundestages ist nach Paragraf 67 Kreislaufwirtschaftsgesetz
herbeizuführen.

Änderungsbedarf an der ElektroStoffV besteht unter anderem durch die
EU-Richtlinie 2017/2102, mit der EU-Richtlinie 2011/65 zur
Beschränkung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und
Elektronikgeräten (RoHS-Richtlinie) geändert wird. Laut Begründung
sollen damit insbesondere Sekundärmarkttätigkeiten für Elektro- und
Elektronikgeräte erleichtert werden.

Zudem sehen drei delegierte EU-Richtlinien (2017/1009, 2017/1010,
2017/1011) Änderungen im Anhang III der RoHS-Richtlinie vor. Mit den
delegierten Richtlinien werden zeitlich befristete Ausnahmen von
einzelnen Stoffbeschränkungen für bestimmte Verwendungszwecke
aktualisiert und Übergangsfristen zur Umsetzung der
Stoffbeschränkungen festgelegt. Die Ausnahmen betreffen in diesem Fall
Blei und Cadmium.

 * 

3. Akkreditierungsbeauftragter im BPA

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
(BPA) hat zu Jahresbeginn einen "Akkreditierungsbeauftragten" im BPA
ernannt. Dies berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1105)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit dem
Titel "Entzug von Akkreditierungen beim G20-Gipfel durch die Behörden
des Bundes und Zusammenarbeit mit den Landesbehörden" (19/768), Wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, ist der
Akkreditierungsbeauftragte "eine dauerhaft eingerichtete Stelle, die
von einem hochrangigen Beamten und Volljuristen aus dem BPA besetzt
wurde". Er arbeite in enger Abstimmung mit Ansprechpartnern im
Bundesinnenministerium und den Sicherheitsbehörden zusammen.

Der Akkreditierungsbeauftragte ist laut Vorlage "im
Akkreditierungsverfahren eine weitere Instanz zur Überprüfung etwaiger
Sicherheitshinweise der Behörden". Er werde damit die "stets
notwendige Abwägung der Pressefreiheit mit den Belangen der Sicherheit
gewährleisten". und den Medienvertretern "als Ansprechpartner zur
Verfügung stehen, bei Großveranstaltungen auch vor Ort".

Den Angaben zufolge hat das BPA im Nachgang zum G20-Gipfel in Hamburg
gemeinsam mit dem Bundesinnenministerium und dem Bundeskriminalamt die
Verfahren und Strukturen beim Akkreditierungsverfahren für
Journalisten überprüft. Hilfreich in diesem Prozess seien auch
Gespräche mit Vertretern von Journalistenverbänden und der
Bundespressekonferenz gewesen.

 * 

4. Standorte der Bundesbehörden

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung plant derzeit keine weiteren
Verlegungen von Bundesbehörden in die neuen Bundesländer. Dies geht
aus ihrer Antwort (19/1108) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/781) hervor, in der die Regierung über die Standorte der
Bundesbehörden berichtet. Unter Bundesbehörden werden dabei das
Bundeskanzleramt, die Bundesministerien, die Beauftragte der
Bundesregierung für Kultur und Medien sowie das Bundespresseamt
einschließlich ihrer Geschäftsbereichsbehörden und Einrichtungen
verstanden. Angaben zum Bundesnachrichtendienst, zum Bundesamt für
Verfassungsschutz, zum Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst
und zur Bundespolizei werden dem Bundestag laut Vorlage gesondert
übermittelt.

 * 

5. Unrechtmäßige Einreise

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die strafrechtliche Bewertung der unrechtmäßigen
Einreise von Ausländern ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/1109) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion(19/799). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, ist nach Paragraf 95 Absatz 1 Nummer 3
des Aufenthaltsgesetzes die unerlaubte Einreise von Ausländern in das
Bundesgebiet strafbar. Nach Artikel 31 Absatz 1 der Genfer
Flüchtlingskonvention, die in Deutschland unmittelbar anwendbar sei,
dürften jedoch keine Strafen gegen Flüchtlinge wegen ihrer unerlaubten
Einreise verhängt werden. Auf diesen persönlichen Strafaufhebungsgrund
habe der deutsche Gesetzgeber in Paragraf 95 Absatz 5 des
Aufenthaltsgesetzes ausdrücklich hingewiesen. Daher würden Flüchtlinge
unter den Voraussetzungen des Artikel 31 Absatz 1 der Genfer
Flüchtlingskonvention nicht wegen unerlaubter Einreise oder
unerlaubtem Aufenthalts bestraft.

 * 

6. Zahl unerlaubt eingereister Personen

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Durch die Bundespolizei und die mit der Kontrolle
des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden sind im
vergangenen Jahr insgesamt 50.154 unerlaubt eingereiste Menschen
festgestellt worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/1110) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/791) hervor.
Danach wurden durch die genannten Behörden einschließlich der
Bundespolizei " im Jahr 2017 insgesamt 10 265 Personen zurückgewiesen,
die ohne gültiges Reisedokument/Visum/Aufenthaltstitel beziehungsweise
im Besitz eines falschen beziehungsweise verfälschten
Reisedokumentes/Visums/Aufenthaltstitels waren".

 * 
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BUNDESTAG/6999: Heute im Bundestag Nr. 147 - 14.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 147

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. März 2018, Redaktionsschluss: 09.00 Uhr

1. Debatte über Gefahr eines Handelskrieges

2. Entwicklungshilfe im Inland

3. Ausfuhr von Kriegswaffen

4. Schadstoffausstoß von Schiffen

5. Grüne fragen nach Blauer Plakette



1. Debatte über Gefahr eines Handelskrieges

Wirtschaft und Energie/Aktuelle Stunde

Berlin: (hib/HLE) Die internationalen Handelsbeziehungen beschäftigten
in dieser Woche den Deutschen Bundestag. Die Abgeordneten werden am
Donnerstagnachmittag in einer Aktuellen Stunde nach den Wahlen zu
Gremien ab etwa 14.30 Uhr über das Thema "Gefahr eines Handelskrieges
und die Auswirkungen auf die Finanzplanung des Bundes" debattieren.
Die Aktuelle Stunde findet auf Verlangen der Fraktion der FDP statt.

 * 

2. Entwicklungshilfe im Inland

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die in Deutschland aufgewendeten Mittel für
Entwicklungszusammenarbeit (ODA-Ausgaben) sind Thema einer Kleinen
Anfrage (19/1067) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, wie hoch deren Anteil an den gesamten ODA-Mitteln der
Bundesrepublik Deutschland ist. Außerdem erkundigen sie sich, warum
die im Kontext der Flüchtlingskrise entstandenen Kosten für die
Unterbringung und Versorgung von Asylsuchenden und
Bürgerkriegsflüchtlingen nicht höher sind. Die Fraktion verweist
darauf, dass die im Inland entstandenen Kosten im April 2017 bei
anteilig 25,2 Prozent der ODA-Quote gelegen hätten, in Österreich
hingegen bei 37,7 Prozent.

 * 

3. Ausfuhr von Kriegswaffen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Der Export von Kriegswaffen steht im Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage (19/1116) der Fraktion Die Linke. Die
Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung nach Einzel- und
Sammelausfuhrgenehmigungen zwischen 2009 und 2013; darüber hinaus
interessieren sie sich für tatsächliche Ausfuhren. Detailliert fragen
die Abgeordneten auch nach Zielländern, dem Wert von Ausfuhren und
Stückzahlen. Zur Begründung verweist die Fraktion unter anderem auf
die bisweilen erheblichen Zeitspannen zwischen Genehmigung und
tatsächlichem Export.

 * 

4. Schadstoffausstoß von Schiffen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Schadstoffausstoß von Schiffen thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1080). Die Abgeordneten
machen in der Vorlage darauf aufmerksam, dass Seeschiffe in Nord- und
Ostsee zwar mit schwefelarmen oder auch schwefelfreien Treibstoffen
fahren würden. Dennoch liefen ihre Maschinen und Hilfsdiesel mit
Dieselkraftstoffen. Um die Stromversorgung an Bord 24 Stunden zu
realisieren, auch in den Häfen, seien die Hilfsdiesel notwendig.
Vergleiche man aber den Schadstoffausstoß insgesamt, "so sind Schiffe
im Vergleich mit dieselbetriebenen Fahrzeugen auf den Straßen die
weitaus größeren Umweltsünder". Vor diesem Hintergrund will die
AfD-Fraktion von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob ihrer
Kenntnis nach zukünftig die Seeschiffe in deutschen Häfen mit Strom
von Land versorgt werden.

 * 

5. Grüne fragen nach Blauer Plakette

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Konsequenzen die Bundesregierung aus dem
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes zu Fahrverboten zieht möchte die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wissen. In einer Kleinen Anfrage
(19/1081) erkundigen sich die Abgeordneten, mit welchen konkreten
Maßnahmen die Bundesregierung möglichen Fahrverboten in den Kommunen
entgegentreten will. Wissen wollen die Grünen auch, ob sich die
Bundesregierung für Hardware-Nachrüstungen auf Kosten der Hersteller
bei betroffenen Dieselfahrzeugen ausspricht. Gefragt wird des
Weiteren, ob die Regierung sich für die Einführung einer "Blauen
Plakette" für saubere Fahrzeuge auf Bundesebene einsetzen wird.

 * 
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BUNDESTAG/6998: Heute im Bundestag Nr. 146 - 13.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 146

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 13. März 2018, Redaktionsschluss: 16.27 Uhr

1. Spenden für fünf Parteien

2. Spenden an CDU, SPD und MLPD

3. AfD verlangt Ende des Solidaritätszuschlags

4. Winterfestigkeit des Bahnverkehrs

5. AfD thematisiert Grenzwerte für Stickoxide

6. Probleme beim Schleusenbau in Brunsbüttel



1. Spenden für fünf Parteien

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Die CDU hat im Dezember vergangenen Jahres von
Südwestmetall - Verband der Metall- und Elektroindustrie 
Baden-Württemberg e.V. eine Spende in Höhe von 150.000 Euro erhalten. Wie
aus einer Unterrichtung (19/1145) durch Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) weiter hervorgeht, spendete Südwestmetall im
vergangenen Dezember zudem der FDP und Bündnis 90/Die Grünen jeweils
110.000 Euro sowie der SPD 60.000 Euro.

Ebenfalls im Dezember 2017 erhielt die CSU den Angaben zufolge eine
Spende in Höhe von 650.000 Euro vom Verband der Bayerischen Metall-
und Elektroindustrie e.V. (VBM). Ferner spendete der VBM laut Vorlage
im Dezember der FDP 150.000 Euro sowie der SPD und den Grünen jeweils
60.000 Euro.

Gemäß Parteiengesetz sind Spenden, die im Einzelfall die Höhe von
50.000 Euro übersteigen, dem Bundestagspräsidenten anzuzeigen und von
diesem als Bundestagsdrucksache zu veröffentlichen.

 * 

2. Spenden an CDU, SPD und MLPD

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Die CDU hat im November vergangenen Jahres von Frau
Ibeth Biermann eine Spende in Höhe von 200.000 Euro erhalten. Wie aus
einer Unterrichtung (19/1144) durch Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) weiter hervorgeht, bekam die CDU zudem im November
80.000 Euro als Spende von der Evonik Industries AG.

Außerdem spendete die Evonik Industries AG laut Vorlage im November
2017 der SPD ebenfalls 80.000 Euro. Ferner erhielt die MLPD den
Angaben zufolge im vergangenen November eine Spende in Höhe von
250.000 Euro von Herrn Wolfgang Göller.

Gemäß Parteiengesetz sind Spenden, die im Einzelfall die Höhe von
50.000 Euro übersteigen, dem Bundestagspräsidenten anzuzeigen und von
diesem als Bundestagsdrucksache zu veröffentlichen.

 * 

3. AfD verlangt Ende des Solidaritätszuschlags

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion verlangt die sofortige Abschaffung
des steuerlichen Solidaritätszuschlags. In einem von der Fraktion
vorgelegten Gesetzentwurf (19/1157), der an diesem Donnerstag auf der
Tagesordnung des Deutschen Bundestages steht, erklärt die Fraktion,
der vor 23 Jahren angegebene Zweck der Sicherung des
einigungsbedingten Mittelbedarfs des Bundes sei inzwischen
weggefallen. Daher sei die Verfassungsmäßigkeit nicht mehr gegeben.
"Der Solidaritätszuschlag darf als Ergänzungsabgabe allein zur Deckung
(vorübergehender) Bedarfsspitzen im Bundeshaushalt erhoben werden,
weil sich die Ergänzungsabgabe im Vergleich zu den sonstigen Steuern,
die in der Finanzverfassung aufgezählt sind, wie die seltene Ausnahme
zur Regel verhält", begründet die Fraktion ihren Vorstoß. Zwar müsse
die Ergänzungsabgabe nicht von vorneherein befristet erhoben werden,
"jedoch verbietet der Ausnahmecharakter der Ergänzungsabgabe eine
dauerhafte, eine immerwährende Erhebung dieser Steuer", heißt es.

"Die sofortige und uneingeschränkte Abschaffung des
Solidaritätszuschlags und die damit einhergehende Entlastung des
Steuerzahlers sind gerade zum jetzigen Zeitpunkt mehr als angezeigt,
heißt es in dem Entwurf. Die dem Staat durch die Abschaffung fehlenden
rund 18 Milliarden Euro könnten durch den höchsten Haushaltsüberschuss
im Jahr 2017 von 38,4 Milliarden Euro mehr als kompensiert werden.

Eine zunächst selektive Abschaffung des Solidaritätszuschlags nur für
bestimmte Einkommensgruppen lehnt die AfD-Fraktion wegen des Verstoßes
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz ab.

Außerdem weist die AfD-Fraktion darauf hin, dass im Ausland erzielte
Einkünfte in geringerem Maße durch den Solidaritätszuschlag belastet
werden als inländische. Dies stelle einen Verstoß gegen den
Gleichbehandlungsgrundsatz dar. Nach Angaben der AfD-Fraktion werden
im Ausland gezahlte Steuern auf im Ausland erzielte Einkünfte zum Teil
auf die Einkommensteuer angerechnet. Die hierdurch ermäßigte
Einkommen- und Körperschaftsteuer bilde die Grundlage für die für die
Berechnung des Solidaritätszuschlags. Diese Ungleichbehandlung der
Besteuerung von ausländischen und inländischen Einkünften habe der
Bundesrechnungshof bereits 2008 (16/11000) festgestellt und als
Verstoß gegen den Grundsatz der Besteuerung nach Leistungsfähigkeit
bewertet. Die Regierung habe dies gegenüber dem Rechnungshof
eingeräumt und eine Prüfung in Aussicht gestellt. "Diese ministerielle
Prüfung dauert offensichtlich - auch nach fast zehn Jahren - immer
noch an", kritisiert die AfD-Fraktion.

 * 

4. Winterfestigkeit des Bahnverkehrs

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Winterfestigkeit" des Eisenbahnverkehrs in
Deutschland stellt die AfD-Fraktion in den Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/1076). Nach Ansicht der Abgeordneten führen
Wintereinbrüche "regelmäßig zu Beeinträchtigungen im Bahnverkehr in
Deutschland". Die Bundesregierung wird daher gefragt, in welchen
Schritten für die Jahre 2018 bis 2022 ein Ausbau der Versorgung der
Weichen mit Weichenheizungen geplant ist. Wissen will die Fraktion
auch, wie viel Personal bei der Deutschen Bahn AG zur Verfügung steht,
"das bei Weichenstörungen kurzfristig einschreiten kann".

 * 

5. AfD thematisiert Grenzwerte für Stickoxide

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion möchte in einer Kleinen Anfrage
(19/1078) von der Bundesregierung wissen, auf welcher
wissenschaftlichen Grundlage oder Methode die Festlegung von
Grenzwerten für Stickoxide erfolgt, bei deren Überschreitung laut
einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts Fahrverbote möglich sind.
Welche rechtlichen Vorgaben aus der Europäischen Union oder aus
internationalen Verträgen Einfluss auf die in Deutschland geltenden
Grenzwerte haben, interessiert die Fraktion ebenso. Falls es solche
Vorgaben geben sollte, stellt sich für die AfD-Fraktion laut der
Vorlage die Frage, welche Maßnahmen die Bundesregierung derzeit
durchführt oder plant durchzuführen, um diese Vorgaben, "mit dem Ziel
höherer Grenzwerte", die beispielsweise denen vor dem Jahr 2010
entsprechen, zu ändern.

 * 

6. Probleme beim Schleusenbau in Brunsbüttel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Gründe und Folgen der Bauverzögerungen an der
fünften Schleuse des Nord-Ostsee-Kanals in Brunsbüttel interessiert
sich die AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/1079) nehmen die
Abgeordneten Bezug auf die Antwort der Bundesregierung (19/729) auf
eine frühere Anfrage ihrer Fraktion. In der Antwort schrieb die
Bundesregierung, Probleme mit dem Verankerungssystem und
Kampfmittelverdachtsflächen sowie Vertragsstreitigkeiten mit
Auftragnehmern hätten zu terminrelevanten Verzögerungen geführt, die
Auswirkungen auf den Endtermin haben. Die AfD-Fraktion will nun unter
anderem wissen, welche konkreten Vertragsstreitigkeiten aufgetreten
sind und mit welchen Mehrkosten aufgrund der neuen Situation gerechnet
werden muss.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4746: Cattenom - ein Spiel mit dem Feuer (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 13.03.2018

Cattenom: ein Spiel mit dem Feuer



Zur Ankündigung seines Direktors, das AKW in Cattenom so lange zu
betreiben, wie es eine Genehmigung der Atomaufsicht erhält, erklärt
Jutta Blatzheim-Roegler, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und
anti-atompolitische Sprecherin:

"Im vergangenen Jahr gab es in Cattenom laut EDF trotz
Modernisierungsmaßnahmen 52 Störfälle. Die französische Atomaufsicht
sagt, dass einige von ihnen Auswirkungen auf die Sicherheit des
Atomkraftwerks hatten, unter anderem weil Leitungen der
Notstromaggregate nicht erdbebensicher seien. Cattenoms
Kraftwerksleiter Thierry Rosso hat trotzdem heute angekündigt, dass
Cattenom so lange weiter Strom produziert, wie es die Genehmigung der
französischen Atomaufsicht erhält. Reaktor 1 hat diese Genehmigung
aktuell bis ins Jahr 2026.

Jeder Tag, den Cattenom länger am Netz bleibt, ist ein Spiel mit dem
Feuer. Die Menschen in der Region Eifel-Mosel-Hunsrück verlangen seit
langem unisono und parteiübergreifend, den Schrottreaktor vom Netz zu
nehmen. Es gibt unzählige Beschlüsse von Stadträten und Kreistagen
dazu und Apelle von Bürgermeistern und Landräten, die sich in
Nachbarschaft der französischen und belgischen AKWs nicht sicher
fühlen. Wenn es auf diplomatischem Wege nicht gelingt, muss Cattenom
juristisch der Stecker gezogen werden. Die Landesregierung ist daher
mit der Prüfung einer Klage gegen Cattenom auf dem richtigen Weg. Von
der Bundesregierung verlange ich endlich ausreichend diplomatischen
Druck, um eine schnellstmögliche Abschaltung von Cattenom zu
erreichen."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4745: Kleine Grundschulen - Die Konzeptlosigkeit der Landesregierung rächt sich jetzt (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
14.03.2018

Kleine Grundschulen

Anke Beilstein: Die Konzeptlosigkeit der Landesregierung rächt sich
jetzt



Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) hat heute
mitgeteilt, dass von ursprünglich 40 Grundschulen, die nach einer
Liste des Bildungsministeriums von der Schließung bedroht waren,
vorerst lediglich vier geschlossen werden. Dazu erklärt die
bildungspolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Anke
Beilstein:

"Dass jetzt vorerst nur wenige Kleine Grundschulen geschlossen werden,
ist das Ergebnis der deutlichen Proteste der CDU-Fraktion und der
betroffenen Schüler, Eltern, Lehrer und Bürgermeister. Die jetzige
Entscheidung ist das Eingeständnis, dass der von der Landesregierung
eingeschlagene Weg von Beginn an falsch war. Die verursachte
Verunsicherung hat den Schulfrieden im ganzen Land massiv und
nachhaltig gestört. Es ist unverantwortlich, dass vor diesem
Hintergrund die Leitlinien, die zu diesem Chaos geführt haben,
offenbar weiter gelten sollen.

Einmal mehr zeigt sich, dass die Landesregierung für die Schulstruktur
in ländlichen Regionen kein zukunftsweisendes Konzept hat. Sie darf
unsere Dörfer und kleinen Städte nicht weiter vernachlässigen und muss
endlich eine vernünftige und sichere Planung vorlegen."

 * 

Quelle:
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AGRAR/255: Kommissionsvorschlag zum Verbot von Neonicotinoiden zustimmen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Kommissionsvorschlag zum Verbot von Neonicotinoiden zustimmen



Rita Hagl-Kehl, zuständige Berichterstatterin:

Die Europäische Kommission hat einen Vorschlag zum Verbot von Insektiziden mit den meistgenutzten Wirkstoffen aus der Gruppe der Neonicotinoide vorgelegt. Eine im Februar 2018 von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) veröffentlichte Risikobewertung dieser Stoffe hat die großen Gefahren für Bienen noch einmal bestätigt. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt das Vorhaben der EU-Kommission und fordert die Bundesregierung auf, dem Vorschlag für ein Verbot im Rat der EU zuzustimmen.

"In Übereinstimmung mit der Positionierung des Bundesumweltministeriums unterstützen wir als SPD-Bundestagsfraktion die Initiative der Europäischen Kommission und fordern hiermit die Bundesregierung auf, sich für ein Verbot der Freilandanwendung auf EU-Ebene einzusetzen und die Vorschläge der EU-Kommission zuzustimmen. Unser Ziel ist, die Landwirtschaft in Deutschland umweltverträglicher zu gestalten. Die Anwendung von Neonicotionoiden ist mit diesem Ziel nicht vereinbar.

Neonicotinoide gelten als große Verursacher des Insektensterbens der letzten Jahrzehnte. Daher ist in Deutschland seit 2007 und in der EU seit 2013 die Anwendung von Insektiziden, die die Neonicotinoide Imidacloprid, Thiamethoxam oder Clothianidin enthalten, untersagt. Die Europäische Kommission geht nun noch einen Schritt weiter, indem sie diese drei Stoffe generell für die Freilandanwendung verbieten möchte. Wie die aktuelle Risikobewertung der EFSA zeigt bestehen noch maßgebliche Lücken beim Bienenschutz. Auch der Einsatz der drei Neonicotinoide beim Anbau von Pflanzen wie Salat, Endivien oder Zuckerrüben, die bislang weder vom Teilverbot in der EU noch von jenem in Deutschland erfasst sind, birgt hohe Risiken. Dies kann angesichts der bereits stark zurückgegangenen Bestandszahlen und der wichtigen Rolle, die Bienen gerade auch für die Landwirtschaft spielen, nicht weiter tatenlos hingenommen werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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AGRAR/254: Tierwohllabel - Endlich Bewegung in Reihen des Bauernverbandes


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Tierwohllabel - Endlich Bewegung in Reihen des Bauernverbandes



Susanne Mittag, zuständige Berichterstatterin:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass nun auch der Deutsche Bauernverband (DBV) ein staatliches Tierwohllabel befürwortet. Die Ausgestaltung des Labels muss sich an der Eierkennzeichnung orientieren, um Verbrauchern die Einordnung einfacher zu machen.

"Wir begrüßen, dass der Deutsche Bauernverband beim staatlichen Tierwohllabel nun auf die Linie umschwenkt, die die SPD-Bundestagsfraktion seit langem vertritt. Allerdings sehen wir das vorgeschlagene Stufenmodell mehr als kritisch, da es Verbraucherinnen und Verbraucher unnötig verwirren könnte. Die SPD-Bundestagsfraktion spricht sich für die etablierte Einstufung am Vorbild der Eierkennzeichnung aus. Ausdrücklich befürworten wir die Forderung, dass nicht nur Frischfleisch, sondern auch verarbeitete Fleischwaren in das staatliche Tierwohllabel einbezogen werden müssen.

Positiv haben wir den Ruf nach einer Herkunftskennzeichnung vernommen. Mithilfe einer Herkunftskennzeichnung auf der Verpackung können Verbraucher nachvollziehen, aus welchem Stall das Fleisch stammt und mit dem Kauf zweifelsfrei heimische Landwirte unterstützen.

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) ist nun gefordert, rasch die gesetzlichen Rahmenbedingungen und Finanzierungsvorschläge auf den Tisch zu legen, damit das staatliche Tierwohllabel zeitnah eingeführt werden kann."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1154: Konsequenzen aus Fukushima - Keine Kernbrennstoffe in unsichere Anlagen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. März 2018

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit

Konsequenzen aus Fukushima - Keine Kernbrennstoffe in unsichere Anlagen



Carsten Träger, Sprecher für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit;

Nina Scheer, zuständige Berichterstatterin:

Der siebte Jahrestag des Atomunfalls von Fukushima am 11. März 2011 ist ein Mahnmal zur Beendigung der Atomenergie. Die SPD-Bundestagsfraktion erinnert anlässlich der heutigen Anhörung im Deutschen Bundestag an die Reaktorkatastrophe in Japan. Zu einem Atomausstieg zählt auch der Ausstieg aus der Verwertung von Kernbrennstoffen.

"Die Kernschmelze von Fukushima beweist die Unkontrollierbarkeit von Atomenergie und steht mahnend für das politische Ziel eines weltweiten Atomausstiegs. Es bedarf mehr Transparenz und Aufklärung über die Zustände und Folgewirkungen von Atomenergienutzung und Atomunfällen. Eine Abschirmung der Katastrophenreaktoren, zuletzt über eine unterirdische Eiswand, ist bis heute nicht gelungen.

Auch nach dem endgültigen Ausstieg aus der Atomkraft in Deutschland bleiben die Gefahren in unseren Nachbarländern bestehen. Deshalb haben sich die Regierungsparteien im Koalitionsvertrag das Ziel gesetzt, zu verhindern, dass Kernbrennstoffe aus deutscher Produktion in Anlagen im Ausland, deren Sicherheit aus deutscher Sicht zweifelhaft ist, zum Einsatz kommen. Es geht nun darum, dieses Ziel rechtssicher zu erreichen. Zu einem Atomausstieg zählt für uns auch der Ausstieg aus der Verwertung von Kernbrennstoffen.

Der in Deutschland bereits unter rot-grüner Regierung eingeleitete Atomausstieg wurde 2010 unter schwarz-gelb wieder rückgängig gemacht. Erst Fukushima veranlasste die Regierung zu einem erneuten Atomausstieg. Die Gestaltung des Ausstiegs aus dem Ausstieg war unverantwortlich und wird voraussichtlich noch Schadenersatzzahlungen zulasten der Allgemeinheit nach sich ziehen. Ohne die politische Rückkehr zur Atomenergie wäre dies nicht passiert."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1763: Mexiko - Erdbebenopfer befürchten Veruntreuung von Hilfsgeldern (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Erdbebenopfer befürchten Veruntreuung von Hilfsgeldern

Von Knut Hildebrandt
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Direktor Alejandro Matus Ramos

Foto: Knut Hildebrandt - Copyright 2018



(Oaxaca, 11. März 2018, npl) - Es sei nicht viel geschehen in den
sechs Monaten seit dem Erdbeben, erzählt Alejandro Matus Rámos.
Direktor Matus, wie er von allen genannt wird, leitet eine kleine
Grundschule in San Dionisio del Mar, im Isthmus von Tehuantepec. Vier
Klassenzimmer waren so stark beschädigt, dass sie sofort abgerissen
wurden. Über zwei weitere wird noch entschieden. Wie es weiter gehen
wird, weiß Direktor Matus nicht. Abgesehen von vielen Besuchen aus der
Hauptstadt, hat sich in Sachen Wiederaufbau seiner Schule seit
September letzten Jahres nicht viel getan.

Die Schule in San Dionisio ist kein Einzelfall. Deshalb hat die
Zentrale Koordinierungsstelle für Geschädigte im Isthmus (Coordinadora
General de Damnificados del Istmo) den Dialog mit der Regierung
aufgekündigt und die Ministerin für Entwicklung in Stadt und Land,
Rosario Robles, zur Persona non grata erklärt. Die
Interessenvertretung der Erdbebenopfer beklagt in ihrer öffentlichen
Erklärung die Unfähigkeit und mangelnde Einsatzbereitschaft der für
die Katastrophenhilfe zuständigen Behörden. Tausende Betroffene
erhalten immer noch keine staatliche Unterstützung. Bei vielen von
ihnen wurden noch nicht einmal die Schäden aufgenommen:
Grundvoraussetzung dafür, Gelder für den Wiederaufbau des Hauses zu
erhalten.
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Schule in San Dionisio del Mar nach dem Beben
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Veruntreuung im großen Stil ist gängige Praxis in
Mexiko

"Wir werden nicht zulassen, dass die Mittel für die Erdbebenopfer für
den laufenden Wahlkampf ausgegeben werden", hieß es in der Erklärung
der Koordinierungsstelle weiter. Wie berechtigt diese Befürchtung ist,
zeigt ein Bericht, den der Bundesrechnungshof wenige Tage zuvor
veröffentlicht hat. Aus ihm geht hervor, dass in den Jahren 2015/16 in
Rosario Robles' Ministerium 1,75 Milliarden Peso, umgerechnet gut 76
Millionen Euro, veruntreut wurden [1].

Das Geld landete über Scheinfirmen und fingierten Rechnungen auf
Privatkonten. Das ist gängige Praxis in Mexiko, wie das
Internetmagazin Animal Político [2] berichtet. Unter anderem am Fall
des wegen Veruntreuung in Haft sitzenden Ex-Gouverneurs von Veracruz,
Javier Duarte, wird gezeigt, wie die Gelder aus der Staatskasse den
Weg in die Taschen von Politiker*innen und hohen Beamt*innen finden.
Ein Teil der von Duarte veruntreuten Gelder wurde 2012 zur
Finanzierung des Wahlkampfs von Präsident Enrique Peña Nieto
eingesetzt.


Anmerkungen:

[1] http://www.proceso.com.mx/523391/la-asf-confirma-desvios-de-robles-en-la-sedatu-mil-747-mdp-en-2015-y-2016

[2] https://www.animalpolitico.com/2017/11/estafa-maestra-desvio-dinero-auditoria/
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HOCHSCHULE/2190: Hochschulprogramme für Flüchtlinge werden verlängert (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 14.03.2018

Hochschulprogramme für Flüchtlinge werden verlängert



Ende 2015 hat das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) ein
Maßnahmenpaket zur Integration studierfähiger Flüchtlinge in die deutschen
Hochschulen verkündet, das der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD)
umsetzt. Hierdurch können die deutschen Hochschulen talentierten jungen
Menschen eine akademische Perspektive geben.

"Die Nachfrage studierfähiger Flüchtlinge nach studienvorbereitenden
Deutsch- und Fachkursen hat unsere Erwartungen deutlich übertroffen", sagt
Cornelia Quennet-Thielen, Staatssekretärin im BMBF, anlässlich einer Tagung
des DAAD in Berlin, die eine Zwischenbilanz nach zwei Jahren Laufzeit der
bundesfinanzierten Programme zieht. "Das Engagement der deutschen
Hochschulen und der vielen studentischen Initiativen ist ungebrochen.
Mittlerweile haben mehrere Tausend Geflüchtete den Sprung in ein reguläres
Bachelor- oder Masterstudium geschafft. Wir sehen sie wie andere
internationale Studierende als Bereicherung für Deutschland. Deshalb wird
das BMBF die Förderung für geflüchtete Studierende fortführen."

"Bildung ist ein zentraler Bestandteil der Integration von Flüchtlingen.
Mit unserem Maßnahmenpaket, das die Basis für einen erfolgreichen Zugang zu
einem Studium bildet, haben wir viel erreicht und haben zugleich noch viel
vor uns", sagt DAAD-Präsidentin Prof. Margret Wintermantel. "Fragen der
optimalen Begleitung während des Studiums, zur Sicherung des Studienerfolgs
oder Fragen der akademischen Nachqualifizierung zur optimalen Vorbereitung
auf den Übergang in den Arbeitsmarkt werden künftig im Fokus stehen müssen.
Wir begrüßen es, dass das BMBF die Programme weiter finanzieren wird, und
danken für die vertrauensvolle Zusammenarbeit."

Im ersten Jahr der Förderung nahmen mehr als 6.800 geflüchtete
Studieninteressierte an rund 700 sprachlichen und fachlichen
Vorbereitungskursen teil, die über das Programm 'Integra' gefördert wurden.
2017 stieg diese Zahl bereits auf über 10.000 Teilnehmer an.

Rund 600 studentische Initiativen unterstützen zudem geflüchtete
Studieninteressierte im Rahmen des Programms 'Welcome' beim Einstieg in die
Hochschulwelt.

Die weiterhin steigende Zahl der Teilnehmer bestätigt, dass das Interesse
an tertiärer Bildung bei Geflüchteten hoch ist. Immer mehr Kursteilnehmer
beginnen ein reguläres Studium.

Das Sozioökonomische Panel (SOEP), eine BMBF-geförderte repräsentative
Langzeitstudie, zeigt auf, dass über alle Herkunftsländer hinweg 35% der
erwachsenen Flüchtlinge einen weiterführenden Schulabschluss mitbringen,
16% der Erwachsenen haben zuvor an einer Hochschule studiert und 11% sogar
mindestens einen ersten Hochschulabschluss in der Tasche. Ein Drittel der
erwachsenen Flüchtlinge strebt den Erwerb eines deutschen
Hochschulabschlusses an. Zur Aufnahme eines Studiums gelten für sie
dieselben fachlichen und sprachlichen Voraussetzungen wie für andere
deutsche und internationale Studierende.

Konferenz "Viel geschafft und doch erst am Anfang? Erfolge und
Herausforderungen bei der Integration von Geflüchteten ins Studium'

Im Rahmen einer Fachkonferenz diskutiert der DAAD vom 14. bis 16. März
gemeinsam mit den deutschen Hochschulen, Studierenden, Geflüchteten und
Partnern die Erfahrungen, Anliegen und Entwicklungsideen. Zahlreiche
Workshops und fachliche Trainings an den Folgetagen bieten den Teilnehmern
die Möglichkeit, wichtige Themen vertieft zu diskutieren und sich
untereinander auszutauschen.

Der DAAD

Der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) ist die Organisation der
deutschen Hochschulen und ihrer Studierenden zur Internationalisierung des
Wissenschaftssystems. Er schafft Zugänge zu den besten Studien- und
Forschungsmöglichkeiten für Studierende, Forschende und Lehrende durch die
Vergabe von Stipendien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 019/2018 vom 14.03.2018

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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MELDUNG/312: Hochschulperle des Monats für das Karlsruher Projekt "Active Nature Time" (idw)


Stifterverband - 13.03.2018

Hochschulperle des Monats für das Karlsruher Projekt "Active Nature
Time" 



Der Stifterverband zeichnet eine Studierenden-Initiative aus, die es
Flüchtlingskindern ermöglicht, Natur zu erleben und zugleich ihre
Deutschkenntnisse zu verbessern.

Heimisch werden in fremder Umgebung: Für Kinder von Flüchtlingen sind auch
viele Pflanzen und Tiere in Deutschland andere als dort, wo sie herkommen.
Im Jahr 2016 haben deshalb Studierende der Pädagogischen Hochschule
Karlsruhe ein Projekt ins Leben gerufen. Es bringt Mädchen und Jungen aus
unterschiedlichen Kulturen einmal pro Woche zwei Stunden lang Natur näher
und hilft ihnen gleichzeitig, neue Wörter zu lernen.

Das vom Stifterverband jetzt mit der Hochschulperle des Monats
ausgezeichnete Projekt "Active Nature Time" richtet sich an Kinder im
Alter zwischen sechs und zwölf Jahren, die in der
Landeserstaufnahmeeinrichtung Karlsruhe angekommen sind. In der Gruppe
erkunden sie gemeinsam nahegelegene Parks, Wälder und Gewässer. Die sie
betreuenden Studierenden haben eine Reihe von Lernstationen vorbereitet,
wo die Kinder spielerisch etwas über Biologie erfahren. Die
Herausforderung liegt darin, Wissen ohne gemeinsame Sprachebene zu
vermitteln - was aber mithilfe von Bildkarten und dem Benutzen aller Sinne
gelingt.

Für die Lehramtsstudierenden bietet das Projekt die Chance, pädagogische
Praxiserfahrungen an außerschulischen Lernorten zu sammeln und
Sprachbarrieren zu überwinden. Und für die Kinder aus den
Gruppenuterkünften bringt das Projekt nicht nur Abwechslung in den Alltag,
nebenbei verbessern sich auch ihre Startbedingungen in Deutschland.

Diese studentische Initiative sei eine schöne Kombination von
Integrations- und Bildungsarbeit mit einfachen Mitteln, lobt die Jury des
Stifterverbandes. Kinder in Flüchtlingsheimen müssten häufig noch ein
Gefühl für die neue Umwelt bekommen. Das gemeinsame Naturerlebnis wirke
positiv, und die gemeinsamen Unternehmungen fördern sprachliche und
soziale Kompetenzen.


Was ist eine 'Hochschulperle'?

Hochschulperlen sind innovative, beispielhafte Projekte, die in einer
Hochschule realisiert werden. Weil sie klein sind, werden sie jenseits der
Hochschulmauern kaum registriert. Weil sie glänzen, können und sollten sie
aber auch andere Hochschulen schmücken. Jeden Monat stellt der
Stifterverband eine Hochschulperle vor. Die Auszeichnung ist undotiert.
Aus den Monatsperlen wird einmal im Jahr per Abstimmung die Hochschulperle
des Jahres gekürt. 

https://www.stifterverband.org/hochschulperle

Website zum Projekt:

https://www.ph-karlsruhe.de/institute/ph/institut-fuer-biologie-und-schulgartenentwicklung/ant-active-nature-time/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, Nadine Bühring, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WEITERBILDUNG/141: Nordrhein-Westfalen - Bildungsurlaub für Fernstudierende im ZFH-Verbund (idw)


Zentralstelle für Fernstudien an Fachhochschulen (ZFH) - 13.03.2018

Bildungsurlaub für Fernstudierende im ZFH-Verbund

Möglichkeiten für NRW ausgebaut



Fernstudierende im ZFH-Verbund mit einem Arbeitsplatz in
Nordrhein-Westfalen können jetzt für ihre Weiterbildung eine "Freistellung
von der Arbeit zum Zwecke der beruflichen und politischen Weiterbildung"
beantragen. Sie haben einen rechtlichen Anspruch auf fünf Arbeitstage pro
Kalenderjahr, die sie für den Besuch von Präsenzveranstaltungen in
Anspruch nehmen können. Diese Möglichkeit für ZFH-Fernstudierende ist neu:
Die ZFH hat im letzten Jahr das Qualitätssiegel nach DIN EN ISO 9001:2015
erworben und damit eine Voraussetzung erfüllt, dass Fernstudierende im
ZFH-Verbund jetzt auch für NRW eine Bildungsfreistellung erhalten können.

Die ZFH hatte dazu eine Anerkennung als Einrichtung der
Arbeitnehmerweiterbildung (nach § 10 ff des AWbG, NRW) beantragt und
freut sich jetzt über den Anerkennungsbescheid. Bisher konnten
Fernstudierende bereits für die Bundesländer Rheinland-Pfalz, Saarland und
Berlin eine Bildungsfreistellung bzw. Bildungsurlaub in Anspruch nehmen.

Bildungsfreistellung, Bildungsurlaub oder auch Bildungszeit sind synonyme
Begriffe - gemeint ist damit zusätzlicher bezahlter Urlaub, den
Arbeitgeber ihren Mitarbeitenden zum Zweck einer Weiterbildung gewähren.
Ob ein Anspruch besteht oder nicht, hängt von den gesetzlichen Regelungen
des Bundeslandes ab, an dem sich der Arbeitsplatz befindet. Neben der
Anerkennung der Bildungseinrichtung nach dem AWbG in NRW, müssen weitere
Anforderungen an die Veranstaltungen erfüllt sein.

Für alle, die sich einen Überblick zur Bildungsfreistellung verschaffen
und sich über die einzelnen Gesetzgebungen informieren möchte, steht bei
der ZFH die Broschüre Fördermöglichkeiten in der Weiterbildung bereit:
www.zfh.de/förderung/. Hier finden Fernstudierende und Interessierte
neben der Bildungsfreistellung einen umfassenden Überblick von staatlichen
Förderungen des Bundes und der Länder über Finanzierungshilfen bis hin zu
vielfältigen Informationen und praktischen Tipps.


Weitere Informationen unter:

https://www.zfh.de/news/pressemitteilungen/meldungsdetail/artikel/bildungsurlaub-fuer-fernstudierende-im-zfh-verbund/

www.zfh.de/förderung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution697

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentralstelle für Fernstudien an Fachhochschulen (ZFH), Ulrike Cron,

13.03.2018 09:42

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/583: Julia Klöckner tritt Amt als neue Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft an (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 14.03.2018

Julia Klöckner tritt Amt als neue Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft an



Die Rheinland-Pfälzerin Julia Klöckner wurde heute in Berlin von
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier zur neuen Bundesministerin für
Ernährung und Landwirtschaft ernannt.

Bei ihrem Amtsantritt erklärte sie: "Ich freue mich, das Amt der Ministerin
für Landwirtschaft und Ernährung zu übernehmen. Das
Landwirtschaftsministerium ist das 'Lebensministerium': Hier geht es um die
Lebens- und Alltagsthemen der Menschen, um Essen und Trinken, um Natur und
Schöpfung, um das Tierwohl und die Versorgung der Bevölkerung. Unsere
Themen betreffen jeden. Schwerpunkte werde ich auf den gesundheitlichen
Verbraucherschutz, gute Ernährung und Wertschätzung der Lebensmittel und
ihrer Erzeuger legen, auf die Bewahrung der Schöpfung, das Tierwohl und
eine moderne Landwirtschaft und Zukunft der Grünen Berufe legen.

Eine anspruchsvolle Herausforderung wird die Weiterentwicklung der
Gemeinsamen europäischen Agrarpolitik sein für eine marktfähige,
nachhaltige Landwirtschaft - mit weniger Bürokratie und mehr Effizienz. Mir
ist wichtig, dass wir in Deutschland eine flächendeckende, familiengeführte
Landwirtschaft unterstützen."

Klöckner stammt aus einer Winzerfamlie aus Guldental an der Nahe. Sie war
bereits von 2009 bis 2011 Parlamentarische Staatssekretärin bei der
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft. Von 2002 bis 2011 war
die 45-jährige Politikwissenschaftlerin, Theologin und Pädagogin als
Bundestagsabgeordnete für die Landkreise Bad Kreuznach und Birkenfeld
tätig. Hier war sie unter anderem Mitglied im Agrarausschuss. Sie übernahm
2012 den Fraktionsvorsitz der CDU im Landtag von Rheinland-Pfalz. Julia
Klöckner ist ausgebildete Journalistin und arbeitete u.a. als
Chefredakteurin eines Weinmagazins.

 * 

Quelle:

Presseinformation Nr. 16 vom 14. März 2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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ARMUT/258: Misereor und Caritas - Große Koalition muss Armut an der Wurzel angehen (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 14. März 2018

Misereor und Caritas: Große Koalition muss Armut an der Wurzel
angehen



Berlin, 14. März 2018. MISEREOR und der Deutsche Caritasverband mit seinem
Hilfswerk Caritas international fordern mehr Anstrengungen im Kampf gegen
die Ursachen von Armut, Ausbeutung und politischen Konflikten. Politik
müsse die Gründe für Krisen und Zerstörungsprozesse stärker in den Blick
nehmen, forderten MISEREOR und das Hilfswerk des Deutschen Caritasverbandes
bei einem gemeinsamen Parlamentarischen Abend in Berlin am Dienstagabend.
Es dürfe nicht nur darum gehen bei Katastrophen zu handeln, sondern
Notlagen an ihren Wurzeln anzugehen. Dafür brauche es verlässliche
politische Unterstützung und Rahmenbedingungen.

Ressourcen und Macht gerechter verteilen

"Damit dies gelingen kann, müssen sich Außen- Sicherheits-, Wirtschafts-
und Menschenrechtspolitik abstimmen, um den Ärmsten der Armen helfen zu
können", betonte Peter Neher, Präsident des Deutschen Caritasverbandes.
"Die neue Bundesregierung beispielsweise muss rasch dafür sorgen, dass
Umwelt-, Arbeits- und Sozialstandards in allen Teilen der Lieferketten
deutscher und europäischer Unternehmen gelten, damit Näherinnen in
Bangladesch, Kakaobäuerinnen und Kakaobauern in Ghana und
Minenarbeiterinnen und Minenarbeiter in Kolumbien in Würde leben können",
so Neher. Alle Menschen sollten gleichermaßen die Chance haben, aus ihrem
Leben etwas machen zu können - in Berlin ebenso wie in Nairobi oder Lima.
Dazu müssten Ressourcen und Macht gerechter verteilt werden, unterstreicht
Neher. "Wir müssen Humanitäre Hilfe nicht nur vorbeugend, sondern vernetzt
denken. Dabei ist das weltweite Netzwerk von Caritas-Organisationen schnell
und effektiv", so Neher.

Anderes Verständnis von Wohlstand und gutem Leben

Auch MISEREOR-Hauptgeschäftsführer Pirmin Spiegel betonte die Notwendigkeit
eines sozial-ökologischen Wandels: "Wenn wir weiterhin auf Wachstum und
Gewinn als alleinige Heilmittel vertrauen, werden wir nicht nur die
Schöpfung zerstören sondern auch Ungleichheit und Konzentration von
Reichtum in den Ländern und zwischen den Ländern weiter vertiefen. Dies ist
auch eine Gefahr für die Demokratie. Wir brauchen dringend ein anderes
Verständnis von Wohlstand und gutem Leben". Spiegel forderte von der neuen
Regierung, dass sie die guten Ansätze des Koalitionsvertrages mit konkreten
Umsetzungsschritten ausfüllen müsse: "Wir begrüßen es, dass der
Koalitionsvertrag an verschiedenen Stellen Aussagen zur internationalen
Verantwortung Deutschlands macht, wenn zum Beispiel die Agenda 2030 als
Maßstab des Regierungshandelns bezeichnet und die Überwindung von Hunger
und Armut als Priorität der Entwicklungspolitik genannt wird", so Spiegel.
Eng verbunden damit sei der notwendige Umbau Deutschlands in Richtung
größerer sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit. "Das
Schicksal einer schlecht bezahlten Textilverkäuferin bei uns und einer
Näherin in Bangladesh haben viel miteinander zu tun und können nur
gemeinsam verbessert werden. "Wir erwarten in dieser Legislaturperiode
deutlich ambitioniertere Taten, die dazu beitragen, dass alle Menschen
überall ein würdevolles Leben führen können ", so Spiegel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. März 2018

Deutscher Caritasverband e.V.

Berliner Büro - Pressestelle

Haus der Deutschen Caritas

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Redaktion:

Claudia Beck (Verantwortlich)

Telefon: 030/284447-42, Telefax: 030/284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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FRAUEN/723: Mexiko - Mehr als 5000 Teilnehmerinnen beim zapatistischen Frauentreffen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Mehr als 5000 Teilnehmerinnen beim zapatistischen Frauentreffen

Von Sonja Gerth






[image: Gruppenfoto - Foto: © Sonja Gerth]

Zapatistisches Frauentreffen in Chiapas

Foto: © Sonja Gerth



(Morelia, 13. März 2018, Cimacnoticias) - Sport, Kultur und Debatten
standen im Mittelpunkt des dreitägigen Treffens, zu dem die
Zapatistinnen vom 8. bis 10. März 2018 Besucherinnen aus aller Welt in
ihr autonomes Territorium in den Bergen von Chiapas eingeladen hatten.
Der Erfolg war überwältigend: es kamen rund 5000 Frauen, mehr als zehn
Mal so viele, wie sich angemeldet hatten. Deswegen mussten zahlreiche
Frauen auf Bühnen, in Seminarräumen und im Gras schlafen. Insgesamt
gab es rund 180 Workshops, Debatten und Theaterstücke. In der
stechenden Mittagshitze trugen die Zapatistinnen in ihren Sturmhauben
und ihre Besucherinnen aber auch drei Turniere im Fußball, Basketball
und Volleyball aus.

Alles war perfekt vorbereitet: Auf dem Fußballplatz des Caracol
Morelia, des größten der fünf autonomen Bezirke der Zapatistinnen, war
frisches Sägemehl ausgestreut. Die Frauen aus den Gemeinden hatten
bergeweise Blusen, Schals und Decken genäht, um mit den Verkäufen an
die Besucherinnen ihre Einkünfte aufzubessern. Und die Männer, die
compañeros, hielten außerhalb Wache oder sorgten für Ordnung auf dem
Parkplatz, auf dem zeitweise 30 Reisebusse Platz finden mussten.


Marichuy wird keine Präsidentin, aber der Kampf um gleiche
Rechte geht weiter

Neben Workshops zu Tanz, Zeichnen, Medizin oder Massage gab es auch
Debatten über Politik. So informierten die Mütter von Verschwundenen
und Opfern von Feminiziden über ihren Kampf gegen die Straflosigkeit.
Mexiko verzeichnet mit sieben Frauenmorden am Tag eine der höchsten
Feminizidraten Lateinamerikas. 99 Prozent der Fälle bleiben
unaufgeklärt.

In der Eröffnungsrede wies Capitana Erika von der zapatistischen
Befreiungsarmee (EZLN) darauf hin, dass das Treffen vor allem als
Unterstützung für Maria de Jesús Patricio, genannt Marichuy entstanden
sei. Im Februar war die Kandidatur von Marichuy, der ersten indigenen
Präsidentschaftskandidatin Mexikos, an der fehlenden Zahl der
Unterstützerstimmen gescheitert. Dennoch seien die Kandidatur und auch
das Treffen eine Ermunterung, den Kampf um gleiche Rechte nicht
aufzugeben.


"Weicht nicht zurück, verkauft euch nicht, gebt nicht
auf!"

Am Ende war es Alejandra, eine junge Frau aus dem autonomen Bezirk
Realidad, die die Besucherinnen noch einmal rührte. Sie hielt die
Abschlussrede, und sie machte es in bester zapatistischer Tradition:
mit Witz, Ironie, augenzwinkernder Selbstkritik und Bescheidenheit.
Sie forderte die Besucherinnen auf, ein Licht in die Welt
hinauszutragen: "Tragt es zu den Verschwundenen, den Ermordeten, den
Gefangenen, den Vergewaltigten, den Migrantinnen, und sagt ihnen, dass
sie nicht alleine sind, sondern dass ihr für sie kämpft. Weicht nicht
zurück, verkauft euch nicht, gebt nicht auf!" Da lief den meisten
Zuhörerinnen zum Abschluss mehr als eine Träne über die Wange.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mehr-als-5000-teilnehmerinnen-beim-ersten-zapatistischen-frauentreffen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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GEWERKSCHAFT/277: Tarifverhandlungen Deutsches Rotes Kreuz (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. März 2018

Tarifverhandlungen Deutsches Rotes Kreuz: ver.di fordert 7,5 Prozent
mehr Geld - Verhandlungsauftakt am Donnerstag



Berlin - Am Donnerstag (15. März 2018) beginnen die Tarifverhandlungen mit
der Bundestarifgemeinschaft des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) in Berlin.
Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) geht mit einer
Forderung nach 7,5 Prozent mehr Geld, mindestens 200 Euro und einer
Anhebung der Ausbildungsvergütung um 150 Euro pro Monat in die
Verhandlungen.

"Für die verantwortungsvolle und oft auch belastende Arbeit haben die
Beschäftigten eine angemessene Bezahlung und gute Arbeitsbedingungen
verdient. Wir erwarten, dass das DRK zügig und zielorientiert
verhandelt. In vielen Arbeitsfeldern gibt es einen zunehmenden
Fachkräftemangel, deshalb braucht es klare Signale der Anerkennung",
sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler.

Bei den Verhandlungen geht es auch um Erwartungen der Beschäftigten
an die Arbeitgeber, die Attraktivität des DRK zu steigern. Das könnte
mit einem modernen Tarifvertrag gelingen, der neue Möglichkeiten zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, alternsgerechtem Arbeiten und
Gesundheitsschutz schafft, so Bühler. "Wir erwarten, dass in dieser
Tarifrunde die unbezahlten Arbeitszeiten im Rettungsdienst
abgeschafft werden", sagte die Gewerkschafterin.

Beim DRK arbeiten insgesamt rund 150.000 Menschen. Für etwa 50.000
Beschäftigte gelten die zwischen ver.di und der
Bundestarifgemeinschaft DRK tariflich vereinbarten Arbeits- und
Entgeltbedingungen. Die Beschäftigten beim Deutschen Roten Kreuz
arbeiten im Rettungsdienst, im Krankenhaus, in der Altenpflege, der
Behindertenhilfe, in Kindertagesstätten, der Kinder- und Jugendhilfe,
in der Bildungsarbeit und im Blutspendedienst.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ARBEIT/2789: Höhere Erwerbstätigenzahl ließ Arbeitsvolumen 2017 auf rund 60 Milliarden Stunden steigen (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 13.03.2018

Höhere Erwerbstätigenzahl ließ Arbeitsvolumen 2017 auf rund 60
Milliarden Stunden steigen



Die Zahl der Erwerbstätigen nahm im Jahr 2017 um 1,5 Prozent zu und hat
mit 44,3 Millionen einen neuen Höchststand erreicht. Insgesamt arbeiteten
die Erwerbstätigen in Deutschland 2017 rund 60 Milliarden Stunden. Das
entspricht einem Plus von 1,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr, berichtet das
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Nur im Jahr 1991 lag
die Zahl der Arbeitsstunden mit 60,3 Milliarden noch etwas höher.

"Die mehr als 44 Millionen Erwerbstätigen im Jahresmittel sind ein neuer
Rekord. Auch bei der Teilzeitquote gibt es einen neuen Höchststand, sie
liegt erstmals über 39 Prozent. Die Zahl der Vollzeitjobs hat mit einem
Plus von 1,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr zwar deutlich zugelegt, aber
bei der Teilzeit war der Boom mit 2,1 Prozent noch stärker", erklärt Enzo
Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und
gesamtwirtschaftliche Analysen".

Das Wachstum des Arbeitsvolumens ist ausschließlich auf die gestiegene
Zahl der Erwerbstätigen zurückzuführen. Die durchschnittliche
Jahresarbeitszeit der Erwerbstätigen sank dagegen um 0,3 Prozent und lag
2017 bei 1.354 Stunden. Der Rückgang beruht auf einer geringeren Anzahl an
Arbeitstagen: Im Jahr 2017 standen mit 249 drei weniger als im Jahr 2016
zur Verfügung. Selbständige und mithelfende Familienangehörige waren 2017
durchschnittlich 1.937 Stunden erwerbstätig, beschäftigte Arbeitnehmer
1.274 Stunden.

Vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer arbeiteten 2017 durchschnittlich 1.634
Stunden, teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer 714 Stunden. Die
durchschnittliche vereinbarte Wochenarbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten
betrug 38 Stunden, die der Teilzeitbeschäftigten 16,5 Stunden.

Die Beschäftigten sammelten durchschnittlich 0,5 Stunden Guthaben auf
ihren Arbeitszeitkonten. Sie machten zudem im Durchschnitt 19,7 bezahlte
Überstunden und damit 0,2 Stunden weniger als im Vorjahr. Die unbezahlten
Überstunden lagen 2017 bei 23,1 Stunden, eine Stunde weniger als 2016.

Der Krankenstand sank im Vergleich zum Vorjahr um 0,04 Prozentpunkte auf
4,25 Prozent. Nach ersten vorläufigen Hochrechnungen lag die Kurzarbeit im
Jahr 2017 mit rund 115.000 Personen niedriger als im Vorjahr (129.000
Personen).



Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az2017.pdf

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx 

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für

Arbeit (IAB), Wolfgang Braun, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1625: Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst - Arbeitgeber blockieren Verhandlungen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
13. März 2018

Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst: 

Arbeitgeber blockieren Verhandlungen - Bsirske kündigt eine Ausweitung der
Warnstreiks an



Berlin - Nachdem auch die zweite Tarifverhandlungsrunde für die rund 2,3
Millionen Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes des Bundes und
der Kommunen ergebnislos geblieben ist, hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) eine Ausweitung der Warnstreiks
noch vor Ostern angekündigt. Nach dem Ende der Verhandlungen in
Potsdam sagte der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske: "Wir liegen in
den zentralen Punkten fundamental auseinander, sowohl bei der Höhe
als auch bei der Struktur der Forderungen!"

Die Arbeitgeberseite hatte auch in dieser Runde erneut kein Angebot
vorgelegt. Bsirske warf den Arbeitgebern eine systematische
Hinhaltetaktik vor: "Diese Blockadehaltung trägt in keinster Weise
zur Lösung bei. Die Antwort wird jetzt aus den Betrieben kommen." Mit
bundesweiten Warnstreiks würden die Beschäftigten dafür sorgen "dass
die Arbeitgeber in der dritten Runde auf einen konstruktiven Weg hin
zu einem Abschluss zurückkehren", sagte Bsirske.

Angesichts der zu erwartenden milliardenhohen Steuereinnahmen auch in
2018 und darüber hinaus gelte es, die Beschäftigten an den
öffentlichen Einnahmen zu beteiligen. "Sie dürfen nicht weiter hinter
die anderen Berufsgruppen zurück fallen", so Bsirske. "Die
Steuereinnahmen in Bund und den Kommunen sprudeln wie nie zuvor, die
Wirtschaft ist in Festtagsstimmung, die Aktionäre reiben sich die
Hände. Wann, wenn nicht jetzt müssen auch die Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes an der positiven Entwicklung beteiligt werden",
sagte der Spitzengewerkschafter.

ver.di fordert für die Beschäftigten sechs Prozent mehr Lohn und
Gehalt, mindestens aber 200 Euro pro Monat. Gleichzeitig sollen die
Ausbildungsvergütungen und Praktikantenentgelte um 100 Euro pro Monat
angehoben werden. Die Vorschrift, Auszubildende nach erfolgreich
abgeschlossener Ausbildung zu übernehmen, will ver.di wieder in Kraft
setzen. Die Laufzeit des Tarifvertrages soll 12 Monate betragen. Der
Bund wird aufgefordert, das Verhandlungsergebnis zeit- und
wirkungsgleich auf die 344.000 Beamtinnen und Beamten, Richterinnen
und Richter, Soldatinnen und Soldaten sowie 182.000
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger zu übertragen.

Die nächste Verhandlungsrunde wurde für den 15. und 16. April 2018 in
Potsdam vereinbart.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Daniela Milutin - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INNOVATION/095: Innovation ist mehr als Forschung und Entwicklung (idw)


Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 13.03.2018

Innovation ist mehr als Forschung und Entwicklung



Auch wenn mittelständische Unternehmen oftmals keine eigene Forschung und
Entwicklung (FuE) betreiben, generieren drei Viertel von ihnen
Innovationen: Dazu gehören sowohl die kontinuierliche Verbesserung von
bestehenden Produkten und Dienstleistungen als auch auch Prozess- und
nicht-technologische Innovationen. Insbesondere kleinste, kleine und
mittlere Unternehmen wählen Innovationsstrategien abseits von FuE.

"Aktuell liegt der Fokus der innovationspolitischen Diskussion vorrangig
auf forschungsintensiven Gütern und wissensintensiven Dienstleistungen.
Schließlich führt intensive FuE zu deutlich höheren Wachstumsraten und
-chancen, was sich wiederum auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit
Deutschlands auswirkt", berichtet Prof. Dr. Friederike Welter (IfM
Bonn/Universität Siegen). "Mit eigener FuE sind jedoch immer erhebliche
Risiken und Unsicherheiten verbunden, die eher von größeren Unternehmen
getragen werden können. Für kleinere Unternehmen kann dagegen das
Scheitern eines einzelnen FuE-basierten Innovationsprojektes zur
Existenzgefährdung des gesamten Unter-nehmens führen. Aus diesem Grund
gehen mittelständische Unternehmen, die keine eigene FuE-Abteilung
unterhalten, beispielsweise Kooperationen mit Wirtschafts- und
Wissenschaftspartnern ein."

Gleichwohl zeigt die jüngste Studie des Instituts für
Mittelstandsforschung (IfM) Bonn "Innovationstätigkeit des
nicht-forschenden Mittelstands", dass die Bedeutung von FuE abhängig von
der jeweiligen Branche ist: Im Informations- und
Kommunikationstechnologie-Bereich generieren acht von zehn
nicht-forschenden mittelständischen Unternehmen Innovationen - im
Verarbeitenden Gewerbe gelingt dies ohne FuE
weniger als 30 %. Da angesichts der zunehmenden Digitalisierung sowohl
innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes als auch im gesamtwirtschaftlichen
Kontext Dienstleistungen an Bedeutung gewinnen, ist zu erwarten, dass
nicht-technologische Innovationen an Beachtung in der
innovationspolitischen Diskussion gewinnen werden. "Soll die
Innovationskraft des nicht-forschenden Mittelstands erhalten bzw.
gesteigert werden, muss zudem ein besonderes Augenmerk auf die Ressource
Humankapital und die Ausbildungskompetenz des Mittelstands gelegt sowie
die Verfügbarkeit qualifizierter Fachkräfte gesichert werden", so die
IfM-Präsidentin.

Die Studie "Innovationstätigkeit des nicht-forschenden Mittelstands" ist
auf der Homepage des Institut für Mittelstandsforschung (www.ifm-bonn.org)
abrufbar.


Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/redaktion/publikationen/ifm_materialien/dokumente/IfM-Materialien-266_2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, Dr. Jutta Gröschl, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/4367: Im Jahr 2017 stärkste Zunahme der privaten Konsumausgaben seit 1994 (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 14.03.2018:

Im Jahr 2017 stärkste Zunahme der privaten Konsumausgaben
seit 1994 

Die privaten Konsumausgaben beliefen sich in Deutschland im Jahr 2017
auf 1735 Milliarden Euro



WIESBADEN - Die privaten Konsumausgaben stiegen 2017 in jeweiligen
Preisen um 3,6% im Vergleich zum Vorjahr. Dies ist der größte Zuwachs
seit 1994. Preisbereinigt nahmen die privaten Konsumausgaben im
Vergleich zum Vorjahr um 1,9% zu. Insgesamt beliefen sich die privaten
Konsumausgaben in Deutschland im Jahr 2017 auf 1.735 Milliarden Euro,
wie das Statistische Bundesamt (Destatis) auf Basis der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen anlässlich des
Weltverbrauchertages am 15. März mitteilt.

Die privaten Haushalte konsumierten 2017 bei allen Verwendungszwecken
mehr als im Vorjahr. Einen Rekordzuwachs in jeweiligen Preisen gab es
bei den Ausgaben für Schuhe und Bekleidung mit +5,9%. Nicht nur
nominal, sondern auch preisbereinigt (+4,5%) war dies der stärkste
Zuwachs seit 1992. Dabei gaben die privaten Haushalte vor allem mehr
für Bekleidung (nominal +6,3%) aus. Ebenso kauften die privaten
Haushalte deutlich mehr Güter für Verkehr und Nachrichtenübermittlung
(+5,8% in jeweiligen Preisen). Ursache dafür sind hauptsächlich höhere
Ausgaben für Kraftfahrzeuge (+8,6%) und für Kraftstoffe (+7,8%). Bei
Nahrungsmitteln, Getränken, Tabakwaren (+3,8%) gaben die
Verbraucherinnen und Verbraucher vor allem mehr für Nahrungsmittel aus
(+4,8%), bedingt durch einen vergleichsweise hohen Preisanstieg von
3,0%. Auch die Ausgaben bei Beherbergungs- und
Gaststättendienstleistungen (+4,9%) sowie für Freizeit, Unterhaltung
und Kultur (+4,0%) nahmen im Vorjahresvergleich deutlich zu. Dagegen
stiegen die Ausgaben der privaten Haushalte für Wohnungen und deren
Nebenkosten mit +2,7% unterdurchschnittlich.

Für kurzlebige Güter stiegen im letzten Jahr die Konsumausgaben der
privaten Haushalte in jeweiligen Preisen um 5,0% an, getragen unter
anderem von der Entwicklung bei Bekleidung. Die Konsumausgaben der
privaten Haushalte für langlebige Güter nahmen um 5,3% zu, vor allem
bedingt durch die Zuwächse beim Kauf von Kraftfahrzeugen. Der Anstieg
bei Verbrauchsgütern (+4,2%) war besonders durch höhere Ausgaben in
den Bereichen Nahrungsmittel und Kraftstoffe bestimmt. Über die Hälfte
der Konsumausgaben der privaten Haushalte wurde für Dienstleistungen
aufgewendet. Hier war der Zuwachs mit +2,9% im Vorjahresvergleich eher
moderat.


WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Inlandsprodukt vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 094 vom 14.03.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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WOHNEN/214: Literaturhinweis - So werden Altbauquartiere lebendig (idw)


Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) -
13.03.2018

So werden Altbauquartiere lebendig



Eine neue Broschüre des Bundesbauministeriums (BMUB) und des
Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) zeigt, wie
Kommunen sanierungsbedürftige und leerstehende Altbauten in
Stadtquartieren erfolgreich aktivieren und die Quartiere als Wohn- und
Einzelhandelsstandort attraktiver machen.

In zahlreichen historischen Ortskernen, gründerzeitlichen
Stadterweiterungen und innerstädtischen Siedlungen der 20er und 30er Jahre
gibt es leerstehende oder sanierungsbedürftige Altbauten - ein
städtebauliches Problem, das das Image der Quartiere beeinflusst. Wie
können Kommunalverwaltungen Eigentümer von sanierungsbedürftigen und
leerstehenden Immobilien zum Handeln bewegen? Wie lassen sich private
Akteure bei der Altbauaktivierung einbinden? Und auf welche Weise lässt
sich das Image der Quartiere nachhaltig verbessern? Die Broschüre stellt
quartiers- und immobilienbezogene Instrumente der Altbauaktivierung vor
und veranschaulicht diese an zahlreichen Beispielen. Besonderes Augenmerk
gilt dabei den Kooperationsformen öffentlicher und privater Akteure. Ihre
Empfehlungen richten sich an Fachleute in Kommunalverwaltungen,
Wohnungsunternehmen, Initiativen, Vereinen und Verbänden.

Die Veröffentlichung dokumentiert die Ergebnisse des Forschungsprojekts
"Altbauaktivierung - Strategien und Erfahrungen". Die Wissenschaftler
analysierten darin unterschiedliche Strategien, Kooperationsformen und
Instrumenteneinsätze in Kommunen. Das Leibniz-Institut für Raumbezogene
Sozialforschung, die Brandenburgische Beratungsgesellschaft für
Stadterneuerung und Modernisierung und das Büro FORUM Huebner, Karsten &
Partner bearbeiteten das Forschungsprojekt im Auftrag von BMUB und BBSR.

Die Broschüre kann kostenfrei im BBSR angefordert werden
(forschung.wohnen@bbr.bund.de). Eine elektronische Version ist unter
www.bbsr.bund.de abrufbar.


Download der Broschüre:

www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Home/Topthemen/Downloads/2018-altbauaktivierung.pdf?__blob=publicationFile

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution957

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), Christian

Schlag, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06504: Kunst im Schatten des Marktes (SB)


Für Emanuel Lasker, dem begnadeten langjährigen Weltmeister, gab es
wohl nur eine Schreckensvision: "Ich will nicht sterben wie Steinitz
als ein Bettler oder im Armenhaus." Schließlich ist es auch für einen
Künstler nicht schändlich, wenn er in angenehmen Verhältnissen lebt
und Frau und Kinder wohlversorgt weiß. Trotzdem war es ihm nicht
vergönnt gewesen, ein anderes Schicksal zu nehmen als Wilhelm
Steinitz, dem er 1894 den Titel entrissen hatte. Als er 1941 in New
York seinen letzten Atemzug tat, hatte er die Jahre zuvor, 1938
siedelte er nach Amerika um, in bitterer Armut verbringen müssen. Die
Zeiten zwischen den beiden Weltkriegen waren hart, für alle Menschen.
Für Schachspieler insofern besonders, da die Turnierpreise zumeist
dürftig und selten ausreichten, die nächste Woche in Sorglosigkeit zu
planen. Der Wiener Meister Tartakower, sonst bekannt für seine
spritzigen witzigen Bonmots, war denn auch der Verfasser des
nüchternen Ausspruchs: "Vom Schachspielen kann man nicht leben, sehr
wohl aber sterben." Nur wenige Schachmeister hatten es in dieser Zeit
zu einem geringen Vermögen gebracht, zumindest über soviel Guthaben
verfügten, daß sie sich nebenher auch um andere Künste und Neigungen
kümmern konnten. Vielleicht hätten sie, wie es weiland der
französische Philosophenfürst François Marie Arouet - besser bekannt
unter dem Namen Voltaire - getan hatte, nebenher eine Firma für
Schachuhren gründen sollen. Der Markt, nicht die Kunst, bringt Kapital
ein. Verrechnet hatte sich im heutigen Rätsel der Sphinx auch Meister
Marjanovic, als er mit zuletzt 1...Ta8-d8 auf eine wundersame Rettung
hoffte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06504: Kunst im Schatten des Marktes (SB)]



Miles - Marjanovic

Groningen 1972


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Für Gligoric war es die schlimmste Niederlage seiner Karriere in der
Giftbauervariante. Nach 1.Tf1xf5!! e6xf5 2.Se4-d6 Le7xd6 3.Lh5xf7 gab
er sich geschlagen, da nach 3...De8xf7 4.Dh6xd6 gegen die zahlreichen
Mattdrohungen keine vernünftige Verteidigung mehr möglich war.



Erstveröffentlichung am 18. März 2005

14. März 2018
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TAGUNG/644: Trier - "Dramatische Formen und städtischer Frieden", 09.-10.04.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Trier

Tagung "Dramatische Formen und städtischer Frieden"



Am 9. und 10. April 2018 veranstaltet das Projekt "Stadtkultur und
Resilienz: Das Fastnachtspiel auf Nürnbergs Bühnen vor und nach der
Reformation" an der Universität Trier eine Tagung zum Thema
"Dramatische Formen und städtischer Frieden". Die Tagung ist Teil
einer Reihe von Veranstaltungen der DFG-Forschergruppe "Resilienz.
Gesellschaftliche Umbruchsphasen im Dialog zwischen Mediävistik und
Soziologie".

Ziel der Tagung ist es, die subversiven respektive
ordnungsbestätigenden Potentiale dramatischer Formen im Kontext von
städtischer Kultur zu untersuchen. Ein resilienzanalytischer
Forschungsansatz eröffnet neue Perspektiven auf die Frage, ob und
inwiefern dramatische Formen zum Erhalt der gesellschaftlichen
Stabilität und des städtischen Friedens durch die Verarbeitung
zeitgenössischer Krisenerfahrungen beizutragen vermochten.

Dramatische Formen sollen mithin als Medien der kulturellen
Verhandlung von Zeiterfahrung und sozialer Ordnung im Hinblick auf die
Generierung und Erprobung von Bewältigungs-, Anpassungs- und
Transformationsmodellen befragt werden. Welche (ästhetischen)
Strategien dazu genutzt wurden und wo die Grenzen dieses Potentials zu
sehen sind, soll eruiert werden. Die Tagung dient insofern auch dazu,
die Applizierbarkeit einer zu entwickelnden Resilienztheorie auf
geistes- und kulturwissenschaftliche Fragestellungen anhand
historischer Fallbeispiele zu diskutieren.

Veranstaltungsort der Tagung ist der Gästeraum der Universität Trier
im Mensa-Gebäude. Die Tagungsteilnahme ist kostenlos. Um Anmeldung
wird gebeten per E-Mail an tagung2017@uni-trier.de

Die Ergebnisse der Tagung werden zeitnah in einem Tagungsband
publiziert. Weitere Informationen: www.fze.uni-trier.de

Tagungsprogramm

Montag, 9.4.2018

9:30 Uhr: Eröffnung durch Martin Przybilski (Trier)

Sektion 1: "schimph und ernst"

Moderation: Katharina Hanuschkin (Trier)

9:45 Corinna Kirschstein (Wien): "zu verhüten ein auffrur" - Der Kampf
der Blinden mit dem Schwein als städtisches Fest-Spiel

11:15 Antje Sablotny (Dresden): "mit pfeiffen und trummen zum spott
umgetragen". Invektive Spottprozessionen und ihr Potential zur (De-)Stabilisierung städtischer Ordnungen 

Sektion 2: Bedrohte Ordnungen 

Moderation: Marie Ann Fleischmann (Trier)

13:45 Mats Homann (Hamburg): Konstanz im Ausnahmezustand - öffentliche
Inszenierungen zur Zeit des Konzils (1414-1418) zwischen Ordnung und
Chaos

14:45 Bianca Hufnagel (Tübingen): Politische Publizistik und
(moral-)didaktische Dichtung. Lucretia-Texte im Nürnberg des 15. und
16. Jahrhunderts

Workshop:

16:15 Katharina Hanuschkin (Trier): Denkmuster der Resilienz?
Wahrnehmung und Verarbeitung von Krisen in der Vormoderne

Dienstag, 10.4.2018

Sektion 3: Ordnungsdiskurse im Fastnachtspiel

Moderation: Inge Hülpes (Trier)

09:00 Beatrice von Lüpke (Tübingen): Fastnachtspiel und Prostitution:
Zur dramatischen Verhandlung eines städtischen Konfliktes

10:00 Kaffeepause

10:30 Martin Przybilski (Trier): Überlegungen zum resilienten Status
überlebter Figuren zwischen sozialer Ordnung literarischer Tradition
im Nürnberger Fastnachtspiel

11:30 Sindy Müller (Trier): "auß dem so hat die stat bestand". Das
Fastnachtspiel im Dienste des städtischen Zusammenhalts

12:30 Abschlussdiskussion

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, Peter Kuntz, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/437: Oldenburg - Ressourcenorientierter Einsatz in der Arbeitswelt, 26.03.18


Vortrag im Schlauen Haus

Montag, 26. März 2018, 19:30 - 21:00 Uhr

Was kann er oder sie? Ressourcenorientierter Einsatz in der Arbeitswelt

Peter Dresen, Fachstelle Inklusion, Amt für Teilhabe und Soziales,
Stadt Oldenburg



Die (Arbeits-)Welt fragt häufig: Was kann jemand NICHT? So aber fallen
viele "durchs Raster" und wertvolle Ressourcen sind verloren. Heute
können Einschränkungen besser ausgeglichen und die Konzentration
darauf gelenkt werden, was ein/e potenzielle/r Arbeitnehmer/in
einbringt. Sei es der Erfahrungsschatz einer älteren Person, der
bestimmte Blickwinkel eines Menschen mit Behinderung etc. Der Vortrag
soll zeigen, dass durch etwas Bemühen beide Seiten gewinnen:
Arbeitnehmer einen Arbeitsplatz an dem sie geschätzt und gebraucht
werden und Arbeitgeber motivierte und gute Mitarbeiter/innen.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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KLEINKUNST/821: Wiesbaden - Till Reiners "Auktion Mensch 2018", Theater im Pariser Hof 23.03.2018


Theater im Pariser Hof - Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Till Reiners - Auktion Mensch 2018 

Datum: Freitag, 23. März 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / erm. 14 Euro



Am 23. März 2018 erwartet unser Publikum ein Abend über das Denken und
warum das wenig mit Politik zu tun hat. Ohne moralischen Zeigefinger
und Politiker-Bashing, eine Suche nach dem Politischen im Privaten.
Außerdem beantwortet Till Reiners die Frage nach dem Sinn des Lebens. Es
ist Reich sein.

Till Reiners ist jetzt noch besser. Das sagt niemand geringeres als
Till Reiners. Nach dem Erfolg des Programms "Auktion Mensch" kommt
jetzt der Erfolg-Erfolg: Auktion Mensch 2018! Ein Update mit dem
besten vom Alten und zur Hälfte Neuem. Es wird böser und lustiger.
Über allem steht nach wie vor das Motto: »Jeder kann es schaffen,
besser zu sein als alle«.

Reiners versteht sich als Instagramkünstler und Opinionleader. Sein
Programm widmet sich den zwei Säulen unserer Demokratie: nicht denken
und nicht handeln. Wem da noch was fehlt, schenkt der Kapitalismus ein
Handyfeuerzeug und Treuepunkte. Das sympathische Allerweltsgesicht
meint dazu: »Die Frage ist dabei ja nicht: Wie schrecklich kann ich
das finden? Sondern: Was macht daran eigentlich soviel Spaß, dass ich
mitmache?«.

1985 erblickt er das trübe Licht Duisburgs. Er wächst am Niederrhein
auf und zieht nach Trier, um Politikwissenschaften zu studieren. 2008
entdeckt er Poetry Slam und tritt bald im gesamten deutschsprachigen
Raum auf. Nachdem er 2011 sein Studium abgeschlossen hat, schreibt er
sein erstes Kabarettprogramm »Da bleibt uns nur die Wut«, wird dafür
mehrfach ausgezeichnet programm »Da bleibt uns nur die Wut«, wird dafür
mehrfach ausgezeichnet und hat plötzlich einen Beruf. Im Frühjahr 2015
feiert sein zweites Programm »Auktion Mensch« Premiere. Er lebt in
Berlin.

PREISE (Auswahl)

2015 Deutscher Kabarettpreis (Förderpreis)

2013 Goldener Rostocker Koggenzieher

2012 St. Ingberter Pfanne (Jurypreis)

2012 Bielefelder Kabarettpreis (Jury- und Publikumspreis)

2011 Passauer Scharfrichterbeil (2. Platz)

2010/11 Berliner Stadtmeister im Poetry Slam

2009 Karl Marx Poesie-Preis

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Tel +49 (0)611 - 94 580 697

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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AKTION/322: Vögel zählen von Vatertag bis Muttertag (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 9. März
2018

Vögel zählen von Vatertag bis Muttertag

NABU, NAJU und LBV laden vom 10. bis 13. Mai zur 14. "Stunde der
Gartenvögel" ein



Berlin - Kuckuckskind, Vogelhochzeit und Rabenmutter: Wenn es um die
Familie geht, fallen häufig Vergleiche mit heimischen Vögeln. Die
diesjährige "Stunde der Gartenvögel" lässt zwangsläufig an solche
Sprachbilder denken, denn sie findet am langen Wochenende von Vatertag
bis Muttertag, also vom 10. bis 13. Mai statt. Der NABU ruft gemeinsam
mit der NAJU und dem Landesbund für Vogelschutz (LBV) Vogelfreunde in
ganz Deutschland dazu auf, eine Stunde lang Vögel zu beobachten, zu
zählen und für eine gemeinsame Auswertung zu melden.

"Je mehr Menschen an der Gartenvogelzählung teilnehmen, desto
aussagekräftiger werden die Ergebnisse", sagt
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Wir können inzwischen solide
Aussagen über die langjährige Entwicklung des Gartenvogelbestandes in
Dörfern und Städten treffen, da wir auf Daten aus mittlerweile 13
Jahren zurückgreifen können."

Sorgen machen in den Städten beispielsweise die Bestände von
Mehlschwalbe und Mauersegler. "Beide Arten gingen um etwa sechs bis
sieben Prozent pro Jahr zurück, so dass 2016 nur noch etwa die Hälfte
der Bestände von 2007 vorhanden waren", sagt NABU-Vogelschutzexperte
Lars Lachmann. "Beide Arten suchen ihre Nahrung nicht nur in Städten,
sondern fangen Insekten im Luftraum über dem ganzen Land.
Möglicherweise wirkt sich hier der Insektenschwund auf in Städten
brütenden Arten aus. Im Vorjahr gab es plötzlich wieder mehr
Mehlschwalben und Mauersegler. Ob sich hier eine Trendwende zum
Besseren andeutet oder es nur ein Effekt des guten Flugwetters am
Zählwochenende war, wird die 14. Stunde der Gartenvögel zeigen."

Mit Blick auf das besondere Datum der Vogelzählung - von Vatertag bis
Muttertag - räumt Lachmann mit einem gängigen Vorurteil auf: "Der
Begriff Rabenmutter stimmt nicht - im Gegenteil: Raben sind sehr gute
Vogelmütter. Sie kümmern sich aufopferungsvoll um ihren Nachwuchs."

Im vergangenen Jahr hatten fast 61.000 Vogelfreunde bei der Stunde der
Gartenvögel mitgemacht und aus über 40.000 Gärten insgesamt über 1,4
Millionen Vögel gemeldet. Gemeinsam mit der Schwesteraktion, der
"Stunde der Wintervögel" handelt es sich damit um Deutschlands größte
wissenschaftliche Mitmach-Aktion.

Und so funktioniert die Teilnahme: Von einem ruhigen Plätzchen im
Garten oder vom Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die höchste
Anzahl notiert, die im Laufe einer Stunde entdeckt werden kann. Die
Beobachtungen können per Post, Telefon - kostenlose Rufnummer am 12.
und 13. Mai, jeweils von 10 bis 18 Uhr: 0800-1157115 - oder einfach im
Internet unter www.stunde-der-gartenvoegel.de gemeldet werden.
Meldeschluss ist der 21. Mai.

Aktuelle Zwischenstände und erste Ergebnisse sind ab dem ersten
Zähltag auf www.stundedergartenvoegel.de abrufbar und können mit
vergangenen Jahren verglichen werden. Interaktive Karten stellen dar,
wie sich eine Vogelart bundesweit oder in einem ausgesuchten
Bundesland oder Landkreis entwickelt hat.

Für kleine Vogelexperten hat die NAJU die "Schulstunde der
Gartenvögel" (7. bis 11. Mai) ins Leben gerufen. Ein großes
NAJU-Aktionspaket versorgt teilnehmende Gruppen und Klassen mit
Zählkarten, einem "Vogelbüchlein für die Hosentasche" für jedes Kind,
einem NAJU-Poster, auf dem Kinder die häufigsten Vogelarten in
Deutschlands Gärten und ihre Besonderheiten kennenlernen, sowie einem
Begleitheft. Hierin finden Gruppenleiter, Lehrer und Erzieher die
Anleitung für eine Gartenvogel-Rallye mit spannenden Wissens- und
Spielstationen, die mit wenig Aufwand überall im Freien durchgeführt
werden können. Das Aktionspaket kann im NABU-Shop bestellt werden:
www.NABU-Shop.de. Weitere Informationen unter www.NAJU.de/sdg

Informationen finden Sie unter

www.stundedergartenvoegel.de

Einen NABU Online-Vogelführer gibt es unter

www.nabu.de/vogelfuehrer

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 028/18, 09.03.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin
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EUROPA/518: EU-Parlament will höheres Budget für den Naturschutz (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 14. März
2018

NABU: EU-Parlament will höheres Budget für den Naturschutz

Tschimpke: Insekten- und Vogelsterben aufhalten - EU-Naturschutzfonds
zügig einrichten



Brüssel/Berlin - Das EU-Parlament fordert mehr Geld für den
EU-Naturschutz. In einem heute in Brüssel beschlossenen Bericht zu den
laufenden Finanz-Verhandlungen fordern die Parlamentier eine klare
Ausrichtung des nächsten EU-Haushalts an den UN-Nachhaltigkeitszielen
und zweckgebundene Mittel zur Finanzierung des Natura 2000-Netzwerkes.
Auch setzten sich die EU-Abgeordneten für eine Verdoppelung der Gelder
innerhalb des höchst erfolgreichen LIFE-Programms ein, das innovative
Natur- und Klimaschutzprojekte fördert.

"Damit bekräftigt das EU-Parlament fraktionsübergreifend de facto was
im neuen Koalitionsvertrag der Bundesregierung steht und was der NABU
seit Jahren fordert: einen EU-Naturschutzfonds. Damit könnte das
Insekten- und Vogelsterben entscheidend aufgehalten werden.
Gleichzeitig erhalten Landwirte zusätzliches Einkommen für
Naturschutzleistungen, wie zum Beispiel für den Erhalt von
Feldgehölzen und Blühflächen oder die Pflege von Trockenrasen oder
artenreichen Wiesen. Jetzt liegt der Ball bei der Bundesregierung und
insbesondere bei der Bundesagrarministerin Julia Klöckner", sagt
NABU-Präsident Olaf Tschimpke.

Der NABU fordert einen jährlich mindestens 15 Milliarden Euro
umfassenden EU-Naturschutzfonds, um die Umsetzung der
EU-Naturschutzrichtlinien zu gewährleisten. Bei der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) sprachen sich die Abgeordneten für einen stärkeren
Fokus der Förderung auf die Erbringung öffentlicher Leistung sowie
einen Wandel der europäischen Landwirtschaftspolitik hin zu mehr Natur-
und Klimaschutz aus. Der NABU sieht sich in seiner Forderung nach einer
umfassenden Wende der Agrarpolitik bestätigt. Aus NABU-Sicht müssen
zunächst die Direktzahlungen für Landwirte auf den Prüfstand gestellt
werden, um echte Fortschritte bei Naturschutzmaßnahmen auf
Agrarflächen zu erzielen.

Schon am 19.3. wird der Agrarministerrat wichtige
Richtungsentscheidungen für die Verteilung der Agrarsubventionen im
künftigen EU-Haushalt treffen. Ein bekannt gewordenes vorläufiges
Dokument der geplanten Ratsschlussfolgerungen zeigt allerdings, dass
die Minister bisher keinerlei Einsicht in die fatale Umweltbilanz der
Agrarpolitik zeigen wollen.

NABU-Vorschläge für die künftigen EU-Agrarzahlungen:

www.nabu.de/agrarreform2021

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 029/18, 14.03.2018
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FORSCHUNG/1437: Dürren und ihre Auswirkungen (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 13.03.2018

Dürren und ihre Auswirkungen

BMBF fördert Forschungsverbundprojekt "GlobeDrought" mit rund 2,1
Millionen Euro



(pug) Wie entstehen Dürren und wie wirken sich solche Perioden auf die
Wasserressourcen, die Produktivität im Pflanzenbau, den Handel mit
Nahrungsmitteln und den Bedarf an internationaler Hilfe aus? In dem
neuen Verbundprojekt "GlobeDrought", das an der Universität Göttingen
koordiniert wird, wollen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
Dürre-Ereignisse und ihre Risiken weltweit untersuchen. Ziel ist es,
mit den gewonnenen Erkenntnissen ein Informationssystem aufzubauen.
Dafür soll auch ein Frühwarnsystem experimentell entwickelt werden,
das die Beobachtung des Dürrezustands in Echtzeit sowie eine Prognose
der Entwicklung der kommenden zwölf Monate ermöglicht. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert das Projekt mit
rund 2,1 Millionen Euro für die Dauer von drei Jahren.

Die Forscherinnen und Forscher verarbeiten umfangreiche
sozioökonomische Informationen und Daten aus der Fernerkundung. Diese
kombinieren sie mit Rechenergebnissen aus hydrologischen Modellen und
Pflanzenwachstumsmodellen. Die Analyse erfolgt sowohl auf globaler
Skala als auch für ausgewählte Regionen, zum Beispiel für die stark
von Dürren betroffene Region Südliches Afrika. Die Arbeitsgruppe
Pflanzenbau am Department für Nutzpflanzenwissenschaften der
Universität Göttingen unter Leitung von Prof. Dr. Stefan Siebert trägt
mit der Pflanzenwachstums- und Ertragsmodellierung zum Verbundprojekt
teil. Hier ist auch die Projektkoordination angesiedelt.

An dem Projekt sind die Universitäten Göttingen, Bonn und Frankfurt
sowie die Universität der Vereinten Nationen in Bonn, die
Welthungerhilfe und die Remote Sensing Solutions GmbH beteiligt. "Die
Entwicklung des Informationssystems mit diesen Partnern soll die
spätere Umsetzung in den jeweiligen Institutionen vor Ort
erleichtern", erklärt Siebert. "Indem wir die Faktoren, die
Dürrerisiken reduzieren, besser verstehen lernen, wollen wir auch
einen Beitrag leisten, die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen
zu erreichen. Dabei haben wir speziell das Ziel 'Verbesserte
Verfügbarkeit und nachhaltige Nutzung der Wasserressourcen' im Blick."

Das Verbundprojekt "GlobeDrought" ist Teil der Fördermaßnahme "GROW -
Globale Ressource Wasser" im Rahmenprogramm "Forschung für Nachhaltige
Entwicklung (FONA)" des Bundesministeriums für Bildung und Forschung.

Weitere Informationen zum Verbundprojekt sind zu finden unter 

https://bmbf-grow.de/de/verbundprojekte/globedrought 

und http://grow-globedrought.net

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-goettingen.de/pflanzenbau

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news690691

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Romas Bielke, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STADT/463: Leuchtturmprojekt »EnStadt:Pfaff« - klimaneutrale Stadtquartiere (idw)


Fraunhofer-Institut für Experimentelles Software Engineering IESE -
13.03.2018

Leuchtturmprojekt »EnStadt:Pfaff« erforscht innovative Technologien
für klimaneutrale Stadtquartiere



Das Pfaff-Quartier in Kaiserslautern wird zum bundesweiten Leuchtturm
für eine integrierte, zukunftsweisende Planung und Umsetzung
klimaneutraler Quartiere als wichtige Bausteine für sogenannte Smart
Cities. Wo 150 Jahre lang Nähmaschinen produziert wurden, finden
künftig Gesundheits- und Technologieunternehmen sowie Arbeitnehmer und
Bewohner ein attraktives und nachhaltiges Arbeits- und Lebensumfeld
in zentrumsnaher Lage.

Für eine zukunftsweisende Quartiersentwicklung nach neuestem
wissenschaftlichem Stand sorgt das Leuchtturmprojekt EnStadt:Pfaff.
Hier werden neun Partner innovative Technologien entwickeln,
demonstrieren und optimieren. EnStadt:Pfaff wird neben fünf weiteren
Projekten von den Bundesministerien für Wirtschaft und Energie sowie
für Bildung und Forschung in der Förderinitiative "Solares Bauen /
Energieeffiziente Stadt" gefördert. Es ist als Reallabor konzipiert,
in dem neben technischen auch sozialwissenschaftliche Fragestellungen
untersucht und gemeinsam mit den künftigen Investoren, Planungsbüros
sowie Bewohnern neue Lösungen entwickelt und optimiert werden.
Untersucht wird dabei auch, wie Prozesse der Bauleit- und
Erschließungsplanung optimieren lassen.

Verbundkoordinator ist die Stadt Kaiserslautern, die wissenschaftliche
Leitung des Projektes hat das Fraunhofer-Institut für Solare
Energiesysteme ISE aus Freiburg inne. Neben dem Fraunhofer-Institut
für Experimentelles Software Engineering IESE in Kaiserslautern sind
weitere Projektpartner die Pfaff-Areal-Entwicklungsgesellschaft (PEG),
die Stadtwerke Kaiserslautern (SWK), die Hochschule Trier mit ihrem
Umwelt-Campus Birkenfeld, die Hochschule Kaiserslautern, die
Hochschule Fresenius in Idstein sowie die Palatina Wohnbau GmbH.

Das Fraunhofer IESE unterstützt in dem Projekt die Entwicklung und
Implementierung einer digitalen Quartiersplattform. Auf dieser werden
u.a. die Energie- und Mobilitätsdaten erfasst und für eine
intelligente Steuerung bereitgestellt. Die Plattform und entsprechende
Software dienen auch zur Unterstützung der Investoren bei der Planung
energieeffizienter Gebäude, die im Einklang mit den Klimaschutzzielen
des Quartiers stehen. Weitere digitale Dienste sollen den Bewohnern
und Nutzern im Quartier durch Apps zur Verfügung gestellt werden, etwa
zur Energieeinsparung oder zur Nutzung von Carsharing und dem
öffentlichen Nahverkehr. Das IESE baut im Reallabor-Zentrum eine
Quartierswerkstatt auf, in welcher Wissenschaftler, Planer und
sonstige Interessenten den Betrieb des Energiesystems in Echtzeit
beobachten, Computerprogramme nutzen und gemeinsam optimierte Lösungen
erarbeiten können.

Das Leuchtturmprojekt EnStadt:Pfaff startete im Oktober 2017 und hat
eine Laufzeit von fünf Jahren. Das Finanzvolumen beträgt rund 27
Millionen Euro und wird im Rahmen der ressortübergreifenden
Förderinitiative des Bundes "Solares Bauen / Energieeffiziente Stadt"
von BMWi und BMBF mit rund 23 Millionen Euro gefördert.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690715

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution194

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Experimentelles Software Engineering IESE,

Junia Dick, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STADT/462: Baumfällsaison 2017-2018 - Wieder mehr Fällungen von Straßenbäumen als Nachpflanzungen (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 12. März 2018

NABU wertet Baumfällsaison 2017/2018 aus

Hamburgs Grün wird weniger: Wieder mehr Fällungen von Straßenbäumen
als Nachpflanzungen



Letzten Monat, am 28. Februar, endete die Fällsaison für Bäume in
Hamburg. Der NABU Hamburg hat nun die Angaben zu den Fällungen in den
sieben Bezirken ausgewertet, in diesem Jahr mit einem besonderen Blick
auf die Straßenbäume. Es ist wieder eine ernüchternde Bilanz. Der
Trend der vergangen Jahre setzt sich fort, dass an Hamburgs Straßen
immer weniger Bäume stehen. In den letzten Jahren wurden pro Saison um
die Tausend Bäume gefällt, in diesem Jahr sind es mit 946 ähnlich
viele. In folgenden drei Bezirken wurden die meisten Stämme abgesägt:
Altona (224), in Mitte (187) und in Bergedorf (140). Weitere
Auswertung der Bezirke unten.




[image: Grafik: © NABU/T.Dröse]

Nur zwei von drei gefällten Bäumen werden nach der Fällsaison
2017/2018 nachgepflanzt. Bis aus einem kleinen Baum ein Multitalent
wird, braucht es Jahre. Der Verlust an Grün wirkt sich negativ auf das
Stadtbild und die Stadtökologie aus.

Grafik: © NABU/T.Dröse



Der Verlust von Straßenbäumen, vor allem der Wegfall von älteren
Bäumen, ist besonders beklagenswert. Häufig fallen die Bäume
Umbaumaßnahmen von Straßen zum Opfer. Wenn Straßen, Rad- oder Fußwege
mehr Platz erhalten, ist für Ersatzpflanzungen an gleicher Stelle
anschließend oft kein Platz mehr vorhanden.

"Der Verlust von Straßenbäumen ist ein trauriger Beitrag zum
Grünverlust in unserer Stadt. Bäume tragen zur Lebensqualität und zur
Gesundheit im Großstadtalltag bei. Sie brauchen Raum und Pflege. Ihr
Verlust schmerzt und wir fordern deshalb auch mit Blick auf die
Straßenbäume, dass Hamburgs Grün erhalten bleiben muss", so Alexander
Porschke, Vorsitzender des NABU Hamburg.




[image: Baumstümpfe vor Stadtpanorama - Foto: &copy: NABU/T.Dröse]

Jahrelang gewachsen, nun gefällt: Experten gehen davon aus, dass neu
gepflanzte Bäume unter heutigen Voraussetzungen in der Stadt kaum noch
derartige Umfänge erreichen. Fällung alter Baumbestände am Berliner
Tor im Dezember 2017.

Foto: &copy: NABU/T.Dröse



Unsere diesjährige Auswertung der aktuellen Fällstatistiken hat
ergeben, dass etwa 2/3 der Fällungen ältere Straßenbäume betreffen
(gezählt wurden Bäume mit einem Durchmesser des Baumstamms über 30 cm
auf 130 cm Höhe). Zwar sollen 633 Bäume wieder nachgepflanzt werden,
also knapp 2/3 der gefällten Hölzer, jedoch kann ein junger Baum einen
alten mit großer Blätterkrone in seinen ökologischen Funktionen und in
seiner Wirkung im Stadtbild nicht ansatzweise ersetzen. Er weist unter
anderem nicht die gleiche Robustheit gegenüber Krankheiten und
Luftverschmutzung auf wie ein alter, fest verwurzelter Baum. Und nicht
jeder neu gepflanzte Baum wächst auch zwingend an. Das Risiko ist sehr
hoch, dass heute neu gepflanzte Bäume nicht mehr das Alter der
jetzigen Straßenbäume erreichen und sich damit langfristig sowohl die
Stadtökologie als auch das bislang grüngeprägte Stadtbild verändert.
Daher ist es umso wichtiger, dass Straßenbäume erhalten bleiben und
dieser Erhalt in der Planung und Abwägung ein höheres Gewicht bekommt.
Wenn Bäume gefällt und ersetzt werden, muss zwingend darauf geachtet
werden, dass ausreichend Entwicklungsraum für Bäume, insbesondere im
Wurzelraum, eingeplant wird. Eine Pflanzgrube von mindestens 12m� pro
Baum ist dafür unter anderem notwendig. Diese darf nicht aus
Kostengründen kleiner geplant werden, sonst erreicht kaum ein junger
Baum noch das Lebensalter seines gefällten Vorgängers.

"Jeder von uns freut sich jetzt auf den Frühling und sehnt sich nach
mehr Grün. Es ist daher tragisch, dass immer mehr Bäume aus dem
Straßenbild verschwinden. Insbesondere von alten Straßenbäumen
profitieren die Stadtnatur und ihre Bewohner einschließlich wir
Menschen", erklärt Eike Schilling, Koordinator Praktischer Naturschutz
beim NABU Hamburg. "Für ihren Erhalt muss daher viel mehr getan
werden."

Mit der ersatzlosen Fällung von Straßenbäumen, fehlen wichtige
ausgleichende Funktionen, die Bäume in der Stadt übernehmen wie zum
Beispiel Lärmschutz und Luftverbesserung. Ersatzpflanzungen an
Straßenzügen reichen nicht aus, um den Verlust 1:1 auszugleichen. Der
NABU fordert, dass der Wert von alten Baumbeständen erkannt wird und
entsprechend bei der Straßengestaltung erhaltend integriert wird.

Multitalent Baum

Ein ausgewachsener Laubbaum mit einem Standraum von 100 m² bindet mehr
Staub und regeneriert mehr Luft als 20.000 m² Wiesenfläche. Am Ende
des Sommers sind zum Beispiel die klebrigen Blätter eines Lindenbaums
im verkehrsdichten Raum schwarz, da an ihnen der Schmutz aus der Luft
haften bleibt. Ist das Blätterdach voll erblüht produziert ein großer
Baum rund 10 kg Sauerstoff an einem Sommertag, in dem er das
Kohlendioxid aus der Luft umwandelt. Darüber hinaus bietet er
zahlreichen Arten einen Lebensraum, spendet Schatten und sorgt
insgesamt für ein besseres Klima in der Stadt.

Auswertung der Straßenbaum - Fällungen in 2017/18 für alle sieben
Bezirke Hamburgs:

Fällungen/Nachpflanzungen

Bezirk Altona: 224/126

Bezirk Bergedorf: 140/92

Bezirk Eimsbüttel: 110/47

Bezirk Harburg: 103/51

Bezirk Mitte: 187/174

Bezirk Nord: 58/58

Bezirk Wandsbek: 124/85

(Quelle: HamburgService - Online-Dienste der sieben
Bezirksversammlungen, Fälllisten der Bezirke, Stand 06.03.2018)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 037/18, 12.03.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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ENERGIE/1528: Auch eine dezentrale Energiewende braucht Netzausbau (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 13.03.2018

Auch eine dezentrale Energiewende braucht Netzausbau

Gemeinsame Pressemitteilung von Öko-Institut, Renewables Grid
Initiative und Germanwatch



Auch eine dezentrale Stromerzeugung kommt nicht ohne die bis 2030
geplanten rund 4.000 Kilometer neuen Stromtrassen aus. Das ist die
wichtigste Erkenntnis der heute vorgestellten Studie "Dezentralität,
Regionalisierung und Stromnetze - Studie über Annahmen, Narrative und
Erkenntnisse", die das Öko-Institut im Auftrag der Renewables Grid
Initiative (RGI) erstellt hat. Die Studie greift damit ein heiß
diskutiertes Thema auf: Insbesondere von neuen Leitungen betroffene
Anwohner fragen sich, ob der Netzausbau mit einem dezentraleren
Stromsystem, mehr Windkraft in Süddeutschland sowie Speichern nicht
deutlich geringer ausfallen könnte.

Um dies zu beantworten hat das Öko-Institut zehn Studien analysiert
und verglichen, die im Laufe der vergangenen fünf Jahre zu
Dezentralitätskonzepten und den Folgen dezentraler Stromsysteme für
den Netzausbau veröffentlicht wurden. Das Institut kommt in dieser
Meta-Studie zu folgenden Ergebnissen:

Der bis 2030 geplante Netzausbau ist selbst dann notwendig, wenn alle
Speicher und Flexibilitätsoptionen zur Verfügung stehen. Da die
Potenziale für die Erzeugung von Wind- und Solarstrom über Deutschland
hinweg ungleich verteilt sind und in der Nähe der großen
Verbrauchszentren oft nicht ausreichen, ist eine jederzeit
verbrauchsnahe Stromversorgung auf der Grundlage erneuerbarer Energien
nicht vorstellbar. Dies gilt umso mehr, wenn nicht allein technische
Möglichkeiten, sondern auch einschränkende Aspekte wie Naturschutz und
Akzeptanz zum Beispiel von Windkraftanlagen in der Nähe von Siedlungen
berücksichtigt werden.

Die untersuchten Studien, die einen geringeren Netzausbaubedarf
errechnen, gehen vor allem von einem starken Ausbau der Windenergie im
Süden Deutschlands aus; so werden im Vergleich zu derzeitigen
Planungen zum Beispiel zwei- bis viermal höhere Ausbauzahlen für
Bayern und Baden-Württemberg verwendet. Diese Annahmen hätten
gravierende Folgen: neben einem höheren Flächenbedarf wäre von einem
geringeren Wirkungsgrad der Windanlagen, höheren Kosten und - wegen
der gasbasierten ergänzenden Kraftwerke - gegebenenfalls auch höheren
Treibhausgasemissionen auszugehen. Für einen sachgerechten Vergleich
müssten diese Folgen denen des geplanten Leitungsausbaus
gegenübergestellt werden. Viele der betrachteten Studien
berücksichtigen diese Aspekte jedoch allenfalls am Rande.

Schließlich zeigt ein Vergleich der Studienergebnisse zu den
längerfristigen Entwicklungen und mit Blick auf höhere
Versorgungsanteile erneuerbarer Energien, dass der aktuell geplante
Leitungsausbau in jedem Fall notwendig wird. Die verbleibenden
Unterschiede beziehen sich damit ganz überwiegend nicht auf das Ob,
sondern das Wann und Wie des Leitungsausbaubedarfs. Insbesondere für
die Zeit nach 2030 bedarf es jedoch guter vergleichbarer Studien, die
prüfen, inwiefern immer günstigere erneuerbare Energien und vor allem
Speicher den zusätzlichen Neubaubedarf von Stromnetzen mindern
könnten.

"Die Studie bringt Gewissheit, dass derzeit geplante Übertragungsnetze
für die Energiewende unabdingbar sind. Gleichzeitig werden aber
deutliche Wissenslücken aufgezeigt: wir brauchen ein größeres Spektrum
an Analysen zu vorstellbaren Entwicklungen des deutschen und
europäischen Stromsystems mit allen damit verbundenen Folgen für
Flächenbedarf, Kosten, Treibhausgasemissionen und Netzausbau. Nur so
werden wir mehr Klarheit in die Debatte bringen ob Dezentralität
langfristig einen weiteren Netzausbaubedarf verringern könnte", sagt
Antonella Battaglini, Geschäftsführerin der Renewables Grid Initiative

"Dezentralität ist ein wichtiges Thema für ein klimafreundliches
Stromsystem. Aber in der Diskussion um Dezentralität und
Stromnetzausbau werden wichtige Aspekte wie die begrenzten
Flächenpotenziale und die Gesamtkosten zu oft außen vor gelassen.
Gerade bei den Analysen zu den hinreichend sicher erreichbaren
regionalen Ausbaupotenzialen für Wind- und Sonnenenergie besteht noch
ein großer und vor allem kurzfristiger Klärungsbedarf", bestätigt Dr.
Felix Matthes, Forschungskoordinator Energie- und Klimapolitik des 
Öko-Instituts und Autor der Studie.

Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von Germanwatch, ergänzt:
"Wo es möglich ist, sollte eine dezentrale Energiewende vorangebracht
werden, die regionale Wertschöpfung und Teilhabe schafft. Angesichts
der sinkenden Kosten für Wind- und Solarstrom sowie Stromspeicher kann
dies in der Zukunft auch weniger Netzbedarf bedeuten. Aber da in
absehbarer Zeit -auch aus gutem Grund - oft nicht ausreichend Wind vor
Ort zugebaut werden kann oder soll, ist das kein Argument gegen die
bisher geplanten Übertragungsleitungen." Germanwatch ist RGI-Mitglied
und Teil des Projektteams.



Studie "Dezentralität, Regionalisierung und Stromnetze" des Öko-Instituts

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Meta-Studie-Dezentralitaet-Regionalisierung-und-Stromnetze.pdf

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690721

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, Romy Klupsch, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1527: Bis 2030 sind deutlich mehr Erneuerbare Energien möglich (idw)


Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI) -
12.03.2018

Bis 2030 sind deutlich mehr Erneuerbare Energien möglich



Ein Anteil von bis zu 35 Prozent Erneuerbaren Energien am gesamten
Energieverbrauch bis 2030 ist realistisch: Zu diesem Ergebnis kommt
eine kürzlich veröffentlichte Studie des Fraunhofer ISI für das
Europäische Parlament.

Die Europäische Union strebt an, bis 2030 einen Anteil von 27 Prozent
Erneuerbaren Energien (EE) am gesamten Energieverbrauch zu erreichen.
Im Jahr 2016 belief sich dieser auf rund 17 Prozent, wie in der
Publikation »The State of Renewable Energies in Europe - Edition 2017«
ersichtlich ist.

Das Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung ISI hat
für die Studie »Renewable Energy Directive Target« zusammen mit
Enerdata und SQ Consult untersucht, welche Auswirkungen ein höherer
Anteil Erneuerbarer Energien am gesamten Endenergieverbrauch auf
Wirtschaft und Gesellschaft hätte. Um die Möglichkeiten für einen
EE-Anteil von 30 bis 35 Prozent zu prüfen, haben die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mehr als 30 Studien
ausgewertet.

Die wichtigsten Faktoren für die Berechnungen sind die
Technologiekosten, die Brennstoffpreise und die Kosten für Kapital:


	Im Hinblick auf Technologiekosten halten die Autorinnen und Autoren der Studie fest, dass die Kosten für erneuerbare Energietechnologien heutzutage geringer sind als noch vor einigen Jahren angenommen. Daraus schließen sie, dass erneuerbare Energieträger, vor allem Windenergie, eine wichtige Rolle im zukünftigen Energiesystem spielen werden, da geringere Technologiekosten generell zu einer schnellen und weiten Verbreitung führen.

	Niedrige Brennstoffpreise führen zu einem geringeren Anteil Erneuerbarer Energien. Erhöhen sich die Brennstoffpreise, erhöht sich auch der EE-Anteil. Da es aktuell starke Schwankungen bei den Brennstoffpreisen gibt, ist die Voraussage für diesen Aspekt mit großen Unsicherheiten behaftet.

	Die Höhe der Kosten für Kapital hat Einfluss auf die Erzeugungskosten und damit auf die Auswahl der Investitionen: Hohe Abzinsungssätze begünstigen in der Regel Investitionen in Anlagen, die eher niedrige Anfangsinvestitionen haben, beispielsweise Gaskraftwerke. Bei niedrigen Sätzen werden laufende Betriebskosten stärker gewichtet und somit Anlagen mit geringen Betriebskosten wie Solar- und Windanlagen begünstigt.



Nach der Auswertung aller Faktoren kommen die Autorinnen und Autoren
der Studie zu dem Schluss, dass ein Anteil Erneuerbarer Energien
zwischen 30 und 35 Prozent am gesamten Energieverbrauch bis 2030
ökonomisch realisierbar ist. Die Auswirkungen auf
Bruttoinlandsprodukt, Beschäftigung und Gesundheit wären insgesamt
gering, aber zumeist positiv. Auch im Hinblick auf Brennstoffimporte
und Treibhausgasemissionen wären positive Effekte zu erwarten.

Bei einem EE-Anteil von 30 bis 35 Prozent am gesamten
Endenergieverbrauch steigt laut den ausgewerteten Studien der Anteil
Erneuerbarer Energien im Stromsektor auf über 50 Prozent. Für die
Integration steigender Anteile Erneuerbarer Energien in das
Stromsystem muss dieses hinreichend flexibel sein, beispielsweise
durch flexible Nachfrage sowie flexible Erzeugungsanlagen und
Speicher. Eine vor kurzem veröffentlichte Analyse des Fraunhofer ISI
im 17. EurObserv'ER Report zeigt, dass für einen EE-Anteil von knapp
30 Prozent im Strombereich (2016) die gegenwärtig bestehende
Flexibilität des Systems gut ausreicht.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/614201/IPOL_STU%282018%29614201_EN.pdf

 Studie »Renewable Energy Directive Target«Renewable Energy
Directive Target

https://www.eurobserv-er.org/pdf/annual-overview-2017-en-fraunhofer-isi/ 

17. EurObserv'ER Report

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690602

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI),

Anne-Catherine Jung, 12.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/694: Waldexperiment untersucht Auswirkungen des Klimawandels (idw)


Universität Basel - 13.03.2018

Waldexperiment untersucht Auswirkungen des Klimawandels



Die Universität Basel untersucht auf dem Gebiet der Baselbieter
Gemeinde Hölstein, was für Folgen der Klimawandel für
mitteleuropäische Wälder hat. Diese Woche haben die
Vorbereitungsarbeiten für das langjährige Experiment begonnen.




[image: Foto: © Universität Basel]

Auftakt zum 20 Jahre dauernden Waldexperiment: In Hölstein BL wird ein
50m hoher Baukran installiert. Er erlaubt es den Wissenschaftler, in
den Baumkronen wissenschaftliche Experimente durchzuführen.

Foto: © Universität Basel



In Wäldern entstehen Ressourcen wie Holz, Sauerstoff und sauberes
Wasser. Gleichzeitig speichert der Wald grosse Mengen an Kohlenstoff
und bietet Lebensraum für viele Pflanzen und Tiere.

Wie unsere Wälder auf den Klimawandel reagieren, ist deshalb eine
dringliche ökologische Frage. Neueste Prognosen lassen erwarten, dass
die Sommerniederschläge im Westen der Schweiz bis zum Jahr 2085 um bis
zu einem Fünftel zurückgehen.




[image: Grafik: © Universität Basel, Departement Umweltwissenschaften]

Versuchsaufbau: Auf einer ca. 100 m × 100 m grossen Waldfläche wird je
eine Kontrollfläche und eine Trockensimulationsfläche angelegt.

Grafik: © Universität Basel, Departement Umweltwissenschaften



Nachlassen von Niederschlägen simulieren

Um besser zu erforschen, wie sich die zunehmende Trockenheit auf die
Schweizer Wälder auswirken, startet die Universität Basel diese Woche
in der basellandschaftlichen Gemeinde Hölstein ein mehrjähriges
Waldexperiment.

Im Gebiet «Schoren» möchten die Forscher die zu erwartende Trockenheit
in einem ausgewachsenen Schweizer Mischwald über einen Zeitraum von 20
Jahren simulieren.

Dazu errichten sie auf der Hälfte der einen Hektar grossen
Versuchsfläche eine Dachkonstruktion, die rund 50% des
Niederschlagswassers für die Bäume abfängt. Die andere, durch einen
Graben abgetrennte Hälfte dient als Kontrollfläche.

Kran im Zentrum

Im Vorfeld prüften die Forscher über 30 mögliche Standorte in
Basel-Stadt und Baselland. «Der Standort ist einzigartig. Hier in
Hölstein können wir Rotbuchen, Stieleichen, Hagebuchen, Fichten,
Waldföhren und Weisstannen in das Experiment einbeziehen, die
zwischen 80 und 150 Jahre alt sind. Zudem sickert dank der
Kuppellage kein Grundwasser ein. Das haben wir sonst nirgends
gefunden», sagt der Pflanzenwissenschaftler Professor Ansgar
Kahmen, der das Experiment leitet.

Diese Woche bringt ein Helikopter einen 50 Meter hohen Baukran an den
Standort. Dort wird er in der Mitte der Versuchsfläche aufgestellt.
Mittels einer Gondel, die am 50 Meter langen Ausleger des Krans
befestigt ist, können die Wissenschaftler in den Baumkronen
Beobachtungen anstellen und wissenschaftliche Experimente durchführen.
Der Aufbau der Dachkonstruktion folgt dann 2019.

Waldnutzen bewahren

Mit dem langfristigen Experiment möchten die Forscher klären, welche
einheimischen Baumarten besonders empfindlich auf Trockenheit
ansprechen und ob ausgewachsene Bäume in der Lage sind, ihren
Stoffwechsel an Klimaveränderungen anzupassen. Zudem interessiert sie,
wie sich der Wassermangel auf biogeochemische Kreisläufe im Wald
auswirkt und ob unsere Wälder auch unter zukünftigen Klimabedingungen
grosse Mengen an Kohlenstoff speichern können.

Mit der geplanten Laufzeit von 20 Jahren, der Grösse des Dachs und der
vielen zu untersuchenden Baumarten ist dieses Projekt einmalig in
Europa.

«Wenn wir besser verstehen, welche Effekte Trockenheit auf
mitteleuropäische Wälder hat, können wir besser vorhersagen, was das
für den Nutzen und die Leistungen bedeutet, die das Ökosystem Wald
erbringt», so Ansgar Kahmen. «Das wiederum ist die Voraussetzung, um
die Folgen des Klimawandels im Wald durch gezielte
Bewirtschaftungsmassnahmen möglichst auffangen zu können.»



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Waldexperiment-untersucht-Auswirkungen-des-Klimawandels.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690743

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, Cornelia Niggli, 13.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/047: Streuobst macht Schule (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 14. März 2018

Streuobst macht Schule

Streuobst-Pädagogik-Seminar im Waldpädagogikzentrum Lüneburger Heide



(Ehrhorn) In diesen Tagen war unter den mächtigen Eichen der
jahrhundertealten Ehrhorner Hofstelle nach dem etwas ruhigeren Winter
wieder mächtig was los. Über 60 Schüler der drei ersten Klassen der
Grund- und Oberschule Bispingen, trafen sich in Ehrhorn mit 25
angehenden Streuobst-Pädagogen. Es war eine echte "Win-win-Situation";
die Schülerinnen und Schüler haben viel über Tierspuren, Vögel und
praktische Arbeiten rund um Streuobstwiesen gelernt und die angehenden
Streuobst-Pädagogen konnten sich im Umgang und in der praktischen
pädagogischen Arbeit mit Schulklassen üben.

Die angehenden Streuobst-Pädagogen des diesjährigen Lehrgangs trafen
sich zu ihrem ersten Ausbildungsabschnitt im Walderlebnis Ehrhorn. In
einer Gemeinschaftsaktion des BUND Niedersachsen und der
Niedersächsischen Landesforsten lernten die Teilnehmenden an vier
Tagen viel über die ökologische Bedeutung der Streuobstwiesen, den
richtigen Obstbaumschnitt und über pädagogische Aktionen mit Kindern
und Jugendlichen, die dann auch in die Praxis umgesetzt werden
mussten.

Das Gemeinschaftsprojekt in Ehrhorn hatten Sabine Washof vom BUND und
Annika Böhm vom Waldpädagogikzentrum (WPZ) Lüneburger Heide gemeinsam
organisiert. Försterin Böhm betont, dass diese Aktion gut in das
Naturschutzkonzept der Landesforsten passt: "Wir haben hier eine zwei
Hektar große Wildapfelfläche, bei der die Pflege sehr aufwändig ist
und an der wir ökologische Zusammenhänge aufzeigen können. Deshalb
freuen wir uns über die gute Zusammenarbeit mit der
Streuobstwiesen-Spezialistin."

Sabine Washof erläuterte das Ziel der Ausbildung: "In ganz
Niedersachsen sollen ausgebildete Streuobst-Pädagogen Kinder,
Jugendliche und Erwachsene für das Thema begeistern und diese
gefährdete Kulturlandschaft gemeinsam mit allen Sinnen entdecken." Die
Schulung umfasst insgesamt fünf Ausbildungsblöcke auf das gesamte Jahr
verteilt. Nach einer erfolgreichen schriftlichen und praktischen
Prüfung können die frisch gebackenen Streuobst- Pädagogen das erlernte
Wissen weitergeben.

In Streuobstwiesen findet man bis zu 5.000 Tierarten, ungefähr 300
Tierarten leben direkt von Apfelbäumen - davon allein 70
Wildbienenarten. Insbesondere Hochstämme sind ideale Höhlenbäume und
haben für viele Tiere eine wichtige Bedeutung als Wohn-, Brut- und
Schutzhabitat. "Viele dieser Tiere, insbesondere Höhlenbrüter wie der
Steinkauz sind inzwischen stark gefährdet. Mit den Projekten wollen
wir die Biodiversität, die Vielfalt von Arten, Obstsorten, von
Biotopen sowie die genetische Vielfalt fördern", sind sich Sabine
Washof und Annika Böhm einig.


Hintergrund

Das Waldpädagogikzentrum Lüneburger Heide gehört zum Niedersächsischen
Forstamt Sellhorn. Es liegt inmitten des Naturschutzgebietes
Lüneburger Heide, eingebettet in einer faszinierenden Dünenlandschaft
zwischen den Ortschaften Wintermoor und Bispingen. Es ist die
Bildungseinrichtung der Niedersächsischen Landesforsten der nördlichen
und zentralen Lüneburger Heide zwischen Neu Wulmstorf, Lüneburg,
Walsrode und Rotenburg. Die Angebote waldbezogener
Umweltbildungsarbeit richten sich an Schulklassen aller Schulformen
und aller Jahrgangsstufen sowie an sonstige Kinder- und Jugendgruppen.

Die Ausbildung Streuobst-Pädagogik wird in Zusammenarbeit mit der
Streuobst-Pädagogin Beate Holderied (Baden-Württemberg), dem
Streuobst-Pädagogen e.V. und der Alfred Toepfer Akademie für
Naturschutz angeboten. Sie findet im Rahmen des Projekts
"Zusammenarbeit zur Erhaltung von Streuobstwiesen in Niedersachsen"
statt, das der BUND Landesverband Niedersachsen in Kooperation mit der
Kompetenzzentrum Ökolandbau Niedersachsen GmbH (KÖN) und dem Forstamt
Sellhorn/Waldpädagogikzentrum Lüneburger Heide (WPZ) durchführt.
Gefördert wird dieses Projekt aus dem Europäischen
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)
nach der Richtlinie Landschaftspflege und Gebietsmanagement in
Niedersachsen und Bremen (RL LaGe), RdErl. d. MU v. 16.12. 2015. Das
Ziel der Ausbildung ist, dass in ganz Niedersachsen ausgebildete
Streuobst-Pädagogen an Schulen und in Vereinen Kinder, Jugendliche und
Erwachsene für das Thema Streuobst begeistern.

WPZ Lüneburger Heide - Walderlebnis Ehrhorn:

www.ehrhorn-heide.de

Streuobstwiesen in Niedersachsen:

www.streuobstwiesen-niedersachsen.de

 * 

Quelle:

Presseinformation - 14.03.2018

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten

Region Nord-Ost-Niedersachsen

Niedersächsisches Forstamt Sellhorn

Sellhorn, 29646 Bispingen - Tel: 05192-8884536

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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AKTION/221: "Das Saatgut braucht unsere Hilfe" - Samen-Fest in Kiel, 20.3. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 14. Februar 2018

Samen-Fest: Das Saatgut braucht unsere Hilfe!

Dienstag, 20. März 2018, Einlass ab 17:30 Uhr, Neues Rathaus, Kiel



Mit dem Samen beginnt das Leben. Pflanzensamen sind die Grundlage
unserer Ernährung. Sorten beschreiben die Eigenschaften der Pflanzen.
Der freie Zugang zu Sorten und Saatgut ist existenziell wichtig.
Derzeit
halten wenige Firmen weltweit einen Großteil des Saatgutes in ihren
Händen und versuchen, über Patente und Gentechnik ihre Eigentumsrechte
an Sorten und Saatgut immer exklusiver zu gestalten ð eine dramatische
Konzentration. In den letzten Jahrzehnten haben viele Saatgutzüchter
aufgegeben oder sind aufgekauft worden. Züchtung wird
unter anderem aus Kostengründen immer mehr ins Labor verlegt und
die Eingriffe in die Pflanze werden immer rigoroser. Wer die Saat hat,
hat das Sagen! DieVeranstaltung klärt über die Dramatik auf dem
Saatgutmarkt auf. Umweltminister Dr. Robert Habeck stellt mit einem
Themenbeitrag die Position der Landesregierung dar.


Programm

Tauschen Sie Saatgut

17:30 Uhr Einlass | Ankommen bei einem Getränk

Öffnung der Saatgutbörse

18:00 Uhr Begrüßung

Wolfgang Vogel, Zukunftsfähiges Schleswig-Holstein ð

Förderung der Bildung für nachhaltige Entwicklung e. V.

Doris Grondke, Stadträtin für Stadtentwicklung und

Umwelt, Landeshauptstadt Kiel

18:15 Uhr Einleitung und Moderation

Nicoline Henkel, Barbara Maria Rudolf

18:25 Uhr Das Saatgut braucht unsere Hilfe

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,

Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung

des Landes Schleswig-Holstein

Aussteller ð unter anderem:

VEN ð Verein zur Erhaltung der Nutzpflanzenvielfalt,

Kieler Honig, Saatgut e. V., Umweltschutzamt der

Landeshauptstadt Kiel, Rankwerk, BUND Garten,

Grell Naturkost

18:45 Uhr Impulsvortrag: Folgen und Risiken von

Gentechnik und Patenten auf Saatgut

Dr. Christoph Then, Testbiotech e. V., München

19:35 Uhr Gemüsezüchtung in der Praxis

Heinz-Peter Christiansen, Biolandwirt und

Bio-Gemüsezüchter auf Christiansen's Bioland-Hof

im Projekt Saat:gut, Esperstoftfeld

20:00 Uhr Diskussion

20:30 Uhr Saatgutfest mit Snacks und Getränken

Saatgutinformation und Saatguttauschbörse

Bringen Sie gerne eigenes Saatgut, Stifte und

Transporttütchen mit

22:00 Uhr Ende der Veranstaltung


Organisatorische Hinweise

Leitung

Nicoline Henkel, Umweltschutzamt der Landeshauptstadt Kiel und
Zukunftsfähiges Schleswig-Holstein e. V.,
Barbara Maria Rudolf, Christiansen's Bioland-Hof und Saat:gut e. V.,
Esperstoftfeld

Datum und Ort

Dienstag, 20. März 2018, Neues Rathaus, Eingang Stresemannplatz 5,
6. Stock, Raum D 604, 24103 Kiel

Teilnahmekreis

Landwirt/-innen, Kleingärtner/-innen und Verbraucher/-innen

Anerkannte Fortbildung

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer/-innen



Jahresprogramm 2018 unter: 

http://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/BNUR/Service/_documents/jahresprogramm2018.html

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 14.02.2018

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





AKTIONSTAGE/912: Von Vatertag bis Muttertag die Vögel zählen - Stunde der Gartenvögel vom 10.-13. Mai


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 13. März 2018

Von Vatertag bis Muttertag die Vögel zählen

14. Stunde der Gartenvögel vom 10. bis 13. Mai



Hilpoltstein, 13.03.18 - Kuckuckskind, Vogelhochzeit und Rabenmutter:
Wenn es um die Familie geht, fallen häufig Vergleiche mit heimischen
Vögeln. Die diesjährige "Stunde der Gartenvögel" lässt zwangsläufig an
solche Sprachbilder denken, denn sie findet am langen Wochenende von
Vatertag bis Muttertag, also 10. Mai bis 13. Mai statt. Der LBV ruft
gemeinsam mit dem NABU, seinem bundesweiten Partner, Vogelfreunde in
Bayern und ganz Deutschland dazu auf, eine Stunde lang Vögel zu
beobachten, zu zählen und zu melden.

"Je mehr Menschen an der Gartenvogelzählung teilnehmen, desto
aussagekräftiger werden die Ergebnisse", sagt die LBV-Citizen-Science
Beauftragte Martina Gehret. "Wir können inzwischen solide Aussagen
über die langjährige Entwicklung des Gartenvogelbestandes in Dörfern
und Städten treffen, da wir auf Daten aus mittlerweile 13 Jahren
zurückgreifen können."

Im vergangenen Jahr hatten über 10.000 bayerische Vogelfreunde bei der
Stunde der Gartenvögel mitgemacht und aus über 7.000 Gärten insgesamt
fast 238.000 Vögel gemeldet. Gemeinsam mit der Schwesteraktion, der
"Stunde der Wintervögel" handelt es sich damit um Deutschlands größte
wissenschaftliche Mitmach-Aktion.

Und so funktioniert die Teilnahme: Von einem ruhigen Plätzchen im
Garten oder vom Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die höchste
Anzahl notiert, die im Laufe einer Stunde entdeckt werden kann. Die
Beobachtungen können per Post, Telefon - kostenlose Rufnummer am 12.
und 13. Mai, jeweils von 10 bis 18 Uhr: 0800-1157115 - oder einfach im
Internet unter www.stunde-der-gartenvoegel.lbv.de gemeldet werden.
Meldeschluss ist der 21. Mai.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 13.03.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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BILDUNG/3115: Zukunftsbilder erzählen lernen - Internationale Sommeruniversität 18.06.-30.11.


Kolleg für Management und Gestaltung nachhaltiger Entwicklung gGmbH
- 05.03.2018

Zukunftsbilder erzählen lernen



Die Internationale Sommeruniversität "Transmedia Storytelling | Kultur
des Klimawandels - Kommunizieren für die Zukunft" des Climate Culture
Communications Lab (CCCLab) erprobt passende Ästhetiken und global
wirkungsvolle Erzählweisen der Klimakultur. Es geht um die
"wünschenswerte Gestaltung" von Veränderungen und Reflektionen
bisheriger künstlerischer Utopien und Zukunftsbilder. Die
Weiterbildung ist als Blended-Learning Veranstaltung angelegt. Sie
beginnt online am 18.06.2018, hat eine zweiwöchige Präsenzphase im
August auf dem Projekthof Karnitz in Mecklenburg-Vorpommern und dauert
bis Ende November 2018. Die Anmeldung ist bis zum 15.06.2018 möglich.

Die diesjährige Sommeruniversität "Transmedia Storytelling | Kultur
des Klimawandels - Kommunizieren für die Zukunft" (18.06.-30.11.2018) 
setzt fort, was in der Bildung für nachhaltige Entwicklung
und in den transformativen Wissenschaften gegenwärtig in aller Munde
zu sein scheint. Lern- und Kommunikationsprozesse können durch den
Einsatz erzählerischer Methoden wirkungsvoll unterstützt werden -
besonders wenn es um große gesellschaftliche Herausforderungen geht.
Mit diesem Ansatz beschäftigte sich unsere Konferenz "N1:
Nachhaltig(keit) - Lernen durch Erzählungen", die am 8. Dezember 2017
in Berlin stattfand, in Kooperation mit der Deutschen 
UNESCO-Kommission im Weltaktionsprogramm Bildung für nachhaltige 
Entwicklung. Das KMGNE und das CCCLab setzen die Erforschung und 
Erprobung der Chancen erzählerischer und künstlerischer Methoden für 
eine Bildung für nachhaltige Entwicklung in der Internationalen 
Sommeruniversität fort.

In diesem Jahr wirft die Sommeruniversität den Blick auf Erfahrungen
aus der Zukunft. Die Erzählungen dazu sind etwa Geschichten über die
"wünschenswerte Gestaltung" von Veränderungen (im Kontext
planetarischer und kultureller, sozioökonomischer Leitplanken) und
Reflektionen bisheriger künstlerischer Utopien und Zukunftsbilder. Zum
anderen sucht sie, eingebettet in einen durch die Dozierenden und
Teilnehmenden garantierten internationalen und interkulturellen
Kontext, nach passenden Ästhetiken und global wirkungsvollen
Erzählweisen der Klimakultur. Zukunftserwartungen zu verändern und
Grundannahmen zu hinterfragen, fällt vielen Menschen kognitiv sehr
schwer. Deutlich einfacher ist es, irritierende Erfahrungen und
Erlebnisse zu machen und so neue Gedanken zu provozieren. Bei der
Methode des Design Fiction erfindet man solche störenden und
provozierenden Objekte aus der Zukunft und platziert sie in vertrauten
Kontexten. In den Werkstätten der diesjährigen Sommeruniversität wird
dies erprobt. Die Teilnehmenden entwerfen gemeinsam Szenarien solcher
Zukünfte und gestalten diese in Wort, Bild und Ton - als filmischer
Spot, Malerei, Animation oder auch Podcast.

Alle Produkte zusammen sollen zu einer seriellen und transmedialen
Erzählung verdichtet werden. Transmedia Storytelling ist das Erzählen
von Geschichten über verschiedene Medien hinweg und eine wirkungsvolle
Methode, um Menschen selbst komplexe Themen nahe zu bringen, so
erläutert Dr. Joachim Borner von KMGNE, Initiator und Leiter der
Sommeruniversität, die Idee hinter der Weiterbildung. Unter Rückgriff
auf innovative Didaktiken des Blended-Learnings zum Erlangen von
Gestaltungskompetenz sowie auf das Konzept eines interaktiven
Bildungsreiseführers der Transformation entwerfen wir eine neue Form
transmedialen Erzählens für eine Bildung für nachhaltige Entwicklung.

Die Internationale Sommeruniversität "Transmedia Storytelling | Kultur
des Klimawandels - Kommunizieren für die Zukunft" richtet sich an
Kommunikations- und UmweltwissenschaftlerInnen, JournalistInnen,
FilmemacherInnen, MitarbeiterInnen aus PR-Agenturen, KünstlerInnen
sowie an Akteure aus Zivilgesellschaft, Verwaltungen und Unternehmen.

Die Internationale Sommeruniversität beginnt am 18.06.2018. Anmeldung
ist bis zum 15.06.2018 per Anmeldeformular möglich. Das
Anmeldeformular wird über die Website zur Verfügung gestellt.

https://ccclab.info/karnitz/

Climate Culture Communications Lab (CCCLab) Das Climate Culture
Communications Lab ist eine Kommunikationsschule und ein
internationales Netzwerk von Experten aus Wissenschaft, Politik,
Kultur und Kunst. Das CCCLab vermittelt in den Diskursen sowohl
zwischen den Disziplinen als auch zwischen Süd und Nord. Mitglieder
des Konsortiums sind das Kolleg für Management und Gestaltung
nachhaltiger Entwicklung KMGNE, die Hochschule für nachhaltige
Entwicklung Eberswalde, das Adolf-Grimme-Institut, die Universidad
Academia de Humanismo Cristiano, Chile und ECOMOVE International.
Kooperationspartner sind u.a. das Wuppertalinstitut für Klima,
Umwelt, Energie, das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
M-V, die Akademie für Nachhaltige Entwicklung M-V, das Partnernetzwerk
Medien im Nationalen Aktionsplan BNE / Fachforum informelles Lernen
und Jugend, das Klima-Bündnis und viele mehr.

Kontakt:

Martina Zienert

Reichenberger Str. 150

10999 Berlin

mzienert[at]kmgne.de

Tel.: 030 - 29367940

http://www.kmgne.de

https://ccclab.info/

Weitere Informationen finden Sie unter

Pressemappe

http://kmgne.de/home/presse/pressemappe-internationale-sommeruniversitaet-transmedia-storytelling-kultur-des-klimawandels-2018/ 

Spots der Sommeruniversität 2017

https://youtu.be/BIks6opp8Po

https://youtu.be/cLbv87ZSuZg

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64885

Fact Sheet

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690258

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1958

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kolleg fuer Management und Gestaltung nachhaltiger Entwicklung gGmbH,

Martina Zienert, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3114: Wie wird das wachsende Berlin zur "wassersensiblen" Stadt?, 21.3.


Deutsches Institut für Urbanistik - 01.03.2018

Wie wird das wachsende Berlin zur "wassersensiblen" Stadt?



Herzliche Einladung zur nächsten Veranstaltung im Rahmen der
"Difu-Dialoge zur Zukunft der Städte"

Termin/Ort: Mittwoch, 21. März 2018, 17 Uhr

Impulse:


	Senatorin Katrin Lompscher, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen

	Staatssekretär Stefan Tidow, Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, Staatssekretär für Umwelt und Klimaschutz

	Ulrike Franzke, Berliner Wasserbetriebe, Leiterin der Abwasserentsorgung



Moderation:

- Jan Hendrik Trapp, Difu

- Dr. Jens Libbe, Difu

Berlin stellt sich den Herausforderungen des Klimawandels. Die
Landesregierung will Berlin zu einer resilienten (widerstandsfähigen)
Stadt entwickeln. Zentrale Handlungsfelder sind dabei der künftige
Umgang mit Wasser und die Gestaltung der Wasserinfrastrukturen.
Regenwasser soll in Zukunft vermehrt dezentral bewirtschaftet, grüne
und blaue Infrastrukturen hierfür gezielt genutzt und
Wasserwiederverwendung in Betracht gezogen werden. Davon können
Städtebau und Architektur profitieren. Zur erfolgreichen Umsetzung
müssen öffentliche und private Grundstücke einbezogen werden. Um die
Potenziale für ein klimagerechtes und ressourcenschonendes Berlin
auszuschöpfen, müssen viele Akteure kooperieren. Im Difu-Dialog sollen
folgende Fragen beantwortet bzw. diskutiert werden: Welche Beschlüsse
wurden gefasst und wie ist der Stand der Umsetzung? Welche
Anforderungen ergeben sich für die Planung? Welche weitergehenden
Schritte sind geplant? Wie könnte das "wassersensible" Berlin der
Zukunft aussehen?

Veranstaltungsablauf:

Die "Difu-Dialoge zur Zukunft der Städte" sind eine offene Vortrags-
und Dialogreihe, in der jeweils unterschiedliche Themenschwerpunkte
vorgetragen und diskutiert werden. In dem Forum stellen an
Stadtentwicklungsfragen Interessierte aus Wissenschaft und Praxis neue
Erkenntnisse zur Debatte und diskutieren offene Fragen. Je nach Thema
setzt sich dieser überwiegend aus dem Raum Berlin-Brandenburg kommende
Kreis fachkundiger Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus der Bundes- und
Landesebene, Bezirksämtern, Stadtverwaltungen, Medien sowie weiteren
öffentlichen und privaten Einrichtungen unterschiedlich zusammen. Der
erste Teil der Veranstaltung dient der Präsentation des jeweiligen
Themas durch die Vortragenden (45-60 Min.), der zweite der offenen
Diskussion (ca. 45-60 Min.). Anschließend besteht die Möglichkeit, in
lockerer Atmosphäre am Stehtisch das Gespräch zu vertiefen.

Die Veranstaltung ist öffentlich, die Teilnahme gebührenfrei. Aufgrund
begrenzter Raumkapazitäten ist eine Anmeldung erforderlich. Die
Platzvergabe erfolgt nach Eingang der Anmeldungen. In der Woche vor
der Veranstaltung verschickt das Difu die Platzbestätigungen per Mail
an die Angemeldeten.

Online-Anmeldung und weitere Infos zur Veranstaltung:

www.difu.de/11522

Veranstaltungsort:

Difu, Zimmerstraße 13-15, 10969 Berlin

Verkehrsanbindung:

http://www.difu.de/institut/standort

Öffentlichkeitsarbeit:

Im Rahmen dieser öffentlichen Veranstaltung werden Fotos und/oder
Videos gemacht.

Mit Ihrer Anmeldung/Teilnahme erklären Sie sich damit einverstanden,
dass diese im Rahmen der Difu-Öffentlichkeitsarbeit genutzt werden

Kurzinfo: Deutsches Institut für Urbanistik

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) ist als größtes
Stadtforschungsinstitut im deutschsprachigen Raum die Forschungs-,
Fortbildungs- und Informationseinrichtung für Städte, Kommunalverbände
und Planungsgemeinschaften. Ob Stadt- und Regionalentwicklung,
kommunale Wirtschaft, Städtebau, soziale Themen, Umwelt, Verkehr,
Kultur, Recht, Verwaltungsthemen oder Kommunalfinanzen: Das 1973
gegründete unabhängige Berliner Institut - mit einem weiteren Standort
in Köln - bearbeitet ein umfangreiches Themenspektrum und beschäftigt
sich auf wissenschaftlicher Ebene praxisnah mit allen Aufgaben, die
Kommunen heute und in Zukunft zu bewältigen haben. Der Verein für
Kommunalwissenschaften e.V. ist alleiniger Gesellschafter des in der
Form einer gemeinnützigen GmbH geführten Forschungsinstituts.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.difu.de

http://www.difu.de/11522

https://difu.de/taxonomy/term/352

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news690075

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution225

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Urbanistik, Sybille Wenke-Thiem, 01.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3113: Kräuterseifenseminar im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg, 20.3. (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 12. März 2018

20.3.2018: Kräuterseifenseminar im Nationalparkhaus Sankt
Andreasberg 



Sankt Andreasberg. Am Dienstag, den 20. März, findet von 10 Uhr bis
ca. 14 Uhr ein Seminar unter Anleitung von Joachim Garella, dem
"Oberharzer Seifensieder", im Nationalparkhaus Sankt Andreasberg
statt. Dabei geht es neben etwas Theorie vor allem darum, aus
Biokernseife und weiteren Zutaten selbst Biokräuterseife herzustellen.
Diese Seminare finden ausschließlich im vom NABU Niedersachsen
betriebenen Nationalparkhaus statt.

Für die Teilnehmer gibt es mittags einen Imbiss - thematisch passend
unter anderem auch mit Kräuterquark. Das nächste Kräuterseifenseminar
findet danach erst wieder im Juni statt. Die Seminargebühr inkl.
Seife, Mittagsimbiss und Getränke beträgt 25,- Euro. Anmeldung unter
Tel. 05582/92 30 74, so Thomas Appel, der Leiter des
Nationalparkhauses Sankt Andreasberg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.03.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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TOUR/511: Abenteuerliches und geheimnisvolles Ehrhorn - Nachtwanderung 21.3., Märchen und Mythen 23.3.


Niedersächsische Landesforsten - 13. März 2018

Veranstaltungsankündigungen:

Abenteuerliches und geheimnisvolles Ehrhorn

Waldabenteuer, Märchen und Mythen im Walderlebnis Ehrhorn

(Ehrhorn/Schneverdingen) Das Walderlebnis Ehrhorn bietet in den
Osterferien zwei Veranstaltungen für Jung und Alt an.



1. Am "Tag des Waldes", Mittwoch, den 21.März 2018 von 14:00 bis 16:00
Uhr findet das
Ehrhorner Waldabenteuer 
statt.

Die Teilnehmer stürzen sich kopfüber ins Abenteuer und erleben den
Wald auch bei einer "Nachtwanderung" am Tag. Es gilt Teamgeist und Mut
zu beweisen sowie die Sinne zu schärfen. Auf den Spuren der früheren
Bewohner und der hier lebenden Tiere werden die 
"Expeditions-Teilnehmer" den Wald neu kennenlernen.

Die Kosten betragen 6,00 Euro pro Person.

Das Mindestalter beträgt 6 Jahre.

2. Am Freitag den 23. März2018 wird sich im Walderlebnis Ehrhorn alles
um die Märchen und Mythen des Waldes 
drehen. Von 16:00-18:00 Uhr gilt es, die geheimnisvolle Umgebung der
Ehrhorner Dünen zu erkunden. Für die Kinder findet die Führung
"Zauberwelt und Wunderkräfte" 
mit dem zertifizierten Waldpädagogen Reinhard Mitterhuber statt. Die
Erwachsenen werden von der zertifizierten Waldpädagogin Pat Bülk in
die
"Märchen und Mythen des Waldes" 
entführt.

Zum Abschluss gibt es Stockbrot und (Kinder-)Punsch am Lagerfeuer.
Die Kosten betragen für Kinder 6,00 Euro und 11,00 Euro für Erwachsene.

Anmeldung erbeten unter:

05193-93800 oder touristik@schneverdingen.de


Hintergrund: 

Die Erholung in der Natur hat in Niedersachsen einen neuen Namen,
Naturtalente. Das Walderlebnis Ehrhorn ist eins von sieben
Naturtalenten der Niedersächsischen Landesforsten. Hier erfahren Sie
viel Wissenswertes rund um den Wald und seine Bewohner. Das
Insektendorf, das Formicarium und der Bienenzaun laden zum Verweilen
und Staunen ein. Eingebettet in die urige Landschaft der Ehrhorner
Dünen, unter uralten Hofeichen stehen das alte Bauernhaus aus dem Jahr
1650 und daneben die schmuck gestaltete WaldKräuterey. Durch die
Anbindung an das Reit- und Kutschwegenetz erreicht man seit diesem
Jahr Ehrhorn auch mit der Kutsche. Seit Anfang der Saison bietet die
Firma Tausendgrün mit ihrer Wildkräutermanufaktur, auf dem Gelände des
Walderlebnis, Kräuterspezialitäten in Form von Getränken und Speisen
an.

Weitere Informationen finden sie unter: 

http://www.ehrhorn-heide.de/

und

http://www.landesforsten.de/unsere-naturtalente/

 * 

Quelle:

Presseinformation - 13.03.2018

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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ERSTAUFLAGE/944: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2950 (SB)


Uwe Anton / Christian Montillon

Der Sternenwanderer

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2950



Julian Tifflor hat von den Jenzeitigen Landen aus Atlan mit den Worten
auf die Reise geschickt, er werde ihn genau zur rechten Zeit an den
rechten Ort bringen. Indem er zu diesem Zweck eine Atopische Sonde
einsetzt, nimmt Julian Tifflor ein letztes Mal Zugriff auf die Seite
der Scherung, in der das Wesen Thez nicht am Ende aller Zeit steht.
Weitere Übergriffe des Atopischen Tribunals sind jetzt nicht mehr
möglich. Die Abspaltung ist mehr oder weniger abgeschlossen. Und der
Atope Tifflor kann diesseits der Scherung nicht existieren.

Atlan muß erst einmal zu sich kommen, denn er erwacht aus langem
Schlaf und weiß zunächst gar nicht, wer er ist. Sein Extrasinn hilft
ihm dabei auf die Sprünge. Doch auch der kann ihm nicht verraten, in
welcher Zeit und an welchem Ort sie sich befinden. In einer
Holonachricht erklärt Julian Tifflor, Atlan habe nur wenige Jahre
verschlafen.

Mit Ausnahme von Atlans Zellaktivator kann sich die Technik der
Jenzeitigen Lande in den Gefilden diesseits der Scherung jedoch nicht
halten. Die Atopische Sonde löst sich allmählich auf und wird
innerhalb von zwölf bis fünfzehn Stunden zerfallen sein. Atlan hat
also ein Problem. Er gelangt gerade noch in die Nähe des Planeten
Cessair, wo die Systeme einen Funkspruch auffangen, der seltsamerweise
in einer Sprache abgefaßt ist, die dem Altirischen von der Erde
ähnelt. Die Bewohner dieser Welt sehen aus wie Menschen und nennen
sich Menes. Die Atopische Sonde verwandelt sich in ein Menes-Beiboot,
das nun plötzlich mitten in einer Auseinandersetzung der Menes mit den
echsenähnlichen Gauchen auftaucht, deren Planet ganz in der Nähe
liegt. Das Beiboot wird von einem Menes-Schiff an Bord genommen und so
gelangt Atlan nach Cessair. Sein Extrasinn erklärt ihm, woher dieser
Name stammt. Cessair war in der keltischen Mythologie Irlands die
Anführerin der ersten Einwanderungswelle.

Auf Cessair haben sich als Menes getarnten Gauchen eingeschlichen, um
ein für den Raumschiffsbau wichtiges Bergwerk in der Nähe der
Hauptstadt Port Morrison zu sabotieren. Der Metallurg Oliver Mäuser
verdächtigt seinen Mitarbeiter Fitzgerald Klem, einer dieser getarnten
Gauchen zu sein und stellt ihm eine Falle. Dieser ist zwar kein
Gauche, aber ein Geheimagent der "Gesellschaft für
Informationsbeschaffung und -auswertung" (GIBA). Da Mäuser ihn
enttarnt hat, zwingt Klem den Metallurgen, sich der GIBA
anzuschließen. Andernfalls hätte er ihn beseitigen müssen.

Die beiden können sich gut ergänzen und werden auf die Spur von
Terroristen gesetzt, die einen Anschlag auf das Bergwerk verüben.
Dabei können sie einen der Gauchen gefangen nehmen und verhören.
Oliver Mäuser kann sich intuitiv gut auf andere einstellen und so
gelingt es ihm, das Vertrauen des Gefangenen zu gewinnen. Er erfährt,
daß es den Echsenwesen nur darum geht, so viel Schaden wie möglich
anzurichten, um die technische Weiterentwicklung der Menes zu
verlangsamen. Der Reptiloide gibt zu, daß viele Gauchen unerkannt auf
Cessair aktiv sind und begeht danach Selbstmord.

Atlan wird unterdessen zunächst gefangen genommen. Ihm fällt auf, daß
sich das Verhalten seiner Bewacher innerhalb kurzer Zeit verändert.
Hatte man ihn zunächst rüde abgeführt, wird er nun plötzlich
verstohlen mit einem Anflug von Ehrfurcht betrachtet. Das hat einen
Grund. Es gibt unter den Menes die Legende vom Sternenwanderer, der,
wenn die Not am größten ist, kommen wird, um die Menes in ihre
Urheimat zurückzuführen. Die Menes wissen genau, daß sie die
Nachkommen eines Volkes sind, dessen Heimat weit weg ist. Ihrer
Zeitrechnung zufolge leben sie im Jahr 2853 post Salutem (nach der
Rettung).

Die Menes betreiben Raumfahrt und können mit dem neu entwickelten
Metadistanz-Propulsor schneller als das Licht fliegen. Nun müssen sie
sich aber der Gauchen erwehren, die vom fünf Lichtjahre entfernten
Planeten Achtrant stammen und ihnen technisch weit überlegen sind. Die
Gauchen beherrschen die Hyperraumtechnik und bereiten einen
Großangriff auf das Heimatsystem der Menes vor.

Atlan wird zu Flottenkommandant Geo Rabsilber gebracht, der mit seinem
Flaggschiff SWORD OF CESSAIR den Abwehrkampf koordiniert. Atlan, der
sich Admiral da Gonozal nennt und behauptet, er sei gekommen, um den
Menes zu helfen, kann ihm wertvolle Tips geben. So gelingt es
Rabsilber, die Gauchen, obwohl sie zahlenmäßig überlegen sind,
zurückgeschlagen. Ihre letzten Doppelovalschiffe ziehen sich aus dem
System zurück.

Wieder auf Cessair soll Atlan vor den Erstminister Feliodor
Whitecross, den Regierungschef des Gemeinwesens Aller Menes (GAM)
gebracht werden. Vieles, was Atlan in Cessairs Hauptstadt Port
Morrison sieht, mutet ihm wie eine Weiterentwicklung des
viktorianischen Baustils des Jahrs 1850 alter Zeitrechnung an - einer
Zeit also, lange bevor Perry Rhodan zum Mond flog und auf die
Arkoniden stieß. Die Vermutung liegt nahe, daß die Menes ihre Urheimat
in dieser Epoche verlassen haben.

Feliodor Whitecross, der der Meinung ist, Atlan sei der
Sternenwanderer, wird von einem Cucullaten begleitet, einem
Eingeborenen von Cessair. Manche dieser annähernd humanoiden, einen
Meter großen Wesen, die sich selbst Nodhkaris nennen, dienen den Menes
als Berater und Helfer. Doch die meisten leben zurückgezogen in
bewachten Wäldern, die niemand betreten darf. Ihr von blättriger,
blauvioletter Haut bedeckter Körper wird - ähnlich wie bei einer
Schildkröte - von einer Art Mantel oder Panzer umhüllt und ihr
Gesicht, das vier Augen besitzt, von einer vertikalen Fuge geteilt.
Würde Atlan die Gemeni kennen, hätten die Cucullaten ihn an diese
erinnert.

Die Cucullaten haben der Legende vom Sternenwanderer stets
widersprochen und so ist auch der Berater des Erstministers
mißtrauisch und mutmaßt, bei Atlan könnte es sich um einen Spion der
Gauchen handeln. Rabsilber macht sich für Atlan stark, schließlich ist
der Sieg über die Gauchen ihm zu verdanken. Doch der Cucullat zieht
ein Röntgenbild aus seinem Mantel und übergibt es Feliodor Whitecross.
Man sieht, daß Atlan keine Rippen, sondern eine Brustplatte hat.
Da der Sternenwanderer aber ein Menes sein muß, kann es Atlan nicht
sein. Der Erstminister wendet sich erbost von ihm ab und läßt ihn
äußerst unsanft abführen. Rabsilber ist der einzige, der ihm noch
gewogen ist. Er verhilft Atlan zur Flucht. Dieser kann in
Port Morrison untertauchen.

Oliver Mäuser und Fitzgerald Klem werden von der GIBA auf ihn
angesetzt. Atlan hat nicht gemerkt, daß der Cucullat ein aktives
chemisches Mittel auf seiner Kleidung hinterlassen hat, durch das er
sehr schnell entdeckt wird. Als Klem dem Arkoniden eine Waffe in den
Nacken drückt, spürt Atlan, daß sein neuer Zellaktivator auf ein von
Klem getragenes Schmuckstück reagiert. Kurzerhand behauptet er, mehr
über das Schmuckstück zu wissen und trifft dabei voll ins Schwarze.
Fitz Klem ist äußerst interessiert und löchert ihn mit Fragen. Ob er
der Sternenwanderer sei, wisse er nicht, antwortet Atlan, aber ihm sei
die alte Heimat der Menes nicht unbekannt. Fitz Klem ist hin- und
hergerissen. Er will Atlan gerne glauben, außerdem hat Geo Rabsilber,
den er sehr schätzt, diesem Mann zur Flucht verholfen. Atlan nutzt
eine kurze Unaufmerksamkeit des Agenten aus, um ihn zu entwaffnen. Er
könnte ihn mit einem Dagorgriff töten, was dieser genau merkt, läßt
ihn dann aber los, damit sie vernünftig miteinander reden können. Da
die GIBA bereits unterwegs zu ihnen ist, bleibt Oliver Mäuser zurück,
um zu behaupten, er habe Klem und den Flüchtling aus den Augen
verloren.

Fitz Klem und Atlan, der die präparierte Jacke wegwirft, gehen an
einen sicheren Ort, wo sie ungestört unter anderem über die Cucullaten
reden können. Diese würden zwar behaupten, von Cessair zu stammen,
doch manche Wissenschaftler, die den Verdacht hegten, daß sie gar
nicht die Ureinwohner dieses Planeten sind, haben heimlich
Gewebeproben von ihnen entnommen - die Cucullaten verbieten so etwas -
und festgestellt, daß es sich bei ihnen um Pflanzenwesen handelt und
ihr Genom nicht zu der sonstigen Biosphäre von Cessair paßt.

Fitz Klem möchte zudem wissen, was Atlan über sein Amulett weiß.
Dieser gibt einen Hinweis auf sein langes Leben, woraufhin Klem eine
berühmte Zeile von Shakespeare zitiert, wodurch er zu erkennen gibt,
daß auch seine Wurzeln weit in die Vergangenheit reichen. Atlan
spricht den Menes darauf an, der zugibt, daß er durch das Amulett ein
verlängertes Leben hat. Er hat das Schmuckstück von seiner Ahnin Skadi
Klem erhalten, die auf dem Kontinent Siluria wohnt und die Geschichte
der Menes kennt - auch einige Episoden, die der öffentlichkeit
unbekannt sind. Da Fitz Klem vermutet, Atlan wisse mehr darüber,
möchte er Skadi Klem mit Atlan besuchen.

14. März 2018
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KINO/5688: Lichtblick-Kino Berlin - »Broken American Dream«, Filme von Sean Baker, 15.03.-04.04.2018


Filme von Sean Baker

Filmreihe ab 15. März 2018 - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Sean Baker, geboren 1971 in New Jersey, studierte an der New York
University Filmwissenschaften. 2000 dreht er mit »Four Letter Words«
seinen ersten Spielfilm. Es folgten »Take Out«, »Prince of Broadway«,
und »Starlet« und »Tangerine L.A.«. Sein aktueller Spielfilm, »The
Florida Project«, feierte 2017 in Cannes Premiere und wurde beim
Filmfest Hamburg mit dem Kritikerpreis ausgezeichnet.

Zentrales Thema von Sean Bakers Filmen ist der »Broken American
Dream«. Seine Helden sind aus der prekären Unterschicht, und sie sind
durch besondere Freundschaften miteinander verbunden, an denen sie
wachsen und durch die sie schließlich gerettet werden.

In einer kleinen Reihe sind nun 3 Filme von ihm im Lichtblick-Kino zu
sehen.

 * 

Tangerine L.A. (OmU)

USA 2015, 87, Regie: Sean Baker, mit Kitana Kiki Rodriguez, Mya
Taylor, James Ransone

Weihnachten auf dem Straßenstrich in Los Angeles. Die stürmische
Transe Sin-Dee Rella kommt gerade aus dem Knast, da steckt ihr
Alexandra, dass ihr Freund und Zuhälter Chester sie mit einer echten
Frau betrogen haben soll. Sin-Dee tickt aus und will Chester zur Rede
stellen - mit Beweisstück im Schlepptau! Zusammen mit ihrer besten
Freundin jagt sie durch die Straßen von Hollywood, um die beiden
Missetäter in der abenteuerlichen Transgender-Szene zu finden...

Schwindelerregende Wortgefechte unter glutrotem Himmel - »Tangerine
L.A.« ist eine wilde und brutal ehrliche Screwball-Comedy mit Herz.
Nur mit einem iPhone und Adaptern schuf Guerilla-Filmemacher Sean
Baker große Kinobilder - ein kraftvolles, fiebriges und raues
Filmfeuerwerk! In Sundance stürmisch gefeiert - die Indie-Entdeckung
des Jahres.

Do 15.03. 18:00

Mo 19.03. 22:15

Di 20.03. 19:00

Do 22.03. 18:00

Mo 26.03. 22:15

Mi 28.03. 22:15

So 01.04. 22:00

Di 03.04. 22:00

 * 

Starlet (OmU)

USA 2012, 103, Regie: Sean Baker, mit Dree Hemingway, Besedka Johnson,
James Ransone

Die Welten der 21-jährigen Jane und der 85-jährigen Sadie kollidieren
im San Vernando Valley in Kalifornien. Jane ist eine angehende
Schauspielerin und verbringt ihre Zeit damit, mit ihren zwielichtigen
Zimmergenossen Melissa und Mikey high zu werden, während sie sich um
ihren Chihuahua Starlet kümmert. Sadie, eine Witwe im
fortgeschrittenen Alter, verbringt ihre Tage allein und sorgt sich vor
allem um ihren Blumenladen. Als die beiden Frauen bei einem Flohmarkt
aneinandergeraten und Jane kurz darauf in einem alten Erinnerungsstück
von Sadie eine Menge Geld findet, sieht sie ihre Chance gekommen und
nimmt das Geld an sich. Als sie danach ihr schlechtes Gewissen zu
plagen beginnt, fängt Jane an, Zeit mit der alten Dame zu verbringen.
Langsam nähern sich die verschlossene Frau und das sorglose Mädchen
an.

Sa 17.03. 22:15

So 18.03. 22:00

Mi 21.03. 18:30

Sa 24.03. 17:15

So 25.03. 22:15

Di 27.03. 22:15

Sa 31.03. 22:00

Mo 02.04. 22:00

Mi 04.04. 22:30

 * 

The Florida Project (OmU)

USA 2017, 115, Regie: Sean Baker, mit Willem Dafoe, Brooklynn Prince,
Bria Vinaite, Valeria Cotto, FSK: ab 0 Jahren

Orlando, Florida: Moonee ist erst 6 Jahre alt und hat bereits ein
höllisches Temperament. Nur wenige Meilen entfernt vom Eingang zu
Disneyworld wächst sie in »The Magic Castle Motel« an einem
vielbefahrenen Highway auf. Jeden Tag versucht Halley, das Leben mit
ihrer Tochter auf unkonventionelle Art und Weise zu meistern. Moonee
und ihre gleichaltrigen Freunde erklären derweil unter den wachsamen
Augen des Motelmanagers Bobby die Welt um sich herum zu einem großen
Abenteuerspielplatz...

»Der beste Film, den sie dieses Jahr sehen werden!« (L.A.es)

»Zauberhaft und hinreißend.« (New York Times)

Do 29.03. 20:00

Sa 31.03. 20:00

So 01.04. 20:00

Mo 02.04. 20:00

Di 03.04. 20:00

Mi 04.04. 18:15

http://www.lichtblick-kino.org/filmreihe/2018/18_03_Sean_Baker

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: http://www.lichtblick-kino.org
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